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A. Einleitung 
 
Aus den Ländern Syrien, Afghanistan und Eritrea kam im Zeitraum 2015 – 2018 ein 
Großteil der Flüchtlinge, die seit Beginn der Flüchtlingssituation in Deutschland Schutz 
suchen.1 Unter den Flüchtlingen befinden sich nicht nur Einzelpersonen, sondern auch 
Familien. Aus der Familienkonstellation können sich im Aufenthaltsstaat eherechtliche 
Fragestellungen ergeben. Wollen sich Ehegatten, die aus ihrer Heimat geflohen sind, 
vor einem deutschen Gericht scheiden lassen, stellt sich durch den Auslandsbezug die 
Frage, welches Recht anzuwenden ist. Ist auf die Scheidung deutsches Recht 
anzuwenden oder muss das Gericht aufgrund der Rom III-VO2 das Recht des 
Heimatstaates anwenden, das einen anderen rechtskulturellen Hintergrund aufweist 
und nicht dem deutschen Recht entspricht? Art. 4 der Rom III-VO postuliert eine 
universelle Anwendung des nach dieser Verordnung anzuwendenden Rechts. Dabei 
ist es unerheblich, ob es das Recht eines an der Verordnung teilnehmenden oder 
nichtteilnehmenden Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Drittstaates 
ist. Es wird anhand des Scheidungsrechts der Staaten Syrien, Afghanistan und Eritrea 
der These nachgegangen, dass die Rom III-VO ausländisches Recht, das einer 
kulturell anderen Rechtstradition entspringt, ausschließt, sofern es im Widerspruch zu 
den Werten der Europäischen Union oder ihrer Mitgliedstaaten steht. Hierbei wird 
dargestellt, inwieweit ein Ausschluss fremden Rechts mit den gemeinsamen Werten 
der Europäischen Union nach Art. 2 EUV3 vereinbar ist und was einen Ausschluss 
                                                 
1
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2015. S. 2, 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=1694460 (aufgerufen April 2016); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 
Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2016. S. 2, 
unter:http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201612-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 
Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2017. S. 2, unter: 
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201712-statistik-anlage-asyl-
geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 
Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2018. S. 2, unter: 
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201812-statistik-anlage-asyl-
geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019). 
2
 VERORDNUNG (EU) Nr. 1259/2010 DES RATES vom 20. Dezember 2010 zur Durchführung einer 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes anzuwendenden Rechts, ABl. EU L343/16. Die Verordnung trat am 30.12.2010, einen Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union, in Kraft und wird nachfolgend mit Rom III-VO 
abgekürzt.  
3
 EU-Vertrag (Vertrag über die Europäische Union). Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in Kraft getretenen 
Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 13)  
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rechtfertigen kann. Beinhalten die Werte der Europäischen Union auch die Abwehr 
unvereinbaren Rechts innerhalb der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten, so 
findet eine universelle Anwendung des ausländischen Rechts demnach nur dann statt, 
sofern das untersuchte ausländische Recht den Wertvorstellungen entspricht. 
Inwieweit das Scheidungsrecht der genannten Staaten den Wertvorstellungen der 
Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten entspricht, wird im Einzelnen an den 
Scheidungsarten der Staaten dargestellt. Am Beispiel Deutschlands erfolgt der 
Abgleich des ausländischen Rechts mit den nationalen Wertvorstellungen eines 
Mitgliedstaats für den Fall, dass das Scheidungsrecht der Staaten Syrien, Afghanistan 
oder Eritrea vor einem deutschen Gericht zur Anwendung kommt. Der Grundsatz der 
universellen Anwendung wird durch die Verordnung selbst durch Art. 10 und Art. 12 
Rom III-VO begrenzt. Die Grenzen werden im Wesentlichen durch die Diskriminierung 
des Zugangs zur Ehescheidung aufgrund des Geschlechts, Art. 10 Rom III-VO, oder 
durch die offensichtliche Unvereinbarkeit des ausländischen Rechts mit dem 
nationalen ordre public des Staates des angerufenen Gerichts gesetzt. Im Rahmen 
dieser Anwendungsgrenzen wird untersucht, inwieweit die Rom III-VO gegenüber dem 
Recht der Staaten Syrien, Afghanistan und Eritrea anwendungstolerant ist. Es wird 
dargestellt, ob die Verordnung wesensfremdes Recht ausschließt und sich die 
universelle Anwendung nur auf das Recht bezieht, das im Kern den Werten der 
Europäischen Union oder dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts entspricht 
oder ähnlich ist. Nach Art. 2 EUV gründet die Europäische Union auf Werten, wie der 
Achtung der Menschenwürde, der Wahrung der Grundrechte und der Gleichheit von 
Frauen und Männern. Darüber hinaus bildet die Europäische Union nach eigenem 
Verständnis nach Art. 67 Abs. 1 AEUV4 einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts und verpflichtet sich zur Achtung der Grundrechte und der verschiedenen 
Rechtsordnungen und Rechtstraditionen ihrer Mitgliedstaaten. Daraus ergibt sich zum 
einen ein gemeinsames Werteverständnis, zum anderen aber auch ein Schutzraum 
                                                 
zuletzt geändert durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen 
des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (ABl. EU L 112/21 vom 24.4.2012) m.W.v. 
1.7.2013. Wird nachfolgend mit EUV abgekürzt. 
4
 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in Kraft getretenen 
Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 47) 
zuletzt geändert durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen 
des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (ABl. EU L 112/21 vom 24.4.2012) m.W.v. 
1.7.2013. Wird nachfolgend mit AEUV abgekürzt. 
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der gemeinsamen Werte, zu dessen Achtung sich die Europäische Union verpflichtet. 
In Zivilsachen mit grenzüberschreitendem Bezug dient die Rom III-VO im Bereich der 
justiziellen Zusammenarbeit der Verwirklichung des Ziels, diesen Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts zu schaffen.5 Auch wenn die Verpflichtung der Achtung 
der Grundrechte, Rechtsordnungen und Rechtstraditionen nach Art. 67 Abs. 1 AEUV 
nach innen gerichtet ist und sich ausdrücklich auf die Mitgliedstaaten bezieht, stellt 
sich die Frage, inwieweit das europäische Verfassungsverständnis auch offen 
gegenüber Rechtstraditionen von Drittstaaten ist. Nach Art. 167 Abs. 3 AEUV fördert 
die Europäische Union im Bereich der Kultur die Zusammenarbeit mit dritten Ländern. 
Der Kulturbegriff selbst ist nicht im Vertrag definiert.6  In Abs. 2 der Präambel des EUV 
wird auf das kulturelle Erbe Europas verwiesen, zu dem auch das religiöse Erbe zählt.7 
Zählt man zum Förderungsprinzip der Kultur in Zusammenarbeit mit dritten Ländern 
deshalb auch das religiöse Erbe eines anderen Staates und der darauf aufbauen 
Rechtskultur,8 kann ein Ausschluss der Anwendung fremden Sachrechts dem 
Förderungsgedanken entgegenstehen. In diesem Zusammenhang ist zu klären, wie 
das Verhältnis der unterschiedlichen Rechtskulturen zueinander ist, wenn sie einander 
widersprechen. 
 
Im Zusammenhang mit dem Recht der zu untersuchenden Staaten Syrien und 
Afghanistan stellen sich die Fragen insbesondere im Rahmen der Privatscheidungen 
nach Schariarecht. Das Eherecht Syriens und Afghanistans basiert auf kodifiziertem 
Recht mit schariarechtlicher Prägung. Danach kann eine Ehe auch durch eine 
Privatscheidung in Form der Verstoßung der Ehefrau oder durch einen 
Scheidungsvertrag geschieden werden. Nach dem als talāq bezeichnetem Recht der 
Verstoßung kann sich der Mann grundlos von seiner Frau scheiden lassen, ohne dass 
es einer gerichtlichen Einbindung bedarf. Auch die Privatscheidung durch 
Scheidungsvertrag zwischen den Eheleuten kann ohne Involvierung von Gerichten 
und Behörden erfolgen und gilt dennoch in den Ländern Syrien und Afghanistan als 
rechtsverbindliche Ehescheidung. Diese Formen der Scheidung sind im Rechtsraum 
der Europäischen Union und den an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten 
                                                 
5
 Vgl. Erwäggrund 1 Rom III-VO. 
6
 GKK, Kotzur, Art. 167 AEUV, Rn. 4. 
7
 GKK, Kotzur, Art. 167 AEUV, Rn. 3; so auch Vedder/Heintschel von Heinegg, Vedder, Art. 167 AEUV, Rn. 
4; Häberle, S. 489. 
8
 Ebenso Häberle, S. 108. 
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nicht vorgesehen. Bis zur Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 
20.12.20179 war unklar, ob auch Privatscheidungen von der Rom III-VO erfasst 
werden. Der deutsche Gesetzgeber ging bis dahin irrtümlich10 davon aus, dass die 
Rom III-VO auch Privatscheidungen jeder Art mitumfasst.11 Die Kollisionsregelung für 
Ehescheidungen des Art. 17 Abs. 1 EGBGB a.F.12 wurde deshalb gestrichen.13 Der 
Europäische Gerichtshof kommt in seiner Entscheidung aber zu dem Ergebnis, dass 
der Begriff der „Ehescheidung“ in der Rom III-VO nur „Ehescheidungen erfasst, die 
entweder von einem staatlichen Gericht oder von einer öffentlichen Behörde bzw. 
unter deren Kontrolle ausgesprochen werden.“14 Daneben führte er aus, dass „eine 
durch einseitige Erklärung eines Ehegatten vor einem geistlichen Gericht bewirkte 
Ehescheidung (…) nicht in den sachlichen Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fällt.“15  
 
Es wird dargestellt, welche Konsequenz sich auf europäischer Ebene ergibt, dass die 
Privatscheidung nicht vom sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO erfasst 
wird. Außerdem wird der Frage nachgegangen, ob eine Einbeziehung der 
Privatscheidung unter den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO überhaupt 
dazu geführt hätte, dass eine Privatscheidung durch einseitige Erklärung eines 
Ehegatten zu einer Ehescheidung nach dem nach der Rom III-VO anzuwendenden 
Recht geführt hätte. Auf nationaler Ebene wird dargestellt, was die Neuerung des Art. 
                                                 
9
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
10
 Vgl. OLG München, Beschluss vom 13.03.2018, BeckRS 2018, 3257, Antomo, NJW 2018, 435, 437. 
11
 Vgl. BT-Drs. Nr. 17/11049 v. 17.10.2012, S. 8, unter: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711049.pdf (aufgerufen April 2019); Gesetz zur Anpassung der 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 und zur Änderung anderer 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 23.01.2013 (BGBl. I S. 101); Begründung des 
Bundesministeriums der Justiz zum Gesetz zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften 
des Internationalen Privatrechts, https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/IntGüRVG.html 
(aufgerufen April 2019). 
12
 Art. 17 EGBGB in der Fassung nach dem Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs 
(VAStrRefG), BGBl. I vom 03.04.2009, S. 700. 
13
 BT-Drs. Nr. 17/11049 v. 17.10.2012, S. 8, unter: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711049.pdf 
(aufgerufen April 2019); Gesetz zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die 
Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 und zur Änderung anderer Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 
23.01.2013 (BGBl. I S. 101); Dutta, FF 2018, 60. 
14
 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
15
 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
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17 Abs. 2 EGBGB16 bedeutet, die der deutsche Gesetzgeber vorgenommen hat, um 
die planwidrig entstandenen Regelungslücke17 im Kollisionsrecht nach der 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs zu schließen. Nach der Neuregelung 
des Art. 17 Abs. 2 EGBGB sollen nach deutschem IPR die Vorschriften des Kapitels II 
der Rom III-VO in leicht abgewandelter Form entsprechend auf Ehescheidungen 
Anwendung finden, die nicht in den Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen. Somit 
könnten die Vorschriften der Rom III-VO zumindest in Deutschland auf 
Privatscheidungen Anwendung finden,18 selbst wenn die Rom III-VO die 
Privatscheidung gerade nicht erfasst. Die Neuregelung des Art. 17 lässt jedoch zwei 
wesentliche Vorschriften der Rom III-VO nicht zur Anwendung kommen. Dies sind Art. 
10 und Art. 12 Rom III-VO. Für die Fragestellung, ob Privatscheidungen in 
Deutschland Anwendung finden ist bedeutsam, dass statt des Art. 12 Rom III-VO, Art. 
6 EGBGB die Grundlage für eine ordre public Vorbehaltsprüfung des ausländischen 
Sachrechts bildet, vgl. Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. Es wird im Zusammenhang 
mit der Änderung des Art. 17 EGBGB der Frage nachgegangen, ob die Änderung des 
Art. 17 Abs. 2 EGBGB trotz Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs in 
Deutschland eine Privatscheidung ermöglicht. 
 
Da Art. 4 Rom III-VO auch Drittstaatenrecht zur Anwendung kommen lässt, sofern es 
das nach der Rom III-VO berufene Recht ist, muss geklärt werden, wie die Werte der 
Europäischen Union und die Verwirklichung des Raums der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts auf fremdes Recht reagieren. Diese Frage stellt sich insbesondere 
dann, wenn ein ausländisches Scheidungsrecht mit den Grundrechten, auf die sich die 
Union stützt und zu deren Achtung sich die Europäische Union verpflichtet hat, nicht 
vereinbar ist. Ob es im Anwendungsbereich der Rom III-VO erforderlich ist, das 
ausländische Recht in einem solchen Fall auszuschließen oder in Teilen nicht 
anzuwenden, wird nachfolgend anhand der Art. 10 und 12 Rom III-VO untersucht. 
Weiterhin wird geklärt, unter welchen Voraussetzungen syrisches, afghanisches und 
eritreisches Scheidungsrecht in Deutschland zur Anwendung kommen kann. Dies wird 
mit der Prüfung verknüpft, ob und welche Scheidungsarten aus diesen Ländern auch 
                                                 
16
 Gesetz zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften des Internationalen Privatrechts 
vom 17. Dezember 2018. Bundesgesetzblatt Jahrgang 2018 Teil I Nr. 47, S. 2573, 2580. 
17
 Vgl. Dutta, FF 2018, 60. 
18
 So auch Antomo, StAZ 2019, 33. 
  
10
vor einem deutschen Gericht erfolgen können und welche Scheidungsarten die Rom 
III-VO nicht zulässt. 
 
Um zu klären, wann es zur Anwendung ausländischen Sachrechts auf eine 
Ehescheidung kommen kann, wird zunächst der Frage nachgegangen, welchen 
räumlichen Geltungsbereich die Rom III-VO hat, da nicht alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union an der verstärkten Zusammenarbeit im Rahmen der 
Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes teilgenommen haben. 
Daneben ist für die Anwendung der Rom III-VO relevant, seit wann diese zur 
Anwendung kommt, so dass der Frage des zeitlichen Geltungsbereichs 
nachgegangen wird. Neben dem zeitlichen Geltungsbereich wird außerdem der 
sachliche Anwendungsbereich dargestellt. Für den sachlichen Anwendungsbereich ist 
ausschlaggebend, dass sowohl die Ehescheidung als auch die Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten 
aufweisen. Dass es sich hierbei sowohl um das Recht von an der Rom III-VO 
teilnehmenden als auch nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten und sogar Drittstaaten 
handeln kann, wird in Art. 4 Rom III-VO festgelegt. Prinzipiell ergibt sich aus Art. 4 
Rom III-VO, dass je nach Fallgestaltung ausländische materielle Regelungen zur 
Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes vor einem 
mitgliedstaatlichen Gericht zur Anwendung kommen können. Daraus folgt, dass auch 
das Recht, das einem anderen Rechtskulturkreis als dem der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten entstammt, zur Anwendung kommen kann.  
 
Wie bei jeder inländischen Scheidung hat das angerufene Gericht bei einer 
Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes im Anwendungsbereich 
der Rom III-VO zunächst festzustellen, ob überhaupt eine wirksam geschlossene Ehe 
vorliegt, die geschieden oder getrennt werden soll. In diesem Zusammenhang muss 
geklärt werden, wie die Rom III-VO den Begriff der Ehe definiert. Ist es lediglich die 
Ehe zwischen Mann und Frau oder wird auch die gleichgeschlechtliche Ehe oder 
gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft unter den Ehebegriff subsumiert? 
Weiterhin wird auf einige Fragestellungen eingegangen, die sich bei im Ausland 
geschlossenen Ehen ergeben können.  
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Liegt eine wirksam geschlossene Ehe vor, stellt sich als nächstes die Frage, welche 
Formen der Scheidung es gibt. Zu unterscheiden sind hier die Scheidung durch 
hoheitlichen Akt oder die Privatscheidung, die rechtsgeschäftlicher Natur ist. Um die 
Thematik der Privatscheidung näher darzustellen, werden im ersten Teil der Arbeit 
zwei Beispiele der Privatscheidung anhand einer Privatscheidung nach islamischem 
Recht und einer Privatscheidung nach mosaischem Recht dargestellt. 
 
Weist eine Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes einen Bezug 
zum Recht verschiedener Staaten auf, ist zu klären, welches nationale Sachrecht 
hierauf anzuwenden ist und nach welchen Regeln sich die Anwendung bestimmt. Die 
Rom III-VO räumt im Rahmen der Privatautonomie den Eheleuten das beschränkte 
Wahlrecht ein, welches Sachrecht auf die Ehescheidung oder Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes anzuwenden ist, Art. 5 Rom III-VO. Die Voraussetzungen 
hierfür und die notwendigen Formalien werden eingehend dargestellt, ebenso wie das 
anzuwendende Recht, wenn die Eheleute gerade keine Rechtswahlvereinbarung für 
die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes getroffen haben, 
Art. 8 Rom III-VO. 
 
Aber auch der Anwendung des gewählten Rechts nach Art. 5 Rom III-VO werden 
Grenzen gesetzt, ebenso wie dem nach Art. 8 Rom III-VO anzuwendenden Recht. Die 
Grenzen setzt die Verordnung selbst und sie ergeben sich insbesondere aus den Art. 
10 und 12 Rom III-VO, die das ausländische Recht entweder ganz oder einzelne 
Rechtsnormen ausschließen. In welchen Fällen ein Ausschluss ausländischen 
Sachrechts erfolgt, welche Voraussetzungen dafür vorliegen müssen und welche 
Rechtsfolge daraus resultiert, wird insbesondere an der schariarechtlich geprägten 
Privatscheidung deutlich. 
 
Im Anschluss daran werden die übrigen Regelungen der Rom III-VO dargestellt, um 
insbesondere zu klären, wie in Situationen zu verfahren ist, in denen das 
anzuwendende ausländische Sachrecht das eines Mehrrechtsstaates ist oder 
unterschiedliche Regelungen für bestimmte Personengruppen trifft. 
 
Im zweiten Teil der Arbeit wird auf die derzeitige Flüchtlingssituation im 
Zusammenhang mit der Rom III-VO eingegangen. Es gibt Fallkonstellationen, für die 
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auch das jeweilige nationale Ehescheidungsrecht aus den Flüchtlingsländern zur 
Anwendung kommt. Aus diesem Grund wird das nationale Eheschließungs- und 
Ehescheidungsrecht von drei der Hauptherkunftsländer der Flüchtlinge, nämlich der 
Arabischen Republik Syrien, Afghanistans und Eritreas, ausführlich dargestellt. Eine 
Hauptschwierigkeit bei der Anwendung des ausländischen Rechts besteht darin, das 
jeweils aktuelle Recht des ausländischen Staates zu ermitteln. Hilfreich sind 
diesbezüglich die Sammlungen von Bergmann/ Ferid/ Henrich,19 jedoch sind auch 
diese teilweise nicht aktuell oder fehlen in der aktuellen Fassung vollständig. Es findet 
sich beispielsweise kein öffentlich zugängliches aktuelles eritreisches Zivilrecht aus 
2015 in Deutschland in der englischen Übersetzung. Um dennoch das aktuelle 
eritreische Eheschließungs- und Ehescheidungsrecht darstellen zu können, greift 
diese Arbeit auf ein Exemplar der Deutschen Botschaft in Asmara, Eritrea, und des US 
Library of Congress, Washington, USA, zurück. Die vorliegende Arbeit hat also auch 
den Zweck und Anspruch, dieses Recht zu analysieren und in deutscher Sprache 
zugänglich zu machen. Gleiches gilt für das Recht der Arabischen Republik Syrien und 
Afghanistans. Zwar gibt es hier deutsch- oder englischsprachige Literatur, eine 
Analyse und Ausarbeitung in deutscher Sprache fehlt bisher und wird mit dieser Arbeit 
vorgelegt.  
 
Abschließend wird an die Darstellung des nationalen Eheschließungs- und 
Ehescheidungsrechts der Länder Syrien, Afghanistan und Eritrea das jeweilige 
Ehescheidungsrecht in den Kontext der Rom III-VO gestellt und sowohl die 
Anwendung als auch die Grenzen der Anwendung des jeweiligen nationalen 
Sachrechts unter der Rom III-VO aufgezeigt. 
  
                                                 
19
 Bergmann/ Ferid/ Henrich: Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht mit Staatsangehörigkeitsrecht. 
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B.  1. Teil:  Die Rom III-Verordnung 
I. Räumlicher Geltungsbereich 
Die Rom III-VO gilt nach Art. 21 Rom III-VO unmittelbar in den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die VO definiert nach Art. 3 Nr. 1 Rom III-VO 
teilnehmende Mitgliedstaaten als jene, die „auf der Grundlage des Beschlusses 
2010/405/EU des Rates vom 12. Juli 201020 oder auf der Grundlage eines gemäß 
Artikel 331 Absatz 1 Unterabsatz 2 oder 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union angenommenen Beschlusses an der Verstärkten 
Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes anzuwendenden Rechts“ teilnehmen. Es wird dadurch klargestellt, 
dass die Rom III-VO nicht in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union Anwendung 
findet, sondern explizit nur in den teilnehmenden Mitgliedstaaten der Rom III-VO. 
Hierzu zählen neben der aus den anfänglich teilnehmenden Mitgliedstaaten, die die 
sogenannte „Koalition der 14 Willigen“21 bildeten und die aus Belgien, Bulgarien, 
Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien, Lettland, Luxemburg, Ungarn, Malta, 
Österreich, Portugal, Rumänien, Slowenien22 bestand, nunmehr auch Griechenland,23 
Litauen24 und Estland25. Die Verordnung findet derzeit in 17 teilnehmenden 
Mitgliedstaaten Anwendung. Auffällig ist, dass insbesondere die nordischen Staaten 
sowie die Mitgliedstaaten mit common law (Vereinigtes Königreich und Irland) nicht an 
der VO teilnehmen. Gerade einmal etwas mehr als die Hälfte der derzeit 28 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union partizipieren an einer Vereinheitlichung des 
                                                 
20
 Beschluss des Rates vom 12 Juli 2010 über die Ermächtigung zu einer Verstärkten Zusammenarbeit im 
Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden Rechts. ABl. 
EU L 189/12. 
21
 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 1, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
22
 Vgl. Erwäggrund 6 der Rom III-VO, 
https://e-justice.europa.eu/content_law_applicable_to_divorce_and_legal_separation-356-de.do (aufgerufen 
September 2016). 
23
 ABl. EU 14 L 23/41. 
24
 Art. 4 Abs. 2 des Beschlusses der Kommission vom 21. 11. 2012 zur Bestätigung der Teilnahme Litauens an 
der verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes anzuwendenden Rechts (2012/714/EU), ABl. EU 2012 L 323/18. 
25
 Estland hat von der Europäischen Kommission am 10.08.2016 die Bestätigung an der Teilnahme an der 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes anzuwendenden Rechts erhalten. http://europa.eu/rapid/press-release_MEX-16-
2781_en.htm (aufgerufen am 15.9.2016). 
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europäischen Scheidungsrechts.26 Für die teilnehmenden Mitgliedstaaten macht dies 
zunächst keinen Unterschied. Nach Art. 4 Rom III-VO gilt die Verordnung als loi 
uniforme.27 Deshalb kann auch das Recht der nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten 
oder von Drittstaaten in den an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten zur 
Anwendung kommen, wenn die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Für die nicht an 
der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten findet das jeweilige nationale 
Kollisionsrecht bei Ehescheidungen oder Trennungen ohne Auflösung des Ehebandes 
mit grenzüberschreitendem Bezug Anwendung. 
 
Somit hat auf dem Gebiet der Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes noch keine vollständige Vereinheitlichung stattgefunden. Für Ehepaare mit 
Scheidungs- oder Trennungsabsicht stellt sich grundsätzlich die Frage, welches Recht 
auf eine potentielle Scheidung oder Trennung anzuwenden ist. Hierfür stellt die 
Europäische Kommission zwar Informationen bereit.28 Die fehlende vollständige 
Vereinheitlichung kann aber auch immer noch zum sogenannten forum shopping 
führen, was gerade durch die Rom III-VO verhindert werden sollte.29 Forum shopping 
bezeichnet das Verhalten eines oder beider Ehegatten, die in einem 
Scheidungsverfahren bestrebt sind, die Scheidung zeitlich vor dem anderen Ehegatten 
einzureichen, um sicherzustellen, dass das Scheidungsverfahren nach einer 
Rechtsordnung erfolgt, die die eigenen Interessen nach den eigenen Vorstellungen 
am besten durchsetzt oder schützt.30 
 
Das europäische Ehescheidungs- und Trennungsrecht wurde mit der Rom III-VO 
durch die Einführung der Rechtswahlmöglichkeit grundlegend verändert. Mit der 
Verordnung ist ein wichtiger Schritt zur Schaffung eines gemeinsamen Raums der 
Sicherheit, der Freiheit und des Rechts im Bereich der grenzüberschreitenden 
                                                 
26
 Zu den nicht an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten gehören: Dänemark, Finnland, Irland, 
Kroatien, Niederlande, Polen, Schweden, Slowakei, Tschechische Republik, Vereinigtes Königreich, Zypern. 
27
 Palandt, Thorn Art. 4 Rom III, Rn. 1; Heiderhoff, FamRZ 2014, 863. 
28
 Vgl. hierzu https://e-justice.europa.eu/content und zum Bereich der Ehescheidung die jeweiligen 
Länderinformationen unter https://e-justice.europa.eu/content_divorce-45-de.de (aufgerufen jeweils September 
2016). Die Grundlage für die Bereitstellung der Informationen bildet die Entscheidung des Rates vom 28. Mai 
2001 über die Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen. ABl. EG 2001 L 
174/25. 
29
 Vgl. Erwäggrund 21, Rom III-VO; Kohler/ Pintens, FamRZ 2011, 1433, 1434. 
30
 Vgl. Erwäggrund 21, Rom III-VO. 
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Ehescheidung und Ehetrennung vollzogen worden.31 Trotz der angestrebten 
Vereinheitlichung ist das anzuwendende Recht nicht unbedingt übersichtlicher und 
weniger komplex geworden.32 
 
II. Zeitlicher Geltungsbereich 
Die Rom III-VO trat am 30.12.2010, einen Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union,33 in Kraft, Art. 21. Abs. 1 Rom III. Der Geltungsbeginn der 
Verordnung und damit deren unmittelbare und verbindliche Wirkung für die 
teilnehmenden Mitgliedstaaten war der 21. Juni 2012, vgl. Art. 21 Abs. 1 Satz. 2 und 
Abs. 2 Rom III-VO. Einzige Ausnahme bildet Art. 17 Rom III-VO, der informatorische 
Verpflichtungen der teilnehmenden Mitgliedstaaten gegenüber der EU Kommission 
enthält und bereits von Anfang an galt. Da die unmittelbare und verbindliche Wirkung 
nur für die, bis heute teilnehmenden, 17 Mitgliedstaaten gilt, verbleibt es für die übrigen 
11 nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten bei deren nationalen Regelungen zum 
internationalen Privatrecht im Rahmen der Ehescheidung und Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes. 
 
Für den zeitlichen Geltungsbereich enthält Art. 18 Rom III-VO 
Übergangsbestimmungen sowohl für gerichtliche Verfahren als auch für 
Rechtswahlvereinbarungen, wie sie die Verordnung vorsieht.  
 
1. Gerichtliche Verfahren  
Art. 18 Abs. 1 Rom III-VO stellt klar, dass die Verordnung nur für gerichtliche Verfahren 
der Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gilt, die ab dem 21. 
Juni 2012 und damit ab dem Zeitpunkt des Geltungsbeginns der Verordnung 
„eingeleitet wurden“. Für alle anderen Fälle gilt die alte Rechtslage und in Deutschland 
                                                 
31
 So auch Henrich, S. 28, Rn. 84. 
32
 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 1, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
33
 Die Veröffentlichung der Rom III-VO erfolgte am 29.12.2010 im Amtsblatt der Europäischen Union, siehe: 
ABl. EU L343/16. 
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Art. 17 EGBGB in seiner alten Fassung34 vor der Reform aus 2013.35 Was unter der 
Einleitung eines Gerichtsverfahrens zu verstehen ist, wird in den 
Begriffsbestimmungen des Art. 3 Rom III-VO nicht geregelt. Da aber für die 
Feststellung des anwendbaren Scheidungsstatuts deutlich sein muss, was genau 
hierunter zu verstehen ist, um den Zeitpunkt und das darauf abstellende anwendbare 
Recht feststellen zu können, ist die Rom III-VO verordnungsautonom36 auszulegen. 
Betrachtet man die Erwäggründe der Verordnung und hier speziell Erwäggrund 10 
Abs. 1 und Erwäggrund 13, wird auf die Brüssel IIa-VO37 verwiesen und darauf, dass 
die Bestimmungen der Rom III-VO „im Einklang“ mit der Brüssel IIa-VO stehen sollen. 
Erwäggrund 13 der Rom III-VO spricht nicht von der Einleitung eines gerichtlichen 
Verfahrens, sondern von der Anrufung des Gerichts. Die Anrufung des Gerichts 
wiederum ist in Art. 16 der Brüssel IIa-VO geregelt und danach gibt es zwei 
Möglichkeiten der Anrufung des Gerichts. Nach der ersten, Art. 16 Abs. 1 Brüssel IIa-
VO, gilt die Anrufung des Gerichts als erfolgt, wenn das verfahrenseinleitende oder ein 
gleichwertiges Schriftstück bei Gericht eingegangen ist und der Antragsteller auch die 
Zustellung des Schriftstücks an den Antragsgegner bewirkt hat. Es müssen also der 
Eingang des Schriftstücks bei Gericht und die Zustellung an den Antragsgegner 
vorliegen. In Deutschland müssen also für die Feststellung des Zeitpunktes die 
Voraussetzungen der Rechtshängigkeit nach § 261 ZPO vorliegen. Man kann deshalb 
davon ausgehen, dass alle gerichtlichen Verfahren, die ab dem 21. Juni 2012 
rechtshängig wurden, unter die Rom III-VO fallen. Der deutsche Gesetzgeber hat aber 
mit Einführung des Art. 229 § 28 EGBGB festgelegt, dass Art. 17 Abs. 1 EGBGB (alte 
Fassung nach der Reform 2013)38 und damit die Regelungen der Rom III-VO in 
Deutschland ab dem 29.01.2013 und damit später als in der Rom III-VO selbst zur 
Anwendung kommen. Mit der gesetzgeberischen Absicht, eine Rückwirkung der 
                                                 
34
 So auch Palandt, Thorn, Vorbemerkung Rom III-VO, Rn. 1; im Ergebnis Pietsch, NJW 2012, 1768, 1769; Art. 
17 EGBGB in der Fassung nach dem Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs (VAStrRefG), 
BGBl. I vom 03.04.2009, S. 700. 
35
 Vgl. Artikel 1 - Gesetz zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung 
(EU) Nr. 1259/2010 und zur Änderung anderer Vorschriften des Internationalen Privatrechts. G. v. 23.01.2013 
BGBl. I S. 101 (Nr. 3). 
36
 Vgl. EuGH IPRax 2010, 66, 69 zur Auslegung des Begriffs der Staatsangehörigkeit nach Art. 3 Abs. 1 Brüssel 
IIa-VO; im Ergebnis auch Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766. 
37
 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000. Amtsblatt Nr. L 338 vom 23/12/2003 
S. 0001 – 0029. Im Nachfolgenden als Brüssel IIa-VO bezeichnet. 
38
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Gesetzesänderung zu vermeiden,39 wurde für die Periode des Zwischenzeitraumes 
vom 21.06.2012 bis zum 29.01.2013 ein unklarer Rechtsraum geschaffen.  
 
Art. 16 Abs. 2 Brüssel IIa-VO betrifft die Fälle, in denen vor der Zustellung des Antrags 
bei Gericht an den Antragsgegner zuzustellen ist. In diesen Fällen gilt die Anrufung 
des Gerichts als erfolgt, wenn die für die Zustellung zuständige Stelle das Schriftstück 
vom Antragssteller erhalten hat und in der Folge auch die Maßnahmen für die 
Einreichung des Schriftstücks bei Gericht durch den Antragssteller getroffen wurden. 
 
In der Vergangenheit gab es Streit darüber, ob die Stellung eines 
Verfahrenskostenhilfeantrags vor dem 21. Juni 2012 die Anwendung der Verordnung 
ausschloss oder aber unbeachtlich sei, da es sich dabei noch nicht um das eigentliche 
Gerichtsverfahren handelt.40 Da die VO nunmehr seit mehr als vier Jahren gilt, sind 
diese Fragestellungen heute nicht mehr von Relevanz. Gleiches gilt für die Fälle, in 
denen sich die Fragestellung ergab, ob deutsches oder italienisches Recht auf die 
Ehescheidung Anwendung findet, wenn italienische Eheleute in Deutschland ihre 
Scheidung betreiben wollen. Wäre italienisches Recht anwendbar, wäre hiernach ein 
Trennungsverfahren zu absolvieren. Wurde dies vor dem 21. Juni 2012 nach 
italienischem Recht durchgeführt, dann erfolgt im Anschluss eine dreijährige 
Trennungsfrist. Durch die Rom III-VO würde es zu keinem Statutenwechsel kommen,41 
so dass die Eheleute hieran gebunden wären. Da auch für diese Art der Verfahren 
bereits der Zeitablauf seit Einführung der Rom III-VO eingetreten ist, wird hier nicht 
näher drauf eingegangen.42 Wie für jede Ehescheidung, die unter die Rom III-VO fällt, 
gilt nunmehr auch für diese Fälle die Möglichkeit der Rechtswahlvereinbarung der 
Eheleute für das auf die Ehescheidung anwendbare Recht. 
 
Für die Fragestellung, auf welchen Zeitpunkt bei ausländischen Privatscheidungen 
abzustellen ist, die in Deutschland anerkannt werden sollen, muss geklärt werden, ob 
Art. 18 Abs. 1 Rom III-VO unter gerichtlichen Verfahren auch Anerkennungsverfahren 
umfasst.43 Voraussetzung hierfür ist zunächst, dass die Rom III-VO auch auf 
                                                 
39
 So auch Palandt, Thorn, Art. 229 § 28 EGBGB, Rn. 1. 
40
 OLG Hamm IPRax 2014, 349, 353; OLG Stuttgart, NJW 2013, 398. 
41
 Streicher, § 2, Rn. 255. 
42
 Vgl. zu der Thematik: Streicher, § 2, Rn. 247. 
43
 Henrich, FamRZ 2013, 1485. 
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Privatscheidungen Anwendung findet.44 Ein wesentliches Kennzeichen der 
Privatscheidung ist, dass sie prinzipiell keiner gerichtlichen Mitwirkung bedarf.45 Aus 
diesem Grund kann es bereits am Kennzeichen des gerichtlichen Verfahrens nach Art. 
18 Abs. 1 Rom III-VO fehlen. Im Rahmen des Anerkennungsverfahrens nach § 107 
FamFG können Privatscheidungen, die im Ausland durchgeführt wurden, materiell-
rechtlich in Deutschland anerkannt werden. Voraussetzung dafür ist jedoch auch die 
rein deklaratorische Beteiligung eines Gerichts oder einer Behörde.46 Bei der 
Anerkennung der im Ausland ergangenen Privatscheidung ist nicht das 
verfahrensrechtliche Anerkennungsrecht maßgeblich, sondern das materielle 
Kollisionsrecht47 und damit das nach der Rom III-VO anzuwendende Scheidungsstatut, 
Art. 5 oder 8 Rom III-VO. Subsumiert man auch das Anerkennungsverfahren unter Art. 
18 Abs. 1 Rom III-VO und stellt auf den Zeitpunkt der Einleitung des 
Anerkennungsverfahrens ab48, ergibt sich auch hier der unklare Rechtsraum in 
Deutschland für die Periode vom 21.06.2012 bis zum 29.01.2013. Lässt man dagegen 
die Rom III-VO nicht zur Anwendung kommen,49 so bleibt es bei den deutschen IPR 
Regeln nach Art. 14 EGBGB. 
 
2. Rechtswahlvereinbarungen 
Die Rom III-VO ermöglicht es den Eheleuten nach den Kriterien der Art. 5 - 7 das auf 
die Ehe anzuwendende Recht und damit das Scheidungsstatut50 selbst zu bestimmen. 
Art. 18 Abs. 1, 2. Alt. Rom III-VO legt fest, dass die Verordnung nur für 
Rechtswahlvereinbarungen gilt, die nach Art. 5 Rom III-VO und ab dem 21. Juni 2012 
geschlossen wurden. Die oben angesprochene zeitliche Differenz zwischen der 
zeitlichen Geltung der Verordnung nach Art. 18 Rom III-VO und Art. 229 § 28 EGBGB 
hat keine unmittelbare Wirkung auf die Rechtswahlvereinbarungen, die ab dem 21. 
Juni 2012 geschlossen wurden. Der Grund liegt darin, dass die Differenz in der Geltung 
zwischen Europarecht und deutschem Recht nur für gerichtliche Verfahren gilt. 
                                                 
44
 Zu dieser Thematik wird insbesondere auf das Kapitel „Privatscheidung“ verwiesen. 
45
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 77. 
46
 So bereits BGH FamRZ 1982, 44, 45 zu Art. 7 § 1 Abs. 1 S. 1 FamRÄndG. 
47
 BGH NJW 1990, 2194, 2196; BGH IPRax 1995, 111, 113; Henrich, IPRax 1995, 86, 89; BGH FamRZ 2008, 
1409, 1412; Henrich, FamRZ 2008, 1413; BGH IPRax 2009, 347, 350; Siehr, IPRax 2009, 332; Zöller, Geimer, 
§ 107 FamFG, Rn. 25; Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 14, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
48
 Henrich, FamRZ 2013, 1485. 
49
 KG (Beschluss v. 19.3.2013 – 1 VA 12/12) FamRZ 2013, 1484. 
50
 Streicher, § 2, Rn. 241. 
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Dennoch bedeutet es, dass es in der Vergangenheit zu Fällen hätte kommen können, 
in denen die Rom III-VO auf Rechtswahlvereinbarungen Anwendung findet, auf die 
Ehescheidung allerdings nicht. Hätten beispielsweise die Ehegatten, die sich scheiden 
oder trennen wollen, am 22. Juni 2012 eine Rechtswahlvereinbarung geschlossen, 
wäre hierauf die Rom III-VO anwendbar. Erfolgt dann Rechtshängigkeit der Scheidung 
einen Monat später, hätte die Rom III-VO nach 229 § 28 EGBGB, der die unmittelbare 
Verordnungswirkung konterkariert, nach deutschem Recht keine Wirkung auf die 
Scheidung. Aufgrund der unmittelbaren und verbindlichen Wirkung der Rom III-VO in 
den teilnehmenden Mitgliedstaaten51 und damit auch in Deutschland wäre das 
deutsche Gericht dennoch an die Rechtswahlvereinbarung gebunden. 
 
Da bereits vor dem Beginn des zeitlichen Geltungsbereichs der Rom III-VO 
Rechtswahlvereinbarungen in einigen Ländern möglich waren, beinhaltet die 
Verordnung außerdem, dass diese Vereinbarungen wirksam sind, wenn sie den 
Voraussetzungen der Art. 6 und 7 Rom III-VO entsprechen. Das bedeutet, dass die 
Vereinbarungen nach dem gewählten nationalen Recht materiell und formell wirksam 
geschlossen worden sein müssen,52 um unter die VO zu fallen. Tun sie dieses nicht, 
wären sie dementsprechend unwirksam.  
 
Wurden Rechtswahlvereinbarungen nach dem nationalen Recht eines teilnehmenden 
Mitgliedstaates vor dem 21. Juni 2012 getroffen und ebenfalls davor ein gerichtliches 
Scheidungs- oder Trennungsverfahren in demselben Land eingeleitet, bleibt die so 
geschlossene Rechtswahlvereinbarung nach Art. 18 Abs. 2 Rom III-VO unberührt. 
Voraussetzung ist, dass die Rechtswahlvereinbarung die formellen und materiellen 
Anforderungen des nationalen Rechts erfüllt. Ist das nicht der Fall, ist die 
Rechtswahlvereinbarung unwirksam. 
 
                                                 
51
 Vgl. Art. 21 Rom III-VO. 
52
 OLG Hamm IPRax 2014, 349, 353. 
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III. Sachlicher Geltungsbereich - Ehescheidung und die Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes 
Der sachliche Anwendungsbereich der Rom III-VO ist in Art. 1 geregelt. Während Art. 
1 Abs. 1 Rom III-VO bestimmt, worauf die Verordnung Anwendung findet, nämlich auf 
die Auflösung des Statusverhältnisses der Ehegatten, legt der Negativkatalog53 des 
Art. 1 Abs. 2 fest, welche Inhalte gerade nicht von der Rom III-VO erfasst werden und 
nicht Teil des sachlichen Anwendungsbereiches sind. Art. 1 Abs. 2 Rom III-VO schließt 
damit das gesamte Scheidungsfolgenrecht aus dem Anwendungsbereich der 
Verordnung aus.54 Zum sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung gehören die 
Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, wobei beide 
Varianten eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten aufweisen müssen. Auf 
beide Varianten finden die Vorschriften der Rom III-VO gleichermaßen Anwendung,55 
ohne dass eine Unterscheidung erfolgt. 
 
Weder der Begriff „Ehescheidung“ noch „Trennung ohne Auflösung des Ehebandes“ 
wird durch die Verordnung selbst definiert. Es wird auch nicht bestimmt, was unter 
einer Verbindung zum Recht verschiedener Staaten zu verstehen ist. Aus dem 
Erwäggrund 10 der Rom III-VO ist lediglich zu entnehmen, dass der sachliche 
Anwendungsbereich und die Bestimmungen der Rom III-VO im Einklang mit der 
Brüssel IIa-VO56 stehen sollten. Da aber auch in der Brüssel IIa-VO keine 
Legaldefinitionen für die Begriffe enthalten sind, sind die Begriffe verordnungsautonom 
auszulegen.57 Das bedeutet, dass die Auslegung unter Berücksichtigung des 
Scheidungsrechts der teilnehmenden und nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten unter 
Beachtung der jeweiligen Besonderheiten und Eigenarten zu erfolgen hat.58 Der 
wesentliche Unterschied zwischen der Ehescheidung und der Trennung ohne 
                                                 
53
 Hau, FamRZ 2013, 249, 251. 
54
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766. 
55
 So auch Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 3, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
56
 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000. Amtsblatt Nr. L 338 vom 23/12/2003 
S. 0001 – 0029. 
57
 Winkler von Mohrenfels, ZEuP 2013, 699, 702; vgl. zur autonomen Auslegung von Begriffen einer Vorschrift 
des Gemeinschaftsrechts EuGH IPRax 2010, 66, 69 und EuGH FamRZ 2011, 617, 619. 
58
 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 2, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
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Auflösung des Ehebandes ist der, dass aus dem Wortlaut der Verordnung hervorgeht, 
dass bei der Trennung ohne Auflösung des Ehebandes das Eheband bestehen bleibt, 
so dass die Trennung ein Weniger zur Ehescheidung darstellt. In der Literatur wird die 
Ehescheidung als Auflösung59 des zivilrechtlichen Ehebandes zwischen den 
Eheleuten mit ex nunc Wirkung verstanden, die aufgrund von Mängeln erfolgt, die in 
der Führung der ehelichen Lebensgemeinschaft begründet sind.60 Letztlich ist für die 
Ehescheidung unter Berücksichtigung der Art. 5 und 8 Rom III-VO und der 
Begriffsbestimmung nach Art. 3 Nr. 2 Rom III-VO die Einbeziehung eines „Gerichts“ 
und damit eines Trägers hoheitlicher Gewalt in Form einer Behörde oder eines 
Gerichts erforderlich. 
 
Auch bei der Trennung ohne Auflösung des Ehebandes handelt es sich um ein 
formalisiertes, hoheitliches Verfahren, das den Zweck der Lockerung des bestehenden 
ehelichen Status verfolgt.61 Im europäischen Raum wird hierfür das italienische Recht 
angeführt, das eine Trennung von Tisch und Bett der Eheleute kennt. Auch die 
gerichtliche Bestätigung einer einvernehmlichen Trennung von Eheleuten fällt 
hierunter.62 
 
Sowohl die Ehescheidung als auch die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
bedürfen für die Anwendung der Rom III-VO der Verbindung zum Recht verschiedener 
Staaten. Diese Verbindung kann unterschiedlicher Natur sein. Kurz gefasst können 
sich Verbindungen zum Recht verschiedener Staaten aus unterschiedlichen 
Konstellationen ergeben. Als Beispiel sind zu nennen: 1. Die Eheleute haben ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Staat als ihrem Herkunftsstaat. 2. Es liegen 
unterschiedliche gewöhnliche Aufenthalte der Eheleute in unterschiedlichen Staaten 
zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts für die Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes oder der Ehescheidung vor. 3. Die Ehegatten haben unterschiedliche 
Staatsangehörigkeiten oder aber 4. Die lex fori des angerufenen Gerichts ist ein 
anderes Recht als das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltes oder der 
                                                 
59
 So auch Erwäggrund 10 Rom III-VO. 
60
 Rauscher, Rauscher, Art. 1 Brüssel IIa-VO, Rn. 1; Erman, Hohloch, Art. 1 Rom III-VO, Rn. 1ff. 
61
 Mörsdorf-Schulte, RabelsZ 2013, 786, 805; Rauscher, Rauscher, Art. 1 Brüssel IIa-VO, Rn. 2. 
62
 Vgl. Palandt, Thorn, Art. 1 Rom III, Rn. 2; OLG Karlsruhe, FamRZ 1991, 1308. 
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Staatsangehörigkeit der Eheleute, da es weder einen gemeinsamen gewöhnlichen 
Aufenthalt noch eine gemeinsame Staatsangehörigkeit der Eheleute gibt. 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der Rom III-VO gilt nur für die materiell-rechtlichen 
Fragestellungen der Ehescheidung oder der Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes. Formalrechtliche Fragen werden durch die Brüssel IIa-VO geregelt. 
 
Nicht vom Anwendungsbereich der Rom III-VO erfasst sind die 
Regelungsgegenstände, die in Art. 1 Abs. 2 Rom III-VO aufgelistet werden. Das gilt 
auch für den Fall, dass sie als Vorfrage, die sich im Zusammenhang mit einem 
Ehescheidungs- oder Trennungsverfahren stellt, zu klären sind. Dieser Ausschluss 
bedeutet aber nicht, dass diese Fragestellungen nicht in einem entsprechenden 
Scheidungs- oder Trennungsverfahren zu klären oder zu erörtern wären. Es bedeutet 
lediglich, dass die Normen der Verordnung hierauf keine Anwendung finden und 
deshalb andere europarechtliche oder völkerrechtliche Regelungen oder das 
allgemeine IPR Anwendung finden. 
 
Zu den nicht von der Rom III-VO erfassten Regelungsgegenständen zählen das 
Bestehen, die Gültigkeit oder die Anerkennung einer Ehe, Art. 1 Abs. 2 Buchstabe b), 
sowie die Ungültigerklärung einer Ehe, Art. 1 Abs. 2 Buchstabe c). Letztere ist zwar 
ausdrücklich Teil der Brüssel IIa-VO (Art. 1 Abs. 1 Buchstabe a)), auf die die Rom III-
VO immer wieder verweist. Diese Fragestellung ist aber explizit nicht Teil der Rom III-
VO.63 Außerdem sind nach Art. 1 Abs. 2 Rom III-VO die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit natürlicher Personen, Buchstabe a), die Namen der Ehegatten, 
Buchstabe d), die vermögensrechtlichen Folgen der Ehe, Buchstabe e), die elterliche 
Verantwortung, Buchstabe f), Unterhaltspflichten, Buchstabe g) sowie Trusts und 
Erbschaften, Buchstabe h), nicht erfasst. Für diese Regelungsgegenstände gelten, 
wenn sie europarechtlich geregelt sind, beispielsweise die Haager Protokolle, wie das 
Haager Unterhaltsprotokoll64 für Unterhaltspflichten. 
 
                                                 
63
 Siehe Erwäggrund 10 Abs. 1 Rom III-VO. 
64
 Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 23.11.2007, ABl. EU 09 L 
331/19. 
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1. Fragestellungen zum Geltungsbereich der Rom III-VO 
Die Rom III-VO hat als eines ihrer primären Ziele die universelle Anwendung der darin 
niedergelegten kollisionsrechtlichen Bestimmungen. Die in der Rom III-VO 
festgelegten Bestimmungen sollen es ermöglichen, dass sowohl das Recht der 
teilnehmenden als auch der nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten zur Anwendung 
kommen kann. Gleiches gilt, wenn das Recht von Drittstaaten aufgrund der in der Rom 
III-VO festgelegten Bestimmungen zur Anwendung kommt.65 Je nach Fallgestaltung 
können unterschiedliche materiell-rechtliche Regelungen zur Ehescheidung und 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes vor einem mitgliedstaatlichen Gericht zur 
Anwendung kommen. Hierbei kann es sich um das Recht teilnehmender oder 
nichtteilnehmender Mitgliedstaaten der EU handeln oder um materiell-rechtliches 
Drittstaatenrecht. 
 
Daraus leitet sich die Frage ab, ob sämtliche Formen der Ehescheidung oder der 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes zwischen Mann und Frau, die es innerhalb 
und außerhalb der Europäischen Union gibt, unter die Rom III-VO fallen. Was ist der 
genaue Regelungscharakter der Verordnung, die eine universelle Anwendung 
anstrebt? Diese Frage stellt sich insbesondere dahingehend, da in der Europäischen 
Union nicht nur Bürger der einzelnen Mitgliedstaaten wohnen und arbeiten, sondern 
auch ein gewisser Anteil von Bürgern aus Drittstaaten stammt. In diesen Drittstaaten 
können unterschiedliche kulturelle und religiöse Hintergründe aber eben auch 
rechtliche Traditionen vorherrschen, die gegebenenfalls andere Arten der Ehe- oder 
Scheidungsvoraussetzungen kennen als die einzelnen Unionsstaaten. Die aktuelle 
Flüchtlingssituation führt ebenfalls dazu, dass zukünftig der Anteil der Ehescheidungen 
rein statistisch betrachtet zunehmen wird, bei dem die Ehepartner einen 
Migrationshintergrund aufweisen. Viele der Flüchtlinge stammen aus arabischen 
Ländern mit islamischem Rechtshintergrund aber auch aus afrikanischen oder 
asiatischen Staaten und somit aus Ländern, in denen das Recht andere Wurzeln hat 
als das der Mitgliedstaaten der Europäischen Union.66 Weiterhin stellt sich dann in 
diesem Zusammenhang die Frage der Nachprüfbarkeit der wirksam im Herkunftsland 
geschlossen Ehe. Nur die wirksam geschlossene Ehe kann auch geschieden oder 
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 Vgl. hierzu Erwäggrund 12 Rom III-VO. 
66
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2015. S. 2. 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=1694460 (aufgerufen April 2016). 
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getrennt werden. Im Rahmen einer Flucht kann es zum Verlust entsprechender 
Dokumente und Nachweise kommen. Darüber hinaus können solche Dokumente 
bereits im Herkunftsland im Rahmen von kriegerischen Auseinandersetzungen 
verloren gegangen sein. Auch entsprechende Register im Herkunftsland können 
zerstört worden sein, was zu erheblichen Schwierigkeiten des Nachweises der 
wirksamen Eheschließung führen kann. Diese Problematik stellt sich insbesondere für 
Gerichte, die von Amts wegen das jeweils nationale Recht zu ermitteln67 und somit 
auch zu prüfen haben, ob die Ehe, die geschieden werden soll, überhaupt nach dem 
jeweils zugrunde zu legenden Recht wirksam eingegangen worden ist. 
 
2. Wirksame Ehe als Voraussetzung 
Für die Scheidung einer Ehe oder deren Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
gilt, dass das Gericht zunächst von Amts wegen prüfen muss, ob eine wirksam 
geschlossene Ehe vorliegt.68 Dass es sich um eine wirksam geschlossene und nicht 
ungültige Ehe handeln muss, ergibt sich aus Art. 1 Abs. 2 Buchstabe c) Rom III-VO, 
wonach die Ungültigerklärung einer Ehe aus dem Regelungsbereich der Rom III-VO 
herausfällt. Art. 1 Abs. 2 Buchstabe b) Rom III-VO besagt aber ausdrücklich, dass die 
Verordnung nicht auf die Fragestellungen anzuwenden ist, die das Bestehen, die 
Gültigkeit oder die Anerkennung einer Ehe betreffen. Dies ist aber nicht so zu 
verstehen, dass die notwendige materiell-rechtliche Prüfung der Ehe durch das 
zuständige Gericht ausgeschlossen ist. Es bedeutet lediglich, dass die 
kollisionsrechtlichen Bestimmungen der Rom III-VO hierauf nicht anzuwenden sind. 
Für die Fragestellung der wirksamen Ehe als Scheidungsvorfrage gilt also nicht die 
Rom III-VO. Es gibt auch keine andere europäische Verordnung, die Regelungen für 
die Eheschließung aufweist. Der Grund dafür ist darin zu sehen, dass der 
internationalrechtliche Bezug zwischen den Brautleuten erst mit der Heirat begründet 
wird und sie zuvor nach den jeweils nationalrechtlichen Vorschriften beurteilt werden. 
Das Europarecht hat für kollisionsrechtliche Bestimmungen bei der Eheschließung 
keine Bedeutung. Wenn zudem keine völkerrechtlichen Verträge69 vorliegen, die in 
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 Vgl. BGHZ 118, 151, 163 f. 
68
 OLG Zweibrücken FamRZ 1998, 1115; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 294; Althammer, NZFam 2015, 9, 
11. 
69
 Als Beispiel sei hier das deutsch- iranische Niederlassungsabkommen, vom 17.2.1929, neu bekanntgemacht 
am 15.07.1955, BGBl II, 829 zu nennen, wenn beide Ehegatten die iranische Staatsangehörigkeit haben. 
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nationales Recht transformiert wurden und daher unmittelbar Anwendung finden, gilt 
das jeweilige nationale IPR. Für Deutschland findet auf die Fragestellung der 
Eheschließung nach Art. 3 EGBGB deutsches IPR Anwendung und somit die 
Regelungen der Art. 3 ff. EGBGB. Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB bestimmt sich das auf 
die Eheschließung anzuwendende Personalstatut nach dem Recht desjenigen 
Staates, dem der jeweilige Verlobte unmittelbar vor der Eheschließung70 angehört. Es 
gilt also das Staatsangehörigkeitsprinzip. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs71 müssen in einem solchen Fall sämtliche für die Eheschließung 
erforderlichen Kriterien für jeden Verlobten nach den Bestimmungen des auf ihn 
anzuwenden jeweiligen nationalen Rechts vorliegen. Hierzu zählen beispielsweise die 
Ehefähigkeit des Verlobten, das Vorliegen der Willensbildung zur Heirat sowie etwaige 
vorliegende Ehehindernisse nach dem jeweiligen nationalen Recht. Zu diesen 
Ehehindernissen kann auch gehören, dass der jeweilige Verlobte bereits verheiratet 
ist oder war und diese Ehe zwar in einem Land geschieden wurde aber womöglich 
nicht von einem anderen Staat anerkannt wurde. So hat das 
Bundesverfassungsgericht schon früh die Eheschließungsfreiheit als das Recht oder 
„die Freiheit, die Ehe mit einem selbst gewählten Partner einzugehen“,72 definiert, aber 
auch gleichzeitig festgestellt, dass eine nach deutschem Recht geschiedene Ehe im 
Ausland gegebenenfalls nicht anerkannt und dort als Ehehindernis angesehen wird.73 
Eine solche Einschränkung der Eheschließungsfreiheit ist aus deutscher Sicht auch 
für den Ausländer nicht mit dem Grundrecht der Eheschließungsfreiheit vereinbar.74 
Eine Heirat in Deutschland ist deshalb möglich, auch auf die Gefahr hin, eine „hinkende 
Ehe“ zu begründen,75 die nach dem Heimatrecht des Ausländers nicht anerkannt wird.  
 
Sobald ein Sachverhalt mit internationaler Prägung vor ein deutsches Gericht gelangt, 
also auch in Fällen von binationalen Ehen oder solchen, die im Ausland geschlossen 
wurden und nun geschieden werden sollen, hat das jeweilige zuständige deutsche 
Gericht von Amts wegen das internationale Privatrecht anzuwenden.76 Zudem ist für 
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 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 4; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 295. 
71
 BGH FamRZ 1991, 300, 302; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 295. 
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 BVerfG NJW 1971, 1509; BVerfG 31, 58, 67. 
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 BVerfG NJW 1971, 1509, 1513 am Beispiel des spanischen kanonischen Rechts, das eine Ehescheidung 
verbietet. 
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 BVerfG NJW 1971, 1509, 1513. 
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 Zur Thematik der hinkenden Ehe siehe das gleichnamige Kapitel in dieser Arbeit. 
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 BGH FamRZ 1993, 1051. 
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die Prüfung der wirksam geschlossenen Ehe bei einem internationalen Sachverhalt 
der Grundsatz des „ärgeren Rechts“77 bei der Prüfung der Wirksamkeit der 
geschlossenen Ehe zu berücksichtigen. Dieser Grundsatz besagt, dass bei der 
Prüfung der Ehevoraussetzungen nach unterschiedlichen Heimatstaatsrechten der 
Verlobten das strengere Recht den Maßstab bildet und die Ehe auch nach diesen 
Voraussetzungen als geschlossen gelten muss. Grund dafür ist die Vermeidung einer 
Ehe, die nach dem Recht des Staates eines der Verlobten wirksam wäre, nach dem 
Recht des anderen jedoch nicht. 
 
Sind diese Kriterien erfüllt, liegen die Eheschließungsvoraussetzungen nach 
deutschem IPR vor. Fehlt es an einer der Voraussetzungen, kann aber auch deutsches 
Recht Anwendung finden, wenn ein gewisser Inlandsbezug78 gegeben ist. Dafür ist es 
nach Art. 13 Abs. 2 EGBGB erforderlich, dass wenigstens einer der Verlobten 
Deutscher ist oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat. Außerdem 
müssen die Verlobten alles ihnen Zumutbare unternommen haben, die 
Eheschließungsvoraussetzung zu erfüllen und eine Versagung der Ehe mit der 
Eheschließungsfreiheit unvereinbar sein. Liegen diese Voraussetzungen kumulativ 
vor, kann auch ein Fehlen der Ehevoraussetzung bei einem oder beiden Verlobten, 
dennoch zu einer Eheschließung unter Anwendung deutschen Rechts führen, sofern 
die Bestimmungen dann eingehalten werden, vgl. Art. 13 Abs. 2 EGBGB. Die 
Voraussetzungen des Art. 13 Abs. 2 EGBGB finden auch auf Staatenlose, Art. 5 Abs. 
2 EGBGB, Anwendung, sofern sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland 
haben. Das gleiche gilt für Flüchtlinge mit anerkanntem Flüchtlingsstatus. Der 
anerkannte Flüchtlingsstatus führt zum Statuswechsel79 und damit zum deutschen 
Personalstatut. 
 
Neben dem Personalstatut, das für die Verlobten gilt und anhand dessen sich die 
Eheschließungsvoraussetzungen bestimmen, ist bei einer Eheschließung im Ausland 
noch das Formstatut nach Art. 11 Abs. 1 EGBGB zu beachten. Art. 11 EGBGB 
unterscheidet bei der Prüfung der formell rechtmäßig geschlossenen Ehe nach dem 
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 OLG Düsseldorf, IPRax 1993, 251; Erman, Hohloch, Art. 13 EGBGB, Rn. 37. 
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 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 16f; Erman, Hohloch, Art. 13 EGBGB, Rn. 18. 
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 BGH FamRZ 2007, 109; OLG Rostock FamRZ 2006, 947, 948; Erman, Hohloch, Art. 5 EGBGB, Rn. 66; 
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Wirkstatut (Geschäftsrecht) und dem Ortsrecht. Entspricht die im Ausland 
geschlossene Ehe dem dortigen Ortsrecht, gilt sie als rechtswirksam geschlossen. Art. 
11 Abs. 1, 2. Alt. EGBGB ist eine Sachnormverweisung,80 die das ausländische Recht, 
das auf die Eheschließung anzuwenden ist, unmittelbar zur Anwendung kommen lässt. 
Sind die Voraussetzungen des Ortsrechtes eingehalten worden, gilt die Ehe nach Art. 
11 Abs. 1 EGBGB als formgültig geschlossen. Dies gilt auch dann, wenn in einem 
solchen Fall das Heimatrecht der Eheleute dem entgegensteht.81  
 
Liegen bei einer im Ausland geschlossenen Ehe die zuvor genannten 
Voraussetzungen zum Personalstatut und/ oder zum Formstatut vor, gilt die Ehe als 
wirksam geschlossen. Im Falle einer Scheidung der Ehe nach der Rom III-VO, wäre 
die Vorfrage des Bestehens einer Ehe positiv zu beantworten. 
 
Von der Eheschließung sind die Ehewirkungen zu unterscheiden. Die Ehewirkungen 
beurteilen sich nach Art. 14 EGBGB und unterliegen nicht dem Anwendungsbereich 
der Rom III-VO. Aus diesem Grund wird auf die Ehewirkungen nicht näher 
eingegangen. 
 
a. Ermittlung ausländischen Rechts 
Um die Frage klären zu können, ob die jeweilige Ehe rechtskonform nach dem Recht 
des Staates geschlossen wurde, in dem sie eingegangen wurde und ob die einzelnen 
für die Verlobten nach deren jeweiligen Heimatrecht erforderlichen 
Ehevoraussetzungen vorgelegen haben, muss zunächst einmal das jeweilige 
Heimatrecht und das Ortsrecht des Eheschließungslandes ermittelt werden. Dies gilt 
für sämtliche Ehen mit Auslandsbezug. Hierbei kann es zu unterschiedlichsten 
Fallgestaltungen kommen. Es können nicht nur die Ehegatten unterschiedliche 
Herkunftsländer haben, sondern zudem in einem Land geheiratet haben, dass weder 
das Herkunftsland des einen noch des anderen Ehegatten ist. Auch gibt es Fälle, in 
denen Ehegatten zwar dieselbe Staatsangehörigkeit und in ihrem Heimatland 
geheiratet haben, das Heimatland jedoch zwei oder mehr Rechtssysteme besitzt und 
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 Vgl. Rauhmeier, StAZ 2011, S. 315. 
81
 Jayme, StAZ 1982, 208. 
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auf beide Ehegatten ein anderes Rechtssystem anzuwenden ist. Dies kann religiöse 
oder regionale Gründe haben. 
 
Wird vor einem deutschen Gericht ein Antrag auf Ehescheidung, § 1564 BGB, gestellt 
und liegt ein Fall mit Auslandsbezug vor (wenigstens ein Ehegatte ist Ausländer oder 
die Eheleute haben im Ausland geheiratet), muss das Gericht von Amts wegen das 
jeweilige Heimatrecht und/ oder das Ortsrecht der Eheschließung ermitteln, § 293 
ZPO. Für die Ermittlung des ausländischen Rechts und zur Feststellung der 
Wirksamkeit der Ehe, aber auch für die Anwendung des Kollisionsrechts, hat sich das 
Gericht aller Rechtsquellen zu bedienen, die für die Ermittlung erforderlich82 sind. 
Hierzu gehört auch die ausländische Rechtspraxis und Rechtsprechung.83 An den/ die 
jeweilige/ n Richter/ Richterin werden also für die Ermittlung strenge und umfangreiche 
Anforderungen gestellt, was die Ermittlung und Ausschöpfung der Erkenntnisquellen 
angeht, um eine mit dem Recht des jeweiligen Landes konforme Entscheidung zu 
treffen. Dennoch kann es Fälle geben, in denen sich das ausländische Recht, das auf 
den Sachverhalt anzuwenden wäre, nicht ermitteln lässt. Laut Bundesgerichtshof84 ist 
in einem solchen Fall deutsches Recht „hilfsweise“ anzuwenden und es sind keine 
Auslegungsentscheidungen des ausländischen Rechts zu treffen. Ergibt sich aus 
dieser hilfsweisen Anwendung kein befriedigendes Ergebnis, kann das Recht zur 
Auslegung herangezogen werden, dass dem ausländischen Recht am nächsten 
steht.85 Um welches Recht es sich dabei handelt, ist eine Auslegungsfrage. Zur 
Klärung dieser Frage muss sich das Gericht wiederum im Rahmen einer 
vergleichenden Rechtsdarstellung alle zugänglichen Quellen des ausländischen 
Rechts zunutze machen.  
 
b. Arten der Ehe und Formen der Eheschließung  
Nachfolgend wird aufgezeigt, welche Arten der Ehe und welche Formen der 
Eheschließung unter die Regelungen der Rom III-VO fallen oder von ihr nicht erfasst 
werden. 
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 OLG Frankfurt/Main FamRZ 2000, 37. 
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 BGH NJW 2003, 2685. 
84
 BGH FamRZ 1982, 263. 
85
 BGH FamRZ 1982, 263. 
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aa. Ehe zwischen Mann und Frau 
Auch wenn es die Rom III-VO ausdrücklich nicht benennt, stellt sie auf die 
Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes zwischen Mann und 
Frau und damit auf die verschieden geschlechtliche Ehe ab. Dies ergibt sich aus dem 
allgemeinen Eheverständnis der teilnehmenden Mitgliedstaaten, aus der Auslegung 
von Erwäggrund 10 und der Einbeziehung der Brüssel IIa-VO. Zwar wird dort nicht 
explizit auf die verschieden geschlechtliche Ehe abgestellt. In der Bescheinigung 
gemäß Artikel 39 Brüssel IIa-VO i.V.m. Anhang I der Brüssel IIa-VO sind aber bei 
Entscheidungen in Ehesachen diverse erforderliche Angaben abzugeben. Zu diesen 
zählen auch der Name der Ehefrau und der Name des Ehemannes. 
Geschlechtsneutrale und verallgemeinernde Kriterien wie etwa Name des Ehepartners 
zu 1 und zu 2 sind nicht zu finden. Auch im verordnungsgebenden Verfahren sind 
keine weiteren Hinweise zu finden, die eine andere Auslegung zulassen. Die Ehe 
zwischen Mann und Frau ist der primäre Anwendungsbereich der Verordnung. 
 
bb. Gleichgeschlechtliche Ehe 
Ob die gleichgeschlechtliche Ehe von der Rom III-VO erfasst wird, ist umstritten. Die 
VO selbst besagt in Artikel 1 Abs. 1 für den Anwendungsbereich lediglich: „Diese 
Verordnung gilt für die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes in Fällen, die eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten 
aufweisen.“86 Eine Definition des Ehebegriffs selbst enthält die Verordnung nicht.87 Die 
Erwäggründe der Verordnung treffen keine Aussage darüber, ob es sich bei der Ehe 
lediglich um das traditionelle Modell der Ehe zwischen Mann und Frau oder aber auch 
die gleichgeschlechtliche Ehe handelt. Auch die Protokolle der 
Verordnungsentstehung sagen darüber nichts aus, obwohl es zum 
Entstehungszeitpunkt in einigen Mitgliedstaaten bereits gleichgeschlechtliche Ehen 
gab.88 Was „Ehe“ im Sinne der Verordnung ist, ist deshalb in der Literatur umstritten. 
                                                 
86 VERORDNUNG (EU) Nr. 1259/2010 DES RATES vom 20. Dezember 2010 zur Durchführung einer 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes anzuwendenden Rechts. 
87
 So auch Hau, FamRZ 2013, 249, 250; Mörsdorf-Schulte, RabelsZ 2013, 786, 800; Althammer, NZFam 2015, 
9, 11; Winkler von Mohrenfels, ZEuP 2013, 699, 702. 
88
 Beispielsweise in Spanien ab 2005, Ley 13/2005, de 1 de julio, por la que se modifica el Código Civil en 
materia de derecho a contraer matrimonio, BOE Nr. 157, 2.7.2005; Portugal ab 2010, vgl. Act 9/2010, 
31.5.2010. 
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Es gibt Stimmen, die der Auffassung sind, dass unter „Ehe“ im Sinne der Verordnung 
nicht nur die klassische Ehe zwischen Mann und Frau erfasst wird, sondern auch die 
gleichgeschlechtliche Ehe, was sich aus Art. 13, 2. Alt. Rom III-VO ergibt.89 Art. 13 
Rom III-VO besagt, dass die Gerichte eines teilnehmenden Mitgliedstaats nicht 
verpflichtet sind, eine Ehescheidung auszusprechen, wenn die Ehescheidung nach 
nationalem Recht nicht vorgesehen ist oder die Ehe für die Zwecke des 
Scheidungsverfahrens nach nationalem Recht nicht als gültig angesehen wird.90 Art 
13 Rom III-VO wurde primär wegen des sogenannten „Malta-Problems“91 eingefügt, 
da Malta die Ehescheidung bis 2011 nicht vorsah.92 Ob Art. 13 Rom III-VO deshalb die 
Hintertür ist, mit der die gleichgeschlechtliche Ehe in den Anwendungsbereich der 
Verordnung fällt, ist als sehr fraglich anzusehen.93 Der Verweis auf das nationale Recht 
kann ebenso verstanden werden, dass Ehen, die das nationale Recht nicht kennt, nicht 
geschieden werden können. Art. 13, 2. Alt. Rom III-VO kann demnach die 
gleichgeschlechtlichen Ehen ebenso ausschließen.94 Zudem gibt es Ehen, die nach 
nationalem Recht nicht geschieden werden können, da diese fehlerhaft geschlossen 
wurden und deshalb nur aufgehoben aber nicht geschieden werden können. In 
Deutschland sind dies Fälle nach §§ 1313 ff. BGB. Der Zweck der Rom III-VO ist es 
nicht, solche Scheidungen in den Mitgliedstaaten zu erzwingen. Demzufolge ist Art. 13 
Rom III-VO nach der Einführung des Ehescheidungsrechts in Malta rein 
deklaratorische Bedeutung zuzumessen. Für die gleichgeschlechtliche Ehe ist deshalb 
davon auszugehen, dass die beginnende Entwicklung der gleichgeschlechtlichen 
Ehen in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht in der Entstehung der Rom III-VO 
thematisiert wurde und deshalb auch keinen Einzug in die VO erhalten hat. Die 
Diskussionen um eine Vereinheitlichung des Ehescheidungsrechts auf europäischer 
Ebene gestalteten sich als Herausforderung. Bereits die Verwendung des klassischen 
Ehebegriffs als Ehe zwischen Mann und Frau hat zu einem Europa der zwei 
Geschwindigkeiten auf dem Gebiet der Ehescheidung geführt.95 Weder aus den 
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 Gruber, IPRax 2012, 381, 382; Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766. 
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 BGH, Urteil vom 20.02.2013 - XII ZR 8/11, BeckRS 2013, 04956; Kohler/ Pintens, FamRZ 2011, 1433, 1434. 
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250 f. 
94
 So auch Hau, FamRZ 2013, 249, 250 f. 
95
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Protokollen noch aus den Erwäggründen gibt es Hinweise auf die Einbeziehung 
gleichgeschlechtlicher Ehen. Für einzelne Mitgliedstaaten ist der Umgang mit dem 
Ehebegriff für gleichgeschlechtliche Paare herausfordernd genug. Aus diesen 
Gründen ist davon auszugehen, dass sich die beteiligten Mitgliedstaaten nur auf 
Fragestellungen und Regelungen der Trennung / Scheidung der Ehe zwischen Mann 
und Frau einigen wollten und nicht auch eine umfassende Regelung schaffen wollten, 
die gleichgeschlechtliche Ehen einbezieht. Ein einheitliches Scheidungsrecht für alle 
Formen der Ehe gibt es auf europäischer Ebene deshalb nicht. Die Scheidung 
gleichgeschlechtlicher Ehen unterliegt demnach nicht der Rom III-VO.96  
 
Somit klammert das europäische Scheidungsrecht nach aktuellem Stand die 
gleichgeschlechtlichen Ehen aus der Rom III-VO aus und es verbleibt bei 
unterschiedlichen Regelungsansätzen der Trennung oder Scheidung 
gleichgeschlechtlicher Ehen nach nationalem Recht und Kollisionsrecht. 
 
Was folgt daraus? In vielen Mitgliedstaaten gibt es die gleichgeschlechtliche Ehe.97 
Um hier einige Beispiele zu nennen: In Spanien wurde die gleichgeschlechtliche Ehe 
2005 durch das Ley (Gesetz) 13/2005, de 1 de julio, por la que se modifica el Código 
Civil en materia de derecho a contraer matrimonio98 eingeführt. Danach gelten laut der 
Neufassung des Art. 44 Código Civil (spanisches bürgerliches Gesetzbuch) die 
Wirkungen und Anforderungen für die Ehepartner unabhängig davon, ob sie gleichen 
oder unterschiedlichen Geschlechts99 sind. Portugal führte die gleichgeschlechtliche 
Ehe 2010 mit der Änderung des Familiengesetzes ein.100 Art. 1577 des 
portugiesischen Bürgerlichen Gesetzbuches wurde dahingehend geändert, dass die 
Ehe nicht mehr „als Heirat zwischen zwei Personen unterschiedlichen Geschlechts“, 
sondern nur noch „als Heirat zwischen zwei Personen“ definiert wird. In Frankreich101 
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 Winkler von Mohrenfels, ZEuP 2013, 699, 703; Pietsch, NJW 2012, 1768; Wiggerich, FamRZ 2012, 1116, 
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gibt es die gleichgeschlechtliche Ehe seit 2013. Art. 143 des Code Civil (französisches 
Bürgerliches Gesetzbuch) wurde neu gefasst, so dass die Ehe zwischen zwei 
Personen unterschiedlichen Geschlechts („sexe différent“) oder desselben 
Geschlechts („même sexe“) geschlossen werden kann.102 Allein im Jahr der 
Gesetzesänderung wurden in Frankreich 7.000 gleichgeschlechtliche Ehen 
geschlossen.103 Ebenfalls führten England und Wales 2013 den Marriage (Same Sex 
Couples) Act 2013 ein, der am 17. Juli 2013 den Royal Assent erhielt.104 Das 
bestehende Eherecht wurde auf gleichgeschlechtliche Paare erweitert („Extension of 
marriage to same sex couples“)105 und ist mit wenigen Ausnahmen mit der Ehe 
zwischen Mann und Frau identisch.106 In Irland wurde 2015 der Marriage Act 
abgeändert, so dass auch gleichgeschlechtliche Partner die Ehe eingehen können.107  
 
Innerhalb der Europäischen Union gibt es keinen einheitlichen Ehebegriff mehr. In 
einigen Staaten wurde der Ehebegriff in den vergangenen Jahren modifiziert und 
umfasst gleichgeschlechtliche und verschieden geschlechtliche staatlich anerkannte 
Beziehungen. In anderen Mitgliedstaaten hat der Ehebegriff einen hohen 
Symbolwert108 und erkennt hierunter lediglich die Ehe zwischen Mann und Frau an.109 
Kroatien hat diese Ehedefinition sogar verfassungsrechtlich verankert.110 Dennoch 
zeigt die Entwicklung der letzten Jahre, dass innerhalb der Europäischen Union ein 
Wandel des Ehebegriffs stattfindet. Dieser ist nicht in allen Staaten gleich und führt 
nicht immer zu demselben Ergebnis oder in dieselbe Richtung. 
 
Dieser Wandel hat bisher die Rom III-VO nicht erreicht. Ein Hilfskonstrukt über Art. 13, 
2. Alt. Rom III-VO überzeugt nicht. Aus der Entstehung der Rom III-VO lassen sich 
keine Anhaltspunkte dafür ableiten, dass die gleichgeschlechtliche Ehe überhaupt zum 
Regelungstatbestand der Rom III-VO gehören sollte. Vielmehr beschränkt sich die 
Verordnung auf den klassischen Ehebegriff zwischen Mann und Frau. Mit dieser 
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Einschränkung der Rom III-VO erwächst innerhalb Europas wieder ein 
Ungleichgewicht und zwar dahingehend, dass es bei der Regelung zur Scheidung oder 
Trennung von gleichgeschlechtlichen Ehen oder deren Anerkennung als Ehe auf das 
nationale Recht und Kollisionsrecht ankommt. Bei gleichgeschlechtlichen Ehen gibt es 
im Rahmen von Arbeitnehmerfreizügigkeit im europäischen Kontext dieselben oder 
ähnliche Fragestellungen, wie die Rom III-VO diese für die Trennung oder Scheidung 
einer Ehe von Mann und Frau regelt. Nach bisheriger europäischer Rechtslage sind 
homosexuelle Paare mit binationalem Hintergrund, einem Aufenthalt in anderen 
Ländern als dem Herkunftsmitgliedstaat oder einem Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Trennung in unterschiedlichen Mitgliedstaaten an das jeweilige nationale Recht 
gebunden. Da es keine europäischen Regelungen gibt, wie beispielsweise die 
Möglichkeit der Rechtswahlvereinbarung nach der Rom III-VO, bleiben alle Themen, 
die die Rom III-VO vereinheitlichen, vereinfachen oder verhindern will (forum 
shopping) auf dem Gebiet der gleichgeschlechtlichen Ehe unberücksichtigt. 
 
Eine Vereinheitlichung oder Angleichung der gleichgeschlechtlichen Ehen an die 
Themenstellungen der Rom III-VO wäre wünschenswert. Hier kann eventuell eine 
Vorabentscheidung nach Art. 267 AEUV des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
Klärung schaffen, ob der Ehebegriff der Rom III-VO die gleichgeschlechtliche Ehe 
umfasst. Nur muss dafür zunächst eine Anfrage auf Vorabentscheidung gestellt 
werden. Wenn die nationalen Gerichte auch bei binationalen gleichgeschlechtlichen 
Ehen auf nationales Recht / Kollisionsrecht zurückgreifen, wird es hierzu aber aller 
Voraussicht nach erst gar nicht kommen. Eventuell nur in Fällen, in denen diese 
Fragestellung vor das Gericht eines Landes gebracht wird, dass die 
gleichgeschlechtliche Ehe anerkennt. Als bessere Alternative wäre ein Handeln der 
europäischen Legislative anzusehen, das die Erfassung der gleichgeschlechtlichen 
Ehen von der Rom III-VO bewirkt. Als Alternative kommt auch eine vergleichbare 
Verordnung für homosexuelle Ehen, die eine Verbindung zum Recht verschiedener 
Staaten aufweisen, in Betracht. Zwar ist aus heutiger Sicht nicht zu erwarten, dass 
innerhalb der Koalition der mittlerweile 17 „Willigen“111 jeder Mitgliedstaat einer 
solchen Verordnung zustimmt. Es käme erneut, wie auch bei der Rom III-VO, aufgrund 
der unterschiedlichsten Ansichten des Ehebegriffs in den einzelnen Mitgliedstaaten zu 
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einem weiteren Fall des Europas der zwei Geschwindigkeiten. Dennoch wäre es ein 
wichtiger Schritt zur Vereinheitlichung der Ehescheidung und Trennung auf 
europäischer Ebene, die alle Ehepaare umfasst. 
 
Was folgt aus der derzeitigen Rechtslage in Deutschland, wenn zum Beispiel zwei 
Spanier, die eine gleichgeschlechtliche Ehe nach spanischem Recht geschlossen 
haben, nach Deutschland ziehen und später die Scheidung der gleichgeschlechtlichen 
Ehe beantragen? Das BGB kennt die gleichgeschlechtliche Ehe nicht. In § 1353 BGB 
wird die Ehe zwar nicht als Ehe zwischen Mann und Frau postuliert. Aus dem 
Eheverbot nach § 1306 BGB lässt sich herleiten, dass es sich hierbei um eine 
verschiedengeschlechtliche Partnerschaft handeln muss. § 1306 verbietet das 
Eingehen einer Ehe, wenn zwischen einer der Personen, die die Ehe eingehen will und 
einer Dritten eine Ehe oder Lebenspartnerschaft besteht. Demnach sind Ehe und 
Lebenspartnerschaft nicht identisch. Die Lebenspartnerschaft wird in § 1 Abs. 1 Satz 
1 LPartG112 als Beziehung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechts definiert, 
die persönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit gegenüber einem Standesbeamten 
die Erklärung abgeben, dass sie miteinander eine Partnerschaft auf Lebenszeit führen 
zu wollen. Die gleichgeschlechtliche Ehe ist in Deutschland also nicht anerkannt oder 
vorgesehen. Selbst wenn die gleichgeschlechtliche Ehe im Ausland rechtmäßig 
eingegangen wurde, wird diese hierzulande nicht anerkannt und auch eine Eintragung 
der gleichgeschlechtlichen Ehe ins Eheregister ist ausgeschlossen.113 Da die 
gleichgeschlechtliche Ehe in Deutschland nicht anerkannt ist, kann der deutsche 
Richter oder die deutsche Richterin eine Scheidung mit Verweis auf Art. 13 Rom III 
ablehnen.114 Eine „Scheidung“ der gleichgeschlechtlichen spanischen Ehe erfolgt 
dann nicht nach Europarecht,115 sondern vielmehr über die entsprechende 
Anwendung von Art. 17 b Abs. 1 Satz 1 EGBGB,116 wenn man die 
gleichgeschlechtliche Ehe als wesensgleich mit der deutschen eingetragenen 
                                                 
112
 Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft (Lebenspartnerschaftsgesetz - LPartG) vom 16. Februar 
2001 (BGBl. I S. 266), zuletzt geändert durch Art 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Sukzessivadoption durch Lebenspartner vom 20 Juni 2014 (BGBl. I S. 786). 
113
 OLG Köln, Beschluss vom 05.07.2010 - Aktenzeichen 16 Wx 64/10, DRsp Nr. 2010/17685. 
114
 Streicher, § 2, Rn. 242; Hau, FamRZ 2013, 249, 250 f.; Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766; Martiny, IPRax 
2011, 437, 446. 
115
 So auch Hau, FamRZ 2013, 249, 251. 
116
 BGH Forum Familienrecht 2016, 458, 459; OLG München FamRZ 2011, 1526, 1527; OLG Zweibrücken 
FamRZ 2011, 1526; Wiggerich, FamRZ 2012, 1116, 1117; Mankowski/ Hoffmann, IPRax 2011, 247, 250 f.; 
Hau, FamRZ 2013, 249, 251. 
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Lebenspartnerschaft ansieht.117 Materiell-rechtlich ist dann das Recht des Register 
führenden Staates und damit im Beispielsfall spanisches Recht anzuwenden. Auf den 
gewöhnlichen Aufenthalt der Antragssteller, die die Scheidung der 
gleichgeschlechtlichen Ehe begehren kommt es nicht an. Deutsches Recht käme nicht 
zur Anwendung. Das Beispiel zeigt, wie unterschiedlich das Ergebnis der Anwendung 
des materiellen Rechts sein kann. Der Ausschluss der gleichgeschlechtlichen Ehe 
lässt spanisches Recht zur Anwendung kommen, während die Einbeziehung 
deutsches Recht zur Anwendung kommen lässt, sofern keine anderslautende 
Rechtswahlvereinbarung vorliegt. 
 
cc. Eingetragene Lebenspartnerschaften nach deutschem 
Recht 
Wie bereits im Zusammenhang mit der gleichgeschlechtlichen Ehe dargestellt, fällt 
unter den Ehebegriff der Rom III-VO lediglich die Ehe zwischen Mann und Frau. 
Eingetragene Lebenspartnerschaften werden im Fall einer binationalen 
Lebenspartnerschaft in Deutschland nicht unter Anwendung der Rom III-VO 
aufgelöst,118 sondern vielmehr nach Art. 17 b Abs. 1 Satz 1 EGBGB. Das materielle 
Recht, das dann zur Anwendung kommt, ist auch hier das Recht des Register 
führenden Staates. 
 
dd. Eingetragene Partnerschaft nach griechischem Recht 
Von der eingetragenen Lebenspartnerschaft nach deutschem Recht ist die in 2015 in 
Griechenland als „Alternativform bzw. als funktionelles Äquivalent“119 zur Ehe 
geschaffene registrierte Partnerschaft zu sehen, die sowohl gleich- als auch 
verschiedengeschlechtliche Paare eingehen können und die durch einen notariell zu 
beurkundenden Partnerschaftsvertrag begründet wird (Art. 158 griechisches 
Zivilgesetzbuch i.V.m. Gesetz Nr. 4356 v. 24.12.2015. Ihre Aufhebung erfolgt, wenn 
nicht durch Tod, dann ebenso durch notariellen Aufhebungsvertrag, ohne dass hierfür 
                                                 
117
 OLG München, Beschluss vom 06.07.2011 - Aktenzeichen 31 Wx 103/11, DRsp Nr. 2011/12601; BGH 
Forum Familienrecht 2016, 458, 459; Althammer, NZFam 2015, 9, 11. 
118
 Vgl. Andrae, FPR 2010, 505, 506; Gruber IPRax 2012, 381, 383; Schurig, 405, 410 f. 
119
 Näher hierzu Koutsouradis, FamRZ 2016, 1529, 1531 f. 
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die Einbindung eines Gerichts erforderlich ist.120 Im Zusammenhang mit der Rom III-
VO wirft diese privatrechtliche Partnerschaftsform verschiedene Fragen auf. Ist die 
registrierte Partnerschaft eine Ehe? Ist die Aufhebung der Ehe durch notariell zu 
beurkunden Aufhebungsvertrag eine Privatscheidung oder hat der Notar die Funktion 
eines Gerichts durch Ausüben einer behördlichen Tätigkeit? Kann ein deutsches 
Gericht, wenn griechisches Recht nach der Rom III-VO zur Anwendung kommt, die 
Scheidung aufgrund von Art. 10, Art. 12 oder Art. 13, 2. Alt. Rom III-VO nach 
griechischem Recht verweigern und muss stattdessen Art. 17 EGBGB oder Art. 17 b 
EGBGB analog zur Anwendung kommen? 
 
Gegen eine Anwendung der verschiedengeschlechtlichen registrierten Partnerschaft 
nach griechischem Recht spricht, dass sie zwar als Eheäquivalent konzipiert sein mag, 
der Ehe aber in der Gesamtbetrachtung dennoch nicht vollständig gleichgesetzt ist, 
sondern ein Weiniger zur Ehe darstellt.121 Es stellt sich dann also in Deutschland die 
Frage, wie diese Partnerschaft, die nicht als Ehe nach Art. 17 EGBGB und nicht als 
Lebenspartnerschaft nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LPartG angesehen werden kann 
aufzulösen ist.  
 
ee. Sonstige Lebenspartnerschaften 
Rechtlich nicht begründete Lebenspartnerschaften, egal ob gleich- oder verschieden 
geschlechtlich, fallen nicht unter den Anwendungsbereich der Rom III-VO. 
 
ff. Las Vegas oder Nevada Ehe 
Von einer Las Vegas oder Nevada Ehe122 wird gesprochen, wenn sich zum Beispiel 
deutsche Staatsangehörige als Touristen in Las Vegas, Nevada, USA, einer religiösen 
Trauzeremonie in einem wedding chapel trauen lassen. Ein Standesbeamter, wie es 
das deutsche Recht vorsieht, ist bei der Eheschließung nicht notwendigerweise 
anwesend. Nach deutschem Recht wäre die Ehe also unwirksam, da die 
Voraussetzungen des § 1310 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht erfüllt sind. Da es sich bei der 
Las Vegas oder Nevada Ehe allerdings um eine im Ausland geschlossene Ehe 
                                                 
120
 Koutsouradis, FamRZ 2016, 1529, 1533. 
121
 Koutsouradis, FamRZ 2016, 1529, 1531 ff. 
122
 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 26; Streicher, § 2, Rn. 221 f. 
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handelt, beurteilt sich die Wirksamkeit nach Art. 11 EGBGB und den dort genannten 
Voraussetzungen. Art. 11 EGBGB unterscheidet bei der Prüfung der formell 
rechtmäßig geschlossenen Ehe nach dem Wirkstatut (Geschäftsrecht) und dem 
Ortsrecht. Entspricht die in Las Vegas/ Nevada geschlossene Ehe dem dortigen 
Ortsrecht, gilt sie als rechtswirksam geschlossen. Der Grund liegt darin, dass Art. 11 
Abs. 1, 2. Alt. EGBGB eine Sachnormverweisung123 ist. Das ausländische Recht, das 
auf die Eheschließung anzuwenden ist kommt dadurch unmittelbar zur Anwendung. 
Sofern die Voraussetzungen des Ortsrechtes von Nevada eingehalten werden, gilt die 
Ehe nach Art. 11 Abs. 1 EGBGB als formgültig geschlossen, selbst wenn das 
Heimatrecht der Eheleute dem entgegensteht.124 
 
Für eine „Las Vegas Ehe“ ist erforderlich, dass die Brautleute eine marriage license125 
bei dem county clerk beantragen, mit der dann der dazu autorisierte Minister, 
Geistliche oder der öffentlich bestellte Notar („minister or other church or religious 
official authorized to solemnize a marriage [...] or notary public“) die Eheschließung 
durchführen kann. Einer besonderen Form bedarf es bei der Eheschließung nicht, 
außer dass die Brautleute unter Anwesenheit mindestens eines Zeugen und in 
Anwesenheit der die Trauung vollziehenden Person bekunden, dass sie sich als Mann 
und Frau annehmen („to take each other as husband and wife“).126 Die Eheschließung 
wird im marriage certificate127 dokumentiert. Die Eheleute erhalten ein Exemplar und 
die Person, die die Eheschließung vorgenommen hat, hat das marriage certificate 
beim county clerk einzureichen, wo die Hochzeit ins jeweilige Register eingetragen 
wird.128  
 
Liegen die genannten Voraussetzungen vor, gilt die Ehe als wirksam geschlossen. Für 
die Scheidung kommt die Rom III-VO zur Anwendung. 
 
Auch wenn die Ehe nach ausländischem Recht geschlossen wurde, gilt für die 
Ehewirkungen (Wirkungen, die sich aus der Ehe ergeben) für die im Beispiel 
                                                 
123
 Vgl. Rauhmeier, StAZ 2011, S. 315. 
124
 So auch Jayme, StAZ 1982, 208. 
125
 Vgl. Nevada Revised Statutes (NRS), Chapter 122 – Marriage, 122.040 Letter 1, 
http://leg.state.nv.us/NRS/NRS-122.html (aufgerufen März 2016). 
126
 Vgl. Nevada Revised Statutes (NRS), Chapter 122 – Marriage, 122.110 Letter 1. 
127
 Zur Form des marriage certificates: Nevada Revised Statutes (NRS), Chapter 122 – Marriage, 122.120. 
128
 Vgl. Nevada Revised Statutes (NRS), Chapter 122 – Marriage, 122.130. 
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genannten deutschen Touristen deutsches Recht, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB. Hierbei 
handelt es sich um die Unterscheidung der Wirksamkeit der Eheschließung (Ortsrecht 
Nevada) und der daraus folgenden Wirkungen der Ehe auf das Zusammenleben 
zwischen den Eheleuten. 
 
gg. Ehe nach islamischem Recht 
Auch für die nach Scharia, der religiösen Rechtsordnung des Islam,129 geschlossenen 
Ehen stellt sich die Vorfrage im Rahmen der Rom III-VO Prüfung, ob sie wirksam 
geschlossen wurden und eine Scheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes in Frage kommt. In den nachfolgenden Kapiteln über das afghanische und 
syrische Recht wird detailliert auf die Voraussetzungen nach dem jeweiligen 
Landesrecht eingegangen, die für die wirksame Begründung einer Ehe nach 
islamischen Glaubensvorschriften notwendig sind. Hier erfolgt lediglich eine 
zusammenfassende Darstellung der einzelnen Voraussetzungen, die in Ländern, 
deren Rechtssystem auf dem islamischen Glauben fußt, relativ identisch sind. 
Einzelheiten können variieren, je nachdem, welche Glaubensrichtung (sunnitisch oder 
schiitisch) in dem jeweiligen Land in der Auslegung ausgeprägt ist. Generell gilt für 
Ehen, die nach den Regeln der Scharia geschlossen werden, das Folgende: Nach der 
Scharia ist die Ehe ein zivilrechtlicher Vertrag zwischen Mann und Frau der durch 
Angebot und Annahme zustande kommt und die Lebensgemeinschaft erlaubt oder 
begründet. Der Vertrag wird auf Dauer geschlossen (sunnitische Glaubensrichtung)130 
oder er kann auch eine zeitliche Befristung (schiitische Glaubensrichtung)131 enthalten. 
Das jeweilige Landesrecht eines islamisch geprägten Staates mit seiner jeweiligen 
Glaubensrichtung enthält einzelne Regelungen zu den Ehevoraussetzungen im 
Hinblick auf Alter, geistige Voraussetzungen der Brautleute, sowie 
                                                 
129
 Scholz, StAZ 2002, 321. 
130
 Als Beispiel sei hier das afghanische Recht, Art. 66 afghanisches Zivilgesetzbuch (Madani Qanun, 
nachfolgend AZGB genannt) vom 5. Januar 1977, Amtsblatt der Republik Afghanistan Bd. 19 (1977) Nr. 353; 
das Afghanische Zivilgesetzbuch ist in Teilen abgedruckt in: Bergmann/ Ferid/ Henrich, Wähler und Hecker: 
Länderteil Afghanistan, 106. Lieferung – abgeschlossen am 31.10.1990, S. 24 ff.  und das syrische Recht 
genannt, Art. 1 syrisches Personalstatusgesetz (PSG), Gesetz Nr. 59 vom 17.9.1953. In Teilen abgedruckt und 
übersetzt in Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 70. Lieferung – abgeschlossen am 15.12.1980, S. 11 
ff.; allgemeine Ausführungen bei Arshad, S. 41 ff. 
131
 Vgl. hierzu für das iranische Recht die Ehe auf Zeit nach § 1075 - 1077 iranisches Zivilgesetzbuch. 
Abgedruckt in: Bergmann/ Ferid/ Henrich, Enayat: Länderteil Iran. 158. Lieferung. Stand 1.10.2002. 
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Vertretungsbefugnisse bei „Handschuhehen“,132 die einer oder beide Brautleute durch 
einen Vertreter eingehen, die Notwendigkeit der Eheschließung vor einem 
Staatsbeamten (Richter oder Zivilstandsbeamten) oder die Zulässigkeit der rein 
religiösen Eheschließung. Ebenso gibt es Regelungen im Hinblick auf die 
Notwendigkeit von Trauzeugen und etwaige Registrierungsvoraussetzungen der Ehe. 
Ein wesentlicher Aspekt der Registrierung der Ehe ist, dass sie zwar als Formvorschrift 
in islamisch geprägten Ländern vorgesehen ist,133 deren Nichteinhaltung aber nicht 
zur Ungültigkeit134 der Ehe führt, da sie keine Voraussetzung für die Wirksamkeit der 
Eheschließung ist. Dies resultiert meist aus dem Dualismus von staatlich kodifiziertem 
Recht und Schariarecht. Das Schariarecht kennt keine Formvorschriften für die Ehe, 
weshalb deren Fehlen die Ehe nicht in Frage stellt.135 Daneben kommt es vor, dass 
das jeweilige Landesrecht zwar Registrierungsvorschriften kennt, deren 
Nichteinhaltung aber auch nicht kontrolliert oder sanktioniert wird. Auch Traditionen 
führen dazu, dass die Registrierung nicht erfolgt.136 Deshalb ist auch nicht jede in 
einem islamisch geprägten Staat geschlossene Ehe zwingend registriert. Aus diesem 
Umstand können insbesondere Schwierigkeiten für die Frage des Bestehens einer 
Ehe entstehen. Ein weiteres Kriterium der islamischen Ehe ist die Bestimmung der 
Braut- oder Morgengabe (mahr). Hierbei handelt es sich um einen Anspruch der Frau 
gegen ihren Ehemann. In den nachfolgenden Kapiteln zum syrischen und 
afghanischem Recht wird auf die Morgengabe näher eingegangen.137 
 
Die Ehevoraussetzungen bestimmen sich nach dem jeweils kodifizierten Recht mit 
schariarechtlicher Prägung, dem Schariarecht selbst oder aufgrund seiner Auslegung. 
Da es nach dem Schariarecht keine Registrierungsnotwendigkeit gibt, das kodifizierte 
Recht diese zwar vorsieht aber gegebenenfalls nicht sanktioniert, kann die 
Nachprüfbarkeit einer Ehe, die in einem islamisch geprägten Land geschlossen wurde, 
Schwierigkeiten bei der Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens bergen. 
Liegt keine Registrierung vor und auch kein weiterer Nachweis, wie der Ehevertrag, 
andere Dokumente oder Zeugen, die die Eheschließung bezeugen können, ist es 
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 Vgl. KG, Beschluss vom 22.04.2004 - Aktenzeichen 1 W 173/03, DRsp Nr. 2004/10155. 
133
 Vgl. Afghanistan, Art. Art. 61 Abs. 1 Satz 2 AZGB, Syrien, Art. 45 Abs. 1 und 2 PSG. 
134
 Vgl. zu einer Eheschließung nach pakistanischem Recht: VG Stuttgart, Urteil vom 05.04.2013 - Aktenzeichen 
11 K 3419/12, DRsp Nr. 2013/6533. 
135
 Yassari/ Saboory, S. 13 von 20; vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 05.04.2013 - Aktenzeichen 11 K 3419/12, 
DRsp Nr. 2013/6533. 
136
 Als Beispiel sei hier Afghanistan genannt, vgl. Yassari/ Saboory, S. 13 von 20. 
137
 Vgl. hierzu jeweils die Kapitel „Braut- oder Morgengabe (mahr)“. 
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schwer, die Existenz der Ehe zu belegen. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich die 
so verheirateten Eheleute in Deutschland scheiden lassen wollen. Das Vorliegen einer 
wirksam geschlossenen Ehe ist Voraussetzung und Vorfrage für eine Scheidung in 
Deutschland. Dies gilt auch nach der Rom III-VO. Wie bereits dargestellt, ist nach Art. 
13 Abs. 1 EGBGB für die Wirksamkeit der geschlossenen Ehe das jeweilige 
Heimatrecht der Staaten anzuwenden, dem die Verlobten zum Zeitpunkt der 
Eheschließung angehörten.138 Sind beide Verlobte zum Zeitpunkt der Eheschließung 
beispielsweise syrische oder afghanische Staatsangehörige, verursacht lediglich der 
Nachweis der Ehe, wenn keine Registrierung erfolgt ist, Schwierigkeiten bei der 
Prüfung des Vorliegens einer wirksam geschlossenen Ehe. Liegt jedoch der 
Sachverhalt vor, dass einer der Verlobten deutscher Staatsangehöriger ist, kann man 
aufgrund des Art. 13 Abs. 1 EGBGB nicht von einer wirksam geschlossenen Ehe 
ausgehen.139 Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB wird für die Eheschließung das Recht des 
Staates vorausgesetzt, dem der jeweilige Verlobte angehört.140 Für den Verlobten 
deutscher Staatsangehörigkeit wäre eine (hoheitliche) Eheschließung vor einem 
Standesbeamten erforderlich, § 1310 Abs. 1 Satz 1 BGB. Die Voraussetzungen für 
eine wirksame Eheschließung würden nicht vorliegen, wenn ein Standesbeamter nicht 
bei der rein zivilrechtlichen Eheschließung anwesend war und vor diesem die 
Eheschließung erklärt wurde. Bei einer Heirat im Ausland ist aber das Formstatut zu 
beachten, so dass sich die Form der Eheschließung141 nach Art. 11 Abs. 1 EGBGB 
richtet. Wird die Ehe nach den Regeln des Ortsrechts wirksam geschlossen, ist sie 
gültig. Unerheblich ist in diesen Fällen, ob das deutsche Recht andere 
Voraussetzungen für notwendig erachtet. Erfolgt beispielsweise die Eheschließung in 
Afghanistan nach den dort geltenden Gesetzen, liegt eine wirksam geschlossene Ehe 
vor. Wird die Ehe jedoch fehlerhaft nach den Regeln des Ortsrechts eingegangen,142 
dann gilt die Ehe sowohl im Land der Eheschließung als auch in Deutschland als nicht 
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 Vgl. BGH FamRZ 1991, 300, 302; BGH FamRZ 1997, 542, 543; OLG Nürnberg NJW-RR 1998, 2, 3; OLG 
Koblenz IPRax 1996, 278, 279; OLG Oldenburg IPRax 2001, 143. 
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 OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 13.01.2014 - Aktenzeichen 20 W 397/12, DRsp Nr. 2014/11956, 
FamRZ 2014, 1106. 
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 BGH FamRZ 1991, 300, 302; BGH FamRZ 1997, 542, 543; OLG Nürnberg NJW-RR 1998, 2, 3; OLG 
Koblenz IPRax 1996, 278, 279; OLG Oldenburg IPRax 2001, 143. 
141
 Vgl. hierzu Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 26; OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 13.01.2014 - 
Aktenzeichen 20 W 397/12, DRsp Nr. 2014/11956; Erman, Hohloch, Art. 13 EGBGB, Rn. 57. 
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 Vgl. hierzu den Fall OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 13.01.2014 - Aktenzeichen 20 W 397/12, DRsp 
Nr. 2014/11956. Im Ergebnis BGH FamRZ 1982, 44, 46; Beitzke, FamRZ 1959, 507; Garbe/Ullrich, Andrae, § 
13, Rn. 302; Münchener Kommentar, Winkler von Mohrenfels, Art. 1 Rom III-VO, Rn. 44 ff. 
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wirksam geschlossen. Bei der Betrachtung des Ortsrechts ist zu berücksichtigen, dass 
es Sonderkonstellationen geben kann, bei denen nicht nur das Ortsrecht des Landes 
zu berücksichtigen ist, nach dessen Vorschriften die Ehe geschlossenen wird. Wird die 
Ehe in einer Botschaft nach dem Recht des Landes der Botschaft geschlossen, ist 
auch das Ortsrecht des Landes zu berücksichtigen, in dem die Botschaft ihren Sitz 
hat.143 Dieses Recht geht als Ortsrecht dem nationalen Recht des Botschaftslandes 
vor. Lassen sich beispielweise eine Deutsche und ein Pakistani vor einer 
Pakistanischen Botschaft in London trauen,144 so gilt als Ortsrecht eben nicht das 
pakistanische Ortsrecht, sondern das Ortsrecht des Vereinigten Königreiches. Wenn 
dieses aufgrund der Nichteinhaltung der britischen Formvorschriften die Ehe nicht 
zulässt, ist diese nicht gültig, selbst wenn dies nach dem, der Eheschließung zugrunde 
zulegenden pakistanischen Recht der Fall gewesen wäre. 
 
hh. Handschuhehe  
Von einer Handschuhehe wird gesprochen, wenn sich bei der Eheschließung 
zumindest einer der Brautleute vertreten lässt oder die Erklärung, die Ehe schließen 
zu wollen, mittels Boten überbracht wird.145 Bei einer Handschuhehe handelt es sich 
also um eine Eheschließung ohne gleichzeitige Anwesenheit der Brautleute. Nach 
deutschem Zivilrecht wird die Ehe nur dadurch geschlossen, dass beide Brautleute vor 
dem Standesbeamten erklären, die Ehe miteinander eingehen zu wollen, § 1310 Abs. 
1 Satz 1 BGB. Diese Erklärung kann nur persönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit 
der Brautleute vor dem Standesbeamten abgegeben werden, § 1311 BGB. Eine 
Handschuhehe sieht das deutsche Zivilrecht nicht vor, weshalb eine Ehe mittels eines 
Stellvertreters in Deutschland nicht wirksam geschlossen werden kann. 
 
Ein Fallbeispiel verdeutlicht die Fragestellungen einer Handschuhehe als Vorfrage 
unter der Rom III-VO: Ein Pakistani und eine Deutsche haben in Pakistan nach 
dortigen Formerfordernissen die Ehe geschlossen. Das pakistanische Recht erkennt 
die Handschuhehe an und der Ehemann ließ sich bei der Eheschließung vertreten. 
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 Siehe hierzu OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 13.01.2014 - Aktenzeichen 20 W 397/12, DRsp Nr. 
2014/11956. 
144
 Siehe hierzu OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 13.01.2014 - Aktenzeichen 20 W 397/12, DRsp Nr. 
2014/11956. 
145
 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 12. Handschuhehen sind beispielsweise nach afghanischem Recht, Art. 
72 Abs. 1 AZGB oder syrischem Recht, Art. 8 Abs 1 PSG, möglich. 
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Beide leben danach mehrere Jahre in Deutschland und die Ehefrau beantragt die 
Scheidung.  
 
Da es sich um eine Ehescheidung mit einer Verbindung zum Recht verschiedener 
Staaten handelt, Art. 1 Abs. 1 Rom III-VO, ist der räumliche Anwendungsbereich der 
VO gegeben. Der sachliche Anwendungsbereich ist dann gegeben, wenn die Ehe als 
rechtmäßig geschlossen anzusehen ist. Da die Rom III-VO jedoch nicht regelt, ob eine 
Ehe besteht, gültig oder anzuerkennen ist, Art. 1 Abs. 2 Buchstabe b) Rom III-VO, ist 
zur Prüfung der Vorfrage der Wirksamkeit der Ehe auf deutsches IPR zurückzugreifen, 
Art. 3, letzter Halbsatz EGBGB. Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB unterliegen für jeden 
Verlobten die Voraussetzungen der Eheschließung dem Recht des Staates, dem er 
angehört. Wurde die Ehe allerdings im Ausland geschlossen, wird die Form der 
Eheschließung nach Art. 11 EGBGB beurteilt.146 Danach gilt die Ehe als wirksam 
geschlossen, wenn sie nach dem Ortsrecht Pakistans formgültig geschlossen 
wurde.147 Dies gilt unabhängig davon, ob sie nach dem deutschen Heimatrecht der 
Verlobten unwirksam wäre.148 Da die Handschuhehe in Pakistan möglich ist und dort 
wirksam geschlossen wurde, ist die Ehe nach pakistanischem Ortsrecht wirksam. 
 
Wurde eine Handschuhehe nach den Formerfordernissen des jeweiligen Ortsrechtes 
wirksam geschlossen, fällt deren Scheidung unter die Rom III-VO und kann zumindest 
nach Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO in Deutschland geschieden werden. Wurde die 
Handschuhehe nicht wirksam eingegangen, beurteilt sich die Folge nach dem 
jeweiligen Ortsrecht. Nach deutschem Recht kann bei schwerwiegenden Mängeln bei 
der Eheschließung eine Nichtehe149 vorliegen. Eine Nichtehe gilt nach deutschem 
Recht als von Anfang an nichtig. Sie ist niemals zustande gekommen150 und entfaltet 
keinerlei rechtliche Wirkungen. 
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 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 26. 
147
 Vgl. KG, Beschluss vom 22.04.2004 - Aktenzeichen 1 W 173/03, DRsp Nr. 2004/10155. 
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 Vgl. Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 26. 
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 Vgl. Erman, Roth, vor § 1313, Rn. 3a; Palandt, Brudermüller, Einführung vor § 1313, Rn. 5; Soergel, 
Heintzmann (2012), § 1314, Rn. 2. 
150
 Vgl. Rauhmeier, StAZ 2011, S. 315. 
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ii. Hinkende Ehe 
Von einer hinkenden Ehe spricht man, wenn die Ehe in einem Land formgültig 
geschlossen wurde, nach dem Heimatrecht eines oder beider Eheleute jedoch 
unwirksam ist.151 Die Unwirksamkeit kann zum Beispiel aus nicht eingehaltenen 
religiösen Anforderungen entstehen. Hinkende Ehen haben deshalb lediglich eine 
beschränkte rechtliche Wirkung. Rechtsprobleme können in unterschiedlicher Form 
auftreten. Das folgende Beispiel zeigt die Problematik der hinkenden Ehe auf: 
 
Eine Muslimin ehelicht einen deutschen Mann christlichen Glaubens nach deutschem 
Recht, § 1310 BGB. In Deutschland ist die Ehe rechtswirksam geschlossen worden, 
nach Schariarecht jedoch nicht. Der Koran, Sure 2:221,152 verbietet die Eheschließung 
einer Muslimin mit einem Nichtmuslim. In islamischen Ländern wäre diese Ehe dann 
nichtig153 und es läge dort eine Nichtehe vor. Verbleiben die Eheleute in Deutschland, 
gelten sie hier als Mann und Frau mit allen rechtlichen Wirkungen. Ziehen sie 
beispielsweise nach Afghanistan oder Syrien oder in ein anderes schariarechtlich 
geprägtes Land, kann die Ehe dort kollisionsrechtlich als nicht wirksam geschlossen 
angesehen werden.154 Ansprüche der Ehefrau auf ehelichen Unterhalt, Unterhalt bei 
einer Trennung oder Erbrechtsansprüche nach dem Tod des Mannes würden nicht 
bestehen und könnten in diesen Ländern nicht erhoben werden.  
 
Aufgrund der Nachteile, die aus einer hinkenden Ehe resultieren, sollte Ziel eines jeden 
IPR sein, hinkende Ehen zu vermeiden. Liegt eine hinkende Ehe vor und soll diese in 
Deutschland geschieden werden, richtet sich das anwendbare Recht nach Art. 5 Rom 
III-VO. Liegt keine Rechtswahlvereinbarung vor, ist Art. 8 Rom III-VO anzuwenden. 
Für den Fall, dass nicht deutsches Recht nach Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO 
Anwendung findet, ist das Recht des jeweiligen Staates gemäß Art. 8 Buchstaben a) - 
d) Rom III-VO anzuwenden. Gewährt das Recht dieses Staates keine Scheidung, 
                                                 
151
 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 31. 
152
 Zur Übersetzung siehe http://corpus.quran.com Verse (2:221). Übersetzungen lauten: Sahih International: 
„And do not marry polytheistic men (to your women) until they believe.“ Pickthall: „… and give not your 
daughters in marriage to idolaters till they believe…“. Muhammad Sarwar: „Do not marry pagan men unless 
they believe.“ 
153
 Als Beispiel seien hier die Eheverbote der Frau in Afghanistan und Syrien genannt. In Afghanistan verbietet 
Art. 92 AZGB die Ehe einer Muslimin mit einem nichtmuslimischen Mann und erklärt diese für nichtig. In 
Syrien gilt dasselbe nach Art. 48 Abs. 2 PSG. 
154
 Für Afghanistan gilt Art. 21 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 AZGB, wonach für die Ehewirkungen afghanisches Recht 
Anwendung findet, wenn einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Eheschließung Afghane war. 
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kommt nach Art. 10 Rom III-VO nicht das Recht dieses Staates, sondern deutsches 
Recht zur Anwendung.155 Dasselbe gilt, wenn der Anwendung des ausländischen 
Rechts der ordre public Vorbehalt156 nach Art. 12 Rom III-VO entgegensteht. Der 
Widerspruch gegen die öffentliche Ordnung des teilnehmenden Mitgliedstaates 
versagt die Anwendung ausländischen Scheidungsrechts und es wird die Scheidung 
nach deutschem Recht vollzogen. 
 
jj. Ehe nach polnischem Recht 
Das polnische Recht kennt zwei gleichgestellte Arten der Ehe, die Zivilehe und die 
Konkordat-Ehe.157 Die Zivilehe wird bei gleichzeitiger Anwesenheit der Brautleute vor 
dem Leiter des Standesamtes geschlossen, Art. 1 § 1 Familien- und 
Vormundschaftsgesetzbuch (FVGB).158 Bei „wichtigem Grund“ kann die 
Eheschließung auch nach gerichtlicher Genehmigung in Form der Handschuhehe 
durch einen Vertreter vorgenommen werden.159 Die Konkordat-Ehe wird nach 
internem Kirchenrecht oder dem Recht eines Glaubensverbandes erklärt. Die 
Eheschließenden erklären daneben jedoch, dass sie eine Ehe nach polnischem Recht 
schließen. Notwendig danach ist die Erstellung einer Heiratsurkunde durch den Leiter 
des Standesamtes, Art. 1 § 2 FVGB. Liegt dieses vor, gilt die Ehe als wirksam 
geschlossen.160 
 
kk. Scheinehe 
Eine Scheinehe liegt vor, wenn die Ehe zu dem Zweck eingegangen wird, dass einem 
der Beteiligten durch die Eheschließung ein Aufenthaltsrecht161 in dem Land des 
Ehegatten gewährt wird. Denkbar sind Fälle, in denen einem Ausländer (nicht EU-
Ausländer / Flüchtling / Asylbewerber) durch Heirat zum Aufenthalt verholfen werden 
soll. Dies kann unterschiedlichste Ausgestaltungen haben. So kommen die Heirat mit 
                                                 
155
 Vgl. Streicher, § 2, Rn. 294 f.  
156
 Palandt, Thorn, Art. 12 Rom III, Rn. 2. 
157
 Vgl. hierzu Bugajski, FamRZ 2014, S. 1513 f.; Liebscher/ Zoll, Bobrzynski/ Olczyk, § 10, Rn. 2 und 6. 
158
 Kodeks rodzinny i opiekuncky vom 25.2.1964 in der Fassung Dz. U. 2013, Pos. 1439. 
159
 Beschluss des (polnischen) Obersten Gerichts vom 8. Juni 1970, III CZP 27/70. 
160
 Liebscher/ Zoll, Bobrzynski/ Olczyk, § 10, Rn. 6 f. 
161
 Staudinger, Voppel (2015), § 1314, Rn. 69; Palandt, Brudermüller, § 1310, Rn. 8; Soergel, Heintzmann 
(2012), § 1314, Rn. 63. 
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einem deutschen Staatsangehörigen im In- oder Ausland ebenso in Betracht, wie die 
Heirat mit einem Ausländer in Deutschland, der in Deutschland einen genehmigten 
Aufenthaltsstatus oder eine Aufenthaltserlaubnis hat. Denkbar ist auch, dass mit einer 
Scheinehe eine Abschiebung verhindert werden soll. Grund dafür ist, dass 
Deutschland einem ausländischen Familienangehörigen nach § 27 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG)162 die Aufenthaltserlaubnis zum Schutz der Ehe und 
Familie im Rahmen des Familiennachzugs erteilt. Für den Familiennachzug zu 
Deutschen, § 28 AufenthG, und zu Ausländern, §§ 29, 30 AufenthG, sind die dortigen 
Voraussetzungen zu beachten. Steht jedoch fest, dass die Ehe lediglich für den Zweck 
der Aufenthaltserlaubnis eingegangen wurde, ist der Familiennachzug nicht gestattet, 
§ 27 Abs. 1a Nr. 1 AufenthG.  
 
Kennzeichen einer Scheinehe ist, dass beiden Beteiligten zum Zeitpunkt der 
Eheschließung der Wille fehlt, in ehelicher Lebensgemeinschaft auf Lebenszeit zu 
leben und füreinander Verantwortung zu tragen,163 vgl. § 1353 Abs. 1 BGB. Liegen die 
Voraussetzungen nur bei einem Ehegatten vor, ist dies keine Scheinehe.164 Die 
Scheinehe wird in Deutschland als rechtsmissbräuchlich angesehen.165 Nach 
deutschem Recht darf eine Ehe nicht geschlossen werden, wenn für den 
Standesbeamten offenkundig ist, dass die Brautleute die Ehe nur zum Schein 
eingehen wollen. Der Standesbeamte ist dann verpflichtet, seine Mitwirkung an der 
Eheschließung zu verweigern, § 1310 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz BGB i.V.m. § 1314 
Abs. 2 Nr. 5 BGB.  
 
Für den Standesbeamten wird es regelmäßig schwierig sein, die Offenkundigkeit 
festzustellen, nach der die Brautleute in Wahrheit die Ehe nur zum Schein eingehen 
wollen. Denn nicht jede Ehe zwischen einem/einer Deutschen mit einem/einer 
Ausländer/in wird zum Schein eingegangen, um ein Aufenthaltsrecht zu begründen. 
Ein Standesbeamter muss sich deshalb einen eigenen Eindruck machen und kann 
                                                 
162
 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), 
das durch den Artikel 6 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist. 
163
 Palandt, Brudermüller, § 1310, Rn. 6 - 8, und § 1314, Rn. 14. 
164
 OLG Zweibrücken FamRZ 2006, 1201, 1202. 
165
 Vgl. BVerfG FamRZ 1984, 1206, 1208; BGH, Beschluss vom 30.03.2011 – Aktenzeichen XII ZB 212/09, 
DRsp Nr. 2011/ 7590. 
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dabei in der Würdigung der Gesamtumstände auch Indizien berücksichtigen, die für 
eine Scheinehe sprechen. Herangezogen werden können das Fehlen einer 
gemeinsamen Sprache oder ein großer Altersunterschied zwischen den 
Brautleuten.166 Auch das fehlende persönliche „sich Kennen“167 fällt hierunter, wobei 
fraglich ist, ob in Zeiten zunehmender digitale Kommunikation nicht auch diese als 
Zeichen des sich gegenseitigen Kennens vor der Ehe ausreichend ist.168 Für die 
Feststellung, ob eine Scheinehe tatsächlich vorliegt, bedarf es deshalb der Würdigung 
der Gesamtumstände.169 Für die Scheinehe im Hinblick auf die Erlangung eines 
Aufenthaltstatus` ist zudem bei § 1310 BGB Art. 13 EGBGB zu beachten. Mindestens 
einer der Brautleute wird Ausländer sein, um einen Aufenthaltsstatus zu erlangen. Es 
ist also immer zu prüfen, ob die Eheschließungsvoraussetzungen nach dem 
Heimatland des ausländischen Verlobten erfüllt wurden. 
 
Liegt eine Scheinehe vor, kann diese auf zwei unterschiedliche Arten beendet werden. 
Entweder durch Antrag in Form der Aufhebung durch richterliche Entscheidung nach 
§ 1313 i.V.m. § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB oder in Form der Scheidung durch richterliche 
Entscheidung nach §§ 1564 ff.170 Bis zur Scheidung oder Aufhebung der Scheinehe, 
ist die Ehe vollgültig.171 
 
Antragsberechtigt zur auf Aufhebung der Scheinehe sind die Ehegatten oder die 
zuständige Verwaltungsbehörde, vgl. § 1316 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 BGB. Sie ist jedoch 
dann ausgeschlossen, wenn die Eheleute nach der Eingehung der Scheinehe in 
ehelicher Lebensgemeinschaft miteinander leben, § 1315 Abs. 1 Nr. 5 BGB. Dies ist 
bei einem nach außen erkennbaren Willen zum dauerhaften Zusammenleben 
anzunehmen.172 Es hat also ein Wechsel des Eheschließungsmotivs der Eheleute 
stattgefunden. Daneben kann die Aufrechterhaltung einer Scheinehe ausnahmsweise 
                                                 
166
 Staudinger, Voppel (2015), § 1314, Rn. 68; Palandt, Brudermüller, § 1314, Rn. 14. 
167
 OLG Naumburg FamRZ 2002, 955. 
168
 KG FamRZ 2013, 953, 954 sieht digitale Kommunikation als ausreichend an. Anders noch OLG Naumburg 
FamRZ 2002, 955. 
169
 Staudinger, Voppel (2015), § 1314, Rn. 68. 
170
 BGH FamRZ 1981, 127, 129. 
171
 Palandt, Brudermüller, Einführung vor § 1313, Rn. 3. 
172
 Vgl. Erman, Roth, § 1315, Rn. 8; Soergel, Heintzmann (2012), § 1315, Rn. 6; Palandt, Brudermüller, § 1315, 
Rn. 14. 
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geboten erscheinen, § 1316 Abs. 3, letzter Halbsatz BGB, wenn die Aufhebung für 
einen Ehegatten eine schwere Härte darstellt. 
 
An die Scheidung einer Scheinehe werden dieselben Anforderungen geknüpft, wie an 
die Scheidung einer gewöhnlichen Ehe. Es muss das Scheitern der Ehe, § 1565 BGB, 
festgestellt und das Trennungsjahr grundsätzlich eingehalten werden.173 Die 
Ehescheidung vor Gericht ist für den Ehepartner, der die Scheinehe beenden will meist 
die geeignetere Form der Trennung als die Aufhebung. Der Grund liegt darin, dass es 
sich bei dem Eingehen einer Scheinehe zum Zweck der Erlangung eines 
Aufenthaltsstatus´ um eine strafbare Handlung nach § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG 
handelt. Will der Ehepartner also ein Strafverfahren umgehen, ist diese Form der 
Beendigung der Scheinehe ratsam. 
 
Scheinehen, zur Erlangung von Aufenthaltstiteln, sind nicht nur in Deutschland ein 
Thema, sondern auch in andern Mitgliedstaaten der EU.174 Auch in diesen Ländern 
wird strafrechtlich gegen Scheinehen oder Scheinpartnerschaften vorgegangen. 
 
Fraglich ist, ob die Rom III-VO auf das Aufhebungsverfahren einer Scheinehe auf 
Antrag einer Verwaltungsbehörde Anwendung findet. Die Scheinehe mit dem Ziel, 
einen Aufenthaltstitel für einen der Eheleute zu erlangen, hat zwangsläufig die 
„Verbindung zum Recht verschiedener Staaten“, wie Art. 1 Abs. 1 Rom III es postuliert. 
Bei dem Aufhebungsverfahren geht es jedoch um ein Verfahren, das eine Ehe, die 
Mängel zum Zeitpunkt ihrer Eingehung hatte, ex nunc beendet und damit für ungültig 
erklärt.175 Verfahren, die die Ungültigkeit einer Ehe betreffen, fallen nach Art. 1 Abs. 2 
Buchstabe c) Rom III-VO nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung. Zudem ist 
bei dem Aufhebungsverfahren der Antragssteller eine Behörde und es geht nicht um 
die Scheidung einer Ehe auf Veranlassung eines der Ehepartner. Zwar definiert die 
Rom III-VO nicht, was unter Ehescheidung zu verstehen ist. Hierunter kann das 
Auflösungsbegehren der Ehe durch einen Ehepartner aus Gründen, die im Verhalten 
oder im Führen der ehelichen Lebensgemeinschaft begründet sind,176 verstanden 
werden. In einem Antragsverfahren durch die Verwaltung auf Aufhebung der 
                                                 
173
 BGH FamRZ 1981, 127, 129; OLG Zweibrücken FamRZ 1997, 1212, 1213. 
174
 Pintens, FamRZ 2013, 1443, 1444. 
175
 Vgl. Palandt, Thorn, Art. 1 Rom III, Rn. 2. 
176
 So auch Rauscher, Rauscher, Art 1 Brüssel IIa-VO, Rn. 1. 
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Scheinehe ist dies aber nicht der Fall, weshalb die Rom III-VO keine Anwendung 
findet. Demnach ist für diese Art der Eheaufhebung Art. 3 EGBGB i.V.m. Art. 17 
EGBGB maßgeblich. Für das Eheaufhebungsverfahren gelten dann die Vorschriften 
der §§ 121 ff. FamFG.  
 
Etwas anderes gilt aber bei der Scheidung der Scheinehe durch Antrag eines der 
Ehegatten. Hier ist die Rom III-VO zu beachten. Es ist auch möglich, dass die 
Ehegatten eine Rechtswahlvereinbarung getroffen haben, denn die Ehe war von 
Anfang an nicht auf das Führen einer dauerhaften ehelichen Lebensgemeinschaft 
angelegt. 
 
3. Scheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
Wird im Rahmen der Vorfragenprüfung festgestellt, dass eine wirksam geschlossene 
Ehe vorliegt, die unter den Anwendungsbereich der Rom III-VO fällt, stellt sich die 
Frage, welche Arten der Beendigung der Ehe die Verordnung vorsieht. Art. 1 Abs. 1 
Rom III-VO stellt für den Anwendungsbereich fest, dass er Ehescheidung und die 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes in den Fällen betrifft, in denen diese eine 
Verbindung zum Recht verschiedener Staaten aufweisen. Wie bei der Eheschließung 
gibt es auch bei der Ehescheidung in verschiedenen Rechtsordnungen 
unterschiedliche Voraussetzungen. Ein einheitliches internationales 
Ehescheidungsrecht gibt es nicht. Es muss deshalb geklärt werden, was Scheidung 
und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes im Einzelfall nach der Verordnung 
bedeuten kann und soll und ob die dann jeweils festgestellte Form der Ehescheidung 
oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes überhaupt von der Rom III-VO erfasst 
wird. Da Art. 4 Rom III-VO eine universelle Anwendung postuliert, wird dargestellt, 
welche Formen der Ehescheidungen in Frage kommen können und ob diese Formen 
der Ehescheidung unter den Anwendungsbereich der Verordnung fallen. Dabei 
handelt es sich jedoch um keine globale Darstellung, die jegliche Form in jedem Land 
der Welt erfasst.  
 
Grundsätzlich sind zwei Arten der Ehescheidung zu unterscheiden. Die Ehescheidung 
durch staatliches Handeln löst die Ehe durch einen hoheitlichen Akt auf. Die 
Privatscheidung beendet die Ehe dagegen durch eine rechtsgeschäftliche Handlung 
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zwischen den Ehegatten. Bei einer Privatscheidung können auch Behörden oder 
Gerichte als Träger hoheitlicher Gewalt beteiligt sein. Dies ist aber nur deklaratorischer 
Natur,177 ohne dass der Hoheitsträger die Ehe selbst scheidet. 
 
a. Scheidung durch hoheitlichen Akt 
Als Scheidung durch hoheitlichen Akt gelten die Arten der Auflösung der Ehe, die durch 
staatliche Organe vorgenommen werden. Dabei handelt es sich nicht nur um 
gerichtliche Scheidungen, wie es in Deutschland gemäß § 1564 Satz 1 BGB der Fall 
ist. Nach der Definition des Gerichtsbegriffs aus Art. 3 Ziffer 2 Rom III-VO gilt jede 
Behörde der teilnehmenden Mitgliedstaaten, die für die Ehescheidung oder Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes zuständig ist, als Gericht. Auch wenn in Deutschland 
beispielsweise die Ehe nur durch gerichtliche Entscheidung geschieden wird, bedeutet 
dies nicht, dass dies in anderen Mitgliedstaaten ebenso der Fall ist. Wenn das jeweilige 
nationale mitgliedstaatliche Recht eine Form der Scheidung durch behördliches 
Handeln vorsieht, ist auch dies eine Scheidung durch hoheitlichen Akt im Sinne der 
Rom III-VO. 
 
b. Privatscheidung 
Neben der hoheitlich ausgesprochenen Scheidung gibt es in einigen Ländern auch 
Privatscheidungen, die unterschiedlicher Natur sein können. Kennzeichen einer 
Privatscheidung ist, dass kein Gericht oder keine Behörde bei der Scheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes beteiligt ist oder wenn, dann nur 
deklaratorisch.178 Die Ehescheidung erfolgt privatrechtlich durch rechtsgeschäftliches 
Handeln zwischen den Eheleuten. Die Privatscheidung ist also rechtsgeschäftliches 
statt hoheitliches Handeln. So gibt es beispielsweise religiöse Scheidungen nach 
mosaischem Recht, bei denen der Ehemann vor einem Rabbinatsgericht einen 
Scheidebrief an die Ehefrau übergibt (Get- Scheidung)179 oder nach Schariarecht, bei 
                                                 
177
 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 3, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
178
 Winkler von Mohrenfels, ZEuP 2013, 699, 703; Helms, FamRZ 2016, 1134; Gärtner, StAZ 2012, 357, 358; 
Majer, NZFam 2017, 997, 1010. 
179
 Sog. Get-Scheidung nach Mosaischem Recht, vgl. hierzu BGH IPRax 2009, 347, 349; BGH FamRZ 1994, 
434, 435; Henrich, IPRax 1995, 86; Siehr, IPRax 2009, 332. 
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der der Ehemann oder ein Vertreter des Ehemannes allein gegenüber der Ehefrau180 
oder vor einem geistlichen Gericht (Schariagericht) die Scheidungsformel ausspricht, 
um die Scheidung zu vollziehen. Bei dieser Scheidungsformel handelt es sich um den 
Ausspruch eines talāq des Ehemannes gegenüber der Frau.181 Talāq wird Regelmäßig 
mit „Verstoßung“ übersetzt. Das Wort bedeutet aber „Auflösung eines Verbandes oder 
Vertrages“182 oder aber auch Entlassung oder Freigabe.183 Diese Art der 
schariarechtlichen Privatscheidung und die Frage, ob diese unter den 
Anwendungsbereich der Rom III-VO fällt, wurde dem EuGH vom OLG München zur 
Vorabentscheidung gemäß Art. 267 AEUV184 vorgelegt. Zunächst wurde die Vorlage 
vom EuGH als unzulässig erachtet. Nach Ansicht des EuGH handelte es sich bei der 
Vorlage um ein Anerkenntnisverfahren und nicht um ein Scheidungsverfahren.185 Die 
materiell-rechtliche Grundvoraussetzung der Wirksamkeit einer Privatscheidung als 
Notwendigkeit des deutschen Anerkennungsverfahrens nach § 107 FamFG wurde 
vom EuGH anscheinend missverstanden.186 Aus diesem Grund legte das OLG 
München diese Fragestellung erneut vor.187 Neben der Scheidung durch Ausspruch 
eines talāq gibt es aber auch Privatscheidungen einverständlich-rechtsgeschäftlicher 
Natur.188 Die Eheleute erklären einvernehmlich und gemeinsam ihren 
Scheidungswillen und lassen diese Form der Privatscheidung im entsprechenden 
Eheregister des Landes eintragen. Diesen Konsensscheidungen189 fehlt es an einem 
Antragssteller vor einem (staatlichen) Gericht.190 Die Scheidung erfolgt also ebenfalls 
nicht durch Hoheitsakt. 
 
                                                 
180
 Vgl. hierzu die Ausführungen zum syrischen Recht im Kapitel „Die Verstoßung der Ehefrau“ und im 
afghanischen Recht im Kapitel „Die Verstoßung der Ehefrau“. 
181
 Vgl. zum talāq die Ausführungen zum afghanischen und syrischen Recht. Zum islamischen Recht in der 
Rechtsprechung: Iran: BGH, Urteil vom 06.10.2004 - XII ZR 225/01, BeckRS 2004, 10621; OLG Hamm, 
Beschluss vom 27.01.2010 - Aktenzeichen 2 WF 259/09, DRsp Nr. 2010/5504; OLG Köln, Beschluss vom 
09.05.1996 - Aktenzeichen 21 WF 151/95, DRsp Nr. 1997/1493; zum jordanischen Recht: OLG Stuttgart, 
Beschluss vom 03.12.1998 - Aktenzeichen 17 VA 6/98, DRsp Nr. 2000/4222. 
182
 Khalil, Auswirkungen der Ehescheidung, S. 7. 
183
 Pauli, S. 20. 
184
 Vgl. hierzu den Sachverhalt des OLG München, 34 Wx 146/14, Amtblatt der Europäischen Union C 294/29. 
185
 EuGH C-281/15 – Sahyouni, http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&num=C-281/15 (aufgerufen 
Oktober 2015). Hierzu Helms, FamRZ 2016, 1134. 
186
 So Helms, FamRZ 2016, 1134; Kohler/ Pintens, FamRZ 2016, 1509, 1517 f. 
187
 OLG München, FamRZ 2016, 1363 ff. 
188
 Siehe hierzu beispielsweise die Ausführungen zu Syrien im Kapitel „Die einvernehmliche Scheidung 
(mukhāla‘a) durch Scheidungsvereinbarung“ und zu Afghanistan im Kapitel „Der Selbstloskauf oder die 
sogenannte einvernehmliche Scheidung durch Scheidungsvereinbarung“. 
189
 BGH FamRZ 1990, 607. 
190
 Vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 21.02.1990 - Aktenzeichen XII ZB 203/87 = BGH FamRZ 1990, 607. 
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Eine Privatscheidung ist demnach gerade nicht die Form der Scheidung durch ein 
„Gericht“ und damit durch Hoheitsakt, wie es die Rom III-VO vorsieht. Vielmehr ist es 
eine religiöse oder rechtsgeschäftliche Scheidung zwischen den Eheleuten, die 
entweder einzeln oder einvernehmlich handeln und ihren Scheidungswillen erklären.  
 
Die Frage, ob Art. 1 der Rom III-VO auch die Privatscheidung erfasst, wurde strittig 
diskutiert.191 Der deutsche Gesetzgeber ging davon aus, dass die Rom III-VO 
Privatscheidungen mit umfasst und änderte dementsprechend im Jahr 2013 Art. 17 
EGBGB.192 Es wurde mit Spannung erwartet, wie der EuGH in der genannten 
Vorabentscheidung193 urteilt. Explizit wurden die Privatscheidungen weder im 
Gesetzgebungsverfahren diskutiert,194 noch wurde diese Scheidungsform in die Rom 
III-VO aufgenommen. Der einfache Grund lag darin, dass es zum Zeitpunkt des 
Erlasses der Verordnung in den Rechtsordnungen der an der verstärkten 
Zusammenarbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten keine Privatscheidung gab und die 
Verordnung aus der Perspektive der jeweiligen Scheidungsnormen der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten195 verfasst wurde. Die Rom III-VO selbst geht davon aus, dass die 
Scheidung durch ein „Gericht“ erfolgt,196 wonach immer für die Scheidung und 
Trennung des Ehebandes ohne Auflösung der Ehe Bezug auf die „Anrufung des 
Gerichts“ genommen wird.197 Nach Art. 3 Nr. 2 Rom III-VO sind „alle Behörden der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten, die für Rechtssachen zuständig sind, die in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen“, Gerichte im Sinne der Verordnung.  
 
                                                 
191
 Hau, FamRZ 2013, 249, 250; Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-
VO), S. 3, http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016); Helms, 
FamRZ 2011, 1765, 1766; Gruber IPRax 2012, 381, 383; Mörsdorf-Schulte, RabelsZ 2013, 786, 804; 
Althammer, NZFam 2015, 9, 11; Gärtner, StAZ 2012, 357, 358. 
192
 Vgl. BT-Drs. Nr. 17/11049 v. 17.10.2012, S. 8, unter: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711049.pdf (aufgerufen April 2019); Gesetz zur Anpassung der 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 und zur Änderung anderer 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 23.01.2013 (BGBl. I S. 101). 
193
 Vgl. hierzu den Sachverhalt des OLG München, 34 Wx 146/14, Amtblatt der Europäischen Union C 294/29 
oder in NZFam 2016, 703 - 706. 
194
 Streicher, § 2, Rn. 246. 
195
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766; so auch EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), 
Rn. 45, 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
196
 Gruber, IPRax 2012, 381, 383; Helms, FamRZ 2011, 1765, 1766. 
197
 Vgl. hierzu Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d), Art. 8 und Art. 18 Abs. 1 Satz 1 Rom III-VO oder beispielsweise 
Erwäggründe 20 und 23. 
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Nur weil die Rom III-VO die Privatscheidung nicht direkt vorsah, konnte daraus nicht 
geschlossen werden, dass die Privatscheidung nicht doch unter die Rom III-VO fällt. 
Der Grund ist der universelle Geltungsanspruch der Rom III-VO198 und der darin zum 
Ausdruck kommende Harmonisierungsgedanke des Scheidungsrechts199 mit 
internationalem Bezug. Dieser leitet sich zum einen aus dem Erwäggrund 12 der Rom 
III-VO und aus Art. 4 der Verordnung ab. Danach ist das Recht eines Staates auch 
dann anzuwenden, wenn es nicht das Recht des anwendenden teilnehmenden 
Mitgliedstaates ist. Es ist unerheblich, ob das anzuwendende Recht das Recht eines 
teilnehmenden Mitgliedstaats, eines nicht teilnehmenden Mitgliedstaats oder das 
Recht eines Drittstaats ist.200 Einer Meinung nach sollte auch der in Erwäggrund 9 der 
Verordnung genannte Anspruch des „klaren, umfassenden Rechtsrahmens im Bereich 
des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
anzuwendenden Rechts in den teilnehmenden Mitgliedstaaten“ Grund für eine 
Einbeziehung der Privatscheidung sein.201 Dies überzeugte aber weniger. Erwäggrund 
9 konnte auch dahingehend ausgelegt werden, dass sich der umfassende 
Rechtsrahmen nur auf das Recht aller teilnehmenden Mitgliedstaaten bezieht und in 
diesem Raum einen umfassenden Rechtsrahmen bietet. Letztlich war zu bedenken, 
dass sich die Thematik der Privatscheidung allein den deutschen Gerichten schon seit 
Jahrzehnten stellte.202 Etwas Ähnliches wird auch für andere Mitgliedstaaten gegolten 
haben.  
 
Der europäische Gesetzgeber nimmt für sich in Anspruch, mit der Rom III-VO eine 
universelle Anwendung der Verordnung herbeizuführen und damit eine, die über die 
einzelnen Mitgliedstaaten hinausgeht, Art. 4 Rom III-VO. In diesem Kontext ist dann 
das jeweils anwendbare Scheidungsstatut, also das jeweils anzuwendende nationale 
Recht, zu bestimmen. Viele Rechtsordnungen außerhalb der Europäischen Union 
kennen, wie oben ausgeführt, die Privatscheidung in unterschiedlichen 
Ausgestaltungen. Eheleute aus unterschiedlichsten Nationen haben ihre Heimat in der 
Europäischen Union oder suchen im Rahmen von Flucht und Vertreibung gerade aus 
                                                 
198
 Ebenso Gärtner, StAZ 2012, 357, 358 f.; Weller/ Hauber/ Schulz, IPRax 2016, 123, 127; Majer, NZFam 
2017, 997, 1010. 
199
 So auch Arnold, NZFam 2016, 706. 
200
 Vgl. Erwäggrund 12 Rom III-VO. 
201
 Vgl. Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 3, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016). 
202
 Vgl. als Beispiel: BGH, Beschluss vom 14.10.1981 - Aktenzeichen IVb ZB 718/80, DRsp Nr. 1994/4984; 
BGH FamRZ 1990, 607. 
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islamischen Ländern Zuflucht in Europa. Unter dem universellen Anspruch der 
Verordnung ist der Rahmen zu spannen, für den die Verordnung Rechtssicherheit 
gewährleisten will, so dass viel für die Aufnahme der Privatscheidung in den 
Regelungsgehalt der Rom III-VO sprach. Eine Privatscheidung hätte sich dann aber 
immer an den Grenzen, die die Verordnung in Art. 10 und 12 Rom III-VO zieht, zu 
messen.  
 
Mit Urteil vom 20.12.2017 lehnt der Europäische Gerichtshof eine Anwendung der 
Rom III-VO auf die Privatscheidungen ab, die „durch einseitige Erklärung eines 
Ehegatten vor einem geistlichen Gericht bewirkt“203 werden. Der EuGH begründet dies 
im Wesentlichen durch die Auslegung des Begriffs der Ehescheidung in Art. 1 Rom III-
VO nach Wortlaut und des Zusammenhangs der Regelung mit den Zielen der 
Verordnung.204 Zwar schließe die Rom III-VO Privatscheidungen ausdrücklich nicht 
aus,205 doch die Bezugnahme auf ein Tätigwerden eines Gerichts und das Vorliegen 
eines Verfahrens (Art. 1 Abs. 2, Art. 5 Abs. 2 und 3, Art. 8, Art. 13 und Art. 18 Abs. 2 
Rom III-VO) sollen deutlich machen, dass es sich nur um solche Scheidungen handelt, 
die entweder durch staatliche Gerichte oder Behörden oder unter deren Kontrolle 
ausgesprochen werden.206 Zum Zeitpunkt des Erlasses der Verordnung kannten die 
teilnehmenden Mitgliedstaaten keine Privatscheidung. Vielmehr erfolgten die 
Ehescheidungen nur durch öffentliche Organe207 und nicht durch geistliche Gerichte. 
Außerdem ergibt sich aus den Erwägungen208 der Rom III-VO, dass der sachliche 
Anwendungsbereich im Einklang mit dem Begriff der „Ehescheidung“ nach der Brüssel 
                                                 
203
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
204
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
205
 Smaugmandsgaard Øe, NZFam 2017, 997 ff (Rn. 60); EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 
(Sahyouni/Mamisch), Rn. 39, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
206
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
207
 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
208
 Vgl. Erwäggrund 10 Rom III-VO. 
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IIa-VO stehen soll und diese nur Ehescheidungen durch Gerichte oder Behörden 
umfasse.209 
 
Gerade bei einer Ehescheidung durch talāq nach Schariarecht oder bei einer 
mosaischen Get-Scheidung handelt es sich, wie nachfolgend ausgeführt wird, um 
einseitige Erklärungen eines Ehegatten vor einem geistlichen Gericht ohne konstitutive 
Scheidungswirkung eines staatlichen Gerichts oder einer Behörde oder im Rahmen 
eines Verfahrens, das der Kontrolle eines Gerichts oder einer Behörde unterliegt. 
Durch den Ausschluss der Privatscheidung aus dem sachlichen Anwendungsbereich 
der Rom III-VO wird für diese Art der Scheidung auf Ebene der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit der einheitlichen Rechtsanwendung und des Umgangs 
mit Privatscheidungen auf europäischer Ebene genommen. Der Ausschluss führt zu 
einer Regelungsnotwendigkeit im Umgang mit Privatscheidungen auf europäischer 
aber auch auf nationaler Ebene, wie es das Beispiel Deutschlands zeigt.  
 
Der deutsche Gesetzgeber ging von der Einbeziehung der Privatscheidung unter die 
Rom III-VO aus210 und änderte mit Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F.211 die 
kollisionsrechtliche Bestimmung dahingehend, dass jede Form der Ehescheidung 
unter die Rom III-VO fällt. Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes, 
Privatscheidungen nicht unter den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO 
fallen zu lassen, führte aufgrund des Fehlens einer kollisionsrechtlichen Regelung für 
die Privatscheidung zu einer Regelungslücke im deutschen internationalen 
Privatrecht.212 Diese Lücke wurde durch die Neufassung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB213 
geschlossen. Nach der Neuregelung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB sollen die Vorschriften 
des Kapitels II der Rom III-VO in leicht abgewandelter Form entsprechend auf 
Ehescheidungen Anwendung finden, die nicht in den Anwendungsbereich der Rom III-
                                                 
209
 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
210
 Vgl. BT-Drs. Nr. 17/11049 v. 17.10.2012, S. 8, unter: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711049.pdf (aufgerufen April 2019); so auch Smaugmandsgaard 
Øe, NZFam 2017, 997 ff (Rn. 48). 
211
 Gesetz zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr. 
1259/2010 und zur Änderung anderer Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 23.01.2013 (BGBl. I S. 
101). 
212
 Vgl. OLG München, BeckRS 2018, 3257; Dutta, FF 2018, 60f; Olsen-Ring/ Olsen, NotBZ 2019, 124, 125. 
213
 Gesetz zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften des Internationalen Privatrechts 
vom 17. Dezember 2018. Bundesgesetzblatt Jahrgang 2018 Teil I Nr. 47, S. 2573, 2580. 
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VO fallen. Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO findet nach der Neuregelung keine 
Anwendung. Eine Rechtswahl des Rechts des angerufenen Gerichts scheidet damit 
aus. Dies ist naheliegend, da gerichtliche Verfahren unter die Rom III-VO fallen und 
Privatscheidungen eines gerichtlichen Verfahrens nicht bedürfen. Zudem werden die 
Artikel des II. Kapitels der Rom III-VO, die auf den Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts 
abstellen, so geändert, dass auf den Zeitpunkt der Einleitung des 
Scheidungsverfahrens abzustellen ist, vgl. Art. 17 Abs. 2 Ziffer 2 EGBGB n.F. 
Wesentlich ist, dass Art. 10 und Art. 12 Rom III-VO durch den allgemeinen ordre public 
Vorbehalt nach Art. 6 EGBGB ersetzt werden. Somit können die Vorschriften der Rom 
III-VO zumindest teilweise in Deutschland auf Privatscheidungen Anwendung finden.  
 
Nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs stellen sich unterschiedliche 
Fragen. Wie ist zukünftig auf europäischer Ebene mit Privatscheidungen umzugehen? 
Hätte die Einbeziehungen von Privatscheidungen unter die Rom III-VO zu einer 
Vereinheitlichung des Ehescheidungsrechts auf europäischer Ebene geführt? Welche 
mögliche Rechtsvereinheitlichung wurde durch den Ausschluss der Privatscheidung 
durch den Europäischen Gerichtshof verhindert und was wäre die Konsequenz 
gewesen, wenn die Privatscheidung Teil des Regelungsgehalts der Rom III-VO 
gewesen wäre. Hätten die Regelungen der Art. 10 und 12 Rom III-VO selbst zum 
Ausschluss der Privatscheidung geführt? Und kann es nach der Änderung des Art. 17 
Abs. 2 EGBGB zu einer Privatscheidung in Deutschland kommen, wenn islamisch 
gewähltes Recht von einem deutschen Gericht anzuwenden ist? 
 
Die erste dieser Fragen kann damit beantwortet werden, dass entweder die Rom III-
VO selbst oder eine neue Regelung zum Umgang mit Privatscheidungen nach der 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes zu erfolgen hat. Der Ausschluss der 
Privatscheidung aus dem sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO führt bis zu 
einer solchen Regelung auf europäischer Ebene zu einer erneuten Vervielfältigung der 
Regelungen auf nationaler Ebene, da nun jeder teilnehmende Mitgliedstaat für sich zu 
entscheiden hat, wie kollisionsrechtlich mit Privatscheidungen umzugehen ist. Die 
weiteren Fragen werden anhand der Privatscheidung durch talāq erörtert. 
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aa. Talāq 
Talāq bezeichnet nach islamischem Recht das allein dem Ehemann zustehende 
einseitige Recht,214 die Scheidung von seiner Ehefrau durch Verstoßung 
herbeizuführen.215 Die Verstoßung ist wie auch die Eheschließung nach islamischem 
Recht ein privatrechtlicher Akt, der als Privatscheidung zu qualifizieren ist.216 Bei 
dieser Form der Scheidung ist die Einbeziehung von staatlichen Stellen nicht immer 
erforderlich, auch wenn es eine Tendenz der gerichtlichen Einbeziehung geben soll.217 
So ist beispielsweise in Syrien die Einbeziehung des Gerichts nach Art. 88 PSG218 
erforderlich, wobei auch hier keine Scheidung durch das Gericht erfolgt.  
 
Der talāq erfolgt in der Regel durch Ausspruch der Verstoßungsformel durch den 
Ehemann gegenüber der Frau. Sofern der Ehemann nicht sprechen kann, ist es 
möglich, den talāq schriftlich oder durch Gesten zum Ausdruck bringen.219 Statt die 
Verstoßung selbst auszusprechen, kann der Ehemann, sofern es das jeweilige 
Landesrecht zulässt, auch einen Vertreter bestimmen, der den Ausspruch vornimmt. 
Als Vertreter kann auch die Ehefrau selbst in Betracht kommen, die dann die 
Verstoßung als Vertreterin des Ehemannes gegen sich selbst vornimmt.220 Es bedarf 
nach islamischem Recht keiner Gründe für die Verstoßung der Ehefrau.221 Zu den 
wesentlichen Kriterien eines talāq gehört, dass er widerruflich oder unwiderruflich sein 
kann. Dem Ehemann steht grundsätzlich ein dreimaliges Verstoßungsrecht zu. Die 
ersten beiden Verstoßungen sind widerruflich, das heißt, dass der Ehemann innerhalb 
der Wartezeit, die jeder Verstoßung folgt, seine Ehefrau wiederaufnehmen kann.222 
Durch die Wiederaufnahme wird die Verstoßung aufgehoben und die Ehe besteht fort. 
Erst wenn der Ehemann bei der ersten oder zweiten Verstoßung seine Ehefrau 
innerhalb der Wartezeit nicht zurücknimmt oder aber sie nach einer widerrufenen 
                                                 
214
 So auch Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 77; Arshad, S. 122; Serajuddin, S. 199; Koch, S. 36. 
215
 Vgl. hierzu beispielsweise Art. 135 ff. AZGB oder Art. 85 und 86 PSG. 
216
 So auch OLG Stuttgart, Beschluss vom 03.12.1998 - Aktenzeichen 17 VA 6/98, DRsp Nr. 2000/4222. 
217
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 77. 
218
 Das syrische Familienrecht basiert auf dem Personalstatusgesetz (PSG), Gesetz Nr. 59 vom 17.9.1953. In 
Teilen abgedruckt und übersetzt in Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 70. Lieferung – abgeschlossen 
am 15.12.1980, S. 11 ff. 
219
 Serajuddin, S. 199. 
220
 Vgl. Art. 87 Abs. 2 PSG oder Art. 142 i.V.m. Art 135 Abs. 2, 2. Alt. AZGB. 
221
 Koch, S. 36. 
222
 Serajuddin, S. 200; Koch, S. 37. 
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Verstoßung zum dritten Mal verstößt, wird die Verstoßung unwiderruflich und die Ehe 
gilt als geschieden.223 
 
Der Ehefrau selbst steht ein privatrechtliches Verstoßungsrecht nach islamischem 
Recht nicht zu.224 Das islamische Recht kennt aber gerichtliche Scheidungen auf 
Antrag der Ehefrau, die in ihrer Wirkung mit einer Verstoßung gleichzusetzen sind.225 
Im Unterschied zum talāq des Ehemannes müssen bei dieser Form bestimmte 
gesetzlich vorgeschriebene Gründe in der Person oder im Verhalten des Ehemannes 
vorliegen, die die Frau zu beweisen hat.226 Außerdem muss die Ehefrau den 
Scheidungsantrag bei Gericht stellen. Liegen die Scheidungsgründe vor und wurden 
bewiesen, erfolgt dann jedoch keine privatrechtliche, sondern eine hoheitliche 
Scheidung der Eheleute durch das Gericht. Die gerichtliche Scheidung mag daher in 
der Wirkung einem talāq des Mannes ähneln oder gleichkommen. In der 
Ausgestaltung bedarf die gerichtliche Scheidung aber, anders als ein talāq, gewisser 
gesetzlich festgelegter Gründe und kann nicht grundlos erfolgen. Die Frau kann sich 
auch nicht privatrechtlich selbst von ihrem Ehemann scheiden. Notwendig ist immer 
die Einbeziehung des Gerichts. Ein dem talāq des Mannes vergleichbares und 
gleichberechtigtes Scheidungsrecht kennt das islamische Recht jedenfalls in Syrien227 
oder Afghanistan228 nicht. 
 
Da es sich bei der Verstoßung um das einseitige und alleinige Recht des Mannes 
handelt und ein vergleichbares Recht der Frau nicht gegeben ist, kann darin auf 
nationaler Ebene eine geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung der Frau und 
damit ein Verstoß gegen Art. 3 GG229 gesehen werden.230 Auf Europäischer Ebene 
kann dies einen Verstoß gegen Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta231 
(Geschlechtsdiskriminierung) darstellen. Nach Art. 6 EUV erkennt die Europäische 
                                                 
223
 Vgl. hierzu Art. 94 und 118 PSG und Art. 144 und 146 AZGB. 
224
 So auch Weller/ Hauber/ Schulz, IPRax 2016, 123, 124. 
225
 Vgl. hierzu beispielsweise die Einzelheiten zur gerichtlichen Scheidung (tafrīq) in den Kapiteln „Die 
gerichtliche Scheidung (tafrīq)“ zum syrischen und afghanischen Recht. 
226
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 85; Arshad, S. 122 f. 
227
 Vgl. OLG München NZFam 2016, 703, 706. Vgl. hierzu auch die nachfolgenden Ausführungen zum 
syrischen Recht. 
228
 Vgl. hierzu auch die nachfolgenden Ausführungen zum afghanischen Recht. 
229
 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2014 
(BGBl. I S. 2438) geändert worden ist. 
230
 So auch OLG Köln FamRZ 1996, 1147. 
231
 Charta der Grundrechte der Europäischen Union. ABl. (EG) C 364/1 vom 18.12.2000. 
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Union die in der Grundrechtecharta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze 
an. Die in Art. 2 EUV niedergelegten Werte, die allen Mitgliedstaaten gemein sind, 
zeichnen sich auch durch die Gleichheit von Frauen und Männern aus und in Art. 67 
AEUV bekennt sich die Europäische Union zur Achtung der Grundrechte. Diese 
grundrechtliche Thematik der Diskriminierung durch ein einseitiges Scheidungsrecht 
des Mannes durch talāq und die Tatsache, dass es im deutschen und europäischen 
Recht kein vergleichbares Instrument wie die privatrechtliche Verstoßung gibt, werfen 
Fragen auf, die im Rahmen der Anwendbarkeit von talāq als Form der Privatscheidung 
zu klären sind.  
 
Auf europäischer Ebene ist die Klärung durch das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs getroffen worden.232 Ein talāq ist gerade die einseitige 
Scheidungserklärung des Ehemannes außerhalb oder vor einem geistlichen Gericht, 
die nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes nicht unter die Rom III-
VO fällt. 
 
Wäre aber das Ergebnis ein anderes gewesen, wenn der Europäische Gerichtshof die 
Privatscheidung unter der Rom III-VO angenommen hätte? Und welche Konsequenz 
ergibt sich aus der Entscheidung, wenn deutsches IPR zur Anwendung kommt, weil 
ein Scheidungsstatut aus einem islamischen Land einem deutschen Gericht vorliegt? 
 
Sowohl die Rom III-VO als auch das deutsche IPR kennen Grenzen der 
Anwendbarkeit ausländischen Rechts. Dies gilt auch dann, wenn das jeweilige Recht 
unter den Voraussetzungen der Verordnung oder des IPR zur Anwendung kommt. 
Zwei Regelungen der Rom III-VO, die als europäisches Sekundärrecht dem deutschen 
internationalen Privatrecht in Fällen der Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes vorgehen, Art. 17 Abs. 1 EGBGB, grenzen die Anwendung des 
ausländischen Rechts ein: Dies sind Art. 10 und Art. 12 Rom III-VO. Nach Art. 10 Rom 
III-VO gilt die lex fori anstelle des ausländischen Rechts, wenn dieses eine 
Ehescheidung nicht vorsieht oder einem Ehegatten aufgrund seiner 
Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
                                                 
232
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
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Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gewährt. Art. 10 Rom III-VO schließt in dem 
Fall das gesamte ausländische Recht von der Anwendung aus. Art. 10 Rom III-VO 
leitet sich aus dem Grundverständnis der Anerkennung der Grundrechte aus den 
Europäischen Verträgen und der Grundrechtcharta ab, wie sich aus Erwäggrund 16 
ergibt. Es kommt zum Ausschluss fremden Rechts, wenn das fremde Recht mit den 
Werten oder Grundrechten der Europäischen Union unvereinbar ist oder diesen 
widerspricht. Der Widerspruch liegt hier insbesondere in der Ungleichbehandlung von 
Frauen und Männern, was den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung betrifft. 
Das einseitige und allein dem Ehemann zustehende Recht auf Verstoßung seiner 
Ehefrau stellt für die Ehefrau einen nicht gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung 
oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes dar. Der Unterschied liegt allein im 
Geschlecht der Ehefrau begründet. Aufgrund ihres Geschlechts steht ihr nach 
Schariarecht das Recht auf talāq nicht zu. Eine Ungleichbehandlung zwischen 
Männern und Frauen widerspricht dem Verbot der geschlechtlichen Diskriminierung 
nach Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta und wesentlichen Bestimmungen der Verträge 
wie Art. 2 EUV und Art. 67 AEUV. Nach Art. 6 EUV erkennt die Europäische Union die 
Rechte, Freiheiten und Grundsätze der Charta der Grundrechte an und die Charta ist 
gleichrangig mit den Verträgen der Europäischen Union. Zudem haben nach Art. 8 
AEUV die Organe der Europäischen Union233 die Pflicht, die Gleichstellung zwischen 
Männern und Frauen zu berücksichtigen und zu fördern234 und nach Art. 10 AEUV zielt 
die Union bei der Durchführung ihrer Politik darauf ab, Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts zu bekämpfen. Zwar wird mit diesen Vorschriften kein Kompetenztitel an 
die Organe vergeben, die Organe werden aber aufgefordert, die Vorgaben von Art. 8 
und 10 AEUV in ihrem Handeln zu beachten.235  
 
Aus der Verknüpfung von Grundrechtsschutz, Förderungsprinzip der Gleichstellung 
und Bekämpfung der geschlechtlichen Diskriminierung ergibt sich im Rahmen des 
legislativen Handelns die Notwendigkeit, eine Klausel wie Art. 10 Rom III-VO 
aufzunehmen. Das einseitige Verstoßungsrecht stellt eine Verletzung des Verbots der 
Nichtdiskriminierung (Art. 21 Grundrechtcharta) und der Gleichheit von Frauen und 
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 GKK, Kotzur, Art. 8 AEUV, Rn. 3; Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 8 AEUV, Rn. 4. 
234
 Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 8 AEUV, Rn. 5; GKK, Kotzur, Art. 8 AEUV, Rn. 4. 
235
 Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 10 AEUV, Rn. 1 ff. 
 
  
60
Männern (Art. 2 EUV) dar. Die Grundrechte haben einen hohen Stellenwert und eine 
besondere Bedeutung im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, wie sich 
aus der Nennung und Einbeziehung in Art. 67 Abs. 1 AEUV ergibt.236 Die Achtung und 
Bedeutung der Grundrechte in diesem Raum, den die Europäische Union nach Art. 67 
Abs. 1 AEUV bildet, begründet die Notwendigkeit, diesen Raum vor 
grundrechtsschädigender Rechtsanwendung ausländischen Rechts zu schützen. Aus 
der Achtung der Grundrechte folgt zugleich die Verpflichtung zur Abwehr von 
grundrechtsverletzendem ausländischem Recht. Würde zugelassen werden, dass 
solche Handlungen dennoch akzeptiert werden, führt dies zur Aushöhlung des 
Grundrechtsschutzes innerhalb des Raumes. Zur Abwehr von 
Grundrechtsbeeinträchtigungen ist es deshalb erforderlich, solches ausländisches 
Recht auszugrenzen, das zur Grundrechtsverletzung führt. Es widerspricht dem Raum 
des Rechts, wenn ausländisches Recht zur Anwendung kommt, das den Prinzipien 
und Werten des Raums entgegensteht. Eine Toleranz in der Anwendung 
ausländischen Rechts, das zur Grundrechtsverletzung führt, kann aus diesem Grund 
nicht hingenommen werden. Der Schutz der Grundrechte ist höher zu bewerten als 
der Schutz ausländischen Rechts, das den Grundrechten widerspricht.  
 
Es stellt sich aber die Frage, ob diese Auffassung nicht dem kulturellen 
Förderungsprinzip der Europäischen Union in der Zusammenarbeit mit dritten 
Ländern, Art. 167 Abs. 3 AEUV, widerspricht. Die Verträge definieren den Kulturbegriff 
selbst nicht237 und zwar weder im Zusammenhang mit Kultur in Bezug auf die 
Europäische Union und ihrer Mitgliedstaaten, noch im Zusammenhang mit 
Drittstaaten. Der Kulturbegriff wird in Art. 167 Abs. 1 AEUV im Zusammenhang mit den 
Kulturen der Mitgliedstaaten, dem gemeinsamen kulturellen Erbe, auf das auch die 
Präambel des EUV Bezug nimmt oder in Art. 167 Abs. 2 AEUV mit der Kultur der 
europäischen Völker verwendet. Der Kulturbegriff soll offen für eine Weiterentwicklung 
sein und wird nicht auf die Hochkultur beschränkt.238 Unter diesen Begriff kann die 
Summe der Vielfalt der Mitgliedstaaten in ihren Überzeugungen und politischen, 
rechtlichen und geistigen Werten gesehen werden, die sich auf das Fundament der 
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Herkunft aus griechischer Philosophie, römischem Recht und abendländischer 
Aufklärung stützen und die auf diesem Fundament die europäische Einigung unter 
Wahrung der Grundsätze der repräsentative Demokratie, der Rechtstaatlichkeit, der 
Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit errichtet haben.239  Das bisher 
Erreichte begründet dadurch gleichzeitig auch das kulturelle Erbe der Europäischen 
Union mit, zu dessen Schutz sich die Union nach Art. 3 Abs. 3 EUV verpflichtet. Teil 
des kulturellen Erbes ist auch das religiöse240 und das rechtskulturelle Erbe der 
europäischen Mitgliedstaaten.241 Wenn zum europäischen Kulturbegriff das religiöse 
und rechtskulturelle Erbe gehört, so muss gegenüber von Drittstaaten der Kulturbegriff 
auch dessen religiöses und rechtskulturelles Erbe mitumfassen. 242 Bei einem Staat, 
dessen Rechtskultur auf einer Religion basiert, so wie das Schariarecht, ist dieses 
Recht vom Kulturbegriff miterfasst. Die Nichtanwendung dieses Rechts könnte dann 
dem Grundsatz der Förderung in der Zusammenarbeit mit dritten Ländern im Bereich 
der Kultur entgegenstehen, Art. 167 Abs. 3 AEUV. Die Vorschrift regelt die 
Kompetenzverteilung der auswärtigen Kulturpolitik zwischen der Europäischen Union 
und ihren Mitgliedstaaten zu Drittstaaten.243 Es erfolgt keine Abgrenzung zwischen der 
Europäischen Union und den Mitgliedstaaten, so dass die Gestaltung eine 
gemeinsame Aufgabe von Mitgliedstaaten und Europäischer Union ist.244 Die 
Vorschrift regelt aber nicht die uneingeschränkte Akzeptanz einer fremden Kultur und 
der ihr innewohnenden Rechtskultur. Bei einer Förderung hat die Europäische Union 
immer auch die eigenen Werte und die eigene Kultur zu berücksichtigen und ist diesen 
verpflichtet. Darüber hinaus ist die Förderung der Kultur immer auch ein „Mittel zum 
freiheitlich-menschenrechtlichen Zweck“245 und dient so dem Schutz des Individuums 
und der Gesellschaft als Ganzes.  
 
In Absatz 2 und 4 der Präambel zur EUV werden die Werte der unverletzlichen und 
unveräußerlichen Rechte des Menschen, der Gleichheit und Achtung der 
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Menschenrechte und der Grundfreiheiten hervorgehoben, die die Basis des Werte- 
und des Rechtsverständnisses der Union bilden. Die Förderung einer Rechtskultur 
oder Tradition eines dritten Landes, die diesen Grundsätzen widerspricht, führt dazu, 
dass die Union selbst ihren Grundsätzen und Werten zuwiderhandelt. Europäische 
Kulturpolitik hat auch die Aufgabe, die eigenen Werte und die ihrer Mitgliedstaaten zu 
schützen.246 Aus diesem Grund kann eine Förderung ausländischer Rechtskultur und 
Tradition nicht erfolgen, solange sie den Werten und dem Rechtsverständnis der 
Europäischen Union widerspricht. In Art. 10 Rom III-VO kann deshalb auch eine 
Ausprägung dieses Gedankens gesehen werden, dass ausländisches Recht, das nicht 
in Einklang mit den europäischen Werten und dem europäischen Kulturverständnis zu 
bringen ist, von seiner Anwendung auszuschließen ist. Die Toleranz der Anwendung 
ausländischen Rechts unter der Maßgabe des Art. 4 Rom III-VO findet ihre Grenze in 
Art. 10 Rom III-VO dort, wo die Anwendung ausländischen Rechts 
geschlechtsdiskriminierend den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes verhindert. Diese Einschränkung der 
Rechtsanwendung basiert auf dem Schutz des Grundrechts der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau und ist ein wesentlicher Bestandteil der Europäischen Verträge und 
Teil der Ratio der Rom III-VO. Die Abwehr geschlechtsdiskriminierenden Rechts dient 
innerhalb des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts dazu, seinen Bürgern 
einen Raum zu sichern und zu schützen, indem ein Vertrauen auf den Schutz des 
erreichten Besitzstandes der Europäischen Union, seiner Werte und Grundrechte 
gewährleistet wird.   
 
Während Art. 10 Rom III-VO das ausländische Recht insgesamt ausschließt, verhält 
es sich bei dem ordre public Vorbehalt des Art. 12 Rom III-VO anders. Nach Art. 12 
Rom III-VO findet die Anwendung einer ausländischen Rechtsnorm ihre Grenze in der 
offensichtlichen Unvereinbarkeit mit der öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaates, 
dessen Gericht angerufen wurde. Anders als bei Art. 10 Rom III-VO wird dann nicht 
das gesamte Recht ausgeschlossen, sondern es wird lediglich die Norm nicht 
angewendet, die gegen den ordre public verstößt. Einen solchen ordre public 
Vorbehalt kennt auch das deutsche IPR in Art. 6 EGBGB. Dieser Vorbehalt greift im 
Zusammenhang mit Ehescheidungen oder der Trennung ohne Auflösung des 
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Ehebandes allerdings nur dann, wenn die Rom III-VO keine Anwendung findet, vgl. 
Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F.  
 
Für den talāq bedeutet es das Folgende: Hätte der europäische Gerichtshof die 
Privatscheidung unter dem Regelungsgehalt der Rom III-VO anerkannt und wäre 
ausländisches islamisch geprägtes Recht unter den Voraussetzungen der Artikel 5 – 
8 Rom III-VO zur Anwendung gekommen, wäre festzustellen, ob das einseitige, dem 
Ehemann allein zustehende Verstoßungsrecht gegen Art. 10 Rom III-VO verstößt. Ein 
Verstoß folgt aus der Scheidungsprivilegierung des Ehemannes. Die Privilegierung 
stellt im Umkehrschluss die Nichtgewährung des gleichberechtigten Zugangs zur 
Ehescheidung für die Ehefrau dar. Das islamisch geprägte Recht räumt der Ehefrau 
kein gleichwertiges selbständiges Verstoßungs- und damit Scheidungsrecht ein.247 Im 
Rahmen der Prüfung nach Art. 10 Rom III-VO ist aber zunächst noch zu klären, ob bei 
Art. 10 Rom III-VO eine rein abstrakte oder konkrete Diskriminierung248 aufgrund des 
Geschlechts vorliegen muss. Wenn eine abstrakte Diskriminierung ausreichend ist249, 
folgt daraus die Nichtanwendung des ausländischen Sachrechts. Vielmehr wird die lex 
fori des angerufenen Gerichts angewendet. Dasselbe gilt, wenn Art. 10 Rom III-VO 
einer konkreten Diskriminierung bedarf und die Einzelfallprüfung diese bestätigt. Im 
Ergebnis wäre auch unter Einbeziehung der Privatscheidung unter die Rom III-VO ein 
talāq auf europäischer Ebene nicht möglich gewesen und es hätte mit der 
Einbeziehung dieser Form der Privatscheidung eine Rechtsvereinheitlichung auf 
europäischer Ebene erzielt werden können. 
 
Folgt aus der Prüfung nach Art. 10 Rom III-VO, dass ein talāq jedoch keinen 
geschlechtsdiskriminierenden gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung und keine 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes darstellt, ist nach Art. 12 Rom III-VO zu 
klären, ob der talāq gegen den ordre public des Staates des angerufenen Gerichts 
verstößt. Handelt es sich bei dem angerufenen Gericht um ein deutsches Gericht, ist 
eine Vereinbarkeitsprüfung mit dem deutschen ordre public erforderlich. Aufgrund der 
Vergleichbarkeit der Vorschriften des Art. 12 Rom III-VO und Art. 6 EGBGB und der 
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Tatsache, dass Art. 12 Rom III-VO im Rahmen der Ehescheidung und Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes Art. 6 EGBGB ablöst,250 kann im Rahmen der Prüfung des 
konkreten ordre public Verstoßes auf die Rechtsprechung zu Art. 6 EGBGB 
zurückgegriffen werden.251 Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung zur 
Scheidung durch talāq nach iranischem Recht252 für die Unvereinbarkeit mit dem 
deutschen ordre public, Art. 6 EGBGB, festgestellt, dass es jeweils auf die 
Einzelfallprüfung ankommt, ob ein tatsächlicher Verstoß vorliegt. Dabei kommt es 
darauf an, ob das Ergebnis der Anwendung der ausländischen Rechtsnorm und nicht 
das ausländische Recht selbst253 mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen 
Rechts offensichtlich unvereinbar ist, Art. 6 Satz 1 EGBGB. Da insbesondere die 
Grundrechte zu den wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts gehören,254 ist 
das Ergebnis der Anwendung der ausländischen Rechtsnorm an den Grundrechten zu 
prüfen. Wird in einer solchen konkreten Einzelfallprüfung festgestellt, dass die 
Anwendung des ausländischen Rechts oder der ausländischen Rechtsnorm mit dem 
deutschen Rechtsverständnis offensichtlich unvereinbar oder zu missbilligen255 ist, 
muss die aus der Nichtanwendung der ausländischen Rechtsnorm entstehende 
Regelungslücke zunächst durch Anwendung des jeweils ausländischen Primärrechts 
geschlossen werden.256 Es ist also zu prüfen, ob mit Hilfe des jeweiligen Landesrechts, 
ohne Anwendung der ausgeschlossenen Norm, eine mit dem deutschem 
Rechtsverständnis vereinbaren Lösung gefunden werden kann. Wenn das nicht 
möglich ist, ist ersatzweise deutsches Recht anzuwenden.257 Ein Verstoß soll 
beispielsweise nicht vorliegen, wenn die Ehefrau der Verstoßung zustimmt258 oder ein 
talāq mit dem Willen der Ehefrau erfolgt ist.259 Da die Zustimmung der Ehefrau zur 
Verstoßung im islamischen Recht in der Regel nicht vorgesehen ist, muss im Einzelfall 
festgestellt werden, was der Wille der Ehefrau ist. Strebt sie beispielsweise eine 
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Scheidung an260 oder übt sie als Vertreterin des Ehemannes die Verstoßung aus, wäre 
dies als ausreichend zu qualifizieren. Im gegensätzlichen Fall, in dem die Ehefrau der 
Verstoßung nicht zustimmt oder im Scheidungsverfahren nicht beteiligt wurde und ihr 
kein rechtliches Gehör entsprechend Art. 103 GG gewährt wurde, stellt dies nach der 
Rechtsprechung zu Art. 6 EGBGB einen Verstoß gegen den ordre public dar.261 
Alternativ wird von der Rechtsprechung eine Vereinbarkeit mit dem ordre public 
angesehen, wenn die Ehefrau auch nach deutschem Recht von ihrem Ehemann hätte 
geschieden werden können.262 Diese Prüfung kommt aber nur dann in Frage, wenn 
ein gerichtliches Verfahren vorlag, in dem der Ehefrau rechtliches Gehör gewährt 
wurde.263 Ist dies nicht der Fall, steht die Verletzung des Rechtsgrundsatzes nach Art. 
103 GG einer Anerkennung der Scheidung entgegen. Bei außergerichtlichen 
Verstoßungen und gerichtlichen, in denen die Ehefrau gehört wurde, ist demnach eine 
Einzelfallprüfung vorzunehmen. Bei der Prüfung ist zu klären, ob Gründe vorliegen, die 
die Scheidung auch nach deutschem Recht ermöglichen. Das wäre der Fall, wenn die 
Scheidungsvoraussetzungen nach den §§ 1564 ff. BGB vorliegen. Demnach muss die 
Ehe nach § 1565 Abs. 1 BGB als gescheitert qualifiziert werden können oder die 
Ehegatten seit mehr als einem Jahr getrennt voneinander leben. Weiterhin hätten die 
Ehepartner die Scheidung beantragen oder ein Ehegatte dem Scheidungsantrag des 
anderen zustimmen müssen, § 1566 Abs. 1 BGB. Für den Fall, dass das 
Trennungsjahr noch nicht vollzogen ist, kommt eine Scheidung aus unzumutbaren 
Härtegründen in Betracht, die in der Person des anderen Ehegatten begründet sind, § 
1565 Abs. 2 BGB. Eine weitere Möglichkeit der Akzeptanz der Scheidung liegt vor, 
wenn die unwiderlegbare Vermutung des Scheiterns der Ehe nach § 1566 Abs. 2 BGB 
greift. Nach der Vermutung gilt eine Ehe als gescheitert, wenn die Ehegatten seit drei 
Jahren getrennt leben.  
 
Aber selbst wenn auch diese Voraussetzungen als gegeben anzusehen wären, hieße 
dies noch nicht, dass auch eine Privatscheidung in Deutschland möglich wäre. Nach 
Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F., der Ausdruck des deutschen ordre public ist, lässt das 
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deutsche IPR eine Privatscheidung nicht zu,264 selbst wenn ausländisches 
Scheidungsrecht zur Anwendung kommt.265 Nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. können 
Scheidungen in Deutschland nur durch ein Gericht vollzogen werden, nicht jedoch auf 
privatrechtlicher Basis. Diesem Scheidungsmonopol des Staates haben sich auch 
Ausländer in Deutschland zu unterwerfen.266 Daraus folgt, dass in Deutschland ein 
Ehemann nicht zum Ausspruch des talāq gegenüber der Ehefrau verurteilt werden 
kann.267 Ein solches Urteil wäre ein Feststellungsurteil. Da eine Scheidung aber 
statusändernde Wirkung und damit gestaltungsrechtlichen Charakter hat, kann sie in 
Deutschland nur durch Gestaltungsurteil erfolgen.268 Ein talāq wäre aus diesen 
genannten Gründen also immer am deutschen ordre public und somit im Rahmen der 
Rom III-VO an Art. 12 Rom III-VO gescheitert.  
 
Ein anderes Ergebnis folgt auch nicht aus der Neufassung des Art. 17 EGBGB.269 
Nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. finden auf Ehescheidungen, die nicht der 
Rom III-VO unterliegen, nicht die Art. 10 und 12 Rom III-VO Anwendung, sondern Art. 
6 EGBGB. Es können also die bisher von der Rechtsprechung zu Art. 6 EGBGB 
entwickelten Grundsätze angenommen werden,270 die bereits genannt wurden. 
Daneben kann nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. eine Ehe in Deutschland nur durch 
ein Gericht geschieden werden. Daraus folgt, dass es auch nach der Neuerung des 
Art. 17 EGBGB nicht zu Privatscheidungen durch talāq in Deutschland kommen kann. 
 
Dies Ergebnis zeigt, dass die Einbeziehung der Privatscheidung in Form des talāq 
unter die Rom III-VO sowohl nach europäischem als auch nach nationalem Recht nicht 
dazu geführt hätte, dass eine Privatscheidung in Deutschland hätte vollzogen werden 
können. Eine Privatscheidung wäre entweder durch die Regelung des Art. 10 Rom III-
VO ausgeschlossen, der eine geschlechtliche Diskriminierung des Zugangs auf 
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Ehescheidung verhindert oder aber auf nationaler Ebene durch Art. 12 Rom III-VO in 
Verbindung mit Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F., der die Ehescheidung in Deutschland nur 
durch Gericht erlaubt. 
 
Etwas Ähnliches wird für die an der Verordnung teilnehmenden Mitgliedstaaten gelten, 
die ebenfalls zum Zeitpunkt des Erlasses der Verordnung nur Ehescheidungen durch 
hoheitliche Organe kannten. Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs hat mit 
dem Ausschluss der Privatscheidung aus dem sachlichen Anwendungsbereich der 
Rom III-VO zu einer erneuten Zergliederung des Ehescheidungsrechts auf 
europäischer Ebene geführt, da die Mitgliedstaaten auf einzelstaatlicher Ebene 
Regelungen über die Zulässigkeit von Privatscheidungen erlassen müssen und es auf 
europäischer Ebene einer Regelung bedarf, wie zukünftig mit Privatscheidungen 
umzugehen ist. Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da mit dem Ausschluss 
von Privatscheidungen, nicht nur ein „Bollwerk“271 gegen religiös geprägtes 
privatrechtliches Scheidungsrecht geschaffen wurde, sondern auch Formen der 
Privatscheidung aus dem Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, die seit Erlass 
der Rom III-VO in einigen Mitgliedstaaten geschaffen wurden.272 Diese Folge war dem 
Europäischen Gerichtshof bewusst.273 In Italien wurde im Jahr 2014 mit dem 
Gesetzesdekret vom 12.9.2014, Nr. 132274 die Möglichkeit der Privatscheidung durch 
Scheidungsvereinbarung eingeführt, die lediglich durch den Staatsanwalt zu 
bestätigen ist, sofern keine minderjährigen Kinder vorhanden sind. Spanien kennt seit 
September 2017 für Ehegatten ohne minderjährige Kinder die Möglichkeit der 
einvernehmlichen Scheidung, die lediglich von einem Notar oder Justizsekretär 
beurkundet wird.275 Auch in Frankreich besteht seit Januar 2017 die Möglichkeit der 
der einvernehmlichen Privatscheidung, die durch Unterschrift vor einem Notar erklärt 
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und von diesem gegengezeichnet wird, ohne dass es einer gerichtlichen Einbindung 
bedarf.276 
 
Zwischen der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs am 20.12.2017 und der 
Neuregelung des Art. 17 EGBGB277 im Jahr 2019 war die Rechtslage in Deutschland 
aufgrund der planwidrigen Regelungslücke unklar.278 Nach Art. 3 Ziffer 1 Buchstabe 
d) EGBGB a.F. hat die Rom III-VO im Fall der Nichtanwendung keinen Vorrang und 
findet auf Privatscheidungen keine Anwendung. Es war strittig, ob die Rom III-VO 
analog anzuwenden sei279 oder deutsches Kollisionsrecht zur Anwendung käme.280  
 
Beim Rückgriff auf deutsches Kollisionsrecht hätte sich das Ehewirkungsstatut nach 
Art. 14 EGBGB zu richten. Eine vermeintliche Rechtswahlvereinbarung der Parteien 
wäre nicht mehr nach Art. 5 ff. Rom III-VO, sondern nach Art. 14 Abs. 3 EGBGB zu 
prüfen. Zwar wurde die Rechtswahlvereinbarung für die Scheidung durch die Rom III-
VO von Art. 14 EGBGB abgekoppelt. Dies kann aber nur für die Fälle gelten, in denen 
die Rom III-VO Anwendung findet. Ist das nicht der Fall, sollte dies nicht zu einer 
Schlechterstellung der Rechtsposition der Parteien im Sinne einer Unmöglichkeit der 
Rechtswahlvereinbarung führen. Hält die Rechtswahlvereinbarung den engeren 
Anforderungen des Art. 14 EGBGB stand, ist ihr zu entsprechen. Die Nichtanwendung 
der Rom III-VO lässt eine Rechtswahlvereinbarung der Parteien nicht verloren gehen, 
sofern sie den engeren Kriterien des Art. 14 EGBGB genügt. Eine 
Rechtswahlvereinbarung der Eheleute, nach der ein islamisch geprägtes Landesrecht 
vorgesehen ist, ist unter den Voraussetzungen des Art. 14 EGBGB nach deutschem 
IPR für deutsche Gerichte bindend. Aber selbst, wenn nach Art. 14 Abs. 3 EGBGB das 
ausländische gewählte Recht anwendbar ist, bedeutet das noch nicht, dass auch eine 
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Privatscheidung in Deutschland möglich ist. Auch in diesem Fall kommen die zuvor zu 
Art. 6 EGBGB genannten Grundsätze und Prüfungsvarianten zur Anwendung. Das 
Ergebnis ist letztlich dasselbe. Nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. ist eine 
Privatscheidung nach deutschem IPR unzulässig.281 Selbst, wenn also ausländisches 
Scheidungsrecht zur Anwendung kommt,282 können Scheidungen in Deutschland 
nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. nur durch ein Gericht und nicht auf privatrechtlicher 
Basis vollzogen werden. Da sich auch Ausländer diesem Scheidungsmonopol des 
Staates zu unterwerfen haben,283 kann eine Privatscheidung in Deutschland durch 
talāq nicht durchgeführt werden.  
 
Zu dem gleichen Ergebnis kommt die Meinung, die bis zur Neuregelung des Art. 17 
EGBGB284 die analoge Anwendung der Rom III-VO vorsah. Der Ausschluss der 
Privatscheidung erfolgte dann entweder über Art. 10 Rom III-VO oder aber nach Art. 
12 Rom III-VO in Verbindung mit Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. 
 
Für die Fragestellung der Vereinbarkeit eines talāq im europäischen Recht und 
deutschen Kollisionsrecht bedeutet dies:  
 
Vor der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs wäre ein talāq mit Art. 10 Rom 
III-VO unvereinbar gewesen, wenn das jeweilige islamische Ehescheidungsrecht 
durch talāq die Ehefrau gegenüber Ihrem Ehemann einer Ungleichbehandlung 
ausgesetzt, was den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung 
ohne Aufhebung des Ehebandes betrifft. Hier wäre zu unterschieden gewesen, ob das 
Recht tatsächlich nur allein dem Ehemann zusteht oder ob nicht die Ehefrau, sofern 
ihr dieses Recht zugebilligt wurde, nicht selbst als Vertreterin des Ehemannes die 
Verstoßung vornehmen kann. Hatte die Ehefrau die Vertretungsbefugnis, standen ihr 
dieselben Möglichkeiten der grundlosen Verstoßung zur Verfügung, wie dem 
Ehemann selbst und es lag keine Benachteiligung vor. Fehlte der Ehefrau die 
Vertretungsbefugnis, so war aufgrund der festgestellten Ungleichbehandlung nach Art. 
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10 Rom III-VO das Recht des Staates des angerufenen Gerichts anzuwenden. Es kam 
zur Anwendung der lex fori. Stand der Frau jedoch das Recht zu, so war die 
Vereinbarkeit der Verstoßung mit der öffentlichen Ordnung des Staates des 
angerufenen Gerichts nach Art. 12 Rom III-VO zu prüfen. Da die Vereinbarkeit mit dem 
jeweils nationalen Recht zu prüfen ist, waren in Deutschland die oben aufgezeigten 
Grundsätze der Rechtsprechung anzuwenden. Daraus ergab sich, dass die 
Privatscheidung zwar einen Verstoß gegen den deutschen ordre public darstellt, der 
Verstoß jedoch geheilt werden kann, wenn die Ehefrau der Verstoßung zugestimmt 
hat und die Voraussetzungen nach §§ 1564 ff. BGB vorliegen. Mit der 
Selbstverstoßung liegt das Kriterium der Zustimmung der Ehefrau vor, so dass ein 
deutsches Gericht bei Erfüllung der weiteren Voraussetzungen nach §§ 1564 ff. BGB 
die Ehe unter Anwendung deutschen Rechts scheiden würde.285  
 
Nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs und vor der Neuregelung des 
Art. 17 EGBGB n.F. kam man entweder durch eine analoge Anwendung der Rom III-
VO oder aber über die Anwendung des deutschen Kollisionsrechts zu derselben 
Lösung. 
 
Die Neuregelung des Art. 17 EGBGB, die zur modifizierten Anwendung des Kapitels II 
der Rom III-VO unter Ausschluss der Art. 10 und 12 Rom III-VO führt, kommt unter der 
Anwendung deutschen ordre public des Art. 6 EGBGB und der aufgezeigten 
Grundsätze sowie des Scheidungsmonopols aus Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. ebenfalls 
zum Ausschluss einer Privatscheidung nach deutschem Recht. 
 
Die Ausführungen zum talāq machen deutlich, dass die Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs, dass Privatscheidungen nicht unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, zu keiner Änderung der rechtlichen 
Beurteilung der Vereinbarkeit des talāq mit der Rom III-VO geführt haben. Unabhängig 
von der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs und trotz des Grundsatzes der 
universellen Anwendung nach Art. 4 Rom III-VO, sind durch die Art. 10 und 12 Rom 
III-VO bereits Grenzen gezogen, die geschlechtlich diskriminierende 
Privatscheidungen ausschließen. 
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Auch die Ausführungen zu der Neuerung des Art. 17 EGBGB in 2019 kommen zu 
demselben Ergebnis. 
 
bb. Mosaische (israelische) Glaubensscheidung 
Bei der Ehescheidung nach mosaischem Recht (Gittin286 oder Geruschin287) handelt 
es sich um eine privatrechtliche Scheidung nach jüdischem Glauben. Um diese 
religiöse Scheidung zu bewirken, muss der Ehemann vor einem jüdischen 
Rabbinatsgericht (Bet Din)288 den Antrag stellen, dass er die Scheidung durch 
Übergabe des Scheidebriefes (Get)289 an die Ehefrau herbeiführen darf.290 Das 
Rabbinatsgericht erlässt dann das Urteil, dass die Ehe geschieden werden darf.291 Die 
Ehescheidung wird durch dieses Urteil nicht herbeigeführt. Es wird vielmehr die 
Erlaubnis des Gerichts eingeholt, dass der Ehemann die Scheidung von seiner Frau 
betreiben kann. Die mosaische Scheidung durch Übergabe des Get ist ein privates 
Rechtsgeschäft zwischen den Eheleuten und keine konstitutive gerichtliche 
Scheidung.292 Für die Wirksamkeit der Scheidung ist der privatrechtliche Akt der Get- 
Übergabe durch den Ehemann erforderlich.293 An den Get sind eine Reihe formaler 
Anforderungen zu stellen. Zwar muss der Ehemann den Get nicht selbst schreiben, 
sondern dieser kann auch durch einen Gerichtsschreiber abgefasst werden.294 Die für 
den Get verwendeten Materialien, also das Papier, Schreibfeder und Tinte, müssen 
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dem Ehemann gehören.295 Das Dokument selbst muss in hebräischer Quadratschrift 
verfasst sein und muss exakt 12 Zeilen lang sein.296 Die Schrift darf keine Radierungen 
oder Ausstreichungen enthalten und die Buchstaben dürfen nicht miteinander 
verbunden sein. In der 13. Zeile, die zweigeteilt zu sein hat, sind die Namen der 
Zeugen, die bei der Abfassung des Get anwesend waren niederzulegen.297 Die 
Scheidung selbst erfolgt durch die Übergabe des Scheidebriefes durch den Mann an 
die Frau mit den Worten: „Dies ist Dein Get, und nimm ihn, diesen Deinen Get und 
hiermit bist Du von mir von jetzt an geschieden, und frei für jedermann.“298 Dies kann 
entweder persönlich zum Zeitpunkt der Abfassung geschehen, wobei nicht erforderlich 
ist, dass die Ehefrau hierbei anwesend ist oder zu einem späteren Zeitpunkt. Die 
Übergabe kann aber auch durch Dritte geschehen.299 Die Ehe gilt als rechtswirksam 
geschieden, wenn die Ehefrau den Get annimmt. Hierfür ist nach mosaischem Recht 
bereits ausreichend, dass die Ehefrau den Scheidebrief lediglich berührt.300 Es ist nicht 
notwendig, dass die Ehefrau den Scheidebrief liest. Als Zeichen der Annahme durch 
die Frau wird der Get eingerissen und beim Rabbinatsgericht hinterlegt.301 Anders als 
im deutschen Recht handelt es sich bei dieser Form der Scheidung nicht um eine 
Gestaltungsklage302 vor einem hoheitlichen Gericht mit dem Ziel der Eheauflösung.303 
Vielmehr ist es die rabbinatsgerichtliche Erlaubnis zur Auflösung der Ehe und damit 
um einen zivilrechtlichen Gestaltungsakt.304 Die Scheidung selbst wird nicht durch das 
Rabbinatsgericht ausgesprochen,305 sondern durch Übergabe und Annahme des 
Scheidebriefes bewirkt. 
 
Dieses Scheidungsverfahren geht von einem einvernehmlichen Scheidungsbegehren 
der Eheleute aus. Denn ohne Zustimmung beider Ehegatten kann ein 
Rabbinatsgericht die Erlaubnis der Ehescheidung nicht aussprechen.306 Verweigert 
                                                 
295
 Simon, S. 24. 
296
 Simon, S. 24. 
297
 Simon, S. 24. 
298
 Bergmann/ Ferid/ Henrich, Margalith und Assan: Länderteil Israel. Stand 31.11.2012. 205. Lieferung. S. 52. 
299
 Simon, S. 24; Bergmann/ Ferid/ Henrich, Margalith und Assan: Länderteil Israel. Stand 31.11.2012. 205. 
Lieferung. S. 52. 
300
 Simon, S. 24. 
301
 Simon, S. 24. 
302
 BGH FamRZ 2008, 1409, 1411. 
303
 Vgl. hierzu BGH FamRZ 2008, 1409, 1411. 
304
 BGH FamRZ 2008, 1409, 1411. 
305
 BGH FamRZ 2008, 1409, 1411; Henrichs, FamRZ 2008, 1413. 
306
 Bergmann/ Ferid/ Henrich, Margalith und Assan: Länderteil Israel. Stand 31.11.2012. 205. Lieferung. S. 52. 
 
  
73
beispielsweise der Ehemann die Ausstellung eines Get, bleibt der Ehefrau nur die 
Möglichkeit, nach Vortrag von Scheidungsgründen vor dem Rabbinatsgericht 
Sanktionen gegen ihren Ehemann zu beantragen, um diesen zur Abfassung des Get 
zu bewegen. Das Recht der Ehefrau, selbst einen Get zu verfassen gibt es im 
mosaischen Recht ebenso wenig, wie die Möglichkeit des Rabbinatsgerichts selbst die 
Scheidung auszusprechen.307 
 
Während das mosaische Recht dem Ehemann das Recht auf Scheidung durch Get- 
Übergabe gewährt, gibt es etwas Vergleichbares für die Frau nicht. Zwar kann die 
Ehefrau nicht als rechtlos bezeichnet werden. Die ihr zur Verfügung stehenden Mittel 
sind in ihrer Wirkung allerdings stark eingeschränkt. Nach mosaischem Recht kann die 
Ehefrau selbst keinen Get verfassen, sondern sie hat lediglich die Möglichkeit, vor 
einem Rabbinatsgericht den Antrag auf Anordnung der Scheidung308 zu stellen. Das 
Rabbinatsgericht kann die Scheidung selbst jedoch nicht aussprechen, da dies nur 
dem Ehemann gestattet ist, sondern kann mit Zwangsmitteln versuchen, den 
Ehemann zum Abfassen eines Get zu veranlassen. Wenn sich der Ehemann den 
Zwangsmitteln beispielsweise durch Ausreise aus Israel entzieht oder die 
Zwangsmittel keine Wirkung zeigen, kann sich die Ehefrau nach mosaischem Recht 
nicht scheiden lassen. 
 
Hieraus ergibt sich, dass das mosaische Recht als Form der Privatscheidung im 
Hinblick auf die Scheidung keine Gleichbehandlung von Mann und Frau vorsieht. 
 
Auch diese Form der Privatscheidung vor einem geistlichen Gericht fällt aufgrund ihres 
geschlechtsdiskriminierenden Charakters nach der Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs nicht unter die Rom III-VO. Es gelten in dem Fall die Ausführungen zum 
talāq. 
 
Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Israel besteht seit 1977 der 
deutsch-israelische Anerkennungs- und Vollstreckungsvertrag vom 20. Juli 1977.309 
Dieser Staatsvertrag ist für das deutsche IPR maßgeblich, besagt jedoch in Art. 4 Abs. 
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1 Nr. 1, dass er auf Statusentscheidungen gerade nicht anwendbar ist. Die 
Ehescheidung unterliegt damit nicht den Regelungen des Staatsvertrages und erfolgt 
nach den aufgezeigten nationalen Rechtsgrundsätzen zur Anwendung des deutschen 
ordre public.   
 
Hieraus ergeben sich dann für die Prüfung der Vereinbarkeit der Get-Scheidung 
dieselben Fragestellungen, wie sie zuvor zu der Scheidung durch talāq ausgeführt 
wurden. Haben die Eheleute für die Ehescheidung wirksam die Anwendung 
israelischen Rechts nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) bis c) Rom III-VO in Verbindung 
mit Art. 17 Abs. 2 EGBGB n.F. vereinbart oder kommt es aufgrund von Art. 8 
Buchstabe a) bis c) Rom III-VO zur Anwendung mosaischen Rechts, stellt sich die 
Frage der Vereinbarkeit mit Art. 6 EGBGB.. Bei deutscher lex fori findet die mosaische 
Privatscheidung dann ihre Grenze im Scheidungsmonopol des Staates nach Art. 17 
Abs. 3 EGBGB n.F. als Ausdruck des deutschen ordre public.310 
 
Eine Privatscheidung unter Anwendung mosaischen Rechts scheitert in Deutschland 
am deutschen ordre public, der in Deutschland keine Privatscheidungen zulässt. 
 
cc. Vorläufige Schlussfolgerung für die Privatscheidung 
Was folgt aus den oben dargestellten Ausführungen für Deutschland? Müssen 
deutsche Gerichte Privatscheidungen durchführen und das materielle Recht des 
jeweiligen Staates anwenden? Wie ist der Fall zu behandeln, dass in einer deutsch-
israelischen Ehe wirksam mosaisches Recht im Wege der Rechtswahl nach Art. 17 
Abs. 2 EGBGB n.F. in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) - c) Rom III-VO 
vereinbart worden ist und sich die Eheleute nun in Deutschland scheiden lassen 
wollen? Die Übergabe eines Scheidungsbriefes eines Ehemannes an seine Ehefrau 
in Anwesenheit eines Rabbiners vor einem deutschen Gericht entspricht nicht der 
Maßgabe des deutschen Rechts, wonach die Scheidung nur durch einen Hoheitsakt 
und damit durch richterliche Entscheidung, Art. 17 Abs 3 EGBGB n.F. und § 1564 
BGB, nicht aber durch rechtsgeschäftliches Handeln geschieden werden kann. 
                                                 
310
 Henrich, IPRax 1995, 86, 89; BGH IPRax 2009, 347, 350; Siehr, IPRax 2009, 332, 334. 
 
  
75
Gleiches gilt für die Verstoßung einer Ehefrau durch ihren Ehemann nach 
Schariarecht.311  
 
Der Europäische Gerichtshof312 hat entscheiden, dass Privatscheidungen nicht unter 
den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen. Selbst wenn unter 
deutschem IPR die Parteien eine Rechtswahl nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB n.F. in 
Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) -c) Rom III-VO getroffen haben oder das 
ausländische Sachrecht mangels Rechtswahl nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB n.F. in 
Verbindung mit Art. 8 Buchstabe a) -c) Rom III-VO anzuwenden ist, scheitert die 
Privatscheidung in Form des talāq oder Get in Deutschland am gerichtlichen 
Scheidungsmonopol, Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F.313 
 
Generell bleibt für Privatscheidungen mit geschlechtsdiskriminierendem Charakter 
festzuhalten, dass das einseitige und alleinige Recht des Mannes, seine Frau zu 
verstoßen, einen Verstoß gegen Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta314 
(Geschlechtsdiskriminierung) und Art. 2 EUV (Gleichheit von Frauen und Männern) 
darstellt. Die Rom III-VO und auch das deutsche IPR kennen Grenzen der 
Anwendbarkeit ausländischen Rechts. Dies gilt auch dann, wenn das jeweilige Recht 
unter den Voraussetzungen der Verordnung oder des IPR zur Anwendung kommt. 
Nach Art. 10 Rom III-VO gilt die lex fori anstelle des ausländischen Rechts, wenn 
dieses eine Ehescheidung nicht vorsieht oder einem Ehegatten aufgrund seiner 
Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gewährt. Art. 10 Rom III-VO schließt in dem 
Fall das gesamte ausländische Recht von der Anwendung aus. Die Vorschrift leitet 
sich aus dem Grundverständnis der Anerkennung der Grundrechte, aus den 
Europäischen Verträgen und der Grundrechtcharta ab. Ausländisches Sachrecht wird 
ausgeschlossen, wenn es der Gleichbehandlung von Frau und Mann widerspricht. Der 
Widerspruch liegt in der Ungleichbehandlung von Frauen und Männern, was den 
gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung betrifft. Das einseitige und allein dem 
Ehemann zustehende Recht auf Verstoßung seiner Ehefrau, stellt für die Ehefrau 
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einen nicht gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes dar. Die Diskriminierung erfolgt aufgrund des Geschlechts, 
so dass der Frau nach Schariarecht das Recht auf talāq nicht zusteht. Eine 
Ungleichbehandlung der Geschlechter widerspricht dem Verbot der geschlechtlichen 
Diskriminierung nach Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta und wesentlichen 
Bestimmungen der Verträge wie Art. 2 EUV und Art. 67 AEUV. Zudem haben nach 
Art. 8 AEUV die Organe der Europäischen Union315 die Pflicht, die Gleichstellung 
zwischen Männern und Frauen zu berücksichtigen und zu fördern316 und nach Art. 10 
AEUV zielt die Union bei der Durchführung ihrer Politik darauf ab, Diskriminierungen 
aufgrund des Geschlechts zu bekämpfen. Bei Rechtsakten ergibt sich daraus die 
Notwendigkeit, eine Klausel wie Art. 10 Rom III-VO aufzunehmen. Die Achtung der 
Grundrechte im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, Art. 67 Abs. 1 
AEUV, begründet die Notwendigkeit, diesen Raum vor grundrechtsschädigender 
ausländischer Rechtsanwendung zu schützen. Gleichzeitig wird darin die 
Verpflichtung zur Abwehr von grundrechtsverletzendem ausländischen Recht 
begründet. Würden grundrechtsbeeinträchtigendes ausländisches Sachrecht dennoch 
akzeptiert werden, würde dies den Grundrechtsschutz innerhalb des Raumes 
aushöhlen. Zur Abwehr von Grundrechtsbeeinträchtigungen ist es deshalb 
erforderlich, grundrechtsverletzendes ausländisches Recht auszugrenzen. Eine 
Anwendung dieses Rechts widerspricht den Werten, auf denen dieser Raum basiert. 
Eine Toleranz in der Anwendung ausländischen Rechts, das zur 
Grundrechtsverletzung führt, kann nicht hingenommen werden, da der Schutz der 
Grundrechte höher zu bewerten ist als der Schutz ausländischen Rechts, das den 
Grundrechten widerspricht. Die Toleranz der Anwendung ausländischen Rechts findet 
ihre Grenze in Art. 10 Rom III-VO dort, wo die Anwendung ausländischen Rechts 
geschlechtsdiskriminierend den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes verhindert. Diese Einschränkung der 
Rechtsanwendung basiert auf dem Schutz des Grundrechts der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau und ist ein wesentlicher Bestandteil der Europäischen Verträge und 
Teil der Ratio der Rom III-VO. Die Abwehr geschlechtsdiskriminierenden Rechts dient 
innerhalb des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts dazu, seinen Bürgern 
einen Raum zu sichern und zu schützen, indem ein Vertrauen auf den Schutz des 
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erreichten Besitzstandes der Europäischen Union, seiner Werte und Grundrechte 
gewährleistet wird.  
 
Der Europäische Gerichtshof hat mit seiner Entscheidung, das Privatscheidungen 
nicht unter den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, dasselbe 
Ergebnis erreicht, dass die Regelungen der Rom III-VO erzeugt hätten, wenn der 
Europäische Gerichtshof anders entschieden hätte. Letztlich führt die Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs zu einer Verhinderung der Harmonisierung des 
europäischen Scheidungsrechts317 und zu einem erneuten Regelungsbedarf auf 
europäischer und nationaler Ebene, wie mit Privatscheidungen umzugehen ist. Dieses 
Regelungsbedarfs hätte es bei einer Einbeziehung der Privatscheidung unter den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO nicht bedurft. 
 
IV. Die universelle Anwendung der Rom III-VO nach Art. 4 Rom III-
VO 
Art. 4 der Rom III-VO besagt, dass das auf die Ehescheidung oder Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes anzuwendende Sachrecht auch dann anzuwenden ist, 
wenn es sich dabei nicht um das Recht eines teilnehmenden Mitgliedstaates handelt. 
Deutlicher als in Art. 4 wird das Bestreben des Verordnungsgebers in Erwäggrund 12 
Rom III-VO dargestellt. Danach kommt im Anwendungsbereich der Rom III-VO kraft 
der einheitlichen aufgestellten Kollisionsnormen nicht nur das Recht der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten zur Anwendung, sondern auch das Recht der nicht 
teilnehmenden Mitgliedstaaten oder anderer Drittstaaten. Das bedeutet, dass jeder 
teilnehmende Mitgliedstaat global gesehen, das Sachrecht anzuwenden hat, was nach 
der Rom III-VO anzuwenden ist, unabhängig davon, ob der Staat dessen Recht 
anzuwenden ist, Teil der Europäischen Union ist oder ob es sich um einen anderen 
Staat handelt. Die Regelungen der Rom III-VO werden zum loi uniforme318 erhoben 
und es sollen einheitliche Kollisionsnormen für diese Fallgestaltungen geschaffen 
werden. Das jeweils angerufene Gericht eines teilnehmenden Mitgliedstaates hat 
dadurch bei Ehescheidungen oder Trennungen ohne Auflösung des Ehebandes mit 
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internationalem Bezug jedes nach den Vorschriften der Rom III-VO bestimmte 
Sachrecht anzuwenden.319 Ausnahmeregeln für die Anwendung des fremden 
Sachrechts sind nur diejenigen, die die Rom III-VO selbst vorsieht, wie Art. 10 und Art. 
13 oder der Vorbehaltsklausel der öffentlichen Ordnung nach Art. 12 Rom III-VO.  
 
Wichtig für die Anwendung der Universalklausel des Art. 4 Rom III-VO ist, dass der 
universelle Geltungsbereich nur für die teilnehmenden Mitgliedstaaten gilt. Darin 
unterscheidet sich Art. 4 Rom III-VO beispielsweise von den Universalklauseln in Art. 
2 Rom I-VO320 oder Art. 3 Rom II-VO,321 die für alle Mitgliedstaaten gelten. Die nicht 
an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten werden durch Art. 4 Rom III-VO 
nicht gebunden, vgl. Art. 21 Rom III-VO. In diesen Mitgliedstaaten gelten weiterhin die 
nationalen kollisionsrechtlichen Regelungen322. Art. 4 Rom III-VO stellt deshalb keine 
Regelung dar, die den nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten im Nachgang zur 
Verabschiedung der Verordnung deren Regelungen aufoktroyiert.  
 
Was bedeutet das für Unionsbürger, die beispielsweise aus einem teilnehmenden 
Mitgliedstaat kommen, dort eine Rechtswahlvereinbarung unter den Bestimmungen 
der Rom III-VO und ggf. weiteren nationalrechtlichen Bestimmungen getroffen 
haben323 und durch einen Arbeitsplatzwechsel in einem nichtteilnehmenden 
Mitgliedstaat leben und dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt begründet haben? Möchte 
der in diesem Beispiel genannte Unionsbürger in dem nichtteilnehmenden 
Mitgliedstaat die Ehescheidung betreiben, ist zunächst das Gericht des 
nichtteilnehmenden Mitgliedstaates nach Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a) erster 
Spiegelstrich Brüssel IIa-VO zuständig. Aus der formellen Zuständigkeit ergibt sich 
aber noch nicht die materiell-rechtliche Anwendung des Rechts der 
Rechtswahlvereinbarung. Da die Regelungen der Rom III-VO für diesen Mitgliedstaat 
nicht bindend sind, stellt sich danach die Frage, ob das IPR des Mitgliedstaates eine 
Rechtswahlvereinbarung anerkennt. Ist das nicht der Fall, findet gegebenenfalls das 
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Sachrecht dieses Mitgliedstaates Anwendung und die Rechtswahlvereinbarung 
entfaltet keine rechtliche Wirkung.  
 
Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus Erwäggrund 13 Satz 1 Rom III-VO. Dieser 
besagt zwar, dass es für die Anwendung der Verordnung unerheblich sein soll, 
welches Gericht angerufen wird. Dies kann aber aufgrund des räumlichen 
Geltungsbereichs der Verordnung nur bedeuten, dass es sich hierbei um ein Gericht 
eines teilnehmenden Mitgliedstaates handelt. Für den Bürger der sich scheiden lassen 
will oder das Gericht, das hierüber zu entscheiden hat, soll es unerheblich sein, 
welches Gericht dies ist. Ob es also das Gericht des teilnehmenden Mitgliedstaates 
ist, aus dem der Bürger kommt oder in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
sollte auf die Anwendung der Verordnung keinen Einfluss haben. Für 
nichtteilnehmende Mitgliedstaaten bedeutet es aber, dass die Anrufung eines Gerichts 
eines nichtteilnehmenden Mitgliedstaates, die Regelungen der Rom III-VO in diesem 
Mitgliedstaat nicht zur Anwendung kommen lässt. Gleiches gilt für die 
Zweckmäßigkeitserwägung aus Erwäggrund 13 Satz 2 Rom III-VO. Danach sollte ein 
Gericht nach der Brüssel IIa-VO als angerufen gelten, soweit dies zweckmäßig 
erscheint. Auch hier gilt die Zweckmäßigkeit aber auch nur solange als gegeben, 
soweit sie nicht den Regelungen und den sich daraus ableitenden Rechten aus der 
Rom III-VO zuwiderläuft. Da die Rom III-VO nach Art. 21 Rom III-VO nur in den 
teilnehmenden Mitgliedstaaten gilt, wird ihr Anwendungsbereich auch über Art. 4 Rom 
III-VO und Erwäggrund 13 Rom III-VO nicht für die nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten 
verbindlich. Bürger aus teilnehmenden Mitgliedstaaten oder die in diesen ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, sollten sich also darüber im Klaren sein, dass ihre in 
einem teilnehmenden Mitgliedstaat getroffene Rechtswahl in nichtteilnehmenden 
Mitgliedstaaten oder auch Drittstaaten wirkungslos sein kann. 
 
Andersherum bedeutet die Regelung für Bürger aus einem nicht an der Rom III-VO 
teilnehmenden Mitgliedstaat eine rechtliche Besserstellung gegenüber Bürgern aus 
teilnehmenden Mitgliedstaaten. Das folgende Beispiel verdeutlicht es: Die Eheleute 
haben zunächst in einem nichtteilnehmenden Mitgliedstaat ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt. Dort treffen sie eine Rechtswahlvereinbarung nach geltendem nationalem 
Recht. Später ziehen sie in einen teilnehmenden Mitgliedstaat und begründen dort 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt. Nach einem Jahr reicht einer oder reichen beide 
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Ehegatten in dem teilnehmenden Mitgliedstaat den Scheidungsantrag ein. Die 
Zuständigkeit des Gerichts richtet sich nach der Brüssel IIa-VO. Haben die Eheleute 
beispielsweise ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland, dann ist das deutsche 
Gericht nach Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a) erster Spiegelstrich Brüssel IIa-VO zuständig. 
Nach den Kriterien für die Rechtswahlvereinbarung, Art. 5 -7 Rom III-VO ist das von 
den Ehegatten gewählte Recht des nichtteilnehmenden Mitgliedstaates über Art. 5 
Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-VO anzuwenden, wenn man voraussetzt, dass die 
entsprechende Form nach Art. 7 Rom III-VO eingehalten wurde. Die Ehegatten 
müssten also nicht auf ihre nach nationalem Recht geschlossene 
Rechtswahlvereinbarung verzichten. Im Gegensatz dazu können diejenigen Eheleute, 
die eine Rechtswahlvereinbarung in einem teilnehmenden Mitgliedstaat getroffen 
haben und sich in einem nicht an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaat 
scheiden lassen wollten, nicht sicher sein, dass die geschlossene Rechtswahl dort 
nach nationalem IPR Vorschriften berücksichtigt wird. Diese Ehegatten müssen für 
sich also auch die Entscheidung treffen, wo sie ihren Scheidungsantrag einreichen, 
um keinen eventuellen Rechtsverlust zu erleiden. 
 
Für den jeweiligen Unionsbürger, der eine Rechtswahlvereinbarung trifft oder 
beabsichtigt, sich scheiden zu lassen ist es also nicht leicht festzustellen, welche 
Rechte er hat oder welche er verlieren kann. Dies ist abhängig davon, in welchem 
Mitgliedstaat er gerade seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die Regelung des loi 
uniforme des Art. 4 Rom III-VO bedeutet deshalb für den jeweiligen Bürger, dass die 
Anwendung des in der Rechtswahl getroffenen Sachrechts nur solange gewiss ist, 
solange man sich in einem teilnehmenden Mitgliedstaat aufhält. Verlässt man den 
Bereich der an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaaten, kann sich die 
Rechtsposition verschlechtern. Andersherum kann der Bürger, der aus einem 
nichtteilnehmenden Mitgliedstaat in den Raum der teilnehmenden Mitgliedstaaten 
umzieht, auf eine Beibehaltung seiner Rechtsposition vertrauen, sofern seine 
Rechtswahl nach dem Recht des Heimatstaates formgültig vereinbart wurde. Der von 
der Europäischen Union zum Ziel gemachte Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts,324 erweitert sich zwar für die teilnehmenden Mitgliedstaaten nach Art. 4 Rom 
III-VO, bleibt aber außerhalb der teilnehmenden Mitgliedstaaten und damit innerhalb 
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der Europäischen Union unvollständig und auch für die Unionsbürger rechtlich 
komplex. 
 
V. Die Rechtswahl der Parteien, Art. 5 Rom III-VO 
Das Kernstück für die Bestimmung des auf die Ehescheidung oder Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes anzuwendenden materiellen Scheidungsrechts bildet Art. 5 
Rom III-VO.325 Mit dieser Vorschrift wird den Eheleuten im Rahmen der 
Parteiautonomie die Möglichkeit eingeräumt, für das Scheidungsstatut selbst durch 
eine Rechtswahlvereinbarung das anzuwendende Recht zu bestimmen,326 was 
beispielsweise im Rahmen eines Ehevertrages327 oder gesondert erfolgen kann. Zwar 
handelt es sich bei dieser Möglichkeit der Rechtswahl nur um eine beschränkte 
Rechtswahl,328 denn es ist den Eheleuten nicht erlaubt, ein beliebiges Recht zu 
wählen. Notwendig ist ein besonderer Bezug zum gewählten Recht,329 im Sinne einer 
engen Verbindung zur Lebensführung. Der besondere Bezug wird primär durch den 
gewöhnlichen Aufenthalt oder sekundär durch die Staatsangehörigkeit herbeigeführt 
und geht damit über die reine Anknüpfung des Scheidungsstatuts an die 
Staatsangehörigkeit hinaus. Die primäre Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt 
und nicht an die Staatsangehörigkeit ist Ausdruck an die veränderte Lebenssituation 
von Eheleuten in der Europäischen Union. Eine höhere Mobilität330 innerhalb des 
Binnenmarktes der Europäischen Union aber auch die große Anzahl binationaler Ehen 
kennzeichnen diese Veränderung. Mit Stand vom September 2016 leben in der EU ca. 
16 Millionen Ehepaare mit unterschiedlicher Nationalität.331 Aktuelle 
Scheidungszahlen liegen nicht vor. Eurostat liefert allerdings Daten für das Jahr 2011 
und beziffert die Zahl der Ehescheidungen mit 986.000.332 Die Europäische 
                                                 
325
 So auch Althammer, NZFam 2015, 9, 12; Althammer, Mayer, Art. 5 Rom III-VO, Rn. 1; Erman, Hohloch, 
Art 5 Rom III-VO, Rn. 1. 
326
 Vgl. Erwäggrund 15 der Rom III-VO; so auch Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767; Winkler von Mohrenfels, 
Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 4, 
http://www.dmjv.de/PDFDoc/Vortrag_von_Mohrenfels.pdf (aufgerufen Februar 2016); Althammer, NZFam 
2015, 9, 13; Rauscher, Helms, Art. 5 Rom III-VO, Rn. 1. 
327
 Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 29. 
328
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767; Gruber, IPRax 2012, 381, 384; Hau, FamRZ 2013, 249, 252; Hausmann, 
A, Rn. 270; Althammer, Mayer, Art. 5 Rom III-VO, Rn. 3; Erman, Hohloch, Art. 5 Rom III-VO, Rn. 1. 
329
 Vgl. Erwäggrund 16 der Rom III-VO. 
330
 So auch Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767. 
331
 http://ec.europa.eu/justice/civil/family-matters/index_de.htm (aufgerufen September 2016). 
332
 http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Marriages_and_divorce_statistics/de (aufgerufen 
Oktober 2016). 
 
  
82
Kommission selbst spricht im Jahr 2014 von einer „hohen Scheidungsrate“.333 Daraus 
folgt nicht, dass dies alles binationale Ehen sind, die geschieden werden. Es kann sich 
jedoch bei jeder Ehescheidung aufgrund der gewachsenen Mobilität neben der Frage 
der Zuständigkeit des Gerichts auch die Frage des anzuwendenden Rechts stellen. 
Die Möglichkeit der Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO bietet den 
Ehepartnern bei einer etwaigen Ehescheidung neben der Rechtssicherheit des 
anzuwenden Rechts sowohl eine Berechenbarkeit als auch eine Flexibilität.334 Ein 
Wohnortwechsel über Grenzen hinweg muss keine veränderten rechtlichen 
Konsequenzen im Rahmen einer Ehescheidung mit sich bringen. Andererseits kann 
er dies aber auch herbeiführen, wenn die Eheleute beispielsweise das Recht des 
neuen Aufenthaltsortes bevorzugen und wählen. Art. 5 Rom III-VO liegt somit der favor 
divortii335 zugrunde, also die Wahl des scheidungsfreundlicheren Rechts.336 Die 
Scheidungsfreundlichkeit kann sich sowohl aus objektiven als auch subjektiven 
Gesichtspunkten ergeben. Zu den objektiven Gesichtspunkten zählen die 
Anforderungskriterien an eine Trennung oder an den Trennungszeitraum, sowie die 
Länge eines Scheidungsverfahrens. Die subjektiven Gesichtspunkte sind die 
jeweiligen persönlichen Erwägungen der Ehegatten. Daraus ergibt sich, dass 
diejenigen Ehegatten, die eine Rechtswahl miteinander vereinbaren, sich im Vorfeld 
Gedanken darübermachen müssen, welches Recht, das in ihrem Fall zur Anwendung 
kommen soll, welche rechtlichen und sozialen Vor- oder Nachteile gegenüber einem 
anderen, möglichen und wählbaren Scheidungsstatut hat. Dies umfasst ebenso 
Fragestellungen der Scheidungsfolgen, Unterhaltsansprüche oder Kindschaftssachen. 
Bei einer Scheidung in Deutschland, in der ausländisches Recht anzuwenden ist, kann 
im Rahmen der Rechtsbeschwerde lediglich gerügt werden, dass das ausländische 
Recht falsch angewendet oder nicht richtig ermittelt wurde. Die materiellen 
Konsequenzen jedoch nicht, denn dies würde eine „stets aufs Neue“337 zu 
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überprüfende Rechtslage im Ausland mit sich bringen. Hierüber müssen sich die 
Parteien vorher ausdrücklich im Klaren sein. Eine umfassende Informiertheit der 
Eheleute über das jeweilige Recht ist zwar keine zwingende und auch keine materiell-
rechtliche Voraussetzung für eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO, 
sie ist aber absolut erstrebenswert. So nennt auch Erwäggrund 18 der Rom III-VO die 
volle Sachkenntnis der Ehegatten im Hinblick auf das zu wählende Recht als 
wesentlichen Grundsatz der Verordnung.338 Zu dieser Sachkenntnis gehört auch, dass 
sich die Eheleute darüber im Klaren sein müssen, dass nicht jeder Mitgliedstaat der 
Europäischen Union an der Rom III-VO teilnimmt und deshalb die Kriterien oder die 
Möglichkeit einer Rechtswahl eingeschränkt sein können. Schließen die Eheleute 
beispielsweise eine Rechtswahlvereinbarung in einem teilnehmenden Mitgliedstaat 
und bestimmen dessen Recht als anwendbares Recht, begründen aber später ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat, kann dies dazu 
führen, dass der Rechtswahlvereinbarung keinerlei Bedeutung zugemessen wird, da 
die Rom III-VO für den nichtteilnehmenden Mitgliedstaat keine Bindungswirkung 
entfaltet.339 
 
Mit den so gewährten Möglichkeiten der Rechtswahl ist Art. 5 Rom III-VO Ausdruck 
der Schaffung des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Es wird neben 
der Freiheit im Sinne einer individuell zu bestimmenden Rechtswahl auch Sicherheit 
und Recht des auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
gewählten Rechts begründet und gewährleistet. 
 
Nicht nur Rechtswahlvereinbarungen von Unionsbürgern führen zur Anwendung eines 
anderen Sachrechts als der lex fori in einem Mitgliedstaat. Auch die anhaltenden 
Flüchtlingsströme seit Beginn der Flüchtlingswelle in 2015 bringen weitere Menschen 
mit unterschiedlicher Nationalität in die Europäische Union. Unter ihnen befinden sich 
auch Familien und Ehepaare. Alleine in Deutschland wurden im Jahr 2015 476.649 
formelle Asylanträge gestellt.340 Bis August 2016 beträgt die Zahl der Asylanträge 
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bereits 577.065.341 Aus diesen Zahlen lässt sich nicht ableiten, wie viele Antragssteller 
davon Ehepaare sind. Aber selbst, wenn es nur 10% sind und sich hiervon wiederum 
nur 10% der Paare scheiden lassen, kommt man für 2014 und 2015 zusammen auf 
rund 10.000 Paare. Auch bei einer solchen Scheidung ist zunächst zu klären, ob eine 
wirksame Rechtswahlvereinbarung nach dem Heimatrecht der Antragsteller 
geschlossen wurde. Für den Fall, dass keine Rechtswahlvereinbarung vorliegt, muss 
ebenfalls geprüft werden, welches Recht auf die Scheidung anzuwenden ist. 
 
Was sind nun die Anknüpfungspunkte für eine Rechtswahl nach Art. 5 Rom III-VO? 
Die Anknüpfung342 des Art. 5 Abs. 1 Rom III-VO sieht für die Rechtswahl das Recht 
des Staates vor, a) in dem beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, b) 
beide Ehegatten zuletzt gemeinsam ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten und einer 
der Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl dort noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, c) dessen Staatsangehörigkeit einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Rechtswahl hat oder d) dessen Gericht angerufen wird.  
 
1. Anknüpfungspunkt des gemeinsamen gewöhnlichen 
Aufenthaltes, Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-VO 
Nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-VO kommt für die Rechtswahl das Recht des 
Staates in Betracht, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Bei dem Begriff des Staates wird nicht unterschieden, 
ob es sich dabei um einen teilnehmenden Mitgliedstaat, einen nichtteilnehmenden 
Mitgliedstaat oder einen Drittstaat handelt. Es kann also das Recht eines jeden 
beliebigen Staates gewählt werden, sofern die Eheleute in diesem Staat ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der Rechtswahl haben und die Kriterien der 
Art. 6 und 7 Rom III-VO ebenfalls erfüllt sind. Was den gewöhnlichen Aufenthalt 
ausmacht und wie dieser zu definieren ist, besagt die Rom III-VO nicht, weshalb der 
Begriff verordnungsautonom auszulegen ist.343 Ein Rückgriff auf die Brüssel IIa-VO, 
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zwecks Herstellung eines Einklangs des sachlichen Anwendungsbereichs,344 hilft 
direkt nicht weiter. Auch die Brüssel IIa-VO definiert den Begriff nicht. Der Europäische 
Gerichtshof hat aber in der Entscheidung Mercredi ./. Chaffe345 Kriterien zur 
Feststellung des gewöhnlichen Aufenthalts nach der Brüssel IIa-VO festgelegt. Die 
Kriterien lassen sich über Erwäggrund 10 Abs. 1 Rom III-VO auf die Rom III-VO 
übertragen. Demnach wird der gewöhnliche Aufenthalt als der Ort definiert, an dem 
eine Person sich von gewisser Dauer346 und nicht nur vorübergehend aufhält und an 
dem zugleich der Schwerpunkt ihrer persönlichen und beruflichen Bindungen und 
somit der Daseinsmittelpunkt gesehen wird.347 Im Hinblick auf die gewisse Dauer des 
gewöhnlichen Aufenthaltes hat der EuGH zur Brüssel IIa-VO festgestellt, dass diese 
keine Mindestdauer vorsieht. Für die Begründung des gewöhnlichen Aufenthaltes ist 
der Wille der betreffenden Person maßgeblich, „dort den gewöhnlichen Mittelpunkt 
seiner Interessen in der Absicht zu begründen, ihm Beständigkeit zu verleihen.“348 Der 
Maßstab des Europäischen Gerichtshofs kann aus zwei Gründen auch für die Rom III-
VO gelten. Erstens trifft die Rom III-VO ebenso wie die Brüssel IIa-VO keine 
Konkretisierung und Mindestvorgaben für die Dauer des gewöhnlichen Aufenthaltes 
und zweitens soll die Rom III-VO nach Erwäggrund 10 mit dem sachlichen 
Anwendungsbereich der Brüssel IIa-VO im Einklang stehen. Die Feststellung des 
gewöhnlichen Aufenthaltes ist für jeden Ehegatten durchzuführen. Wichtig dabei ist, 
dass der gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt nicht mit einem gemeinsamen 
Hausstand der Ehegatten gleichzusetzen ist.349 Auch einer gemeinsamen 
Lebensführung der Ehegatten bedarf es nicht. Ausschlaggebend ist allein, dass jeder 
Ehegatte für sich in dem Staat, dessen Recht gewählt werden soll, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Das bedeutet auch, dass Ehegatten, die bereits getrennt 
im selben Staat leben und dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, das Recht dieses 
Staates auf die mögliche zukünftige Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes wählen können. Für die Erfüllung des Merkmals der gewissen Dauer wird 
                                                 
344
 Vgl. Erwäggrund 10 Abs. 1 Rom III-VO. 
345
 EuGH FamRZ 2011, 617 ff. 
346
 EuGH FamRZ 2011, 617, 619. 
347
 BGH NJW 1993, 2047, 2048; BGH FamRZ 2001, 412; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 19 f.; Rentsch, 
ZEuP 2015, 288, 300 f. 
348
 EuGH FamRZ 2011, 617, 619. 
349
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767; Palandt, Thorn, Art. 8 Rom III, Rn. 2; Erman, Hohloch, Art. 5 Rom III-
VO, Rn. 4a. 
 
  
86
in Deutschland als Faustformel ein Zeitraum von 6 Monaten angenommen,350 weil für 
den gewöhnlichen Aufenthalt auch eine soziale Integration gefordert wird.351 Aber auch 
ein bereits kurzfristiger Aufenthalt, der jedoch auf einen längerfristigen Aufenthalt 
angelegt ist,352 kann bereits schon früher einen gewöhnlichen Aufenthalt begründen. 
Dies entspricht der neueren und vorgehenden EuGH Rechtsprechung, wonach für die 
Begründung des gewöhnlichen Aufenthaltes zwar keine Mindestdauer, wohl aber die 
Absicht, dem Mittelpunkt der Interessen „Beständigkeit zu verleihen“353 erforderlich ist. 
In einem solchen Fall geht man davon aus, dass der Wille zum Aufenthalt auch zur 
sozialen Integration führt. Das subjektive Element des, den gewöhnlichen Aufenthalt 
mitbegründenden Willens, ist in Deutschland aber in den Fällen ausgeschlossen, in 
denen sich eine Person fremdenrechtlich nicht an dem Ort oder in dem Land aufhalten 
darf. Dies ist insbesondere für Flüchtlinge von Relevanz, die sich in Deutschland 
aufhalten und dort einen Asylantrag nach § 1 Asylverfahrensgesetz354 gestellt haben. 
Nach der herrschenden Meinung kann ein Asylbewerber, dessen Antrag offensichtlich 
unbegründet ist oder abgelehnt wurde keinen gewöhnlichen Aufenthalt begründen355 
und auch die finale Ablehnung eines Asylantrages führt zum Ausschluss des 
gewöhnlichen Aufenthaltes.356 Hiervon zu unterscheiden ist der Zeitpunkt bis zur 
Entscheidung über den Asylantrag, da bis zu diesem Zeitpunkt noch kein ablehnender 
Bescheid ergangen ist, weshalb ein Ausländer während des laufenden Asylverfahrens 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland begründen kann,357 sofern eine 
soziale Integration gewährleistet ist.358  
 
Daraus ergibt sich, dass derjenige, der seinen Daseinsmittelpunkt in einem Staat nicht 
nur kurzfristig, sondern auf längere Sicht, mindestens sechs Monate, begründet und 
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diesen auch begründen will, in dem jeweiligen Land seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Haben beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt in demselben Staat, 
können sie nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-VO das Recht dieses Staates als 
das für die Scheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anwendbare 
Recht wählen. Für Ehepaare, die Flüchtlinge sind und in Deutschland einen Asylantrag 
gestellt haben, der nicht offensichtlich unbegründet ist, gilt, dass sie bis zur 
Entscheidung über den Asylantrag nach oben dargestellter Auffassung, ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben und demnach auch deutsches Recht 
im Rahmen einer Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-
VO wählen können. 
 
2. Anknüpfungspunkt des letzten gemeinsamen gewöhnlichen 
Aufenthaltes Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b) Rom III-VO 
Haben beide Ehegatten nicht mehr ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt in 
demselben Staat, kann nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b) Rom III-VO dennoch das 
Recht des Staates auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes vereinbart werden, indem die Ehegatten zuletzt ihren gemeinsamen 
Aufenthalt hatten. Voraussetzung ist dann aber, dass einer der Ehegatten in diesem 
Staat zum Zeitpunkt der Rechtswahl noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
Haben die Eheleute beispielsweise in Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt und 
nach einer Trennung zieht einer der Ehegatten nach Frankreich, kann in einem 
solchen Fall dennoch deutsches Recht vereinbart werden. Im Gegenzug kann aber 
nicht französisches Recht vereinbart werden, obwohl der andere Ehegatte nun in 
Frankreich seinen gewöhnlichen Aufenthalt begründet hat. Der Grund dafür ist darin 
zu sehen, dass nur einer der Ehegatten dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, der 
andere Ehegatte jedoch durch seinen Verbleib in Deutschland keinen Bezug zu 
Frankreich und damit zum französischen Recht entwickelt hat. Sein gewöhnlicher 
Aufenthalt verbleibt in Deutschland und zwar dort, wo der letzte gewöhnliche 
Aufenthalt des Ehepaares war und ist nach Auffassung der Verordnung deshalb 
schützenswerter. Einzige Ausnahmen in diesem Fall, um französisches Recht 
vereinbaren zu können, ist eine französische Staatsangehörigkeit eines Ehegatten 
(Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO) oder die Anrufung des Gerichts in Frankreich 
und die Vereinbarung der Anwendung französischen Rechts nach Art. 5 Abs. 1 
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Buchstabe d) Rom III-VO. Gleiches gilt beispielsweise im Fall einer Ehe von 
Flüchtlingen. Flieht nur einer der Ehegatten aus einem Land, wie beispielsweise Syrien 
und stellt in Deutschland einen Asylantrag und begründet hier seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, während der andere Ehegatte in Syrien seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
behält, kann zwar nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b) Rom III-VO syrisches Recht als auf 
eine Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden 
Recht vereinbart werden. Deutsches Recht kann in dem Fall aber nur dann vereinbart 
werden, wenn ein deutsches Gericht angerufen wird und die Ehegatten deutsches 
Recht vereinbaren, Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO. Handelt es sich bei dem 
aus Syrien stammenden Ehegatten aber beispielsweise um einen deutschen 
Staatsangehörigen, kann auch deutsches Recht gewählt werden, Art. 5 Abs. 1 
Buchstabe c) Rom III-VO. Durch die deutsche Staatsangehörigkeit ist die Möglichkeit 
der Rechtswahl für deutsches Recht nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO 
gegeben. 
 
Für jede Rechtswahlvereinbarung, die auf das Recht des (letzten) gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthalts der Ehegatten abstellt ist zu bedenken, dass dieses 
vereinbarte Recht den Aufenthaltsstatus „konserviert“.359 Ändern die Ehegatten später 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt und ziehen in ein anderes Land, müssen sie eine neue 
Rechtswahlvereinbarung schließen, wenn nicht das zuvor gewählte Recht weiterhin 
im Falle der Scheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes Anwendung 
finden soll. Einen Automatismus für einen Scheidungsstatutwechsel kennt die Rom III-
VO nicht.  
 
3. Anknüpfungspunkt der Staatsangehörigkeit, Art. 5 Abs. 1 
Buchstabe c) Rom III-VO 
Die Wahl des Heimatrechts der Ehegatten basierend auf der Staatsangehörigkeit 
eines Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom 
III-VO ist die dritte Stufe der Anknüpfungsleiter für die Rechtswahlvereinbarung nach 
der Rom III-VO und es wurden bereits Beispiele hierfür genannt. Interessant an der 
Stellung der Staatsangehörigkeit an dritter Stelle hinter den Anknüpfungssprossen des 
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gewöhnlichen Aufenthaltes bei der Rechtswahl nach der Rom III-VO ist, dass die 
Staatsangehörigkeit hierdurch einen anderen Stellenwert erhält. Primär kommt es bei 
der Verordnung nicht darauf an, aus welchem Land jemand stammt, sondern wo er 
lebt und seinen Daseinsmittelpunkt begründet hat. In dieser Positionierung des 
gewöhnlichen Aufenthalts und dessen Veränderbarkeit kommt der Mobilitätsgedanke 
der Bürger im Binnenmarkt zum Tragen, der auch schon in Art. 3 Abs. 1 Brüssel IIa-
VO zu finden ist. Gleichzeitig verliert die Staatsangehörigkeit als Anknüpfungspunkt 
an Bedeutung360 und ist nicht mehr erstes Anknüpfungskriterium, wie es 
beispielsweise in Art. 14 Abs. 1 EGBGB der Fall ist.  
 
Welche Staatsangehörigkeit eine Person hat, richtet sich nach den nationalen 
Vorschriften des jeweiligen Landes, dessen Staatsangehörigkeit die Person besitzt. 
Hat eine Person mehrere Staatsangehörigkeiten, stellt sich die Frage, welche 
Staatsangehörigkeit für den oder die Ehegatten mit mehrfacher Staatsangehörigkeit 
zum Tragen kommt. Die Rom III-VO trifft hierzu lediglich im Erwäggrund 22 eine 
Aussage. Danach kommt im Fall der mehrfachen Staatsangehörigkeit das 
innerstaatliche Recht zur Anwendung und zwar unter uneingeschränkter Achtung der 
allgemeinen Grundsätze der Europäischen Union.361 Das bedeutet, dass für jede 
Staatsangehörigkeit in das jeweils nationale Kollisionsrecht zu schauen ist und danach 
beurteilt werden muss, ob einer Staatsangehörigkeit Vorrang einzuräumen ist und 
gegebenenfalls welcher. Je nach Anwendung und Ausgestaltung des jeweiligen IPR 
kann dies zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Außerdem kann es zu Fällen 
kommen, in denen bei der Beurteilung der anzuwendenden Staatsangehörigkeit die 
Grundsätze der Europäischen Union zu achten wären, obwohl der Staat, dessen 
Staatsangehöriger der Mehrfachstaatsangehörige ist, nicht Teil der Europäischen 
Union ist. Hat eine Person mehrere Staatsangehörigkeiten und ist eine davon die 
deutsche, ist nach deutschem IPR Art. 5 EGBGB für die Frage der maßgeblichen 
Staatsangehörigkeit anzuwenden. Nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 EGBGB kommt es auf die 
engste Verbundenheit zum jeweiligen Staat an und insbesondere auf den 
gewöhnlichen Aufenthalt oder den Verlauf des Lebens der Person. Gemeint ist damit 
die „effektive“ Staatsangehörigkeit, die das Leben der Person zum Zeitpunkt der 
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Bestimmung maßgeblich geprägt hat.362 Neben dem gewöhnlichen Aufenthalt können 
demnach weitere Lebenssachverhaltskriterien wie Familie, Arbeitsplatz, und 
Freundeskreis zur Bestimmung der maßgeblichen Staatsangehörigkeit herangezogen 
werden. Ob statt der effektiven Staatsangehörigkeit auch auf die nicht-effektive 
Staatsangehörigkeit abgestellt werden kann, ist strittig. Unstreitig ist, dass auch nach 
nationalem IPR die Grundsätze der europäischen Union zu achten sind. Im Fall der 
Brüssel IIa-VO ließ der EuGH aber auch die nicht-effektive Staatsangehörigkeit 
gelten.363 Bei der Brüssel IIa-VO handelt es sich aber um formelles Kollisionsrecht und 
nicht um materielles. Der Verordnungsgeber sieht aber dennoch vor, dass der 
sachliche Anwendungsbereich der Rom III-VO mit der Brüssel IIa-VO im Einklang 
stehen sollte.364 Aus diesem Grund ist auch die nicht-effektive Staatsangehörigkeit in 
Betracht zu ziehen. Zwar fordert Erwäggrund 14 für die Rechtswahl einen „engen 
Bezug“ zum gewählten Recht und ein enger Bezug liegt bei einer nicht-effektiven 
Staatsangehörigkeit nicht vor. Aber die Parteiautonomie nach Erwäggrund 15, die ein 
tragendes Element der Rom III-VO bildet, sollte auch die nicht-effektive 
Staatsangehörigkeit einer Rechtswahl zugänglich machen.365 Aus diesem Grund ist im 
Zusammenhang mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und dem Ziel 
der Stärkung der Parteiautonomie durch die Rom III-VO auch die nicht-effektive 
Staatsangehörigkeit als Basis für das wählbare Recht nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) 
Rom III-VO heranzuziehen. 
 
Das Prinzip der Privilegierung der deutschen Staatsangehörigkeit nach Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 EGBGB, wonach die deutsche Staatsangehörigkeit bei mehrfacher 
Staatsangehörigkeit immer die maßgebliche ist, unabhängig davon, ob es sich dabei 
um die effektive Staatsangehörigkeit handelt,366 dürfte in einem solchen Fall allerdings 
nicht zur Anwendung kommen. Eine solche Privilegierung widerspricht dem 
europäischen Diskriminierungsverbot aus Art. 18 AEUV, wonach es keine 
unterschiedliche Behandlung von Staatsangehörigkeiten gibt.367 Auch Erwäggrund 22 
der Rom III-VO macht deutlich, dass bei der Anwendung innerstaatlichen IPR die 
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allgemeinen Grundsätze der Europäischen Union zu achten sind, unter die das 
Diskriminierungsverbot fällt. Aus diesem Grund, kann eine Privilegierung nach Art. 5 
Abs. 1 Satz 2 EGBGB nicht maßgeblich sein. 
 
Von der mehrfachen Staatsangehörigkeit ist die Staatsangehörigkeit in einem 
Mehrrechtsstaat zu unterscheiden. Ist einer der Ehegatten Staatsangehöriger eines 
Mehrrechtsstaates, vgl. Art. 14 Rom III-VO, und wählen die Ehegatten das Recht 
dieses Staates, sollten die Ehegatten zur Vermeidung von Unklarheiten auch eine 
Regelung dahingehend treffen, welches Gebietseinheitsrecht für die Ehescheidung 
oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwenden ist.368 Gleiches gilt, wenn 
es in dem betreffenden Mehrrechtsstaat Kollisionsnormen für verschiedene 
Personengruppen gibt, vgl. Art. 15 Rom III-VO.  
 
a. Flüchtlinge 
Welche Regelung für die Staatsangehörigkeit gilt für Flüchtlinge, die ihr Heimatland 
verlassen und aus unterschiedlichen Gründen in einem anderen Land Schutz suchen? 
Nach Art. 1 Ziffer 2 Genfer Flüchtlingskonvention369 i.V.m. Art. 1 des Protokolls über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31.1.1967370 ist Flüchtling, wer aus 
begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit er 
besitzt, und der den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen 
dieser Befürchtung nicht in Anspruch nehmen will. Handelt es sich bei der jeweiligen 
Person um einen Flüchtling im Sinne der zuvor genannten Definition, tritt für den 
Flüchtling ein Wechsel des Personalstatuts ein, und er unterliegt mit der Begründung 
eines Wohnsitzes oder wenn er einen solchen nicht hat mit Aufenthalt in dem 
entsprechenden Land dem Recht dieses Landes, Art. 12 Abs. 1 Genfer Konvention. 
Der Statutenwechsel führt aber nicht dazu, dass bisherige Regelungen nach dem 
Heimatrecht obsolet werden. Für die Anwendung der jeweiligen kollisionsrechtlichen 
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Vorschrift ist der Zeitpunkt des Statutenwechsels entscheidend.371 Regelungen, die 
vor dem Wechsel getroffen wurden, bleiben bestehen, sofern sie nicht gegen den 
Schutz der Genfer Konvention verstoßen.372 Eine Definition für Wohnsitz oder 
Aufenthalt liefert die Genfer Flüchtlingskonvention nicht. Zwecks ihrer Definition ist auf 
das Recht des jeweiligen Landes abzustellen, in dem sich der Flüchtling befindet.373 
So kann in Deutschland zwar auf die Wohnsitzbestimmungen nach §§ 7 ff. BGB 
zurückgegriffen werden, hält sich ein Flüchtling aber gemäß Genfer Konvention in 
Deutschland auf, wird in Deutschland Wohnsitz als gewöhnlicher Aufenthalt definiert, 
§ 12a Abs. 1 AufenthG.374 Mit der Begründung des Wohnsitzes findet ein Wandel des 
Personalstatuts statt und es kommt deutsches Sachrecht zur Anwendung, was der 
Staatsangehörigkeit des Heimatstaates dann vorgeht.375 Liegt hingegen keine 
Flüchtlingseigenschaft vor, weil die Person nicht als Flüchtling nach Art. 1 Genfer 
Konvention anzusehen ist, bleibt es beim Personalstatut des Heimatlandes. Gleiches 
gilt bei fehlender Wohnsitz- oder Aufenthaltsbegründung. 
 
Stellt eine Person in Deutschland einen Asylantrag nach § 13 AsylG,376 so gibt sie 
darüber zunächst Auskunft, dass aus ihrer Sicht eine Flucht und damit die 
Flüchtlingseigenschaft gegeben sind. Für die Anerkennung als Asylberechtigter mit der 
Folge der anerkannten Rechtsstellung eines Flüchtlings nach der Genfer Konvention, 
§ 2 Abs. 1 AsylG, ist der Abschluss des Asylverfahrens mit Erteilung der 
Asylberechtigung erforderlich. Nach § 2 Abs. 1 AsylG i.V.m. Art. 12 Genfer Konvention 
tritt der Statutswechsel also erst mit der Anerkennung als Asylberechtigter ein.377 Für 
die Zeit zwischen Flucht und Anerkennung ist für die Frage des Personalstatuts also 
allein die Genfer Konvention maßgeblich. 
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Für eine mögliche Rechtswahlvereinbarung bedeutet dies, dass zunächst einmal 
festgestellt werden muss, zu welchem Zeitpunkt sie geschlossen wurde. Wurde sie vor 
dem Zeitpunkt der Flucht geschlossen, sind die Kriterien des Art. 5 Abs. 1 Buchstabe 
a) –c) Rom III-VO maßgeblich. Für die getroffene Rechtswahlvereinbarung sind dann 
die Voraussetzungen der Art. 6 und 7 Rom III anzuwenden. 
 
Wurde die Rechtswahlvereinbarung nach der Flucht getroffen, ist zu prüfen, ob sich 
der gewöhnliche Aufenthalt oder das Personalstatut eines oder beider Ehegatten 
verändert hat. Dies kann zur Folge haben, dass die Ehegatten nicht wie zuvor auf das 
Recht des Heimatstaates und damit auf die Staatsangehörigkeit (vor der Flucht) 
zurückgreifen können.378 Etwas anderes kann aber gelten, wenn beispielsweise nur 
ein Ehegatte flieht und der andere im Heimatland verbleibt und dort seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt behält. So erlangt zwar der fliehende Ehegatte den 
Flüchtlingsstatus nach Art. 1 Genfer Konvention und bei Asylberechtigung nach § 2 
Abs. 1 AsylG und unterliegt damit deutschem Personalstatut. Der andere Ehegatte 
behält aber weiterhin sein heimatrechtliches Personalstatut. So kann dann zwischen 
beiden Ehegatten eine Rechtswahlvereinbarung getroffen werden, wonach das 
Heimatrecht zur Anwendung kommt. Dies kann sowohl nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe 
b) als auch nach Buchstabe c) Rom III-VO erfolgen, sofern die Staatsangehörigkeit 
des gewählten Rechts bei dem im Land verbliebenen Ehegatten gegeben ist. 
 
Zu bedenken ist auch, dass es Menschen aus Kriegs- und Krisenregionen in 
Deutschland gibt, die nicht unter den Begriff des Flüchtlings zu subsumieren sind. Ihr 
Aufenthalt wird durch andere legale Zustände nach dem Aufenthaltsgesetz begründet. 
So sind beispielsweise allein im 1. Quartal 2016 ca. 200 Syrer als hochqualifizierte 
Fachkräfte nach Deutschland gekommen, haben hier eine „Blaue Karte“379 und damit 
einen Aufenthaltstitel nach § 19 a AufenthG erhalten. Für diese Syrer kommt es nicht 
zu einer Änderung des Personalstatuts. Diese Zahl ist im Verhältnis zur generellen 
Flüchtlingszahl aus Syrien sehr gering. Im selben Zeitraum lagen im Vergleich 88.774 
Asylerstanträge syrischer Flüchtlinge vor.380 Dennoch zeigt die Zahl eben auch, dass 
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zur Feststellung des Personalstatuts genau darauf zu achten ist, welchen 
Aufenthaltsstatus ein Ausländer in Deutschland hat. 
 
b. Staatenlose und mangelnde Feststellbarkeit der 
Staatsangehörigkeit 
Es gibt aber auch Fälle, in denen eine Person kein Heimatrecht hat, da es sich bei ihr 
um eine staatenlose Person handelt. Nach Art. 1 Abs. 1 Übereinkommen über die 
Rechtsstellung der Staatenlosen381 gilt jemand als staatenlos, wenn kein Staat auf 
Grund seines Rechts ihn als Staatsangehörigen ansieht. Als völkerrechtlicher Vertrag 
geht das Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen der Regelung des 
Art. 5 Abs. 2 EGBGB vor, die ebenfalls Regelungen zum Personalstatut für 
Staatenlose vorsieht. Ist also jemand staatenlos im Sinne der oben genannten 
Definition, bestimmt sich das Personalstatut der staatenlosen Person nach Art. 12 Abs. 
1 Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen. Danach knüpft das 
Personalstatut an das Recht des Landes an, in dem derjenige seinen Wohnsitz hat. 
Liegt kein Wohnsitz vor, wird auf den Aufenthalt abgestellt. Befindet sich ein 
Staatenloser in Deutschland, kommt, wenn die Staatenlosigkeit festgestellt wurde, 
deutsches Recht zur Anwendung und es ist im Rahmen einer Rechtswahlvereinbarung 
deutsches Recht nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO wählbar.382 Ist das 
Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen aufgrund des Art. 1 Abs. 2 
des Übereinkommens nicht anwendbar, da die betreffende Person beispielsweise 
unter dem Schutz der Vereinten Nationen steht, ist auf Art. 5 Abs. 2 EGBGB 
abzustellen. Da auch hier auf das Recht des Landes Bezug genommen wird, in dem 
der Staatenlose mindestens seinen Aufenthalt hat, ist das Ergebnis identisch zu dem 
des Art. 12 des Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen. 
Personen, bei denen die Staatsangehörigkeit nicht festgestellt werden kann, sind im 
Hinblick auf das Personalstatut ebenso zu behandeln. Auch in dem Fall ist auf den 
Aufenthalt nach Art. 5 Abs. 2 EGBGB abzustellen.383 
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4. Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO 
Als letzte Rechtswahlmöglichkeit lässt Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO die Wahl 
des Rechts des Staates zu, in dem sich das angerufene Gericht befindet. In dieser lex 
fori Rechtswahlmöglichkeit kommt der Gedanke des Erwäggrundes 10 zum Tragen, 
der den sachlichen Anwendungsbereich in Einklang zur Brüssel IIa-VO stellt. Es kann 
also zu einer Verknüpfung von formeller Zuständigkeit des Gerichts nach Art. 3 Brüssel 
IIa-VO und der Anwendung materiellen Rechts desselben Staates nach der Rom III-
VO kommen. Die Ehegatten haben also auch die Möglichkeit, in einem teilnehmenden 
Mitgliedstaat für die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes ein 
Gericht anzurufen, dessen Zuständigkeit sich nach Art. 3 - 6 Brüssel IIa-VO richtet und 
dann das materielle Recht des Staates zu wählen. Hinzukommt hierbei aber, dass Art. 
3 Brüssel IIa-VO für die Zuständigkeit des Gerichts weitere Wahlgerichtsstände 
eröffnet, die über die Wahlmöglichkeiten der Rom III-VO hinausgehen.384 Die Frage, 
die sich dabei jedoch stellt, ist, bis zu welchem Zeitpunkt die Rechtswahl zu erfolgen 
hat. Muss sie bereits vor der Anrufung des Gerichts erfolgen oder ist auch ein späterer 
Zeitpunkt möglich. Nach Art. 5 Abs. 2 Rom III-VO kann eine Rechtswahlvereinbarung 
nur bis zur Anrufung des Gerichts geschlossen werden. Sofern aber das jeweilige 
nationale Recht des Staates des angerufenen Gerichts dies zulässt, kann auch noch 
nach Art. 5 Abs. 3 Rom III-VO im laufenden Verfahren eine Rechtswahl erfolgen. Für 
den Zeitpunkt des noch möglichen Abschlusses der Rechtswahlvereinbarung im 
Zusammenhang mit der Wahl des Gerichtsstandes nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) 
Rom III-VO kommt es also darauf an, was das jeweils nationale Recht zulässt.385 Kann 
man, wie nach Art. 5 Abs. 3 Rom III-VO, auch noch im Verfahren eine 
Rechtswahlvereinbarung vornehmen, können die Ehegatten auch bei 
unterschiedlichen gewöhnlichen Aufenthalten das jeweilige Recht des Staates wählen, 
in dem nun der neue gewöhnliche Aufenthalt begründet wurde. Dies ergibt sich nach 
der gerichtlichen Zuständigkeit und damit nach dem Recht des angerufenen Gerichts 
nach Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a) 3. und 5. Spiegelstrich Brüssel IIa-VO sowohl für den 
neuen gewöhnlichen Aufenthalt des Antragsgegners als auch des Antragstellers. Nach 
Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b) Rom III-VO ginge dies nur für den letzten gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthalt der Ehegatten. Ebenso lässt die Brüssel IIa-VO nach Art. 3 
Abs. 1 Buchstabe a) 4. Spiegelstrich zu, dass die gerichtliche Zuständigkeit für die 
                                                 
384
 So auch Gruber, IPRax 2012, 381, 386; Hausmann, A, Rn. 267. 
385
 So auch Gruber, IPRax 2012, 381, 386; Helms, FamRZ 2011, 1767; Hau, FamRZ 2013, 249, 252. 
  
96
Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gegeben ist, wenn die 
Ehegatten einem gemeinsamen Antrag stellen und es sich um den Staat handelt, in 
dem einer der Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dies kann dadurch auch 
ein Staat sein, in dem einer der Ehegatten zuvor nie einen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte und somit kann es zu einer Umkehr der Regelung nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe 
b) Rom III-VO kommen. 
 
Liegt der Fall vor, dass die Ehegatten in ihrer Rechtswahlvereinbarung „das Recht des 
Staates des angerufenen Gerichts“ bestimmen, ist hierfür notwendig, dass die so 
gewählte Rechtsordnung auch klar bestimmt wird.386 Ansonsten wird ja gerade keine 
Rechtswahl getroffen und das materielle Recht ist von zukünftigen Gegebenheiten 
abhängig. Insbesondere kann dann ein Ehegatte seine Rechtswahl für die 
Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes durchsetzen, in dem er 
mit seinem Antrag bei Gericht die Rechtswahl einseitig festlegt. 
 
5. Zeitpunkt der Rechtswahl 
Was den Zeitpunkt der Rechtswahl im Rahmen von Art. 5 Rom III-VO angeht, wurde 
bereits ausgeführt, dass es bei Fällen des gewöhnlichen Aufenthaltes und der 
Staatsangehörigkeit auf den Zeitpunkt des Abschlusses der Rechtswahlvereinbarung 
ankommt. Ändert sich der gewöhnliche Aufenthalt oder die Staatsangehörigkeit in der 
Zeit nach Abschluss der Rechtswahlvereinbarung, haben die Ehegatten, wenn dies 
gewollt ist, die Rechtswahlvereinbarung entsprechend abzuändern. Tun sie dies nicht, 
bleibt die Rechtswahl fixiert und ändert sich nicht mehr.387 Einzige Ausnahme ist dann 
die Möglichkeit der Rechtswahl im laufenden Verfahren nach den Kriterien des Art. 5 
Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO, die i.V.m. Art. 3 Brüssel IIa-VO erweitert werden 
können. Dies gilt allerdings auch nur, wenn sich die Parteien dazu entschließen 
können. Findet das Scheidungsverfahren in Deutschland statt, können die Parteien bis 
zum Schluss der letzten mündlichen Verhandlung im ersten Rechtszug noch nach § 
46d Abs. 2 EGBGB deutsches Recht vereinbaren. Hierfür ist dann die entsprechende 
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Protokollierung der Rechtswahl nach § 46 d Abs. 2 EGBGB i.V.m. § 127 a BGB 
erforderlich. 
 
Bei einer Privatscheidung kommt Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO nicht zum 
Tragen. Der Grund ist der, dass eine gerichtliche Einbindung bei der Vollziehung des 
privatrechtlichen Vertrages entbehrlich ist. Ist ein Gericht nach dem jeweiligen 
Landesrecht dennoch einzubinden, so oft nur für Zwecke der Registrierung der 
Scheidung, nicht jedoch für die Scheidung selbst. Bei islamischen Ehen, die durch 
zivilrechtlichen Vertrag geschlossen werden, besteht, wie bei einem Ehevertrag auch, 
die Möglichkeit, eine Rechtswahlvereinbarung mit zu regeln oder diese zwischen den 
Parteien zu einem späteren Zeitpunkt abzuschließen. So haben Staatsangehörige 
eines islamisch geprägten Landes oder auch binationale Ehen, bei denen ein Ehegatte 
eine solche Staatsangehörigkeit besitzt, beispielsweise nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe 
c) Rom III-VO die Möglichkeit, ihr Heimatrecht als auf die Scheidung anzuwendendes 
Recht zu wählen. Die Rechtswahl hat dabei vor Ausspruch der Privatscheidung zu 
erfolgen.388 Ob dieses gewählte Recht in der Umsetzung der Privatscheidung dann 
gegen Art. 10 oder Art. 12 Rom III-VO verstoßen könnte und deshalb im Ganzen oder 
zum Teil nicht zur Anwendung kommt, wird unter den jeweiligen Kapiteln389 näher 
betrachtet. Für die Frage des Zeitpunktes der Rechtswahl ist die Frage der 
Vereinbarkeit zunächst nicht von Relevanz. Da das Kriterium der Einbindung des 
Gerichts nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO bei einer Privatscheidung nicht 
zum Tragen kommt, kann als Zeitpunkt, bis zu dem eine Rechtswahl möglich ist, nur 
der Zeitpunkt bis zur Vollziehung der Privatscheidung390 angesehen werden.  
 
II. Einigung und materielle Wirksamkeit, Art. 6 Rom III-VO 
Das Zustandekommen und die materielle Wirksamkeit der Rechtswahlvereinbarung 
richtet sich nach dem zulässig gewählten Recht, Art. 6 Abs. 1 Rom III-VO. Dabei geht 
es nicht um die Frage der Zulässigkeit einer Rechtswahl. Diese ist abschließend in Art. 
5 Rom III-VO geregelt.391 Es kommt nach Art. 6 Abs. 1, 2. Halbsatz Rom III-VO auf 
                                                 
388
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767. 
389
 Siehe das Kapitel „Das syrische Scheidungsrecht und seine Anwendung nach der Rom III-VO“ oder „Das 
afghanische Scheidungsrecht und seine Anwendung nach der Rom III-VO“. 
390
 Gärtner, StAZ 2012, 357, 363. 
391
 So auch Palandt, Thorn, Art. 6 Rom III, Rn. 1. 
 
  
98
das Recht der Vereinbarung an, wenn es wirksam vereinbart worden ist.392 
Rechtsordnungen, die nach Art. 5 Rom III-VO nicht gewählt werden können, kommen 
also auch für Art. 6 Rom III-VO nicht in Betracht. Eine fast wortgleiche Regelung mit 
Vorwirkungscharakter393 des zulässig vereinbarten Rechts findet sich auch in Art. 10 
Abs. 1 Rom I-VO, so dass hier von der Ausbildung eines gemeinsamen 
Rechtsverständnisses gesprochen werden kann. Für Ehegatten, die eine 
Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO treffen, bedeutet dies nun, dass nicht 
nur die Anwendung des Rechts der entsprechenden Rechtsordnung gewählt wird, 
sondern dass die Wahl bereits diesem Recht dann unterworfen wird. Wird also von 
den Ehepartnern deutsches Recht gewählt, finden die allgemeinen schuldrechtlichen 
Vorschriften auf das Zustandekommen und die Wirksamkeit der 
Rechtswahlvereinbarung Anwendung. Um das Vorliegen einer Rechtswahl demnach 
überhaupt feststellen zu können, bedarf es eines subjektiven und objektiven 
Kriteriums.394 Subjektiv ist erforderlich, dass aus der Rechtswahlvereinbarung 
hervorgeht, dass die Ehegatten eine Rechtswahlvereinbarung und damit 
kollisionsrechtliche Entscheidung für den Zeitpunkt der Ehescheidung oder Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes vornehmen wollten. Objektiv muss sich aus der 
Vereinbarung ableiten lassen, dass das dort festgelegte Recht im dafür vorgesehenen 
Fall auch zur Anwendung kommen soll. Als nicht ausreichend kann jedoch angesehen 
werden, wenn sich die Ehegatten lediglich auf das Recht des angerufenen Gerichts 
nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d) Rom III-VO einigen. Hierdurch wird gerade keine Folge 
konkretisiert. Es wird lediglich auf ein nicht konkretes zukünftig zu bestimmendes 
Recht abgestellt, ohne dass bereits beim Abschluss der Rechtswahlvereinbarung eine 
Einigung vorliegt. In einem solchen Fall käme es einzig und allein darauf an, welcher 
Ehegatte zuerst den Scheidungsantrag einreicht und er somit allein das auf die 
Scheidung anzuwendende Recht bestimmt. 
 
Einigen sich die Eheleute in ihrer Rechtswahlvereinbarung auf das Recht eines 
Mehrrechtsstaates, sind die Vorschriften der Art. 14 und 15 Rom III-VO zu beachten, 
um festzustellen, welches Gebietsrecht oder auf eine Personengruppe bezogene 
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Recht auf die Scheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes Anwendung 
findet.395 
 
Zu beachten ist darüber hinaus noch die Vorschrift zur Formgültigkeit gemäß Art. 7 
Rom III-VO. Die Ehegatten müssen sich also in mehrfacher Hinsicht informieren, um 
eine verbindliche und wirksame Rechtswahl nach der Rom III-VO zu schließen. Dies 
entspricht dem Gedanken des Erwäggrundes 18 der Rom III-VO. Danach sollen die 
Ehegatten die Rechtswahl in voller Sachkenntnis einschließlich der vollen Kenntnis 
der daraus für die Scheidung resultierenden Rechtsfolgen schließen.396 Die 
Anforderung der umfassenden Informiertheit kann aber aufgrund ihrer Unbestimmtheit 
nicht als zusätzliches Kriterium für eine Rechtswahlvereinbarung angesehen 
werden.397 Wäre dies der Fall, könnte jede getroffene Rechtswahlvereinbarung 
einseitig mit der Begründung der mangelnden vollständigen Informiertheit einer Partei 
obsolet werden.  
 
Liegen Umstände vor, nach denen es nicht gerechtfertigt wäre, die Wirkung des 
Verhaltens eines Ehegatten an dem, nach Art. 6 Abs. 1 Rom III-VO bestimmten, Recht 
zu messen, dann findet dieses Recht keine Anwendung, wenn der betreffende 
Ehegatte behauptet, er habe der Rechtswahlvereinbarung nicht zugestimmt. Dies trifft 
insbesondere auf Fälle zu, in denen angenommen werden kann, dass die Rechtswahl 
konkludent geschlossen wurde. In einem solchen Fall ist dann das Recht des Staates 
anzuwenden, in dem der betroffene Ehegatte seinen gewöhnlichen Aufenthalt zum 
Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts hatte, Art. 6 Abs. 2 Rom III-VO. Die Frage, die 
sich dabei stellt, ist, ob eine Rechtswahlvereinbarung überhaupt konkludent 
geschlossen werden kann.398 Wenn man einzig und allein Art. 6 Rom III-VO mit dem 
dazugehörigen gewählten Recht betrachtet, kann Raum für konkludente 
Rechtswahlvereinbarungen gesehen werden.399 Im nachfolgenden Art. 7 Rom III-VO 
sind aber Formerfordernisse für vorprozessuale Rechtswahlvereinbarungen nach Art. 
5 Abs. 1 und 2 Rom III-VO festgelegt. Diese umfassen wenigstens neben der 
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Schriftform auch die Datierung und Unterzeichnung der Ehegatten. Nach diesen 
Anforderungen, die für Rechtswahlvereinbarungen gelten, bleibt kein Raum für rein 
konkludente Rechtswahlvereinbarungen.400 Aus diesem Grund kann davon 
ausgegangen werden, dass Art. 6 Abs. 2 Rom III-VO in der Praxis keine Bedeutung 
zukommt.401  
 
III. Die Formgültigkeit von Rechtswahlvereinbarungen, Art. 7 Rom 
III-VO 
Wie bereits zuvor schon genannt, legt Art. 7 Rom III-VO die Formgültigkeit für 
Rechtswahlvereinbarungen fest. Hierbei ist nach dem Zeitpunkt der Rechtswahl und 
dem gewöhnlichen Aufenthalt der Ehegatten zu unterscheiden. Denn je nach Zeitpunkt 
und gewöhnlichem Aufenthalt können weitere Formerfordernisse hinzukommen oder 
andere entstehen. Zunächst einmal regelt Art. 7 Abs. 1 Satz. 1 Rom III-VO das 
Formerfordernis für vorprozessuale Rechtswahlvereinbarungen, die nach Art. 5 
Absatz 1 und 2 Rom III-VO und damit vor oder bis zum Zeitpunkt der Anrufung eines 
Gerichts zwischen den Ehepartnern abgeschlossen wurden. Für diese 
Rechtswahlvereinbarungen ist erforderlich, dass sie schriftlich abgefasst und mit 
Datum und Unterschrift der Ehegatten versehen wurden. Lässt das Recht des Staates 
des angerufenen Gerichts den Abschluss der Rechtswahlvereinbarung in einem 
laufenden Verfahren zu, wird die Formgültigkeit durch die gerichtliche Protokollierung 
nach Art. 5 Abs. 3 Rom III-VO ersetzt. Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 2 Rom III-VO erfüllen 
auch elektronische Übermittlungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung der 
Vereinbarung ermöglichen, die Schriftform. Es stellt sich die Frage, ob sich diese 
Regelung nur auf die elektronische Übermittlung und Speicherung des fertigen 
Dokuments der Rechtswahlvereinbarung bezieht oder ob auch eine E-Mail für die 
Rechtswahlvereinbarung ausreichend ist.402 Da sich die elektronische Übermittlung 
nach Satz 2 lediglich auf die Schriftform bezieht, nicht aber auf Datum und Unterschrift, 
müsste eine E-Mail neben der Datumsangabe dann auch mit einer elektronischen 
Signatur zu versehen sein.403 Um Unklarheiten zwischen den Ehegatten auch mit Blick 
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auf die Beweisführung einer abgeschlossenen Rechtswahlvereinbarung zu beseitigen, 
sollte eine elektronische Vereinbarung dann aber die elektronische Signatur von 
beiden Ehegatten auf einem Dokument beinhalten. Ansonsten wird die 
Rechtswahlvereinbarungen den Anforderungen des Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Rom III nicht 
gerecht. Hinzu kommt, dass das Speichermedium auch nach einer längeren Ehe und 
technischer Weiterentwicklung noch lesbar sein sollte, da den Ehegatten ansonsten 
der Verlust der Rechtswahlvereinbarung drohen kann. Den Ehegatten ist aus diesem 
Grund zu raten, dass neben einer elektronisch abgefassten Rechtswahlvereinbarung 
immer auch ein physisches Dokument, das den Anforderungen des Art. 7 Abs. 1 Satz 
1 Rom III entspricht, vorliegen sollte. 
 
Bei Art. 7 Abs. 1 Rom III-VO handelt es sich um eine autonome europarechtliche 
Regelung, die keine weitere Qualifizierung oder einen Rückgriff durch das jeweilige 
nationale Recht nach Art. 5 und 6 Rom III-VO zulässt.404 Anders verhält es sich aber 
mit den weiteren Absätzen des Art. 7 Rom III-VO. Diese enthalten Öffnungsklauseln 
für eine vorprozessuale Rechtswahlvereinbarung, die es den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten erlauben, weitere formale Anforderungen an eine 
Rechtswahlvereinbarung zu stellen.405 Art. 7 Abs. 2 Rom III-VO beinhaltet, dass für die 
Rechtswahlvereinbarung zusätzliche Formvorschriften gelten können. Voraussetzung 
hierfür ist, dass das Recht des teilnehmenden Mitgliedstaates, in dem beide Ehegatten 
zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, zusätzliche 
Formvorschriften für die Rechtswahlvereinbarung vorsieht. Dies gilt beispielsweise für 
Deutschland. Der deutsche Gesetzgeber hat mit der Einführung406 des Art. 46d Abs. 1 
EGBGB vorgesehen, dass eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO 
notariell zu beurkunden ist. Die notarielle Beurkundungspflicht gilt in einem solchen 
Fall bis zum Ende der mündlichen Verhandlung im ersten Rechtszug. Dort wird das 
Formerfordernis dann durch die Protokollierung durch das Gericht ersetzt, Art. 46d 
Abs. 2 EGBGB i.V.m. § 127a BGB. 
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Das bedeutet nach Art. 7 Abs. 2 Rom III-VO, dass bei einem gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthalt der Eheleute zum Zeitpunkt der Rechtswahlvereinbarung in 
Deutschland immer eine notarielle Beurkundung notwendig ist, um den 
Formerfordernissen gerecht zu werden. Ist dies nicht der Fall, ist die 
Rechtswahlvereinbarung formungültig. Haben also beide Ehegatten zum Zeitpunkt 
des Abschlusses der Rechtswahlvereinbarung ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland, dann ist die Rechtswahlvereinbarung notariell zu beurkunden. Dies ist 
unabhängig davon, ob auch das gewählte Recht dann deutsches Recht ist. Das Recht, 
das auf die formellen Anforderungen abstellt, kann sich also vom gewählten 
materiellen Recht unterscheiden.  
 
Hiervon zu unterscheiden ist der Fall, dass Ehegatten die Rechtswahlvereinbarung in 
Deutschland abschließen zum Zeitpunkt der Rechtswahlvereinbarung aber ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen teilnehmenden Mitgliedstaat haben. In dem 
Fall fehlt es am notwendigen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland und für die, in 
Deutschland geschlossene, Rechtswahlvereinbarung gilt dann eben nicht das 
Formerfordernis nach Art. 46d Abs. 1 EGBGB.407 Zum Tragen kommt dann vielmehr 
das Formerfordernis des teilnehmenden Mitgliedstaates, in dem der gewöhnliche 
Aufenthalt der Ehegatten liegt, sofern ein solches gegeben ist. Andernfalls bleibt es 
beim Formerfordernis nach Art. 7 Abs. 1 Rom III-VO. 
 
Eine notarielle Beurkundung der Rechtswahlvereinbarung nach Art. 46d Abs. 1 
EGBGB ist auch dann erforderlich, wenn nur einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Rechtswahlvereinbarung seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland und der 
andere Ehegatte den gewöhnlichen Aufenthalt in einem nichtteilnehmenden EU-
Mitgliedstaat oder aber einem Drittstaat hat. Denn die zusätzlichen Formerfordernisse 
eines teilnehmenden Mitgliedstaates gelten nach Art. 7 Abs. 4 Rom III-VO auch dann. 
Das deutsche IPR lässt bei der Anwendung von Art. 7 Abs. 2 und 4 Rom III-VO aber 
auch die Beurkundung eines ausländischen Notars oder einer ausländischen 
Urkundsperson nach Art. 11 EGBGB zu, sofern diese dem deutschen Notar 
gleichwertig ist.408 Liegt in einem solchen Fall keine Gleichwertigkeit vor, ist auch keine 
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 So auch Streicher, § 2, Rn. 250. 
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Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung gegeben und die Ehegatten haben keine 
verbindliche Rechtswahlvereinbarung getroffen. 
 
Etwas anderes gilt nur, wenn die Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Rechtswahlvereinbarung ihren gewöhnlichen Aufenthalt in unterschiedlichen 
teilnehmenden Mitgliedstaaten haben. Hier trifft Art. 7 Abs. 3 Rom III-VO die Regelung 
zugunsten des favor negotii.409 Dabei kommt es nicht auf die Anwendung des 
Grundsatzes des ärgeren Rechts410 und damit der strengeren Formvorschriften nach 
Art. 7 Abs. 2 oder 4 Rom III-VO an, sondern es genügt für die Einhaltung der 
Formgültigkeit, dass die Rechtswahlvereinbarung den Formvorschriften eines der 
beiden Mitgliedstaaten genügt. Also selbst dann, wenn der andere teilnehmende 
Mitgliedstaat strengere Anforderungen an die Form gestellt hat. Liegt der Fall vor, dass 
ein teilnehmender Mitgliedstaat strengere Vorschriften im Rahmen der 
Öffnungsklausel des Art. 7 Abs. 2 und 4 Rom III-VO geschlossen hat, der andere 
teilnehmende Mitgliedstaat hiervon keinen Gebrauch gemacht hat und es bei den 
allgemeinen Formvorschriften nach Art. 7 Abs. 1 Rom III-VO belässt, reichen diese für 
die Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung aus.411 
 
Für Rechtswahlvereinbarungen, die in einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat oder 
einem Drittstaat geschlossen wurden, wenn beide Ehegatten dort ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben oder zumindest keiner der Ehegatten seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem teilnehmenden Mitgliedstaat hat, trifft Art. 7 Rom III-VO keine 
ausdrückliche Regelung und schließt solche Rechtswahlvereinbarungen aber auch 
nicht aus. Insofern sollte auf diese Rechtswahlvereinbarungen zumindest das 
Schriftformerfordernis nebst Datum und Unterschrift nach Art. 7 Abs. 1 Rom III-VO 
angewendet werden,412 um dem Rechtswahlwillen der Parteien Rechnung zu tragen. 
Andernfalls muss trotz einer getroffenen Rechtswahlvereinbarung auf Art. 8 Rom III-
VO zurückgegriffen werden. 
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 Palandt, Thorn, Art. 7 Rom III, Rn. 4. 
410
 Vgl. zum Grundsatz des ärgeren Rechts, wonach bei der Verletzung verschiedener Heimatrechte in der 
Anwendung des Art. 13 EGBGB das ärgere Recht Anwendung findet: BGH FamRZ 1991, 300, 303; OLG 
Düsseldorf IPRax 1993, 251; OLG Oldenburg IPRax 2001, 143; Erman, Hohloch, Art. 13 EGBGB, Rn. 37. 
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 So auch Rauscher, Helms, Art. 7 Rom III-VO, Rn. 16; Palandt, Art. 7 Rom III, Rn. 4. 
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 So auch Hau, FamRZ 2013, 249, 253. 
 
  
104
IV. In Ermangelung einer Rechtswahl anzuwendendes Recht, Art. 
8 Rom III-VO 
Art. 8 Rom III-VO enthält eine Anknüpfungsleiter413 für die Fälle, in denen die 
Ehegatten keine Rechtswahlvereinbarung getroffen haben oder eine getroffene 
Rechtswahlvereinbarung nicht die erforderliche Wirksamkeit und Formgültigkeit nach 
Art. 6 und Art. 7 Rom III-VO aufweist. Die Anknüpfungsleiter des Art. 8 Rom III-VO 
enthält im Gegensatz zu Art. 5 Abs. 1 Rom III-VO einige Änderungen. Anders als Art. 
5 Abs. 1 Rom III-VO handelt es sich hier um objektive Anknüpfungspunkte,414 da keine 
eigenständige subjektive Rechtswahl der Eheleute vorliegt. Außerdem sind die 
einzelnen Stufen der Anknüpfung nicht alternativ zu sehen, sondern gelten subsidiär 
zur vorangegangenen Stufe. Wird also das anzuwendende Recht durch eine Stufe 
bestimmt, kommen die nachfolgenden Stufen nicht mehr zur Anwendung.415 Wollen 
die Ehegatten den starren Anknüpfungsregeln entgehen, müssen sie eine 
Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO abschließen.416 Bei der Bestimmung 
des anzuwendenden Rechts nach Art. 8 Rom III-VO kommt es zudem nicht auf den 
Zeitpunkt der Rechtswahl an, da diese im Unterschied zu Art. 5 Rom III-VO gerade 
nicht getroffen wurde. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts. Dieser 
formalrechtliche Zeitpunkt bestimmt sich nicht nach der Rom III-VO, sondern nach Art. 
16 Brüssel IIa-VO. Eine Besonderheit bei der Bestimmung des anzuwendenden 
Rechts nach Art. 8 Buchstabe a) - d) Rom III-VO liegt bei Staaten mit mehreren 
Gebietseinheiten nach Art. 14 Rom III-VO oder mit mehreren Rechtssystemen, Art. 15 
Rom III-VO, vor. In diesen Fällen kann nicht allein auf das Recht des Staates abgestellt 
werden. Es muss vielmehr das jeweils explizit ermittelte Recht der Gebietseinheit oder 
der Personengruppe Anwendung finden.    
 
Nach Art. 8 Buchstabe a) Rom III-VO gilt als erste Anknüpfungssprosse das Recht des 
Staates, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Wie bei Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a) Rom III-VO kann 
es sich dabei aufgrund der Logik, dass es sich um das Recht eines Staates handelt 
und hierbei keine Wahlmöglichkeit zwischen zwei Staaten besteht, nur um den 
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 Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 286; Althammer, NZFam 2015, 9, 13. 
414
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1769; Gruber, IPRax 2012, 381, 387. 
415
 OLG München NJW 2014, 6. 
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 OLG München FamRZ 2014, 862, 863. 
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gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt417 der Ehegatten handeln. Auch in diesem Fall 
ist kein gemeinsamer Hausstand erforderlich.418 Haben die Ehegatten ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mehrrechtsstaat, vgl. Art. 14 Buchstabe b) Rom III-
VO, gilt das Recht der jeweiligen Gebietseinheit als anzuwenden Recht. Haben die 
Ehegatten wiederum in diesem Mehrrechtsstaat in unterschiedlichen Gebietseinheiten 
ihren jeweiligen gewöhnlichen Aufenthalt, gibt es kein gemeinsames anzuwendendes 
Recht, so dass Art. 8 Buchstabe a) Rom III-VO nicht greift und die Anknüpfung über 
eine der nachgelagerten Sprossen erfolgen muss.  
 
Die zweite Sprosse der Anknüpfungsleiter ist nach Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO das 
Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, 
sofern zwei weitere Kriterien gegeben sind. Als Erstes darf dieser gewöhnliche 
Aufenthalt nicht vor mehr als einem Jahr vor Anrufung des Gerichts geendet haben 
und zweitens muss einer der Ehegatten weiterhin in dem Staat seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. Trennen sich also die Ehegatten voneinander und verlassen jeweils 
das Land, in dem sie zuvor ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten und reicht danach 
einer der Ehegatten den Scheidungsantrag oder den Antrag auf Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes ein, spielt der letzte gewöhnliche Aufenthalt der Ehegatten 
keine Rolle mehr. Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO kommt dann nicht zur Anwendung. 
Gleiches gilt, wenn zwar ein Ehegatte im Land des letzten gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthaltes wohnen bleibt, die Jahresfrist allerdings bei Anrufung des 
Gerichts verstrichen ist. Für die Berechnung der Frist, wann der gewöhnliche 
Aufenthalt des einen Ehegatten in dem Staat geendet hat, kommt es nicht auf das 
jeweilige nationale Recht an. Vielmehr erfolgt die Fristenberechnung nach Art. 3 Abs. 
1 Satz 2 Fristen VO 1.419 Es hat also letztlich eine Rückrechnung der Frist vom 
Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts zu erfolgen, um festzustellen, ob der letzte 
gewöhnliche Ehegattenaufenthalt noch vor Ablauf der Jahresfrist bestanden hat. 
Hatten die Ehegatten innerhalb dieses Zeitraumes beide noch einen gewöhnlichen 
Aufenthalt in dem Staat, findet dessen Recht Anwendung. Liegt der letzte gemeinsame 
gewöhnliche Aufenthalt in dem Staat länger als ein Jahr zurück, fehlt es an dem 
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 So auch OLG München NJW 2014, 6. 
418
 Helms, FamRZ 2011, 1765, 1767; Palandt, Thorn, Art. 8 Rom III, Rn. 2; Erman, Hohloch, Art. 5 Rom III-
VO, Rn. 4a. 
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Anwendungsbereich des Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO. Die kurze Frist des Art. 8 
Buchstabe b) Rom III-VO wird dahingehend kritisiert, dass sie im Falle einer fehlenden 
oder fehlerhaften Rechtswahlvereinbarung es zumindest einem Ehegatten ermöglicht, 
das Scheidungsstatut zu manipulieren.420 Ein Ehegatte, in einer Ehe mit 
unterschiedlicher Staatsangehörigkeit der Ehegatten, der sich bewusst ist, dass das 
Scheidungsstatut nach Art. 8 Buchstabe a) oder b) Rom III-VO für ihn ungünstig ist, 
braucht nur in ein für ihn favorisiertes anderes Land zu ziehen und die Jahresfrist 
verstreichen zu lassen. In einem solchen Fall kommt keine der Sprossen 1 bis 3 des 
Art. 8 Rom III-VO zur Anwendung und es bleibt lediglich die letzte Sprosse, nämlich 
das Recht des Staates des angerufenen Gerichts. Aus diesem Grund wird gefordert, 
dass der Ehegatte, der den gemeinsamen Aufenthalt verlässt, die Beweislast tragen 
sollte, einen gewöhnlichen Aufenthalt in einem neuen Staat begründet zu haben.421 
Fraglich ist allerdings, ob dies ausreichend und überdies zweckmäßig ist, eine 
Manipulation zu verhindern. Als geeigneter erscheint hier, die Frist des Art. 8 
Buchstabe b) Rom III-VO zu verlängern. Ziel der Rom III-VO ist ja im positiven Sinne 
dem sogenannten forum shopping Einhalt zu gebieten. Beim forum shopping versucht 
ein Ehegatte, durch schnelles Einreichen des Scheidungsantrags in einem ihm 
gefälligen Staat, seine Interessen durchzusetzen.422 Gleiches sollte aber auch für den 
Fall der Manipulation und Benachteiligung des anderen Ehegatten gelten, der in einem 
solchen Fall ebenso schutzwürdig ist. Würde eine Fristverlängerung um zwei Jahre 
erfolgen, so dass es auf den letzten gewöhnlichen Aufenthalt der Ehegatten bis drei 
Jahre vor Anrufung des Gerichts ankommt, würden dadurch der Schutz des anderen 
Ehegatten und auch die Rechtssicherheit des anzuwendenden Rechts gewahrt. 
 
Als dritte Sprosse der Anknüpfungsleiter nach Art. 8 Rom III-VO kommt, wenn kein 
gewöhnlicher Aufenthalt nach Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO vorliegt, die Anknüpfung 
an die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung 
des Gerichts in Betracht, Art. 8 Buchstabe c) Rom III-VO. Die Staatsangehörigkeit 
richtet sich nach den jeweiligen nationalen Regelungen des Heimatstaates. Liegt eine 
gemeinsame Staatsangehörigkeit der Eheleute vor, findet das Heimatrecht der 
Eheleute auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
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Anwendung. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob es sich bei dem Heimatrecht um 
das Recht eines teilnehmenden Mitgliedstaates handelt. Aufgrund der universellen 
Anwendung der Rom III-VO findet auch das Heimatrecht von Ehegatten aus 
nichtteilnehmenden Mitgliedstaaten oder Drittstaaten Anwendung. Voraussetzung ist 
allein, dass es sich bei dem angerufenen Gericht um ein Gericht eines teilnehmenden 
Mitgliedstaates handelt. Haben ein oder beide Ehegatten mehrfache 
Staatsangehörigkeiten, stellt sich bei der Feststellung der gemeinsamen 
Staatsangehörigkeit, wie schon bei Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO, die Frage, 
ob nur auf die effektive423 oder aber auch auf die nicht-effektive Staatsangehörigkeit 
abgestellt werden kann. Haben die Ehegatten keine Rechtswahlvereinbarung 
getroffen, stellt Erwäggrund 21 der Rom III-VO424 fest, dass die Anknüpfung an das 
Recht erfolgen soll, zu dem der Ehegatte einen engen Bezug hat. Bei einer nicht 
effektiven Staatsangehörigkeit fehlt es aber gerade an diesem engen Bezug, so dass 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu Art. 3 Brüssel IIa-VO auf Art. 
8 Buchstabe c) Rom III-VO nicht übertragbar ist.425 Maßgeblich sind also nur die 
effektiven Staatsangehörigkeiten der Ehegatten. Das Ergebnis stellt auch keinen 
Widerspruch zu den Ausführungen zu Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO dar. 
Anders als dort kann im Fall des Art. 8 Buchstabe c) Rom III-VO die Stärkung der 
Parteiautonomie nicht herangezogen werden. Art. 8 Rom III-VO trifft Regelungen für 
den Fall, dass die Ehegatten ihre Parteiautonomie nicht für eine 
Rechtswahlvereinbarung genutzt haben. Haben beide Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Anrufung des Gerichts die gleiche effektive Staatsangehörigkeit, findet dieses 
Heimatrecht auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
Anwendung. Liegt keine gemeinsame Staatsangehörigkeit vor, bleibt als letzter 
Anknüpfungspunkt für das auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes anzuwendende Recht das Recht der lex fori und damit des angerufenen 
Gerichts nach Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO. 
 
Die Auffangregelung des anwendbaren Rechts der lex fori nach Art. 8 Buchstabe d) 
Rom III-VO bei fehlender Rechtswahl bringt einen Gleichklang zu Art. 5 Abs. 1 
Buchstabe d) Rom III-VO. Wenn nicht zuvor das anwendbare Recht durch die 
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Sprossen von Art. 8 Buchstabe a) bis c) unveränderbar festgelegt wurde, wird den 
Ehegatten, die bisher keine Rechtswahlvereinbarung getroffen haben, hierdurch auch 
die Möglichkeit eingeräumt, eine Rechtswahlvereinbarung noch im laufenden 
Verfahren abzuschließen. Notwendig ist jedoch, dass das jeweilige nationale Recht 
des teilnehmenden Mitgliedstaates dies zulässt, Art. 5 Abs. 2 und Abs. 3 Rom III-VO. 
In einem solchen Fall können teilweise ebenfalls auch die Wahlrechtsgerichtsstände 
nach Art. 3 Brüssel IIa-VO zum Tragen kommen. Insofern kann auch im Rahmen des 
Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO eine Manipulation der Rechtswahl erfolgen, die damit 
einem erklärten Ziel der Rom III-VO entgegensteht. 
 
1. Flüchtlingssituation unter Art. 8 Rom III-VO 
Im Rahmen der Flüchtlingssituation stellt sich die Frage, wie der gewöhnliche 
Aufenthalt und die Staatsangehörigkeit eines Flüchtlings unter Art. 8 Rom III-VO zu 
betrachten sind. Welches Recht findet beispielsweise Anwendung, wenn ein Ehepaar 
mit afghanischer Staatsangehörigkeit aus Afghanistan nach Deutschland flieht und 
zuerst Asyl und einige Wochen später auch die Ehescheidung vor Gericht beantragt? 
Findet durch die Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer Konvention mit der 
Begründung eines Wohnsitzes und damit des gewöhnlichen Aufenthaltes, § 12a Abs. 
1 AufenthG, bereits ein Statutenwechsel statt oder begründet die Stellung des 
Asylantrags bereits den gewöhnlichen Aufenthalt nach Art. 8 Buchstabe a) Rom III-
VO? Diese Fragen sind für die Ermittlung des anwendbaren Rechts bedeutsam. 
Gegen die Begründung des gewöhnlichen Aufenthaltes des Ehepaares in Deutschland 
spricht die kurze Dauer des Aufenthaltes. Die Faustformel hierfür sind 6 Monate,426 die 
bei einem kurzen Aufenthalt von wenigen Wochen noch nicht erreicht sind. Für die 
Begründung des gewöhnlichen Aufenthaltes in Deutschland und somit die Anwendung 
deutschen Rechts nach Art. 8 Buchstabe a) Rom III spricht aber der in der Stellung 
eines Asylantrages begründete Wille, und damit das subjektive Element, in dem Land, 
in dem Schutz gesucht wird, auch den gewöhnlichen Aufenthalt zu begründen. Nimmt 
man dies an, dann schließt Art. 8 Buchstabe a) Rom III-VO jedes andere Recht neben 
dem Recht des Aufenthaltslandes von der Anwendung aus. Denn wie bei Art. 5 Rom 
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III-VO ausgeführt, wandelt sich das Personalstatut mit der Flüchtlingseigenschaft427 in 
das Personalstatut des Aufenthaltslandes und damit in diesem Fall in deutsches 
Personalstatut. Folgt man dem nicht, stellt sich bei einer gemeinsamen Flucht der 
Ehegatten die Frage, ob Art. 8 Buchstabe c) Rom III-VO zur Anwendung kommt, wenn 
beide Ehegatten afghanische Staatsangehörige sind. Ebenfalls ist über die 
Anwendung afghanischen Rechts nachzudenken, wenn nur einer der Ehegatten aus 
Afghanistan flieht und der andere dort verbleibt und weiterhin seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Dann kommt trotz der Flüchtlingseigenschaft des sich in Deutschland 
aufhaltenden Ehegatten afghanisches Recht nach Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO zur 
Anwendung, sofern der Zeitrahmen eingehalten wird. 
 
2. Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts 
Anders als Art. 5 Rom III-VO stellt Art. 8 Rom III-VO bei der Bestimmung des 
Zeitpunktes des anzuwendenden Rechts auf die Anrufung des Gerichts ab. Da es sich 
bei der Rom III-VO um materiell-rechtliche Bestimmungen handelt, ist zur Bestimmung 
dieses Zeitpunktes der Anrufung des Gerichts auf die Regelungen der Brüssel IIa-VO 
zurückzugreifen.428 Art 16 Brüssel IIa-VO kennt zwei Zeitpunkte, nach denen das 
Gericht als angerufen gilt. Nach Art. 16 Abs. 1 Brüssel IIa-VO ist es der Zeitpunkt des 
Eingangs des verfahrenseinleitenden Schriftstücks bei Gericht. Als weitere 
Voraussetzung muss der Antragsteller aber auch die ihm obliegenden Maßnahmen 
treffen, damit die Zustellung des Antrags auch an den Antragsgegner erfolgt. Wird also 
der Scheidungsantrag bei Gericht eingereicht429 und trifft das Gericht dann die 
notwendigen Voraussetzungen, um die Rechtshängigkeit herbeizuführen, gilt dies als 
der Zeitpunkt, an dem das Gericht angerufen wurde. Nach Art. 16 Abs. 2 Brüssel IIa-
VO gilt ein Gericht in den Fällen, in denen der Antragssteller den Antrag zuerst dem 
Antragsgegner und dann dem Gericht zustellen muss, als angerufen, wenn der 
Antragssteller der zustellenden Stelle, also der Post, den Antrag übergeben hat und 
auch die Maßnahmen getroffen hat, um die Zustellung an das Gericht zu bewirken.  
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Liegen die Voraussetzungen nach Art. 16 Brüssel IIa-VO vor und gilt das Gericht als 
angerufen, so ist das, auf die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes nach Art. 8 Rom III-VO, zu bestimmende Recht anzuwenden. Als einzige 
Ausnahme kann nur gelten, dass die Ehegatten im Rahmen des laufenden Verfahrens 
noch eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Abs. 3 Rom III-VO abschließen,430 
sofern dies durch das jeweilige nationale Recht des Staates des angerufenen Gerichts 
vorgesehen ist. Ehegatten, die also ohne Rechtswahlvereinbarung in Deutschland den 
Scheidungsantrag eingereicht haben und auf die einer der Anknüpfungspunkte des 
Art. 8 Buchstabe a), b) oder c) Rom III-VO zutrifft, können über Art. 5 Abs. 3 Rom III-
VO immer noch eine Rechtswahlvereinbarung treffen und so der Anwendung des nach 
Art. 8 Buchstabe a), b) oder c) Rom III-VO bestimmten Rechts entgehen.  
 
3. Die Privatscheidung im Zusammenhang mit Art. 17 Abs. 2 
EGBGB n.F. in Verbindung mit Art. 8 Rom III-VO 
Nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs, nach der der sachliche 
Anwendungsbereich der Rom III-VO Privatscheidungen nicht umfasst,431 stellt sich auf 
europäischer Ebene die Frage nicht mehr, wie das Verhältnis von Art. 8 Rom III-VO zu 
einer Privatscheidung ist. 
 
Nach deutschem Kollisionsrecht findet Art. 8 Rom III-VO nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 2 
und 4 EGBGB n.F.432 in modifizierter Form auch auf Scheidungen, die nicht in den 
Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, Anwendung.  
 
Art. 8 Rom III-VO sieht in allen objektiven Anknüpfungspunkten die Anrufung des 
Gerichts vor. Das Kennzeichen der Privatscheidung ist jedoch die fehlende gerichtliche 
Einbindung oder, wenn es eine gerichtliche Einbindung gibt, dann ist diese nur 
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deklaratorischer Natur.433 Besteht die Einbindung des Gerichts lediglich in der 
Registrierung, der bereits ausgesprochenen Privatscheidung, dann ist die Scheidung 
nach Schariarecht im Zeitpunkt der Einbeziehung des Gerichts bereits vollzogen. Die 
Registrierung der Scheidung durch ein Gericht stellt keine Scheidungsvoraussetzung 
dar.434  
 
Für die Fälle des Art. 8 Buchstaben a) - c) Rom III-VO stellt die Modifikation nach Art. 
17 Abs. 2 Ziffer 2 EGBGB n.F. deshalb nicht auf die Anrufung des Gerichts, sondern 
auf den Zeitpunkt der Einleitung des Scheidungsverfahrens ab. Bei einer 
Privatscheidung kann deshalb auf den Zeitpunkt der Kundgabe der Willenserklärung 
der Scheidung abgestellt werden.435 Da bei einer Privatscheidung wie dem talāq die 
Scheidung im Wesentlichen mit der Kundgabe der Willenserklärung (talāq) vollzogen 
ist, stellt sich die Frage, wie noch eine Rechtswahl erfolgen kann.436  
 
Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO hingegen liefe ins Leere. Für die Auffanganknüpfung 
der lex fori bei einer Privatscheidung ohne gerichtliche Einbindung bietet sich kein 
entsprechender Anknüpfungspunkt. Deshalb sieht die Änderung durch Art. 17 Abs. 2 
Ziffer 4 EGBGB n.F. für Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO vor, dass „statt des Rechts 
des angerufenen Gerichts das Recht des Staates anzuwenden ist, mit dem die 
Ehegatten im Zeitpunkt der Einleitung des Scheidungsverfahrens auf andere Weise 
gemeinsam am engsten verbunden sind.“ Der deutsche Gesetzgeber nimmt damit die, 
vor der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs in der Literatur vertretende, 
Auffassung auf, wie im Fall der Privatscheidung Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO auf 
eine Privatscheidung anzuwenden sei.437 Zuvor stellte eine Ansicht für den 
Betrachtungszeitpunkt auf den Augenblick der Antragstellung ab.438 Diese Ansicht 
geht aber von der Situation aus, dass ein Antrag zu stellen ist, was bei einer 
Privatscheidung nach islamischem Recht, bei der keine Einbindung eines Gerichts 
gegeben ist, allerdings unzutreffend ist.  
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 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 3, 
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 Palandt, Thorn, Art. 8 Rom III, Rn. 7; Rauscher, Helms, Art. 8 Rom III-VO, Rn. 46 nimmt neben der engsten 
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 Palandt, Thorn, Art. 8 Rom III, Rn. 7. 
  
112
 
Für die Frage des anzuwenden Rechts muss deshalb immer geprüft werden, wann 
das Scheidungsverfahren eingeleitet wurde und zu welchem Recht eine gemeinsame 
engste Verbundenheit der Ehegatten besteht. Kriterien, die die engste Verbundenheit 
begründen könnten, liefert der neugefasste Art. 17 Abs. 2 Ziffer 4 EGBGB nicht. Da 
die Kriterien gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt, letzter gemeinsamer 
gewöhnlicher Aufenthalt und gemeinsame Staatsangehörigkeit der Ehegatten bereits 
durch Art. 8 Buchstabe a) – c) Rom III-VO im Rahmen einer subsidiären Prüfung 
ausgeschlossen wurden,439 stellt sich die Frage, was neben Aufenthalt und 
Staatsangehörigkeit eine engste gemeinsame Verbindung zu einem Recht eines 
Staates begründen kann. Dies kann beispielsweise dann religiöses Recht in Form von 
kodifiziertem staatlichen Ehescheidungsrecht darstellen.440 
 
V. Die Umwandlung einer Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes in eine Ehescheidung, Art. 9 Rom III-VO 
Haben die Eheleute nach ihrem jeweiligen Landesrecht eine Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes vollzogen und beabsichtigen nunmehr die Ehescheidung, beschreibt 
Art. 9 Rom III-VO, welches Recht in einem solchen Fall anzuwenden ist. Anders als in 
den Artikeln 5 - 8 Rom III-VO enthält Art. 9 Abs. 1 Rom III-VO eine Sonderregel in 
Bezug auf das dann anzuwendende Recht. Der Grund dafür liegt im 
Kontinuitätsgedanken441 des anzuwendenden Rechts und der Statutseinheit.442 Dies 
hat zur Folge, dass auf die Ehescheidung grundsätzlich dasselbe nationale Recht 
anzuwenden ist, welches zuvor auf die Trennung angewendet wurde. Einzige 
Ausnahme ist, dass die Ehegatten eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-
VO geschlossen haben, wonach auf die Ehescheidung ein anderes, dort benanntes 
Recht Anwendung finden soll, Art. 9 Abs. 1, 2. Halbsatz Rom III-VO. 
 
Wichtig für das nach dieser Vorschrift anwendbare Recht ist, dass auch hier wieder 
der Gedanke der universellen Anwendung aus Art. 4 Rom III-VO zum Tragen kommt. 
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 Vgl. OLG München NJW 2014, 6. 
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 Vgl. als Beispiel hierzu das Ehescheidungsrecht der Arabischen Republik Syrien und Afghanistans in dieser 
Arbeit. 
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 Gruber, IPRax 2012, 381, 388; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 288. 
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 So auch Streicher, § 2, Rn. 256; OLG Stuttgart FamRZ 2013, 1803, 1804. 
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Es kommt nicht darauf an, wo die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
vorgenommen wurde. Die Trennung kann in einem teilnehmenden oder 
nichtteilnehmenden Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat vorgenommen worden 
sein.443 Maßgeblich ist einzig und allein das tatsächlich angewandte materielle 
Trennungsrecht.444 Nach diesem Recht erfolgt dann auch die Umwandlung in die 
Ehescheidung. Das angerufene Gericht, sei es das Gericht, das auch ursprünglich für 
die Trennung zuständig war oder aber das eines anderen an der Rom III-VO 
teilnehmenden Mitgliedstaates, ist an das so bestimmte materielle Recht gebunden 
und hat dieses anzuwenden. 
 
Die Regelung des Art. 9 Abs. 1 Rom III-VO gilt nicht nur für die Fälle, in denen eine 
ausgesprochene Trennung in eine Ehescheidung umgewandelt wird, sondern auch für 
diejenigen Fälle, in denen eine solche Trennung einen Scheidungsgrund darstellt, aus 
dem heraus dann die Ehescheidung erfolgt.445 Notwendig ist dann aber, dass ein 
entsprechendes Trennungsverfahren mit entsprechendem Trennungsausspruch 
vorausgegangen ist446 und hiermit die Basis für den Scheidungsgrund bildet. 
 
Den Eheleuten, die ein Trennungsverfahren ohne Auflösung des Ehebandes vollzogen 
haben, gibt die Kontinuitätsanwendung die Sicherheit, dass sich auch für eine etwaige 
zukünftige Ehescheidung keine Veränderung des dann auf die Scheidung 
anzuwenden Rechts ergibt. Verändert beispielsweise einer oder beide der dann in 
Trennung lebenden Ehegatten innerhalb der Europäischen Union den gewöhnlichen 
Aufenthalt und reichen zu einem späteren Zeitpunkt in dem jeweiligen Land die 
Scheidung ein, ist das ursprüngliche, den Ehegatten geläufige, materielle Recht 
anzuwenden und nicht das eines anderen Mitgliedstaates. Dies gilt solange, bis sich 
die in Trennung lebenden Ehegatten bewusst dagegen entscheiden und eine 
anderslautende Rechtswahlvereinbarung treffen, Art. 9 Abs. 1, 2. Halbsatz Rom III-
VO. 
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 Vgl. Gruber, IPRax 2012, 381, 388; Palandt, Thorn, Art. 9 Rom III, Rn. 1. 
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 Rauscher, Helms, Art. 9 Rom III-VO, Rn. 10; Erman, Hohloch, Art. 9 Rom III-VO, Rn. 4. 
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 Palandt, Thorn, Art. 9 Rom III, Rn. 1. 
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In den Fällen, in denen das nach Art. 9 Abs. 1 Rom III-VO auf die Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes angewendete Recht, keine Umwandlung in eine 
Ehescheidung vorsieht, finden die Art. 8 und 5 der Rom III-VO subsidiäre447 
Anwendung, Art. 9 Abs. 2 Rom III-VO. Ziel ist es also, den Ehegatten auch unter der 
Anwendung der Vorschriften der Rom III-VO in jedem Fall das Recht auf eine 
Ehescheidung zu gewähren und somit auch die zukünftige Möglichkeit einer erneuten 
Ehe und damit die Eheschließungsfreiheit zu sichern.448 Die Verweisung auf das 
nationale Recht führt also nicht zum Ausschluss einer Scheidung, nur weil eine 
Umwandlung nach nationalem Recht nicht vorgesehen ist. 
 
Die Regelung des Art. 9 Rom III-VO gilt, wie die gesamte Rom III-VO, dann auch nur 
für die Umwandlung der Trennung in eine Ehescheidung und nicht für etwaige andere 
Scheidungsfolgen oder Ehesachen, die nach Art. 1 Abs. 2 Rom III-VO ausgeschlossen 
sind. 
 
VI. Die Anwendung des Rechts des Staates des angerufenen 
Gerichts, Art. 10 Rom III-VO 
Art 10 Rom III-VO gehört zu den drei Vorbehaltsklauseln der Rom III-VO, die zur 
Anwendung des Sachrechts (ganz oder in Teilen) der lex fori und nicht des Sachrechts 
nach Art. 5 oder Art. 8 Rom III-VO führt. Die anderen Vorbehaltsnormen sind Art. 12 
und 13 Rom III-VO auf die in den dortigen Abschnitten näher eingegangen wird. Von 
diesen drei Klauseln wird Art. 10 Rom III-VO am stärksten diskutiert. 449 Der Grund 
dafür liegt in der Anwendung der lex fori aus Gründen der Geschlechtsdiskriminierung. 
 
Nach Art. 10 Rom III-VO ist die lex fori immer dann anzuwenden, wenn das nach Art. 
5 oder Art. 8 Rom III-VO vorgesehene Recht eine Ehescheidung nicht vorsieht (Alt. 1) 
oder aber einem Ehegatten aufgrund seiner Geschlechtszugehörigkeit keinen 
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 Palandt, Thorn, Art. 9 Rom III, Rn. 2; Rauscher, Helms, Art. 9 Rom III-VO, Rn. 14. 
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 Palandt, Thorn, Art. 9 Rom III, Rn. 2. 
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 Vgl. hierzu Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 7, 
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gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes gewährt (Alt. 2). Mit diesen Alternativen dient Art. 10 Rom III-VO zum einen 
der Durchsetzung des Grundrechts auf Eheschließungsfreiheit,450 da hierdurch die 
Ehescheidung auch in den Fällen ermöglicht werden soll, in denen das berufene Recht 
die Ehescheidung nicht ermöglicht.451 Zum anderen dient Alternative 2 auch der 
Durchsetzung des Gleichheitsgrundsatzes,452 in dem es ausländisches Recht von der 
Anwendung ausschließt, sofern es einem Ehegatten wegen seines Geschlechts 
keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung gewährt. 
 
Die erste Alternative von Art. 10 Rom III-VO hat mittlerweile innerhalb der 
Europäischen Union an Bedeutung verloren, nachdem auch Malta das Recht auf 
Ehescheidung eingeführt hat. In Bezug auf Drittstaaten kommen nur Fälle in Betracht, 
in denen die Ehescheidung nach deren Recht nicht vorgesehen ist und den Ehegatten 
somit das Grundrecht auf Eheschließungsfreiheit verwehrt wird. Als Beispiel kann hier 
das kanonische Recht angeführt werden. Lässt es trotz Zerrüttung der Ehe eine 
Scheidung nicht zu, verstößt es gegen das Grundrecht auf Eheschließungsfreiheit.453 
Die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes wird nicht von Art. 10, 1. Alt. Rom III-
VO erfasst454 und hat deshalb in dem Kontext keine Relevanz. 
 
Eine größere Bedeutung kommt hingegen Art. 10, 2. Alt. Rom III-VO zu. Hier stellen 
sich zwei Fragen: 1. Findet die lex fori immer dann Anwendung, wenn das 
Scheidungsrecht nur dem Ehemann oder in deutlich einfacherer Weise diesem 
zusteht, ohne an weitere Voraussetzungen gebunden zu sein? 2. Bedarf es in einem 
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solchen Fall der abstrakten Ungleichbehandlung455 des anderen Ehegatten oder 
kommt es auf eine konkrete Ungleichbehandlung im Einzelfall456 an? Diese beiden 
Fragen sind insbesondere bei Privatscheidungen nach islamisch geprägtem oder 
mosaischem457 Recht zu stellen. Aus der Entwicklungsgeschichte der Rom III-VO 
ergibt sich, dass Art. 10, 2. Alt. Rom III-VO einen politischen Hintergrund hat und das 
islamisch geprägte Scheidungsrecht innerhalb der Europäischen Union abwehren 
soll.458 Die Vorschrift wurde auf Vorschlag der spanischen Delegation aufgenommen, 
um insbesondere die nordischen Staaten zur Teilnahme an der Rom III-VO zu 
bewegen.459 Dieses Ziel wurde aber nicht erreicht. Kein nordischer Staat gehörte zur 
Koalition der ursprünglichen Teilnehmerstaaten der Rom III-VO und ist auch bis heute 
Teilnehmer der Rom III-VO geworden. Die Frage ist aber, ob sich aus dem politischen 
Willen des Gesetzgebers eine abstrakte Normenkontrolle ableiten lässt. Die Folge 
wäre der regelmäßige Ausschluss islamisch oder mosaisch geprägten Rechts,460 
sofern es geschlechtsdiskriminierenden Charakter hat. Hierfür spricht, dass Art. 10 
Rom III-VO sich nach dem gesetzgeberischen Willen von Art. 12 Rom III-VO, der die 
konkrete Sachnormkontrolle am ordre public vorsieht, abgrenzen sollte.461 Gleiches 
lässt sich dem Wortlaut des Art. 10 Rom III-VO entnehmen, wonach für die Abweisung 
des ausländischen Rechts ausreichend ist, dass es „einem Ehegatten aufgrund seiner 
Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung“ 
gewährt. Eine konkrete Diskriminierung am Einzelfall sieht der Wortlaut gerade nicht 
vor. Art. 10 Rom III-VO ist derart ausgestaltet, dass er das ausländische Recht 
vollständig ersetzt und das Scheidungsstatut des angerufenen Gerichts an dessen 
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Position setzt,462 um die Diskriminierung vollständig auszuschließen. Damit 
unterscheidet sich Art. 10 Rom III-VO insbesondere von Art. 12 Rom III-VO aber auch 
von Art. 6 EGBGB, die jeweils nur die Norm, nicht aber das Scheidungsstatut als 
Ganzes ersetzen. Mit der Begründung, dass dieses Novum den bisherigen Prinzipien 
des internationalen Privatrechts entgegensteht,463 wird dies aber zum Teil abgelehnt 
und versucht, die Vorschrift mittels teleologischer Reduktion auf solche Fälle zu 
beschränken, in denen das ausländische Recht dem Mann die Scheidung gewährt, 
während sie unter denselben Voraussetzungen der Frau nicht zusteht. Argumentiert 
wird insbesondere damit, dass Art. 10 Rom III-VO ansonsten zur Diskriminierung 
religiösen Rechts464 führt. Nach dieser Ansicht verweigert Art. 10 Rom III-VO die 
Anwendung des ausländischen Scheidungsrechts nicht, wenn die Ehefrau im 
konkreten Fall, trotz des abstrakt diskriminierenden Scheidungsstatuts, an der 
Scheidung mitwirkt. Als Mitwirkung kommt die Selbstverstoßung, der Selbstloskauf 
oder die Zustimmung zur Scheidung465 in Betracht. Ebenso wäre Art. 10 Rom III-VO 
ausgeschlossen, wenn auch unter Anwendung deutschen Scheidungsstatuts, die Ehe 
hätte geschieden werden können.466 Letztlich führt diese Meinung die bestehenden 
Ansichten der Literatur und Rechtsprechung fort, die bereits vor Verabschiedung der 
Rom III-VO bestanden, ohne der Neuerung der Regelungen der Rom III-VO Rechnung 
zu tragen. Dies läuft nicht nur dem Regelungszweck des Art. 10 Rom III-VO zuwider, 
sondern erklärt auch nicht, weshalb neben der konkreten Sachnormkontrolle des Art. 
12 Rom III-VO in Art. 10 Rom III-VO dann eine weitere konkrete und nicht abstrakte 
Eingriffsnorm bestehen sollte.467 Art. 10 Rom III-VO leitet sich aus dem 
Grundverständnis der Anerkennung der Grundrechte aus den Europäischen Verträgen 
und der Grundrechtcharta ab468 und schließt ausländischen Recht aus, wenn das 
Recht entweder keine Ehescheidung gewährt oder einem Ehegatten aufgrund des 
Geschlechts keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung gewährt. Eine 
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Ungleichbehandlung zwischen Männern und Frauen widerspricht dem Verbot der 
geschlechtlichen Diskriminierung nach Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta und 
wesentlichen Bestimmungen der Verträge wie Art. 2 EUV und Art. 67 AEUV. Zudem 
haben nach Art. 8 AEUV die Organe der Europäischen Union469 die Pflicht, die 
Gleichstellung zwischen Männern und Frauen zu berücksichtigen und zu fördern470 
und nach Art. 10 AEUV zielt die Union bei der Durchführung ihrer Politik darauf ab, 
Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts zu bekämpfen. Die Organe der 
Europäischen Union sind deshalb aufgefordert, die Vorgaben von Art. 8 und 10 AEUV 
in ihrem Handeln zu beachten.471 Im Rahmen des legislativen Handelns ergibt sich 
daraus die Notwendigkeit, eine Klausel wie Art. 10 Rom III-VO aufzunehmen, die 
geschlechtlich diskriminierendes ausländisches Sachrecht von der Anwendung 
ausschließt. Die Achtung der Grundrechte im Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts, den die Europäische Union nach Art. 67 Abs. 1 AEUV bildet, begründet 
die Notwendigkeit, diesen Raum vor grundrechtsschädigender Rechtsanwendung 
ausländischen Rechts zu schützen. Aus der Achtung der Grundrechte erwächst die 
Verpflichtung zur Abwehr von grundrechtsverletzendem ausländischen Recht. Es 
widerspricht dem Raum des Rechts, wenn ausländisches Recht zur Anwendung 
kommt, das den Prinzipien und Werten des Raums widerspricht. Eine Toleranz in der 
Anwendung ausländischen Rechts, das zur Verletzung der Grundrechte führt, kann 
nicht hingenommen werden. Der Schutz der Grundrechte wiegt höher, als der Schutz 
ausländischen Rechts, dessen Anwendung den Grundrechten widerspricht. Diese 
Auffassung ist auch konform zum kulturellen Förderungsprinzip der Europäischen 
Union in der Zusammenarbeit mit dritten Ländern, Art. 167 Abs. 3 AEUV. Wenn der in 
den Verträgen nicht definierte Kulturbegriff auch das religiöse Erbe eines anderen 
Staates und der darauf aufbauenden Rechtskultur erfasst,472 so stehen der Kultur des 
anderen Staates die Werte und Grundrechte und Grundfreiheiten entgegen, auf die 
sich die Europäische Union stützt. Die Förderung einer Rechtskultur oder Tradition 
eines dritten Landes, die diesen Grundsätzen widerspricht, führt zu einem 
unzulässigen Handeln der Europäischen Union gegen ihre Grundsätze und Werte. 
Deshalb kann eine Förderung einer ausländischen Rechtskultur und Tradition nicht 
erfolgen, solange sie den Werten und dem Rechtsverständnis der Europäischen Union 
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entgegensteht. Die Anwendung ausländischen Rechts findet ihre Grenze in Art. 10 
Rom III-VO dort, wo die Anwendung ausländischen Rechts 
geschlechtsdiskriminierend den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes verhindert. Diese Einschränkung der 
Rechtsanwendung basiert auf dem Schutz des Grundrechts der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau und ist ein wesentlicher Bestandteil der Europäischen Verträge und 
Teil der Ratio der Rom III-VO. Die Abwehr geschlechtsdiskriminierenden Rechts dient 
innerhalb des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts dazu, seinen Bürgern 
einen Raum zu sichern und zu schützen, indem ein Vertrauen auf den Schutz des 
erreichten Besitzstandes der Europäischen Union, seiner Werte und Grundrechte 
gewährleistet wird.   
 
In dem Art. 10, 2. Alt. Rom III-VO ausländisches Ehescheidungs- oder Trennungsrecht 
ablehnt, das auf Geschlechtsdiskriminierung basiert, und das Statut der lex fori zur 
Anwendung kommen lässt, bewirkt die Rechtsnorm eine Rechtsvereinheitlichung nicht 
nur auf europäischer Ebene, sondern führt auch durch die unmittelbare Wirkung der 
Rom III-VO zu einer Wandlung des inländischen ordre public.473 Insoweit bringt diese 
Regelung die Europäische Union auf dem Weg zum Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts ein Stück weiter voran und schafft einen einheitlichen europäischen 
Standard474 im Umgang mit geschlechtsdiskriminierenden Scheidungsstatuten. 
 
Von der Anwendung des Art. 10 Rom III-VO ist allerdings die Anerkennung einer im 
Ausland ergangenen Privatscheidung zu differenzieren. Zunächst einmal bedeutet 
Ausland in diesem Zusammenhang ein Drittstaat außerhalb der Europäischen Union. 
Dies ergibt sich aus dem Anwendungsbereich der Brüssel IIa-VO, die die Anerkennung 
und Vollstreckung von Ehesachen regelt und an die alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, mit Ausnahme Dänemarks,475 gebunden sind. Des Weiteren ist 
notwendig, dass Privatscheidungen in den sachlichen Anwendungsbereich der Rom 
III-VO fallen. Hierzu wurde bereits näher ausgeführt. Die Fragestellung, ob 
Privatscheidungen (unter Einbeziehung eines religiösen Gerichts) überhaupt der Rom 
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 Streicher, § 2, Rn. 278. 
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 Winkler von Mohrenfels, Das neue internationale Scheidungsrecht (Rom III-VO), S. 10, 
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III-VO unterliegen, liegt derzeit dem EuGH zur Prüfung vor.476 Nimmt man an, dass die 
Privatscheidungen wegen des loi uniforme Anspruchs aus Art. 4 Rom III-VO unter den 
sachlichen Anwendungsbereich fallen, ist bei der Privatscheidung weiter zu 
unterscheiden. Die Unterscheidung erfolgt in eine Privatscheidung unter Einbeziehung 
eines Gerichts oder aber der reinen Privatscheidung als rechtsgeschäftliches Handeln, 
was dann ohne weitere Voraussetzungen die Ehe beendet.  
 
Bei einer im Ausland ergangenen Privatscheidung unter Einbeziehung eines Gerichts 
sind die Vorschriften des § 107 ff. FamFG anzuwenden477 und für 
Vereinbarkeitsprüfung mit dem ordre public gilt dann § 109 Abs. 1 Nr. 4 FamFG.478   § 
107 Abs. 1 FamFG unterscheidet zwischen der Entscheidung eines Gerichts, Satz 2, 
und einer Entscheidung, die auch durch eine Behörde oder aber Botschaft479 erfolgt 
sein kann, ebenso durch die Involvierung eines religiösen Gerichts, sofern es eine 
staatliche Befugnis hierfür hat.480 Für die reine Privatscheidung ohne gerichtliche oder 
behördliche Teilnahme findet § 107 FamFG keine Anwendung.481 Vielmehr soll hier 
materielles IPR482 und somit die Rom III-VO zur Anwendung kommen.483 Etwas 
anderes soll aber dann gelten, wenn das ausländische Recht zumindest eine 
behördliche Teilnahme vorsieht, selbst wenn diese keine Wirksamkeitsvoraussetzung 
für die Ehescheidung ist, wie beispielsweise eine reine Registrierung der Scheidung.484 
Auch in einem solchen Fall, fände dann keine Prüfung nach Art. 10 Rom III-VO statt. 
Ob Art. 10 Rom III-VO überhaupt auf die Anerkennung einer gerichtlichen im Ausland 
ergangenen Privatscheidung im Inland anzuwenden ist, wird kontrovers diskutiert. 
Einer Meinung nach findet Art. 10 Rom III-VO als Vorschrift des materiellen IPR485 
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keine Anwendung. Einer anderen Auffassung nach ersetzen die Vorschriften der Rom 
III-VO das autonome internationale Scheidungsrecht der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten in Gänze.486 Folgt man dieser Meinung, führt dies zur Anwendung des 
Art. 10 Rom III-VO. Daraus ergeben sich aber die Fragen des Umgangs von 
geschlechtsdiskriminierendem Scheidungsrecht im Rahmen der gerichtlichen 
Privatscheidung und ob Art. 10 Rom III-VO eine abstrakte oder konkrete 
Diskriminierung voraussetzt, um das ausländische Scheidungsstatut abzuwehren. Es 
wäre also am Einzelfall zu prüfen, ob das ausländische Recht einen Ehepartner 
generell diskriminiert oder aber ob konkrete Anhaltspunkte für eine Diskriminierung 
vorlägen. Mit letzterer Annahme kann man die bisherige deutsche Rechtsprechung für 
Privatscheidungen fortführen. Ob dies aber auch vom EuGH so gesehen wird, bleibt 
abzuwarten. Denn auch die Fragestellung der abstrakten oder konkreten 
Diskriminierung unter Art. 10 Rom III-VO ist Teil der Vorabentscheidung.487 
 
Zu welchen Ergebnissen kommen die unterschiedlichen Ansichten bei einer im 
Ausland ergangenen Privatscheidung unter Mitwirkung eines hoheitlich berufenen 
Organs? Die Meinung, die lediglich auf §§ 107 und 109 Abs. 1 Nr. 4 FamFG abstellt, 
erkennt eine Privatscheidung unter Mitwirkung eines Gerichts oder hoheitlichen 
Organs dann an, wenn eine Mitwirkung, wie eine Registrierung nach dem Recht 
wenigstens vorgesehen ist, auch wenn diese nicht eingehalten wurde. Des Weiteren 
würde keine geschlechtsspezifische Diskriminierung vorliegen, wenn der diskriminierte 
Ehegatte zumindest nachträglich der Ehescheidung zustimmt. Ist dies nicht der Fall, 
ist die ausländische Ehescheidung unwirksam. Die Meinung, die auf die Anwendung 
des Art. 10 Rom III-VO abstellt, muss bei einer abstrakten Diskriminierung die 
ausländische Privatscheidung als unwirksam bezeichnen. Kommt es stattdessen nur 
im konkreten Fall auf eine Diskriminierung an, ist dies am Einzelfall zu prüfen. Kommt 
die Prüfung zum Ergebnis, dass eine konkrete geschlechtsspezifische Diskriminierung 
vorliegt, dann ist die Ehescheidung nicht anzuerkennen. 
 
In allen Fällen muss sich die nach dieser Prüfung festgestellte unwirksame 
ausländische Ehescheidung dann am deutschen IPR orientieren, sofern ein deutschen 
Gericht angerufen wurde und es sind die Voraussetzungen des § 1564 Abs. 1 BGB 
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 Vgl. OLG München NZFam 2016, 703 ff. (Fragestellung 2 b)). 
  
122
i.V.m. Art. 14 Abs 2 EGBGB einzuhalten. Die Ehe muss demnach in Deutschland 
erneut geschieden werden. 
 
Bei einer reinen Privatscheidung, die im Ausland ergangen ist und bei der keinerlei 
hoheitliche Mitwirkung erfolgte und nicht einmal das für eine hoheitliche Mitwirkung als 
ausreichend angesehene Registrierungserfordernis nach dem anzuwendenden 
ausländischem Recht gegeben ist, kann eine Prüfung nicht nach § 107 FamFG 
erfolgen. In diesen Fällen ist dann im Rahmen der Anerkennung auf Art. 10 Rom III-
VO als Teil des Kollisionsrechts zurückzugreifen.488 Hierbei stellen sich dann dieselben 
Fragen der abstrakten oder konkreten Diskriminierung. Bleibt man bei der Ansicht, 
dass eine abstrakte Diskriminierung ausreicht, würden reine Privatscheidungen ohne 
hoheitlichen Kontext immer an Art. 10 Rom III-VO scheitern. Dies führt dazu, dass 
einer Meinung nach Art. 10 Rom III-VO in solchen Fällen der reinen Privatscheidung 
nicht anzuwenden wäre.489 Diese Ansicht ist allerdings nicht stringent was den 
Normzweck betrifft, den der Verordnungsgeber für Art. 10 Rom III-VO vorgesehen hat. 
Wenn gewollt ist, dass geschlechtsdiskriminierendes Ehescheidungsrecht unwirksam 
ist, dann ist der Anwendungsbereich und Zweck der Vorschrift nicht genau in dem Fall 
zu reduzieren, in dem die Diskriminierung vorliegt.  
 
VII. Der Ausschluss der Rück- und Weiterverweisung, Art. 11 Rom 
III-VO 
Kommt nach der Rom III-VO das Recht eines Staates zur Anwendung, so ist allein 
dieses Recht auf den zu regelnden Sachverhalt anzuwenden, Art. 11 Rom III-VO. 
Regelungen, die eine Rück- oder Weiterverweisung (renvoi) auf das Recht eines 
verweisenden oder weiteren Staates nach diesem anzuwendenden Recht erlauben 
oder vorsehen, sind von der Anwendung ausgeschlossen. Es soll also einzig und allein 
das nach der Rom III-VO bestimmte Recht eines Staates zur Anwendung kommen. 
Diese Sachnormverweisung hat zum Ziel, die Vereinheitlichung der ehescheidungs- 
und trennungsrechtlichen Kollisionsnormen zu erreichen490 und damit den Raum der 
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Freiheit, der Sicherheit und des Rechts weiterzuentwickeln.491 Vergleichbare oder 
identische Regelungen zum Ausschluss des renvoi gibt es bereits in Art. 20, 1. 
Halbsatz Rom I-VO492 und in Art. 24 Rom II-VO493. Art. 11 Rom III-VO steht damit in 
einer Linie mit den vorangegangenen Verordnungen zu den vertraglichen oder 
außervertraglichen Schuldverhältnissen. Allerdings gibt es zu den vorangegangenen 
Verordnungen den Unterschied, dass anders als bei der Rom III-VO, die Rom I-VO 
und Rom II-VO nicht im Rahmen der verstärkten Zusammenarbeit verabschiedet 
wurden, sondern in fast allen494 und nicht nur einer Auswahl von teilnehmenden 
Mitgliedstaaten Anwendung findet. Dieser Unterschied hat deshalb eine gewisse 
Relevanz, da auch nichtteilnehmende Mitgliedstaaten so an die Regelungen der Rom 
III-VO unmittelbar gebunden werden. Dies geschieht immer dann, wenn eine 
Entscheidung der Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes in 
einem teilnehmenden Mitgliedstaat unter Anwendung des jeweiligen Rechts nach der 
Rom III-VO erfolgt und der nichtteilnehmende Mitgliedstaat diese Entscheidung 
anzuerkennen hat.495 Die Anerkennungspflicht folgt aus Art. 21 Abs. 1 Brüssel IIa-
VO.496 Danach hat der jeweilige Mitgliedstaat die Entscheidungen der Ehescheidung 
oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes ohne eigenständiges 
Prüfungsverfahren anzuerkennen. Um ein Beispiel zu geben: Ein Ehepaar aus einem 
teilnehmenden Mitgliedstaat lässt sich, unter Anwendung des Rechts eines anderen 
teilnehmenden Mitgliedstaates, scheiden. Einer der geschiedenen Eheleute zieht 
danach in einen nicht an der Rom III-VO teilnehmenden Staat um. Möchte der 
Ehegatte in diesem Mitgliedstaat seine Scheidung anerkennen lassen, kann die 
Anerkennung nur aus Gründen nach Art. 22 Brüssel IIa-VO verweigert werden. Hierzu 
zählt aber nicht, dass nach dortigem Recht ein anderes Sachrecht auf die 
Ehescheidung hätte zur Anwendung kommen müssen. Die Rom III-VO kann demnach 
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zu Ergebnissen führen, die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union ohne den 
Art. 11 Rom III-VO anders zu entscheiden wären. Ebenso kann die Nichtteilnahme an 
der Rom III-VO durch den Art. 11 Rom III-VO indirekt ausgehebelt werden. Art. 11 Rom 
III-VO kann deshalb trotz des Ziels der Rechtsvereinheitlichung zu Ergebnissen 
führen, in denen der Entscheidungseinklang497 und damit die Anerkennung der 
Entscheidung ohne die Notwendigkeit einer weiteren, die Mitgliedstaaten bindenden 
Verordnung wie die Brüssel IIa-VO, nicht erreicht wird. Für Anerkennungen solcher 
Entscheidungen in Staaten außerhalb der EU und damit der 
Anerkennungsverpflichtung nach der Brüssel IIa-VO kann die Regelung des Art. 11 
Rom III-VO dazu führen, dass diese Entscheidungen aufgrund des renvoi- 
Ausschlusses gerade nicht anerkannt werden. Dies kann zu hinkenden Ehen 
führen,498 so dass die Ehe in Drittstaaten als fortbestehend angesehen wird.  
 
Während diese Problematik im Verhältnis zu nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten zwar 
zu einem Akzeptanz- und nicht Anerkennungsproblem der Rom III-VO führen kann, 
lässt sich dieses Problem im Verhältnis zu Drittstaaten wohl eher nur durch eine 
Öffnung des Art. 11 Rom III-VO für einen renvoi im Verhältnis zum drittstaatlichen 
Recht lösen. Eine Ausnahme können bestehende Staatsverträge zwischen einem 
Drittstaat und einem teilnehmenden Mitgliedstaat bilden. Wurden diese vor dem 
Inkrafttreten der Rom III-VO abgeschlossen, haben sie weiterhin Bestand, Art. 19 Abs. 
1 Rom III-VO. Trifft ein Staatsvertrag Regelungen zur Ehescheidung oder Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes und lässt einen renvoi zu, kann dennoch ein 
Entscheidungseinklang erreicht werden. 
 
Eine weitere Einschränkung des Art. 11 Rom III-VO kommt durch die Regelungen der 
Rom III-VO selbst in Betracht. Denkbar sind Fallgestaltungen nach Art. 8 Buchstaben 
a) - c) Rom III-VO, in denen auf das Recht eines Staates verwiesen wird, dessen Recht 
beispielsweise keine Ehescheidung vorsieht oder einem Ehegatten aufgrund seiner 
Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gewährt. Für derartige Fälle sieht Art. 10 
Rom III-VO vor, dass das Recht des Staates des angerufenen Gerichts anzuwenden 
ist. Das bedeutet, dass dann zwar nach Art. 8 Buchstaben a) - c) Rom III-VO i.V.m. 
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Art. 11 Rom III-VO auf das Recht des jeweiligen Staates verwiesen wird, das 
angerufene Gericht unter Berücksichtigung des Art. 10 Rom III-VO dieses Recht aber 
nicht anwenden darf. Hierbei handelt es sich dann aber nicht um einen renvoi, sondern 
um einen Ausschluss der Rechtsanwendung überhaupt. 
 
VIII. Der Vorbehalt der Öffentlichen Ordnung (Ordre public), Art. 12 
Rom III-VO 
Art. 12 Rom III-VO ist die zweite Vorbehaltsnorm, die der Anwendung des Sachrechts 
eines anderen Mitglied- oder Drittstaates entgegensteht. Die Regelung ist in ihrer 
Ausgestaltung identisch mit den ordre public Vorbehaltsnormen der Art. 21 Rom I-VO 
und Art. 26 Rom II-VO. Die Norm steht damit im traditionellen Vorbehaltsverständnis 
der Rom Verordnungen. Im Verhältnis zum deutschen IPR ersetzt sie für Fälle der 
Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes Art. 6 EGBGB und geht 
diesem in der Anwendung vor.499 
 
Der ordre public Vorbehalt des Art. 12 Rom III-VO gibt dem Gericht eines 
Mitgliedstaates das Recht, die Anwendung einer Sachrechtsnorm eines ausländischen 
Scheidungsstatuts, das nach der Rom III-VO anzuwenden ist, zu verweigern.500 
Notwendig hierfür ist die offensichtliche Unvereinbarkeit der anzuwendenden 
Vorschrift mit der öffentlichen Ordnung des Gerichtsstaates. Eine offensichtliche 
Unvereinbarkeit liegt vor, wenn das Ergebnis der Anwendung der ausländischen 
Rechtsnorm auf einen Fall mit Inlandsbezug mit der Rechts- und Werteordnung des 
Staates des angerufenen Gerichts im eklatanten Widerspruch steht.501 Es ist also 
anhand einer Einzelfallprüfung konkret am ordre public des Gerichtsstaates die 
Unvereinbarkeit der Norm mit der öffentlichen Ordnung festzustellen. Anders als Art. 
10 Rom III-VO, der die Anwendung des Rechts und damit insgesamt den Wechsel des 
gesamten Scheidungsstatuts vorsieht, liegt Art. 12 Rom III-VO nur die 
Anwendungsverweigerung der mit dem ordre public unvereinbaren Norm zugrunde. 
Das übrige Scheidungs- oder Trennungsrecht des anderen Staates bleibt unberührt, 
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sofern nicht weitere unvereinbare Normen enthalten sind, die dann ebenfalls 
ausgeschlossen werden. Im Verhältnis zu Art. 10 Rom III-VO ist Art. 12 Rom III-VO die 
allgemeine Vorbehaltsklausel, während Art. 10 Rom III-VO mit dem 
Gesamtrechtsausschluss die besondere Vorbehaltsklausel darstellt.502 
 
Grundlage für den ordre public nach nationalem Recht bilden neben den Grundrechten 
des jeweiligen teilnehmenden Mitgliedstaates im Rahmen der „Vergemeinschaftung 
der ordre public- Vorschriften“503 auch die Europäische Menschenrechtskonvention504 
(EMRK) und die Charta der Grundrechte der Europäischen Union505 
(Grundrechtecharta). Dass die Grundrechtecharta die Basis der Prüfung bildet, ergibt 
sich auch implizit aus Erwäggrund 16 der Rom III-VO. Der Erwäggrund besagt, dass 
das durch die Wahl der Ehegatten gewählte Recht mit der Charta vereinbar sein muss. 
Etwas anderes kann auch nicht gelten, wenn die Parteien keine 
Rechtswahlvereinbarung getroffen haben. Interessanterweise stellt Art. 12 Rom III-VO 
aber dennoch auf die öffentliche Ordnung des Gerichtsstaates ab, obwohl es sich um 
eine europarechtliche Vorschrift handelt, die auch auf den europarechtlichen 
Wertekanon von Verträgen und Grundrechtecharta abstellt. Es ist also ein nationaler 
Bezug506 erforderlich, ohne dass bereits auf einen europäischen ordre public abgestellt 
werden kann. Der Grund kann darin gesehen werden, dass es noch keine einheitliche 
Anwendung eines europäischen ordre public in den Mitgliedstaaten gibt.507 Der für die 
konkrete Einzelfallprüfung notwendige Inlandsbezug kann in jedem Mitgliedstaat zu 
anderen Entscheidungen führen, je nach dem, was die öffentliche Ordnung innerhalb 
des aufgezeigten Rahmens von Grundrechten und Grundrechtecharta zulässt. Der 
fehlende Verweis auf einen europäischen ordre public kann also dazu führen, dass es 
im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, je nach teilnehmendem 
Mitgliedstaat, für denselben Sachverhalt zu unterschiedlichen Ergebnissen kommt.508 
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Für die konkrete Einzelfallprüfung eines möglichen ordre public Verstoßes des 
nationalen Gerichts bedeutet Art. 12 Rom III-VO, dass am oben genannten Rahmen 
von Grundrechten und Werten ein Verstoß der anzuwendenden ausländischen 
Sachnorm zu prüfen und festzustellen ist, um den Anwendungsausschluss der Norm 
zu begründen. Im Gegensatz zum Art. 10 Rom III-VO, der sich auf ausländisches 
Recht bezieht, dass entweder scheidungsfeindlich oder geschlechtsdiskriminierend 
ist,509 muss der Anwendungsbereich des Art. 12 Rom III-VO als allgemeine 
Auffangnorm andere Fälle als Grundlage haben. In Betracht kommen Fälle, in denen 
eine Scheidung zwar möglich ist, aber eine Scheidung unzumutbar erschwert wird.510 
Auch Scheidungsstrafen kommen in Betracht,511 wenn das mitgliedstaatliche Recht 
diese nicht kennt. Bei Privatscheidungen kann ein Verstoß vorliegen, wenn einer der 
Ehegatten deutscher Staatsangehöriger ist und seinen Wohnsitz im Inland hat.512 
Handelt es sich bei der Privatscheidung jedoch um eine einverständliche Scheidung 
nach syrischem Recht und hätte die Scheidung aufgrund der Vollendung des 
Trennungsjahres auch nach deutschem Recht geschieden werden können, stellt die 
Privatscheidung keinen Verstoß dar.513  
 
Aufgrund der Vergleichbarkeit der Vorschriften und der Tatsache, dass Art. 12 Rom 
III-VO im Rahmen der Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
Art. 6 EGBGB ablöst,514 kann, wie bereits ausgeführt wurde,515 im Rahmen des 
konkreten ordre public Verstoßes auf die Rechtsprechung zu Art. 6 EGBGB 
zurückgegriffen werden.516 Grundsätzlich gilt für Scheidungen in Deutschland, dass 
Art. 17 Abs. 2 EGBGB Ausdruck des deutschen ordre public ist.517 Demnach kann eine 
Scheidung in Deutschland ausnahmslos nur durch ein Gericht erfolgen. Jedes 
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ausländisches Recht findet in dieser Ordnungsvorschrift seine Grenze unter der 
Anwendung des Art. 12 Rom III-VO. 
 
IX. Art. 13 Rom III-VO, Unterschiede beim nationalen Recht 
Art. 13 Rom III-VO trägt dem Grundsatz der wesensfremden Zuständigkeit518 des 
Gerichts Rechnung, indem er zwei Alternativen beinhaltet, nach denen das Gericht 
eines an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaates die Entscheidung in der Sache 
verweigern darf.519 Die erste Alternative besteht für den Fall, dass in dem betreffenden 
Mitgliedstaat die Ehescheidung nicht vorgesehen ist. In einem solchen Fall führt die 
Rom III-VO also nicht zu einer der lex fori zuwiderlaufenden Sachentscheidung.520 Die 
fehlende Möglichkeit der Ehescheidung gab es in der Vergangenheit in Malta.521 Mit 
der dortigen Einführung der Ehescheidung hat sich das sogenannte „Malta-
Problem“522 jedoch erübrigt. Die erste Alternative des Art. 13 Rom III-VO ist deshalb 
obsolet geworden. Die Einführung der Rom III-VO und das daraus resultierende Recht 
der Ehescheidung in Malta hat zu einer Rechtsvereinheitlichung innerhalb der 
Europäischen Union geführt und die Union als Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts vorangebracht.  
 
Nach der 2. Alternative des Art. 13 Rom III-VO kann das angerufene Gericht die 
Ehescheidung nach den Vorschriften der Rom III-VO verweigern, wenn die zu 
scheidende Ehe nach den Rechtsvorschriften des Staates des angerufenen Gerichts 
nicht als gültig angesehen wird. Erwäggrund 26 Abs. 2 der Rom III-VO besagt, dass 
diese Alternative für die Fälle gilt, in denen der Forumstaat eine solche Ehe nicht 
kennt.523 Es fehlt in diesem Fall nach den Rechtsvorschriften des Forumstaates an 
einer wirksam geschlossenen Ehe. Die Ehe ist vielmehr ungültig und kann mangels 
Existenz auch nicht geschieden werden. Alternative 2 soll verhindern, dass der 
Forumstaat die Rom III-VO auf Ehescheidungen anwenden muss, für die er selbst 
nach seinen Rechtsvorschriften nicht die Basis sieht. In der deutschen Literatur wird 
                                                 
518
 Münchener Kommentar, Winkler von Mohrenfels, Art. 13 Rom III-VO, Rn. 1; Palandt, Thorn, Art. 13 Rom 
III, Rn. 1. 
519
 Gruber, IPRax 2012, 381, 390. 
520
 So auch Palandt, Thorn, Art. 13 Rom III, Rn. 1. 
521
 Rauscher, Art. 13 Rom III-VO, Rn. 3; Erman, Hohloch, Art. 13 Rom III-VO, Rn. 1. 
522
 BGH, Urteil vom 20.02.2013 - XII ZR 8/11, BeckRS 2013, 04956. 
523
 Erwäggrund 26 Abs. 2 Rom III-VO. 
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kontrovers darüber diskutiert, ob Art. 13, 2. Alt. Rom III-VO insbesondere auf 
gleichgeschlechtliche Ehen abzielt.524 Die Rom III-VO sagt selbst diesbezüglich nichts 
aus und, wie bereits dargestellt, stellt sich die Frage, ob die Rom III-VO überhaupt auf 
gleichgeschlechtliche Ehen Anwendung findet. Da sich hierfür keine validen 
Anhaltspunkte aus den Vorschriften der Verordnung oder den Erwäggründen und auch 
den Gesetzgebungsmaterialien ergeben, kann ein deutsches Gericht die 
Ehescheidung einer gleichgeschlechtlichen Ehe aufgrund von Art. 13, 2. Alt. Rom III-
VO ablehnen. Da auch Art. 17 b EGBGB dann nicht einschlägig ist, da dieser nur für 
eingetragene Lebenspartnerschaften gilt und der deutsche Gesetzgeber sich 
ausdrücklich gegen eine gleichgeschlechtliche Ehe ausgesprochen hat,525 ist eine 
gleichgeschlechtliche Ehe in Deutschland nicht scheidbar. Zwar wird argumentiert, 
dass dann der Justizgewährungsanspruch nicht vorliegt,526 in einem solchen Fall sollte 
dieser aber zumindest im Eheschließungsstaat nach den dortigen Vorschriften 
gewahrt sein. Diese Lösung führt dann nicht dazu, dass ein deutsches Gericht, 
aufgrund einer unklaren Vorschrift aus der Rom III-VO, einen Beschluss erlassen 
muss, der den Regelungen des deutschen IPR widerspricht. 
 
X. Staaten mit zwei oder mehr Rechtssystemen — Kollisionen 
hinsichtlich der Gebiete, Art. 14 Rom III-VO 
Wenn auf das Sachrecht eines Staates verwiesen wird, bei dem es sich um einen 
Mehrrechtsstaat handelt, stellt sich bei der Anwendung des IPR die Frage, auf welche 
Teilrechtsordnung verwiesen wird. Grundsätzlich wird im IPR auf die Normen des 
Landes verwiesen und nicht auf Teilrechtsordnungen. Art. 14 Rom III-VO bildet hier 
eine Ausnahme und trifft besondere Regelungen für Mehrrechtsstaaten mit territorialer 
Rechtsspaltung,527 die zwei oder mehr Rechtssysteme in ihrem Hoheitsgebiet 
besitzen. Daraus ergibt sich die Frage, welche jeweilige Teilrechtsordnung für die 
Regelungen der Rom III-VO die maßgebliche Rechtsordnung darstellt. In der 
Europäischen Union gehören beispielsweise Spanien, die Niederlande und 
                                                 
524
 Vgl. Gruber, IPRax 2012, 390; Andrae, Internationales Familienrecht, § 4, Rn. 11. 
525
 Palandt, Thorn, Art. 17 b EGBGB, Rn. 1. 
526
 Gruber, IPRax 2012, 390. 
527
 Palandt, Thorn, Art. 14 Rom III, Rn. 1. 
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Großbritannien zu den Mehrrechtsstaaten.528 Wird nach der Rom III-VO auf das Recht 
eines Staates Bezug genommen, bei dem es sich um einen Mehrrechtsstaat handelt, 
ist Art. 14 Rom III-VO zu beachten. Anhand der dortigen Kriterien muss festgestellt 
werden, welche Teilrechtsordnung anzuwenden ist. In Art. 14 Buchstabe a) Rom III-
VO wird festgelegt, dass mit jedem Bezug der Rom III-VO auf einen Staat für den 
Mehrrechtsstaat das Recht der entsprechenden Teilrechtsordnung des 
Mehrrechtsstaates gemeint ist. Wird hingegen auf den gewöhnlichen Aufenthalt einer 
Person in dem Staat Bezug genommen, bedeutet dies, dass auf den gewöhnlichen 
Aufenthalt in dem Gebiet der jeweiligen Teilrechtsordnung abzustellen ist, Art. 14 
Buchstabe b) Rom III-VO. Für einen Bürger Großbritanniens ist es notwendig 
festzustellen, ob der gewöhnliche Aufenthalt in England, Wales, Schottland oder 
Nordirland liegt, um dann auf die jeweilige Teilrechtsordnung abzustellen.  
 
Für Regelungen, die Bezug auf die Staatsangehörigkeit nehmen, trifft Art. 14 
Buchstabe c) Rom III-VO eine gesonderte Unteranknüpfungsleiter.529 Die 
Notwendigkeit hierfür ergibt sich aus der Situation, dass die Staatsangehörigkeit 
keinen Unterschied zu den Teilrechtsordnungen eines Mehrrechtsstaates macht, 
sondern rechtlich für das gesamte Hoheitsgebiet eines Staates gilt. Eine Anknüpfung 
an eine Teilrechtsordnung führt also zu keiner Lösung. Aus diesem Grund gibt Art. 14 
Buchstabe c) 1. Variante Rom III-VO vor, dass beim Bezug auf die Staatsangehörigkeit 
auf die jeweilige Gebietseinheit des Mehrrechtsstaates und das interlokale 
Privatrecht530 abzustellen ist. Lässt sich nach diesem Recht mangels einschlägiger 
Vorschriften kein Bezug herstellen, gilt die, durch Rechtswahl der Parteien gewählte, 
Gebietseinheit für die Anknüpfung in punkto Staatsangehörigkeit, Art. 14 Buchstabe c) 
2. Variante Rom III-VO. Als letzter Anknüpfungspunkt kommt die engste gegenwärtige 
oder vergangene Verbindung des oder der Ehegatten zu der Gebietseinheit in Frage, 
sofern keine Rechtswahl der Parteien vorliegt, Art. 14 Buchstabe c) 3. Variante Rom 
III-VO. 
 
                                                 
528
 Bergmann/ Ferid/ Henrich, Daum: Länderteil Spanien. 196. Lieferung. Stand 9.1.2012. S. 24; Bergmann/ 
Ferid/ Henrich, Henrich: Länderteil Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland. 218. Lieferung. 
Stand 1.3.2016. S. 5; Bergmann/ Ferid/ Henrich, Weber: Länderteil Niederlande. 207. Lieferung. Stand 1.9.2008. 
S. 4 f. 
529
 Gruber, IPRax 2012, 381 389; Rauscher, Helms, Art. 14 Rom III-VO, Rn. 4; Erman, Hohloch, Art. 14 Rom 
III-VO, Rn. 1. 
530
 Gruber, IPRax 2012, 381 389; Palandt, Thorn, Art. 14 Rom III, Rn. 2; Rauscher, Helms, Art. 14 Rom III-VO, 
Rn. 8. 
  
131
Was die „engste Verbindung“ konkretisiert, besagt die Rom III-VO nicht. Insoweit ist 
auch hier eine verordnungsautonome Auslegung vorzunehmen. Ein Blick auf die 
Brüssel IIa-VO hilft nicht weiter, da dieser Begriff dort nicht vorkommt. Im 
mitgliedstaatlichen Recht, beispielsweise in Deutschland, kommt der Begriff in der 
Anknüpfungsleiter des Art. 14 Abs. 1 EGBGB vor und zwar in Nummer 3. Doch auch 
hier erfolgt keine Definition der engsten Verbindung. Für die Feststellung kann der 
gewöhnliche Aufenthalt aber auch soziale Bindungen, Kultur, Sprache oder ehelicher 
Wohnsitz531 herangezogen werden. Für Ehegatten, die in einem Mehrrechtsstaat im 
jeweiligen Gebiet die Scheidung oder Trennung ohne Aufhebung des Ehebandes 
betreiben kann zur Feststellung der engsten Verbindung auf den Gerichtsstaat 
abgestellt werden.532  
 
XI. Staaten mit zwei oder mehr Rechtssystemen — Kollisionen 
hinsichtlich der betroffenen Personengruppen, Art. 15 Rom III-
VO 
Neben der territorialen Rechtsspaltung gibt es Mehrrechtsstaaten, auf deren 
Hoheitsgebiet es unterschiedliche Regelungen für bestimmte Personengruppen gibt. 
Diese können religiöser oder auch stammesrechtlicher Natur533 sein. Ist nach der Rom 
III-VO das Recht eines solchen Staates anzuwenden, stellt sich erneut die Frage, auf 
welches Recht konkret abzustellen ist. Art. 15, 1. Halbsatz Rom III-VO nennt für diese 
Fälle eine zweistufige Anknüpfungsleiter: Zunächst ist zu prüfen, ob es in dem Staat 
für verschiedene Personengruppen unterschiedliche Rechtssysteme oder Regelwerke 
gibt. Wenn dies der Fall ist, ist zu klären, welcher Personengruppe der oder die 
Ehegatten angehören. Gibt es für den oder die Ehegatten ein gesondertes 
Rechtssystem oder Regelwerk, so ist jeder Bezug der Rom III-VO auf das Recht eines 
Staates nach dem dortigen interpersonalen Privatrecht des Mehrrechtsstaates als 
Bezug auf das gesondert geltende Rechtssystem oder Regelwerk zu verstehen. Dies 
                                                 
531
 Palandt, Thorn, Art. 14 EGBGB, Rn. 10; OLG Köln FamRZ 1998, 1590. 
532
 KG FamRZ 2002, 840, 842; OLG Schleswig StAZ 2006, 297. 
533
 Als Beispiel für religiöse Rechtsspaltung sei hier das Syrische Personalstatusgesetz (PSG), Gesetz Nr. 59 vom 
17.9.1953.erwähnt (in Teilen abgedruckt und übersetzt in Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 70. 
Lieferung – abgeschlossen am 15.12.1980, S. 11 ff.), das unterschiedliche rechtliche Regelungen in den Art. 306 
- 308 PSG für Religionsgruppen kennt. Neben dem allgemeinen Zivilrecht kommt beispielsweise Stammesrecht 
in Eritrea für die Eheschließung zur Anwendung, vgl. Art. 518 Abs. 2 Civil Code of the State of Eritrea 2015. 
Auf beide Rechtssysteme wird in den jeweiligen Kapiteln zu den Ländern Arabische Republik Syrien und Eritrea 
näher eingegangen. 
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hat für jeden einzelnen Ehegatten zu erfolgen, da beispielsweise die Ehegatten 
unterschiedlichen Religionsgruppen angehören können, für die das interpersonale 
Privatrecht des betreffenden Landes unterschiedliche Regelungen enthalten kann. 
 
Es mag Fälle geben, in denen das nach der Rom III-VO anzuwendende Recht des 
Mehrrechtsstaates keine verbindlichen Regelungen in Bezug auf die Anwendung des 
jeweiligen interpersonalen Rechts vorsieht. Nach Art. 15, 2. Halbsatz Rom III-VO ist 
dann als letzte Stufe der Anknüpfungsleiter auf die engste Verbindung des oder der 
Ehegatten zum Rechtssystem oder Regelwerk des betreffenden Staates abzustellen. 
Auch hier gilt, dass die Rom III-VO nicht definiert, was die engste Verbindung zu einem 
Rechtssystem oder Regelwerk ausmacht. Im Falle der Religions- oder 
Stammeszugehörigkeit wird sich dies relativ einfach durch Nachweis der 
entsprechenden Zugehörigkeit oder dem entsprechenden Feiern religiöser Feste und 
somit sozio-religiöser Verbindungen feststellen lassen. Schwieriger wird es in den 
Fällen, in denen durch Lebensumstände die Zugehörigkeit verwischt. Gehört jemand 
beispielsweise einer Religion oder einem Stamm an, lebt durch Heirat aber nach den 
Regeln eines anderen Stammes oder einer anderen Religion, ohne explizit dieser 
Religion anzugehören, ist am jeweiligen Einzelfall die genaue engste Verbindung zum 
Recht der Personengruppe des jeweiligen Ehepartners festzustellen. Hierfür sind dann 
die Lebensumstände der Person und die tatsächliche und auch gelebte Bindung zum 
jeweiligen Stamm oder zur Religion heranzuziehen. 
 
XII. Die Nichtanwendung der Rom III-Verordnung auf 
innerstaatliche Kollisionen, Art. 16 Rom III-VO 
Art. 16 Rom III-VO enthält eine deklaratorische Bestimmung für die an der Verordnung 
teilnehmenden Mehrrechtsmitgliedstaaten, die unterschiedliche innerstaatliche 
Kollisionsnormen für Gebiete oder Personengruppen haben. Nach diesem Artikel sind 
die Regelungen der Rom III-VO nicht auf solche innerstaatlichen Kollisionsnormen 
anzuwenden. Diese Regelung ist deshalb als rein deklaratorisch anzusehen, weil es 
bereits an dem wesentlichen Kriterium der „Verbindung zum Recht verschiedener 
Staaten“ nach Art. 1 Abs. 1 Rom III-VO fehlt. Wie bereits ausgeführt, begründen 
Teilstaatsgebiete im Mehrrechtsstaat keinen eigenständigen Staat, sondern bleiben 
Teil des gesamtstaatlichen Gefüges des Mitgliedstaates. Eine 
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Verschiedenstaatlichkeit liegt deshalb nicht vor. Teilnehmender Mitgliedstaat der 
Verordnung ist der Gesamtstaat selbst und nicht das Teilgefüge.  
 
XIII. Das Verhältnis der Rom III-VO zu bestehenden internationalen 
Übereinkommen, Art. 19 Rom III-VO  
Aufgrund der Tatsache, dass die teilnehmenden Mitgliedstaaten bereits vor der 
Verabschiedung der Rom III-VO im Rahmen des Völkerrechts auch auf dem Gebiet 
des Familienrechts bi- oder multilaterale Verträge mit anderen Staaten geschlossen 
haben,534 trifft Art. 19 Rom III-VO hierzu zwei Regelungen: Zum einen im Verhältnis 
eines teilnehmenden Mitgliedstaates zu einem (oder mehreren) nichtteilnehmenden 
Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, Art. 19 Abs. 1 Rom III-VO und zum anderen im 
Verhältnis der teilnehmenden Mitgliedstaaten zueinander, Art. 19 Abs. 2 Rom III-VO. 
Ziel ist die Feststellung, inwieweit diese Verträge weiterhin Bestand haben oder aber 
die Rom III-VO ihnen gegenüber Vorrang hat. Wesentliches Kriterium ist 
selbstverständlich der Regelungsgehalt der Verordnung sowie der Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses. Sofern ein teilnehmender Mitgliedstaat mit einem anderen 
(nichtteilnehmenden) Mitgliedstaat der Europäischen Union oder aber einem Drittstaat 
ein solches Abkommen vor der Annahme der Rom III-VO abgeschlossen hat, hat 
dieses weiterhin Bestand. Für Verträge zwischen einem teilnehmenden Mitgliedstaat 
und einem Mitgliedstaat, der erst zu einem späteren Zeitpunkt an der Rom III-VO und 
damit der verstärkten Zusammenarbeit nach Art. 329 ff. AEUV535 teilnimmt, geht die 
Rom III-VO ab dem Zeitpunkt der Teilnahme dem bilateralen Staatsvertrag vor, Art. 
331 Absatz 1 Unterabsatz 2 oder 3 AEUV. 
 
                                                 
534
 Als Beispiel sei hier das Deutsch-Iranische Niederlassungsabkommen zwischen dem Deutschen Reich und 
dem Kaiserreich Persien vom 17.2.1929, RGBl. 30 II 1002 und Bekanntmachung vom 15.8.1955, BGBl. II, 829 
genannt, dessen Regelungen auch Scheidungssachen umfassen. 
535
 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in Kraft 
getretenen Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 
9.5.2008, S. 47); zuletzt geändert durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und 
die Anpassung des Vertrages über die Europäische Union, des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union und des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, ABl. EU L 112/ 21 vom 
24.4.2012, mit Wirkung vom 1.7.2013. Nachfolgend AEUV. 
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Für Staatsverträge, die ausschließlich zwischen den anfänglichen an der Rom III-VO 
teilnehmenden Mitgliedstaaten bestehen536 besagt Art. 19 Abs. 2 Rom III-VO, dass die 
Regelungen der Rom III-VO diesen Staatsverträgen vorgehen. 
 
XIV. Die Revisionsklausel des Art. 20 Rom III-VO 
Art. 20 Rom III-VO enthält eine Revisionsklausel, wonach die Rom III-VO in ihrer 
Anwendung durch die mitgliedstaatlichen Gerichte evaluiert wird. Ziel ist festzustellen, 
ob die Umsetzung des Regelungsgehalts der Rom III-VO in der Praxis funktioniert und 
die mit der Verordnung angestrebten Ziele erreicht werden. Um dies zu erreichen, 
haben die teilnehmenden Mitgliedstaaten der Kommission Bericht in Form von 
sachdienlichen Angaben der Anwendung der Verordnung durch die nationalen 
Gerichte zu erstatten, Art. 20 Abs. 2 Rom III-VO. Aus der Gesamtschau erarbeitet die 
Kommission dann einen Bericht mit etwaigen Veränderungsvorschlägen, den sie 
sowohl dem Europäischen Parlament als auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuss 
bis zum 31. Dezember 2015 vorzulegen hatte, Art. 20 Abs. 1 Rom III-VO. Das 
Prozedere ist alle fünf Jahre zu wiederholen. 
 
Bis zum Abschluss der Arbeit lag dieser Bericht nicht vor. 
 
XV. Welches Recht ist auf die Scheidungsfolgen anzuwenden? 
Die Rom III-VO gilt nur für die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes, die eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten aufweisen. Für 
alle weiteren Fragestellungen, die mit einer Ehescheidung mit Auslandsbezug 
einhergehen können, trifft die Verordnung keine Regelungen. In Art. 1 Abs. 2 
Buchstaben d) bis g) Rom III-VO wird ausdrücklich erwähnt, dass 
Regelungsgegenstände wie der Name der Ehegatten, die vermögensrechtlichen 
Folgen der Ehe, die elterliche Verantwortung und Unterhaltspflichten nicht unter den 
sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung fallen. Diese Regelungsgegenstände 
unterliegen eigenen Statuten,537 so dass Ehegatten sich bereits bei einer 
                                                 
536
 Wie bereits ausgeführt, handelt es sich hierbei um: Belgien, Bulgarien, Deutschland, Spanien, Frankreich, 
Italien, Lettland, Luxemburg, Ungarn, Malta, Österreich, Portugal, Rumänien, Slowenien. 
537
 Palandt, Thorn, Art. 17 EGBGB, Rn. 3; Erman, Hohloch, Art. 17 EGBGB, Rn. 1. 
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Eheschließung oder aber einer Ehescheidung auch hierüber Gedanken machen 
müssen. 
 
Ohne auf die Einzelheiten näher einzugehen, sei kurz darauf verwiesen, dass sich 
Fragen des Ehegatten- oder Kindesunterhalts nach dem Haager Unterhaltsprotokoll538 
richten. 
 
Für Fragen des Versorgungsausgleichs trifft Art. 17 Abs. 3 EGBGB besondere 
Regelungen. Zunächst unterliegt der Versorgungsausgleich dem, nach der Rom III-
VO auf die Scheidung anzuwendendem Recht. Er ist allerdings nur durchzuführen, 
sofern deutsches Recht auf die Ehescheidung zur Anwendung kommt und das Recht 
des Staates, dessen Staatsangehörigkeit die Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags haben, einen Versorgungsausgleich auch 
kennt. Hat einer der Ehegatten während der Ehezeit Versorgungsanwartschaften in 
Deutschland bei einem deutschen Versorgungsträger erworben, wird ein 
Versorgungsausgleich auf Antrag eines der Ehegatten durchgeführt, sofern 
Billigkeitserwägungen dem nicht entgegenstehen.  
 
Güterrechtliche Fragestellungen werden nach Art. 15 EGBGB behandelt. Er gewährt 
den Ehegatten eine Rechtswahl für das auf den Güterstand anzuwendende Recht. Für 
unbewegliches Vermögen gilt allerdings das Recht des Lagerortes, Art. 15 Abs. 1 Nr. 
3 EGBGB, so dass diesbezüglich keine Rechtswahl erfolgen kann. Eine Spaltung des 
Güterrechtsstatuts539 ist dadurch möglich. 
 
Fragestellungen, die sich mit der in Deutschland befindlichen Ehewohnung und den 
Haushaltsgegenständen befassen, unterliegen Art. 17a EGBGB. 
  
                                                 
538
 Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 23.11.2007, ABl. EU 09 L 
331/19. 
539
 Palandt, Thorn, Art. 15 EGBGB, Rn. 2; Erman, Hohloch, Art. 15 EGBGB, Rn. 29. 
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C.  2. Teil: Die Flüchtlingssituation in Deutschland mit dem 
Fokus auf das Landesrecht der Arabischen Republik 
Syrien, Afghanistan und Eritrea unter der Anwendung der 
Rom III-Verordnung  
Die Flüchtlingssituation der Jahre 2015 - 2018 kann diverse familienrechtliche 
Fragestellungen aufwerfen. Im vorherigen Teil wurde bereits auf einige dieser Fragen 
eingegangen. Im Zusammenhang mit der Rom III-VO stellt sich insbesondere mit Blick 
auf Art. 5 und Art. 8 Rom III-VO die Frage, ob das jeweilige Heimatrecht zur 
Anwendung kommt. Die Begründung des Flüchtlingsstatus` bringt einen Wandel des 
Personalstatuts mit sich, so dass nicht mehr das Heimatrecht, sondern das Recht des 
Aufenthaltslandes Anwendung findet.540 Beispiele, bei denen die Anwendung des 
Heimatrechts dennoch möglich ist, wurden bereits genannt. Ebenso, dass es auch 
Sachverhalte gibt, in denen Ausländer aus diesen Staaten nach Deutschland kommen, 
ohne Flüchtling im Sinne der Genfer Konvention oder des Asylgesetzes zu sein. Auch 
auf diese Personen kann im Rahmen einer Ehescheidung oder Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes das jeweilige Heimatrecht Anwendung finden, wenn die 
Voraussetzungen nach Art. 5 oder Art. 8 Rom III-VO vorliegen. 
 
Um die Frage zu klären, welche rechtlichen Themenstellungen sich aus der 
Flüchtlingssituation im Hinblick auf das anzuwendende Ehescheidungsrecht in 
Deutschland ergeben, ist zunächst festzustellen, aus welchen Ländern die 
Hauptflüchtlingsströme nach Deutschland kommen. Dies ist von Bedeutung, um zu 
wissen, welches Heimatrecht im Rahmen der kollisionsrechtlichen Betrachtung zur 
Anwendung kommen kann und was die Anforderungen des Heimatrechts an die 
Ehescheidung sind. Außerdem stellt sich die Frage, wie hoch die Anerkennungsquote 
als Flüchtling in Deutschland für das entsprechende Land ist, um abschätzen zu 
können, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass rechtliche Fragestellungen aus 
diesem Heimatrecht relevant werden können. Denn aus einer Ablehnung als Flüchtling 
mit anschließender Ausweisung oder selbständiger Ausreise kann geschlossen 
werden, dass scheidungsrechtliche Fragestellungen aller Voraussicht nach nicht vor 
deutschen Gerichten zu klären sein werden.  
                                                 
540
 BGH FamRZ 2007, 109; Münchener Kommentar, Looschelders, Art. 14 EGBGB, Rn. 89 f. 
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Die nachfolgenden Tabellen zeigen jeweils mit Stand Dezember des jeweiligen Jahres 
die Zahl der „top ten“ Herkunftsländer der Flüchtlinge aus den Jahren 2015 - 2018 an.  
 
I. Tabellen der Top 10 der Flüchtlingsherkunftsländer in den Jahren 
2015 - 2018 
Tabelle 2015 
 
°Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2015. S. 2.541 
 
Für 2015 stammen die Flüchtlinge mit deutlichem Abstand aus der Arabischen 
Republik Syrien, gefolgt von Albanien, dem Kosovo, Afghanistan, Irak, Serbien, 
ungeklärte Herkunft, Eritrea, Mazedonien und Pakistan. Insgesamt liegt die Zahl der 
Flüchtlinge, die in 2015 in Deutschland einen Asylantrag gestellt haben, nach dieser 
Statistik bei 476.649 Menschen. 
 
 
 
Tabelle 2016 
                                                 
541
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2015. S. 2. 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=1694460 (aufgerufen April 2016). 
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Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2016. S. 2.542 
 
Für 2016 stammt der Großteil der Flüchtlinge wiederum mit deutlichem Abstand aus 
der Arabischen Republik Syrien, diesmal gefolgt von Afghanistan, Irak, der 
Islamischen Republik Iran und Eritrea. Insgesamt liegt die Zahl der Flüchtlinge, die in 
2016 in Deutschland einen Asylantrag gestellt haben, bei 745.545 Menschen. 
 
Tabelle 2017 
 
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2017. S. 2.543 
 
                                                 
542
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2016. S. 2. 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201612-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019). 
543
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2017. S. 2. 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201712-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019). 
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2017 kommen die meisten Flüchtlinge mit erneut deutlichem Abstand aus der 
Arabischen Republik Syrien, gefolgt vom Irak, Afghanistan und Eritrea. Insgesamt 
sank die Zahl der Flüchtlinge im Jahr 2017 in Deutschland auf 222.683 Menschen, die 
einen Asylantrag gestellt haben. 
 
Tabelle 2018 
 
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2018. S. 2.544 
 
Auch im Jahr 2018 bleibt es bei dem Großteil der Flüchtlinge aus der Arabischen 
Republik Syrien. Afghanistan und Eritrea bilden nun die Plätze 6 und 7. Insgesamt 
sank die Zahl der Flüchtlinge im Jahr 2018 in Deutschland weiter auf nun 185.853 
Asylantragsteller. 
 
Für den Erfolg des Asylantrags ist nach diesen Tabellen das Herkunftsland 
entscheidend. Nicht jeder Flüchtling aus dem jeweiligen Herkunftsland hat die 
Möglichkeit in Deutschland Asyl zu erhalten. Eine Aussage über die 
Erfolgswahrscheinlichkeit des positiven Ausgangs des Asylverfahrens bietet die Spalte 
„Entscheidung über Asylanträge – Gesamtschutzquote“. Die Gesamtschutzquote gibt 
an, wie hoch die Anzahl positiv beschiedener Anträge von der Gesamtzahl der 
bearbeiteten Anträge ist. Für die vorliegende Arbeit werden aus den top ten der 
Herkunftsländer nur die Länder berücksichtigt, die in dem Zeitraum 2015 -2018 
durchgängig eine Anerkennungsquote von mehr als 35% haben. Es ist davon 
                                                 
544
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Asylgeschäftsstatistik für den Monat Dezember 2018. S. 2. 
unter: http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201812-statistik-anlage-
asyl-geschaeftsbericht.html?nn=7952206 (aufgerufen April 2019). 
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auszugehen, dass aus diesen Ländern die Mehrzahl der rechtlichen Fragestellungen 
hervortreten wird. Die übrigen Länder, die zwar unter den top ten liegen aber am Ende 
jeweils weniger als 35% Anerkennungsquote aufweisen, bleiben unberücksichtigt. So 
ist im Jahr 2015 zwar über 96.108 Asylanträge von Flüchtlingen aus Albanien, Kosovo, 
Serbien und Mazedonien entschieden worden, von diesen Anträgen wurden aber 
insgesamt nur 47 positiv entschieden. Im Vergleich dazu wurden aus den übrigen der 
top ten Ländern im Jahr 2015 134.525 Anträge bearbeitet und hiervon 129.722 positiv 
entschieden. Insgesamt kamen im Zeitraum 2015 - 2018 nach den vorliegenden 
Statistiken 1.630.730 Flüchtlinge nach Deutschland, davon ca. 32,4% aus der 
Arabischen Republik Syrien, ca. 11,7% aus Afghanistan und ca. 3% aus Eritrea. Mit 
einer Gesamtflüchtlingszahl von 764.899 Flüchtlingen stellen diese drei Länder 47% 
der Gesamtflüchtlinge. Ebenso kamen in diesem Zeitraum 36.381 Flüchtlinge 
ungeklärter Herkunft nach Deutschland. Eine ungeklärte Herkunft wirft ebenfalls 
Fragen des anzuwendend Rechts auf. Aus diesem Grund wird der Fokus der Arbeit 
auf die Arabische Republik Syrien, Afghanistan, „ungeklärt“ und Eritrea gelegt. 
 
Die in den Tabellen genannten Flüchtlingszahlen lassen eine Unterscheidung nach 
Geschlecht und Alter ebenso wenig zu wie die Frage, ob die Flüchtlinge allein, mit 
Ehepartner, Lebenspartner oder Familie nach Deutschland gekommen sind. Lediglich 
die Spalte „Entscheidung über Asylanträge – davon Rechtsstellung als Flüchtling - 
darunter Anerkennung als Asylberechtigte (Art. 16a und FamAsyl)“ gibt einen Hinweis 
darauf, dass unter den genannten Zahlen auch Familien und damit Eheleute oder 
Lebenspartner erfasst sein können. Als „Familie“ nach § 26a AsylG gilt die Definition 
der Richtlinie 2011/95/EU.545 Hierunter fallen unter anderem, sofern die Familie bereits 
im Herkunftsland bestanden hat, der Ehegatte oder der in dauerhafter Beziehung 
lebende nicht verheiratete Partner, sofern dieser im Mitgliedstaat ausländerrechtlich 
gleichbehandelt wird wie der verheiratete Partner.546  
 
                                                 
545
 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für 
die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Person mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Neufassung). ABl. EU L 337/9.  
546
 Vgl. Art. 2 j) Richtlinie 2011/95/EU. 
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Welche heimatrechtlichen Regelungen in den ausgewählten Ländern für die 
Eheschließung und die Ehescheidung gelten, wird in den folgenden Kapiteln 
aufgezeigt. 
 
II. Arabische Republik Syrien 
1. Syrisches Recht 
Eine der wesentlichen kollisionsrechtlichen Fragestellungen bei Ehen mit 
Auslandsbezug ist die des anwendbaren Rechts. Ist nationales Recht anzuwenden 
oder aber das Recht des Herkunftsstaates? Wenn es zur Anwendung des Rechts des 
Herkunftsstaates kommt, ergibt sich in der Flüchtlingssituation noch eine weitere 
Fragestellung: Welche gesetzlichen Regelungen gibt es? Nicht dass es 
gegebenenfalls an einer Kodifizierung mangelt. Die Unsicherheit ergibt sich aus der 
Tatsache, dass Landesteile wie in Syrien547 von unterschiedlichen Gruppen mit 
unterschiedlichen Rechtsauffassungen besetzt sind. Selbst wenn Herkunftsländer wie 
Syrien, Afghanistan oder Irak ein Rechtssystem haben, das auf islamischem 
Glaubensrecht (Scharia) basiert, kann dessen Auslegung je nach Glaubensrichtung 
(schiitisch oder sunnitisch) unterschiedlich aber auch radikal ausgelegt werden. Man 
denke beispielsweise an die Herrschaft der Taliban in Afghanistan oder des 
„Islamischen Staates“ in Syrien und Irak. 
 
Das aktuelle Syrische Familienrecht basiert auf dem Personalstatusgesetz (PSG), 
Gesetz Nr. 59 vom 17.9.1953.548 Dabei handelt es sich um ein islamisch geprägtes 
Familienrecht, das in Art. 305 PSG ausdrücklich darauf verweist, dass Fragen der 
Auslegung und etwaiger Regelungslücken durch die Rechtsauslegung der 
herrschenden Theorie der islamischen hanafitischen Lehre zu schließen sind. Bei der 
hanafitischen Lehre handelt es sich um eine der vier sunnitischen Lehren. Sie basiert 
auf der Annahme des Gründers Abū Hanīfa Nu`mān ibn Thābit, dass die persönliche 
Freiheit des einzelnen frei von autoritären Vorschriften oder Regeln zu sein hat, 
                                                 
547
 Nachfolgend wird die Arabische Republik Syrien mit der Kurzform Syrien bezeichnet. 
548
 In Teilen abgedruckt und übersetzt in Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 70. Lieferung – 
abgeschlossen am 15.12.1980, S. 11 ff. Vgl. zur Entwicklungshistorie und des rechtlichen Pluralismus in Syrien 
van Eijk, S. 51 ff. 
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solange der einzelne nicht gegen Gesetze verstößt.549 Ein wesentliches Kriterium des 
syrischen PSG ist, dass es einen Pluralismus unterschiedlicher Rechte zulässt. Dies 
trägt der Tatsache Rechnung, dass es in Syrien unterschiedliche Religionsgruppen550 
mit unterschiedlichen Rechtssystemen gibt. Neben dem islamisch geprägten PSG, das 
für alle Syrer unabhängig ihrer Religionszugehörigkeit gilt, Art. 306 PSG, gibt es das 
christliche Recht, das jüdische Recht und das Recht der Drusen. Für diese 
Religionsgruppen lässt das syrische PSG abweichende Regelungen zu. Die Regelung 
des Art. 306 PSG stellt ausdrücklich fest, dass das PSG für alle Syrer gilt, soweit in 
den Artikeln 307 und 308 PSG nichts anderes bestimmt ist. Art. 307 PSG behandelt 
die abweichenden Rechte der Drusen und stellt fest, dass Regelungen des PSG, die 
gegen die in Art. 307 genannten Bestimmungen verstoßen, für die Drusen keine 
Anwendung finden. Die christliche und jüdische Gemeinschaft in Syrien haben eigene 
Gesetzesvorschriften für die Verlobung, Ehevoraussetzung und Eheschließung, 
Auflösung der Ehe, sowie unterhaltsrechtliche Fragestellungen, Mitgift und elterliche 
Sorge, Art. 308 PSG. Der Begriff „christliche Gemeinschaft“ umfasst sämtliche in 
Syrien vorkommende orthodoxe Religionsgemeinschaften (syrisch-orthodox, 
griechisch-orthodox, armenisch-orthodox), sowie Protestanten551 und Katholiken,552 
die sich jeweils noch in unterschiedliche Gruppierungen unterteilen.553 Im Verhältnis 
zueinander ist das syrische Personenstandsgesetz als lex generalis anzusehen, 
während die anderen religionsbezogenen Rechte die lex speciali554 darstellen. Die 
Tatsache des Pluralismus´ der unterschiedlichen Rechtssysteme im syrischen 
Familienrecht kann die Komplexität familienrechtlicher Fragestellungen erhöhen, weil 
nicht nur das Herkunftsrecht ausschlaggebend ist, sondern zudem das Recht der 
angehörigen Religion.555 Außerdem sind Fälle interreligiöser familienrechtlicher 
Fragestellungen denkbar, wenn die Eheleute unterschiedlichen Religionen angehören. 
Nachfolgend wird der Schwerpunkt auf das allgemeine syrische Familienrecht gelegt. 
                                                 
549
 Vgl. hierzu Kamali, S. 68 ff. 
550
 Vgl. hierzu Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 70. Lieferung – abgeschlossen am 15.12.1980, S. 1; 
van Eijk, S. 51. 
551
 Vgl. Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 117. Lieferung – abgeschlossen am 31.12.1993, S. 1; van 
Eijk, S. 68 f. 
552
 Van Eijk, S. 69; Bergmann/ Ferid/ Henrich: Länderteil Syrien. 117. Lieferung – abgeschlossen am 
31.12.1993, S. 6. 
553
 Zur genauen Aufteilung vgl. van Eijk, S. 69. 
554
 Vgl. hierzu van Eijk, S. 51. 
555
 Bedenke: Die Rom III-VO kennt in Art. 14 unterschiedliche Rechtssysteme von Gebietseinheiten innerhalb 
eines Staates. Hier handelt es sich aber nicht um abgrenzbare Gebiete, sondern Religionszugehörigkeiten, die 
sich nicht territorial voneinander abgrenzen. Deshalb unterliegen diese Fragestellungen Art. 15 Rom III-VO. Für 
nähere Informationen wird auf die Ausführungen zu Art. 14 und 15 Rom III-VO verwiesen. 
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a. Eheschließung nach syrischem Recht 
Nach syrischem Recht erfolgt die Eheschließung durch Vertragsschluss zwischen den 
beiden Verlobten, Art. 1 PSG. Das PSG schreibt vor, dass die Verlobten den Antrag 
auf Eheschließung mit den entsprechenden Unterlagen beim Bezirksgericht 
einzureichen haben, Art. 40 Abs. 1 PSG. Nach Prüfung der Unterlagen und 
richterlicher Zustimmung zur Eheschließung wird der Ehevertrag ausgehandelt und die 
Trauung durch einen Richter oder durch einen vom Richter ermächtigten 
Rechtspfleger vorgenommen, Art. 43 PSG. Außerhalb des Gerichts eingegangene rein 
religiös geschlossene Ehen haben nur dann eine bindende Wirkung, wenn diese durch 
das Gericht nachträglich auf Antrag anerkannt wurden, Art. 40 Abs. 2 Satz 1 PSG. 
Ansonsten gelten sie als nicht wirksam geschlossen.  
 
Für beide Arten der Eheschließung gilt, dass die Verlobten ehefähig sein müssen, 
keine Ehehindernisse vorliegen und ein Ehevertrag geschlossen wird. An die 
vertragliche Eheschließung und den, ihr vorangehenden gerichtlichen Antrag sind 
gewisse Formalitäten geknüpft. Auf die jeweiligen Einzelheiten wird nachfolgend näher 
eingegangen. 
 
aa. Ehefähigkeit 
Die Ehefähigkeit ist an drei Kriterien geknüpft, für die es jedoch jeweils 
Ausnahmeregelungen gibt. Ehefähig ist, wer geistig gesund ist, die Geschlechtsreife 
erlangt und das Ehefähigkeitsalter erreicht hat, Art. 15 Abs. 1 PSG und Art. 16 PSG. 
 
Ehefähigkeit trotz fehlender geistiger Gesundheit ist in Fällen von Geisteskranken 
(madjnûn) oder Geistesschwachen (ma´tûh) dann gegeben, wenn der Richter diese 
genehmigt. Der Richter hat seine Entscheidung auf das Votum einer psychiatrischen 
Kommission zu stützen, die zu dem Ergebnis kommen muss, dass die Heirat die 
Genesung des Kranken begünstigt, Art. 15 Abs. 2 PSG. 
 
Das Ehefähigkeitsalter legt Art. 16 PSG für Männer mit 18 Jahren fest und es ist damit 
an die allgemeine Volljährigkeit nach Art. 46 Abs. 2 syrisches Bürgerliches 
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Gesetzbuch556 gekoppelt. Für Frauen liegt das Ehefähigkeitsalter bei 17 Jahren, Art. 
16 PSG, wobei die Frauen mit 17 Jahren auch als erwachsen gelten, vgl. Art. 20 Satz 
1 PSG. 
 
Eine Festlegung, wann das Kriterium der Geschlechtsreife vorliegt, trifft das PSG nicht. 
Es ist aber ohne weitere Nachweise davon auszugehen, dass Frauen, die 17 Jahre alt 
sind und Männer mit 18 Jahren als geschlechtsreif zu gelten haben. Dies ergibt sich 
daraus, dass das PSG Regelungen für Fälle trifft, in denen Verlobte, die jünger sind, 
die Eheschließung beantragen können, sofern die Geschlechtsreife als erwiesen 
angesehen wird. So kann ein Jugendlicher nach Art. 18 Abs. 1 PSG mit Vollendung 
des 15. Lebensjahres und eine Jugendliche mit Vollendung des 13. Lebensjahres bei 
Gericht die Eheschließung mit der Behauptung, geschlechtsreif zu sein, beantragen. 
In diesen Fällen muss sich ein Richter, wenn er dem Eheschließungsantrag zustimmen 
will, von der Richtigkeit der gemachten Angaben der Verlobten überzeugen und die 
Geschlechtsreife als erwiesen ansehen, Art. 18 Abs. 1 PSG. Genaue Kriterien, wonach 
der Richter sein Urteil zu fällen hat, gibt es nicht. Im Zweifel wird er dies durch 
äußerliche Merkmale und Befragungen oder medizinische Gutachten herausfinden 
müssen. Zudem muss bei einer Eheschließung unterhalb des in Art. 16 PSG 
genannten Ehealters der Ehevormund (Vater oder Großvater) der Eheschließung von 
Jugendlichen zustimmen, Art. 18 Abs. 2 PSG.557 
 
Ebenso muss der Ehevormund der Eheschließung einer erwachsenen Frau, die das 
17. Lebensjahr vollendet hat, zustimmen, Art. 20 PSG. Hierzu wird er vom Richter, bei 
dem die Eheschließung beantragt wurde unter Fristsetzung aufgefordert. Kommt er 
der Zustimmung nicht nach oder hält der Richter den Widerspruch des Vormundes für 
unbeachtlich, kann der Richter die Eheschließung dennoch genehmigen, sofern der 
Verlobte der Frau ebenbürtig ist. Ebenbürtigkeit ist ein besonderer Aspekt des 
syrischen Eherechts, der ebenfalls eine Wirksamkeitsvoraussetzung für den 
                                                 
556
 Das Bürgerliche Gesetzbuch Nr. 84 vom 18.5.1949, in Teilen übersetzt und abgedruckt in: Bergmann/ Ferid/ 
Henrich: Länderteil Syrien. 70. Lieferung – abgeschlossen am 15.12.1980 und 117. Lieferung – abgeschlossen 
am 31.12.1993 70, S. 8a ff. 
557
 Als Beispiel für die Überprüfung einer in Syrien geschlossenen Ehe mit einer Minderjährigen, siehe OLG 
Bamberg Forum Familienrecht 2016, 404 ff. 
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Ehevertrag darstellt, Art. 26 ff. PSG, und im späteren Teil der Arbeit näher erläutert 
wird.558 
 
bb. Zwangsehe und Polygamie 
Zwangsehen sind nach syrischem Recht nicht zulässig, 559 wohl aber kennt das PSG 
die Polygamie und trifft hierzu einige Regelungen, Art. 17, 37 und 39 PSG. Neben der 
ersten Ehefrau, kann sich der Mann nach syrischem Recht mit weiteren Frauen 
verheiraten. Allerdings ist hierfür ab Heirat Nummer zwei die Zustimmung des 
Familiengerichts erforderlich, die der Richter auf Antrag erteilen kann. Für den Erhalt 
der richterlichen Genehmigung muss der Mann nachweisen560 und imstande sein, den 
Unterhalt für die Frauen bestreiten zu können und einen rechtfertigenden Grund für 
die weitere Ehe vorlegen, Art. 17 PSG. Welche Kriterien an den Unterhalt gestellt 
werden, kann den unterhaltsrechtlichen Vorschriften nach Art. 71 ff. PSG entnommen 
werden. Demnach umfasst der Unterhalt neben den Dingen des gewöhnlichen Lebens 
(Nahrung, Kleidung, ärztliche Versorgung) statusrelevante Gepflogenheiten, wie 
Bedienstete, wenn dies dem Status der Frau entspricht. Welche Gründe die Vielehe 
rechtfertigen, lässt das Gesetz offen. Hierfür ist gegebenenfalls die jeweilige 
Glaubenslehre heranzuziehen, sofern dies nach der Religion zulässig ist.  
 
Zwei Ehehindernisse sieht das syrische PSG für polygame Ehen vor: Die 
größtmögliche Anzahl an Ehefrauen beschränkt das syrische PSG auf vier Frauen, 
Art. 37 PSG. Will der Ehemann eine fünfte Frau heiraten, muss er zunächst eine seiner 
vier Frauen unwiderruflich verstoßen. Außerdem dürfen die Frauen nicht derart 
miteinander verwandt sein, dass, wenn eine von ihnen ein Mann wäre, eine Ehe 
unzulässig wäre, Art. 39 PSG.  
 
Das Recht zur Vielehe steht im syrischen Recht nur dem Mann zu, was sich zum einen 
aus den genannten Art. 17, 37 und 39 PSG ergibt, zum anderen regelt Art. 38 PSG, 
dass eine Ehefrau nur mit einem Mann verheiratet sein kann. 
 
                                                 
558
 Kapitel „Das Recht der Ehefrau oder ihres Vormundes auf Auflösung der Ehe wegen fehlender 
Ebenbürtigkeit des Ehemannes.“ 
559
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 33. 
560
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 47 f. 
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Zu den Ehehindernissen der Verwandtschaft und Milchverwandtschaft wird 
nachfolgend näher eingegangen. 
 
cc. Ehehindernisse 
Das syrische PSG unterscheidet dauernde, Art. 33 - 35 PSG und zeitweilige 
Ehehindernisse, Art. 36 - 39 PSG.  
 
Bei den dauernden Ehehindernissen handelt es sich um solche, die aufgrund von 
tatsächlichen Verwandtschaftsverhältnissen die Ehe ausschließen, Art. 33 und 34 
PSG, oder solche, die aufgrund einer sogenannten Milchverwandtschaft, Art. 35 PSG, 
das Eingehen einer Ehe verhindern können. Grundsätzlich ist die Ehe mit Verwandten 
in auf- und absteigender Linie verboten, ebenso die Ehe mit Abkömmlingen der Eltern 
oder Abkömmlingen der Großeltern ersten Grades, Art. 33 PSG. Daneben ist dem 
Mann die Ehe mit der Ehefrau oder Nebenfrau von Aszendenten oder Deszendenten 
sowie mit den Aszendenten und Deszendenten der Ehefrau oder Nebenfrau versagt, 
Art. 34 PSG. Die Milchverwandtschaft wird durch das Stillen in den ersten zwei 
Lebensjahren begründet und zwar immer dann, wenn der Mann als Säugling in 
mindestens fünf zeitlich voneinander getrennten Vorgängen sättigend gestillt wurde, 
unabhängig von der tatsächlich gestillten Menge, Art. 35 Abs. 2 PSG. Wird ein Mann 
als Säugling also in der vorgenannten Art von einer anderen Frau als seiner Mutter 
gestillt, dann begründet dies die Milchverwandtschaft mit der Frau. Die Wirkungen der 
Milchverwandtschaft sind dieselben, wie die der legitimen Abstammung und wirken 
sich in gleicher Weise Ehe hindernd aus, Art. 35 Abs. 1 PSG. Die Ehe mit Verwandten 
der Frau, die den Mann gestillt hat in auf- und absteigender Linie, mit Abkömmlingen 
ihrer Eltern und Abkömmlingen der Großeltern ersten Grades ist dann verboten. Dem 
Stillen des Kindes sind im PSG die Artikel 152 und 153 gewidmet, wobei es sich hier 
um Kosten des Unterhalts handelt. Interessant ist aber, dass das Stillen sowohl mit 
der Brust als auch mit der Flasche erfolgen kann, Art. 152 Abs. 1 Satz 2 PSG. Da Art. 
35 PSG nur vom Stillen des Kindes spricht und nicht in Gabe der Brust oder Flasche 
unterscheidet, bleibt unklar, ob das Stillen per Flasche ebenfalls zur 
Milchverwandtschaft führt. Art. 152 Abs. 1 PSG wurde erst durch Gesetz Nr. 34 vom 
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31.12.1975561 eingeführt, ohne dass hierfür die Bestimmungen der 
Milchverwandtschaft abgeändert wurden. Dies spricht dafür, dass auch die 
Flaschengabe als weniger intimer Vorgang als die Gabe der Brust zur 
Milchverwandtschaft führt, da ansonsten eine Anpassung von Art. 35 PSG hätte 
erfolgen können. Für Fragestellungen, die sich aus der Milchverwandtschaft ergeben, 
verweist Art. 35 Abs. 1 PSG auf die hanafitische Rechtslehre, so dass im Zweifel auf 
die Annahmen der Rechtsgelehrten zurückgegriffen werden muss. 
 
Nach syrischem Recht unterliegt ein Mann, der seine Ehefrau dreimal verstoßen hat562 
einem zeitweiligen Ehehindernis. Eine Wiederheirat mit der verstoßenen Ehefrau ist 
vorerst nicht möglich, Art. 120 PSG. Für die Wiederheirat ist erforderlich, dass die 
verstoßene Ehefrau selbst erneut geheiratet hat und dann von dem neuen Ehemann 
wiederum rechtswirksam verstoßen wurde. Nach Ablauf der Wartezeit ist es dem 
Mann dann wieder erlaubt, die Exfrau erneut zu ehelichen, Art. 36 Abs. 1 PSG. Der 
Ehemann, hat für diese neue Ehe ein erneutes dreimaliges Verstoßungsrecht, Art. 36 
Abs. 2 PSG. Ehen, die durch Verstoßung unwiderruflich geschieden wurden, bei 
denen die Verstoßung jedoch weniger als dreimal erklärt wurde, unterliegen keinem 
zeitweiligen Ehehindernis nach Art. 36 Abs. 1 i.V.m. Art. 119 PSG.  
 
Ein weiteres zeitweiliges Ehehindernis gilt für die Polygamie. Wie bereits dargestellt, 
darf ein Mann nach dem syrischen PSG maximal vier Frauen gleichzeitig zur Ehefrau 
haben, sofern er zur Leistung des Unterhalts imstande ist. Hat er die Absicht, eine 
fünfte Frau zu ehelichen, so ist ihm das, nach richterlicher Genehmigung erst möglich, 
wenn er die Anzahl der Ehefrauen durch Verstoßung auf drei reduziert hat und die 
Wartezeit verstrichen ist, Art. 37 PSG. Für die Polygamie gilt zudem, dass der Mann 
nicht zwei Frauen gleichzeitig heiraten darf, die sich verwandtschaftlich so 
nahestehen, dass der Verwandtschaftsgrad ein dauerndes Ehehindernis darstellt. 
Dies ist dann der Fall, wenn unter der Annahme, dass eine von den beiden Frauen ein 
Mann ist, es zwischen den beiden keine Ehe geben darf, Art. 39 PSG. 
 
                                                 
561
 Abgedruckt in: Al-djarîda al-rasmîya, erster Teil, Nr. 3 vom 21.1.1976, S. 111 - 114, in deutscher Fassung in: 
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Für alle Arten der Eheschließung gilt das zeitweilige Ehehindernis der Wartezeit (´idda) 
einer geschiedenen Frau. Befindet sich eine Frau nach der Scheidung in der Wartezeit, 
darf während dieser Zeit keine neue Ehe geschlossen werden, Art. 38 PSG. 
 
Ein allgemeines Ehehindernis, das sich im Kapitel über die Ehefähigkeit im PSG 
befindet, ist das Ehehindernis des Altersunterschiedes zwischen den Verlobten, Art. 
19 PSG. Ein Richter, der nach dem PSG der Eheschließung zustimmen muss, darf die 
Eheschließung nicht genehmigen, wenn die Verlobten altersmäßig nicht 
zusammenpassen und keinerlei Nutzen von der Eheschließung zu erwarten ist. Die 
Grenzen des Altersunterschiedes sind im Gesetz nicht bestimmt und die Zulässigkeit 
unterliegt deshalb dem Ermessen des Richters unter Berücksichtigung der 
hanafitischen Lehre. Gleiches wird für die Fragestellung des Nutzens der 
Eheschließung gelten, für die das Gesetz keine Voraussetzungen in der Vorschrift 
nennt. Ein fehlender Nutzen mag darin begründet sein, dass eine Zeugung von 
Nachkommen, die in Art. 1 PSG ausdrücklich genannt wird, nicht zu erwarten ist oder 
die allgemeinen Wirkungen der Ehe, Art. 53 - 82 PSG wie Morgengabe, Ehewohnung 
oder Unterhalt nicht erbracht werden können. 
 
Ein weiteres Ehehindernis stellt die Hochzeit eines Syrers oder einer Syrerin mit einem 
Ausländer dar. Dieses Verbot ist nicht im PSG, sondern in Art. 1 Gesetzesdekret Nr. 
272 vom 4.11.1969563 enthalten. Einer solchen verbotenen Eheschließung kann 
jedoch der Innenminister auf Antrag zustimmen, so dass das Ehehindernis entfällt. 
 
dd. Gesetzliche Eheschließung durch hoheitlichen Akt 
Die Eheschließung durch hoheitlichen Akt ist ein dreistufiger Prozess und ist in den 
Art. 40 ff. PSG geregelt. Sie besteht aus der Einholung der richterlichen Zustimmung 
nach Vorlage diverser Unterlagen, Art. 40 Abs. 1 PSG, der Ausgestaltung des 
Ehevertrages; Art. 43 ff. PSG i.V.m. Art. 5 - 14 PSG und der Trauung durch den Richter 
oder durch einen, vom Richter ermächtigten, Rechtspfleger. Da die Art. 307 und 308 
PSG nichts Gegenteiliges aussagen, gelten diese Vorschriften als lex generalis für alle 
Syrer unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit.  
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Für die Einholung der richterlichen Zustimmung ist es notwendig, dass beim jeweiligen 
Bezirksrichter der Antrag auf Zustimmung zur Eheschließung gestellt wird, Art. 40 Abs. 
1 PSG. Der Bezirksrichter erteilt die Zustimmung zur Heirat, nachdem er die in Art. 40 
Abs. 1 Buchstabe a) - e) PSG genannten erforderlichen Unterlagen, die dem Antrag 
beigefügt werden müssen, geprüft hat. Zu diesen Unterlagen gehören:  
a) die Bescheinigung vom Gemeindeobmann oder Gemeindeältesten mit dem Namen, 
Alter und Wohnsitz der Brautleute sowie des Namens des Ehevormundes und die 
Erklärung, dass kein gesetzliches Ehehindernis besteht,  
b) eine beglaubigte Geburtsurkunde jedes Verlobten,  
c) ein ärztliches Attest, dass keine ansteckenden Krankheiten bestehen oder sonstige 
gesundheitliche Bedenken einer Eheschließung entgegenstehen, wobei es dem 
Richter freisteht, dieses selbst durch einen von ihm bestellten Arzt überprüfen zu 
lassen, 
d) eine gesonderte Heiratserlaubnis für Wehrpflichtige und Militärangehörige und  
e) die Zustimmung der Sicherheitsbehörden, wenn einer der Verlobten Ausländer ist.  
 
Zum letzten Punkt ist Folgendes anzumerken: Nach Art. 1 des Gesetzesdekret Nr. 272 
vom 4.11.1969, dass die Bedingungen der Heirat von Syrern und Palästinensern mit 
nichtarabischen Ausländern festlegt,564 ist die Eheschließung von Syrern mit 
nichtarabischen Staatsangehörigen verboten, es sei denn, der Innenminister Syriens 
hat der Eheschließung zuvor zugestimmt. Wer als arabischer Bürger dennoch heiratet, 
ohne diese Zustimmung vorher eingeholt zu haben, wird mit Gefängnisstrafe von drei 
Monaten bis zu einem Jahr bestraft, Art. 2 Satz 1 des Gesetzesdekret Nr. 272. Die so 
geschlossene Ehe ist als fehlerhaft anzusehen, da der genannte Art. 1 ein gesetzliches 
Hindernis nach Art. 40 Abs. 1 Buchstabe a), letzter Halbsatz PSG darstellt. Eine so 
geschlossene Ehe, die gegen das Gesetzesdekret 272 vom 4.11.1969 verstößt, kann 
erst dann vollumfänglich wirksam werden, wenn das Formerfordernis der 
Registrierung, Art. 45 PSG, vorgenommen wird. Dies kann wiederum erst nach 
Vollstreckung der Strafe durch die Behörden vorgenommen werden, Art 2 Satz 2 des 
Gesetzesdekret Nr. 272. Da die Zustimmung der Sicherheitsbehörden oder des 
Innenministers per se Teil der Formvorschriften für die Eheschließung durch 
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richterliche Zustimmung ist, kommt eine Bestrafung nach dem genannten Dekret nur 
dann in Betracht, wenn es sich um eine religiös geschlossene Ehe ohne richterliche 
Zustimmung handelt. 
 
Nachdem der Richter die Zustimmung erteilt hat, haben die Eheleute maximal sechs 
Monate Zeit, den Ehevertrag auszugestalten. Wenn dieser innerhalb dieser Zeit nicht 
zustande kommt, erlischt die richterliche Zustimmung, Art. 42 PSG, und die Verlobten 
müssen erneut einen Antrag auf Eheschließung beim Gericht nach Art. 40 Abs. 1 PSG 
einreichen. 
 
ee. Ehevertrag 
Die Eheschließung erfolgt in Syrien durch den Abschluss eines zivilrechtlichen 
Ehevertrages, Art. 1 PSG. Das Gesetz sieht für dessen Gültigkeit die Einhaltung von 
wesentlichen Elementen (arkân) und allgemeinen Voraussetzungen (sharâ´it) vor, Art. 
47 PSG. Nachfolgend wird auf die einzelnen Aspekte näher eingegangen, um 
festzustellen, was erforderlich ist, um einen syrischen Ehevertrag wirksam zu 
schließen. 
 
(1) Wesentliche Elemente (arkân) und allgemeine 
Voraussetzungen (sharâ´it) 
Die Eheschließung ist ein Vertrag zwischen Mann und Frau mit dem Zweck der 
Gründung einer Lebensgemeinschaft und der Zeugung von Kindern, Art. 1 PSG. Es 
handelt sich um einen zivilrechtlichen Vertrag, der durch (Ehe-) Angebot (îdjâb) und 
Annahme (qubûl) zustande kommt. Aus der Legaldefinition der Eheschließung nach 
Art. 1 PSG geht auch hervor, dass eine gleichgeschlechtliche Ehe nach syrischem 
PSG nicht vorgesehen ist.  
 
Sowohl Eheangebot als auch die Annahme des Eheangebotes können wörtlich oder 
durch Verwendung von Ausdrucksformen, die üblicherweise im Sinne des 
Eheangebots oder dessen Annahme verstanden werden können, abgegeben werden, 
Art. 6 PSG. Für Sprachbehinderte gilt, dass sie Angebot und Annahme schriftlich 
abgeben können, sofern sie schreiben können. Ansonsten sind 
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allgemeinverständliche Zeichen ausreichend, Art. 10 PSG. Eine weitere 
Voraussetzung nach Art. 11 Abs. 1 PSG ist, dass Angebot und Annahme des 
Ehevertrages in allen Punkten übereinstimmen müssen und es den Vertragspartnern 
deutlich sein muss, dass es sich um den Abschluss eines Ehevertrages handelt. 
Zudem haben Angebot und Annahme in einer Sitzung zu erfolgen. Auf die persönliche 
Anwesenheit der zukünftigen Eheleute kommt es dabei allerdings nicht an. Bei 
Abwesenheit eines der Vertragspartner kann das Angebot oder die Annahme auch 
schriftlich erfolgen, Art. 7 PSG. Auch die Stellvertretung (tawkîl) eines oder beider 
Vertragspartner ist statthaft. Dies ist möglich, weil man davon auszugehen hat, dass 
vor Vertragsschluss zwischen den zukünftigen Eheleuten und / oder deren Familien 
eingehende Beratungen oder Vertragsverhandlungen stattfinden, in denen Punkte wie 
die Ebenbürtigkeit (kuf´) des sozialen Status´ des Mannes, Art. 26 - 32 PSG, oder die 
Art und der Umfang der Braut- oder Morgengabe (mahr) geklärt wird. Erst nach 
Abschluss dieser Verhandlungen kommt es zum Vertragsschluss, der dann schriftlich 
oder durch Stellvertretung vorgenommen werden kann. Der Ehevertrag wird 
regelmäßig durch Beamte des Justizministeriums entworfen.565 Entweder erscheint 
der Beamte im Haus der jeweiligen zukünftigen Eheleute oder der Ehevertrag wird vor 
Gericht vor einem Richter entworfen.566 Für die Stellvertretung ist noch anzumerken, 
dass der Bevollmächtigte auch die durch ihn Vertretene, sofern die Vollmacht dies 
vorsieht, Art. 8 Abs. 2 PSG, mit sich selbst verheiraten kann. Überschreitet der 
Vertreter seine Vertretungsbefugnis, ist die Wirksamkeit des Vertragsschlusses von 
der Genehmigung des Vertretenen abhängig, Art. 9 PSG. 
 
Beim Abschluss des Ehevertrages bedarf es für dessen Gültigkeit der Anwesenheit 
von Zeugen, an die das Gesetz folgende Voraussetzungen nach Art. 12 PSG knüpft: 
Die Zeugen müssen volljährig und geistig gesund sein. Zudem haben sie sich darüber 
im Klaren zu sein, dass sie die Eheschließung bezeugen. Weiterhin ist erforderlich, 
dass die Zeugen islamischen Glaubens sind und dass es mindestens zwei Zeugen 
sein müssen. Das Gesetz schreibt zwei männliche Zeugen vor oder aber einen Mann 
und zwei Frauen. Eine reine Bezeugung des Vertragsschlusses durch Frauen sieht 
Art. 12 PSG nicht vor. Dies ist ein interessanter Aspekt des PSG, der verdeutlicht, wie 
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das islamisch geprägte Personalstatusgesetz von der syrischen Verfassung567 
abweicht. Nach Art. 33 der syrischen Verfassung von 2012 haben alle Bürger 
dieselben Rechte, ohne dass in dieser Vorschrift eine geschlechtsbezogene 
Diskriminierung stattfindet. Aus Art. 154 der Verfassung568 geht hervor, dass das PSG 
auch nach in Kraft treten der Verfassung noch seine Gültigkeit hat. Nach diesem Artikel 
bleiben bereits in Kraft befindliche Gesetze solange in Kraft, bis sie angepasst wurden. 
Die „Wertigkeit“ der Zeugen nach Art. 12 PSG kommt dem aber nicht nach. Weder 
dürfen Frauen allein die Eheschließung bezeugen, noch kann eine einzelne Frau einen 
einzelnen Mann als Zeugen ersetzen. Einfach ausgedrückt, kann man nach dem 
derzeitigen PSG einem einzelnen Mann als Zeugen mehr Glauben schenken als einer 
einzelnen Frau, weshalb es anstelle eines Mannes als Zeugenersatz der Anwesenheit 
zweier Frauen bedarf. Daneben müssen sämtliche Zeugen islamischen Glaubens 
sein, Art. 12 PSG, was ebenfalls der Verfassung widerspricht. Dies kann lediglich 
damit begründet werden, dass das syrische PSG islamisch geprägt ist und die anderen 
Religionsgemeinschaften nach Art. 307 - 308 PSG für die Eheschließung auf eigene 
Religionsgesetze zurückgreifen können. Letztlich ist für die Bezeugung eines 
Vertragsabschlusses die Glaubenszugehörigkeit irrelevant. Es ist aber zu bedenken, 
dass zwischen dem Erlass des PSG und der Verfassung knapp 60 Jahre liegen und 
das PSG innerhalb dieser Zeitspanne nur sporadisch abgeändert wurde. Ratsam ist 
es, das PSG entsprechend der Verfassung in den vorgenannten Punkten abzuändern, 
so dass Frauen in der Zeugeneigenschaft für den Ehevertrag Männern vollwertig 
gleichgestellt werden. 
 
Für die Eheschließung ist es unzulässig und macht diese ungültig, wenn sie an einen 
künftigen Termin oder eine noch nicht erfüllte Bedingung geknüpft wird, Art. 13 PSG. 
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Art. 14 PSG trifft Regelungen zu spezifischen Klauseln und deren Wirkungen auf den 
Vertrag oder auf die Eheleute. Klauseln mit der Verpflichtung, gesetzlich verbotene 
Handlungen zu übernehmen sind unwirksam, belassen es aber bei der Gültigkeit des 
Ehevertrages. Gesetzlich erlaubte Verpflichtungen zugunsten der Ehefrau dürfen in 
den Vertrag aufgenommen werden und sind wirksam, soweit sie den Ehemann nicht 
in seiner rechtlich zulässigen Privattätigkeit einengen oder Rechte Dritter 
einschränken. Ist dies dennoch der Fall, ist die Klausel zwar gültig, für den Mann 
jedoch nicht verbindlich, Art. 14 Abs. 2 und 3 Satz 1 PSG. Interessanterweise kann 
jedoch die Ehefrau nach Art. 14 Abs. 3 Satz 2 PSG die Auflösung der Ehe verlangen, 
wenn auf ihr Verlangen eine Klausel in den Ehevertrag aufgenommen wurde, die den 
Ehemann in seiner Privattätigkeit einengt oder Rechte Dritter beeinträchtigt und der 
Mann, den zwar keine Verpflichtung zur Erfüllung der Klausel nach Art. 14 Abs. 2 PSG 
trifft, die Verpflichtung aus der Klausel dennoch nicht erfüllt. Der Ehemann hat sich 
also bereits vor Eheschließung zu fragen, inwieweit er Klauseln zustimmt, die ihn in 
seiner Privattätigkeit einengen und inwieweit er das Risiko der Eheauflösung durch 
Nichteinhaltung eingehen will. Als Beispiel für einen solchen Fall kann die zulässige 
Polygamie gesehen werden. Wenn also der Ehemann finanziell in der Lage ist, auch 
eine weitere Ehefrau zu ehelichen und zu unterstützen, kann die jetzige Verlobte im 
Ehevertrag eine Klausel aufnehmen, dass der Ehemann keine weiteren Frauen 
ehelichen darf. Heiratet er dennoch eine weitere Frau und verletzt die Klausel, die ihn 
in seiner privaten Tätigkeit einengt und auch Rechte Dritter (Zweitfrau darf den 
Ehemann nicht heiraten) beeinträchtigt, steht der Ehefrau das Recht der Auflösung der 
Ehe zu. 
 
(2) Wirksamkeit des Ehevertrages 
Die Wirksamkeit des Ehevertrages ist in Art. 47 - 52 PSG geregelt und das Gesetz 
unterscheidet den gültigen wirksamen, den schwebend unwirksamen, den nichtigen 
und den fehlerhaften Ehevertrag.  
 
Gültig ist der Ehevertrag nach Art. 47 PSG dann, wenn seine wesentlichen Elemente 
und allgemeinen Voraussetzungen gegeben sind. Hierzu zählen die Vorschriften der 
Art 5 - 46 PSG, die im Wesentlichen in den zuvor behandelten Abschnitten dargestellt 
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wurden oder die Formalitäten des Ehevertrages, die im nachfolgenden Kapitel569 
dargestellt werden. Die gültige und wirksam geschlossene Ehe begründet die 
ehelichen Rechte und Pflichten zwischen den Ehegatten und auch das dauernde 
Ehehindernis der Schwägerschaft, vgl. 34 PSG. Zu den Rechten der Frau und den 
daraus resultierenden Pflichten des Ehemannes zählt der Anspruch der Ehefrau auf 
die vereinbarte Morgengabe, Art. 53 ff. PSG und den ehelichen Unterhalt, Art. 71 ff. 
PSG. Für die Frau wird die Pflicht zu ehelichem Gehorsam begründet, Art. 49 PSG. 
Weiterhin führt die gültige Eheschließung zum gegenseitigen Erbrecht der Ehegatten 
und den familienrechtlichen Abstammungsregelungen nach Art. 128 ff. PSG. 
 
Fehlerhaft ist ein Ehevertrag dann, wenn seine allgemeinen Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind, obwohl Angebot und Annahme durch die Brautleute vorliegen. Da Angebot 
und Annahme gegeben sein müssen und dauernde Ehehindernisse einen Ehevertrag 
verbieten, vgl. Art. 33 - 35 PSG, kann es sich hierbei nur um Regelungen der 
Vormundschaft und Fragen der Nichteinhaltung der Formalitäten handeln. Eine 
fehlende Ebenbürtigkeit des Mannes führt nicht zu einem fehlerhaften Ehevertrag. 
Vielmehr handelt es sich dann um einen gültigen Ehevertrag ohne bindende Wirkung. 
Dies ergibt sich aus dem Umkehrschluss aus Art. 26 PSG, der die Ebenbürtigkeit für 
die bindende Wirkung voraussetzt und dem Recht der Ehefrau, die Auflösung der Ehe 
zu verlangen, Art. 32 PSG, was nur möglich ist, wenn der Ehevertrag gültig 
geschlossen wurde und seine Formalitäten eingehalten wurden.  
 
Der fehlerhafte Ehevertrag kann im Gegensatz zum nichtigen Ehevertrag teilweise 
geheilt werden. Solange er jedoch nicht geheilt wurde, ist er gleichbedeutend mit 
einem nichtigen Ehevertrag, vgl. Art. 51 Abs. 1 PSG. Die teilweise Heilung des 
fehlerhaften Ehevertrages erfolgt durch die Beiwohnung (dukhûl). Die teilweise 
Heilung des fehlerhaften Ehevertrages ergibt sich aus den Wirkungen, die Art. 51 Abs. 
2 PSG, der die Rechte und Pflichten begründet, die nach der Beiwohnung entstehen 
und die geringer sind als diejenigen, die sich aus dem gültigen Ehevertrag ableiten 
lassen. So hat die Ehefrau zwar mit Vollziehung der Beiwohnung einen Anspruch auf 
Erhalt der Morgengabe, hier gilt jedoch, dass der geringere Wert von der vereinbarten 
oder angemessenen Morgengabe zu leisten ist, Art. 51 Abs. 2 Buchstabe a) PSG. Ein 
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gegenseitiges Erbrecht wird nicht begründet, Art. 51 Abs. 2 Buchstabe d), letzter 
Halbsatz PSG und auch die Unterhaltspflichten stehen nur der gutgläubigen Ehefrau 
zu, Art. 51 Abs. 3 PSG. Ansonsten besteht Unterhalt nur in den Fällen der Wartezeit 
nach Eheauflösung durch Scheidung oder Tod, Art. 51 Abs. 2 Buchstabe d) PSG. Der 
teilweise geheilte Ehevertrag lässt zudem das Ehehindernis der Schwägerschaft und 
die legitime Abstammung nach Art. 133 PSG entstehen, Art. 51 Abs. 2 Buchstabe b) 
und c) PSG. Auch wenn das Gesetz dies nicht ausdrücklich benennt, ist es den 
Eheleuten und hierbei insbesondere der Ehefrau, bei einem teilweise geheilten 
Ehevertrag anzuraten, die Fehlerhaftigkeit des Ehevertrages durch Nachholung von 
Formalitätsakten oder anderen Handlungen zu beseitigen, um die vollständigen 
vorgesehenen Rechtsfolgen des gültigen Ehevertrages zu erzielen. 
 
Eine Frage, die sich stellt, ist, welche Qualifikation der Ehevertrag zwischen einer Frau 
und einem ihr nicht ebenbürtigen Ehemann hat. Art. 26 PSG besagt, dass die bindende 
Wirkung des Ehevertrages die Ebenbürtigkeit voraussetzt. Da einem solchen Vertrag 
zwar Angebot und Annahme zugrunde liegen, nicht jedoch das Kennzeichen der 
Ebenbürtigkeit, ist von einem fehlerhaften Ehevertrag ohne bindende Wirkung 
auszugehen. Dass dieser Vertrag nicht nichtig ist, ergibt sich aus dem Recht der 
Ehefrau, die Auflösung der Ehe nach Art. 32 PSG zu verlangen. Für die Annahme der 
Fehlerhaftigkeit spricht auch, dass die Frau das Recht auf Auflösung bei Eintritt einer 
Schwangerschaft verliert, Art. 30 PSG, was mit der Vollziehung der Beiwohnung nach 
Art. 51 PSG gleichzusetzen ist. Die Frage, die sich dann jedoch stellt ist, ob die 
Rechtsfolgen in der gleichen Art und Weise eingeschränkt sind, wie für den 
fehlerhaften Ehevertrag nach Art. 51 Abs. 2 PSG oder ob mit dem Verlust des 
Auflösungsrechts durch Schwangerschaft eine Ebenbürtigkeitsfiktion eintritt. 
 
Im Gegensatz zum fehlerhaften Ehevertrag kann der nichtige Ehevertrag weder ganz 
noch teilweise geheilt werden. Er bleibt auch dann nichtig, wenn die Beiwohnung 
stattgefunden hat, Art. 50 PSG. Nichtige Eheverträge können entstehen, indem 
beispielsweise eine Muslimin einen Nicht-Muslim geheiratet hat, Art. 48 Abs. 2 PSG. 
Diese Regelung des interreligiösen Eheverbots für die Frau dürfte als nicht im Einklang 
stehend mit der syrischen Verfassung, Art. 33 Abs. 3, anzusehen sein. Der Frau wird 
aufgrund ihrer Religion und der Religion des Bräutigams die Ehe versagt. Sie wird 
unmittelbar aufgrund ihrer Religion dahingehend diskriminiert, dass sie nicht frei in der 
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religionsunabhängigen Eheschließung ist. Gleiches kann für den nicht-muslimischen 
syrischen Ehemann gelten, der ebenfalls dahingehend diskriminiert wird, dass er nur 
durch Konvertierung die Frau heiraten dürfte. Da Art. 33 Abs. 3 der syrischen 
Verfassung die Diskriminierung syrischer Bürger aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit 
verbietet, dürfte Art. 48 Abs. 2 PSG verfassungswidrig sein und nicht zu einem 
nichtigen Ehevertrag führen. Das PSG wäre dahingehend zu ändern. 
 
Außerdem können die im PSG aufgeführten Ehehindernisse, Art. 33 - 39 PSG, zu 
einem nichtigen Ehevertrag führen, da sie gesetzliche Verbote, Art. 33 und 34 PSG, 
oder religiöse Verbote, Art. 36 Abs. 1 PSG, darstellen. Fraglich ist, ob eine Ehe mit 
einer fünften Frau, die ein Richter nach Verstoßung einer der vorhandenen vier 
Ehefrauen gestatten darf, Art. 37 PSG, nichtig oder fehlerhaft ist. Nach Art. 48 PSG ist 
davon auszugehen, dass es sich hierbei um einen fehlerhaften Ehevertrag handelt. 
Angebot und Annahme liegen zwar vor, nicht jedoch andere allgemeine 
Voraussetzungen, zu denen bei der Polygamie die maximale Anzahl von vier 
Ehefrauen und richterliche Genehmigung zählt. Die Fehlerhaftigkeit kann durch 
Vollziehung der Beiwohnung teilweise geheilt werden. Der Ehemann kann außerdem 
die richterliche Genehmigung nach Verstoßung einer seiner bisherigen Frauen 
beantragen, um so einen gültigen Ehevertrag zu erhalten. Bis zur Beiwohnung ist aber 
der fehlerhafte Ehevertrag wie jeder fehlerhafte Ehevertrag einem nichtigen 
Ehevertrag gleichbedeutend, vgl. Art. 51 PSG.  
 
Erklärt das Gericht die Ehe für nichtig (faskh), beginnt auch in einem solchen Fall die 
gesetzliche Wartezeit der Frau. Während der Wartezeit ist der Mann zur 
Unterhaltszahlung verpflichtet, Art. 83 PSG. Die Begründung der Wartezeit liegt darin, 
dass zwar die Beiwohnung keine nichtige Ehe heilt, Art. 50 PSG, aber etwaige 
Abstammungsfeststellungen abzuwarten sind. Wurde nämlich in einer nichtigen Ehe 
die Beiwohnung in gutem Glauben vollzogen, begründet dies die rechtmäßige 
Abstammung des Kindes vom Vater, Art. 133 Abs. 1 PSG. 
 
Der schwebend unwirksame Ehevertrag hat bis zu seiner richterlichen Genehmigung 
die Wirkungen und damit die Rechtsfolgen eines fehlerhaften Ehevertrages, Art. 52 
PSG. Das bedeutet dann wiederum, dass dieser, sofern die Beiwohnung nicht 
stattgefunden hat, mit einem nichtigen Ehevertrag gleichzusetzen ist, vgl. Art. 51 Abs. 
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1 PSG. Um die vollumfängliche Wirksamkeit eines solchen, nicht genehmigten 
Ehevertrages, zu erzielen, muss zwischen den Eheleuten also nicht nur die 
Beiwohnung, sondern auch die richterliche Genehmigung eingeholt werden. Für rein 
religiös oder außerhalb des Gerichts geschlossene Ehen, denen die richterliche 
Genehmigung fehlt, bedeutet dies Folgendes: Der rein religiös oder außergerichtlich 
geschlossene Ehevertrag ist schwebend unwirksam und wird dem fehlerhaften 
Ehevertrag gleichgesetzt. Da der fehlerhafte Ehevertrag ohne Beiwohnung als nichtig 
angesehen wird, entfaltet er bis zur Vollziehung der Beiwohnung keine 
Rechtswirkungen zwischen den Eheleuten. Als einzige Ausnahme kann hier der 
Unterhaltsanspruch der Frau gesehen werden, der bei Gutgläubigkeit der Ehefrau im 
Hinblick auf die Wirksamkeit des Ehevertrages begründet wird, Art. 51 Abs. 3 PSG. 
Nach Vollziehung der Beiwohnung treten die oben ausgeführten Folgen des 
fehlerhaften Ehevertrages ein und vollumfängliche Wirksamkeit ist erst nach 
richterlicher Anerkennung des außergerichtlich geschlossenen Ehevertrages möglich, 
Art. 40 Abs. 2 PSG. 
 
(3) Braut- oder Morgengabe (mahr) 
Zum islamisch geprägten Recht gehört es, dass für eine rechtswirksam geschlossene 
Ehe der Mann der Frau bei der Eheschließung eine Braut- oder Morgengabe (mahr) 
schuldet.570 Die Fälligkeit der Morgengabe tritt allerdings oft erst mit der Scheidung 
ein. Die Morgengabe hat vorrangig den Zweck, dass sich die Ehefrau im Fall der 
Ehescheidung ein Vermögen aufbauen kann, oder dass sie den Mann an einer 
Verstoßung hindert.571 Der BGH sieht in der Morgengabe einen Anspruch mit 
schuldrechtlichem Mischcharakter.572 Der Anspruch auf die Morgengabe entsteht mit 
der Eheschließung, wird jedoch regelmäßig erst bei Scheidung fällig. Dies gilt auch für 
das syrische Eherecht. Die Morgengabe ist ausführlich in den Art. 53 - 64 PSG 
geregelt. Bei der mahr handelt es sich um einen Anspruch der Frau gegen ihren 
Ehemann.573 Es ist ein Anspruch, der der Frau allein aufgrund eines gültig 
geschlossenen Ehevertrages zusteht, Art. 53 PSG. Der Ehemann hat die 
                                                 
570
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61; van Eijk, S. 255. 
571
 BGH NJW 2010, 1528, 1529. 
572
 BGH NJW 2010, 1528, 1529 ff. 
573
 Van Eijk, S. 255. 
 
  
158
unabdingbare Pflicht, diesen Anspruch gegenüber der Ehefrau persönlich zu erfüllen. 
Die Vereinbarung einer mahr (Art, Umfang, Güte) oder ihr Ausschluss wird im 
Ehevertrag geregelt,574 ebenso wie deren Fälligkeit und Stundung, vgl. Art. 44 
Buchstabe d) i.V.m. Art. 55 PSG. Die Morgengabe wird mit Abschluss des 
Ehevertrages in voller Höhe fällig, Art. 55 PSG, wenn der Ehevertrag nicht die teilweise 
Fälligkeit oder Stundung (ganz oder teilweise) vorsieht. Der Ehemann wird lediglich 
durch die an die Frau persönlich zu zahlende Morgengabe von seiner Verpflichtung 
gegenüber der Ehefrau befreit, sofern die Ehefrau volljährig ist. Bestimmt der 
Ehevertrag für die Entgegennahme der Zahlung einen Bevollmächtigten, tritt die 
befreiende Wirkung durch Zahlung an den Bevollmächtigten persönlich ein, Art. 60 
PSG. Wird die Morgengabe gestundet, kann die Frau die Morgengabe erst nach der 
unwiderruflichen Scheidung oder nach dem Tod des Ehemannes verlangen, wenn der 
Ehevertrag keine anderweitige Regelung trifft, Art. 56 PSG. Fehlt es im Ehevertrag an 
einer Regelung zur Fälligkeit und Stundung, entscheidet in solchen Fällen die 
Verkehrssitte (´urf), Art. 55, 2. Halbsatz PSG. Das syrische Recht regelt nicht den 
spezifischen Umfang der mahr, sondern unterscheidet lediglich nach angemessener 
(vgl. beispielsweise Art. 61 Abs. 1 PSG) und vertraglich spezifizierter mahr.575 Es 
werden weder Minimal- noch Maximalhöhen festgelegt,576 Art. 54 Abs. 1 PSG, und als 
mahr kann jeder rechtlich zulässige Gegenstand in Frage kommen, Art. 54 Abs. 2 
PSG. Kommt zur Bestimmung einer nicht vertraglich festgelegten oder 
unangemessenen Morgengabe Gewohnheitsrecht zur Anwendung, Art. 61 PSG, dann 
wird die Höhe, ihre Art und Umfang anhand eines Vergleichs577 mit den vertraglich 
fixierten oder erhaltenen Morgengaben weiblicher Verwandter oder Frauen mit 
vergleichbarem sozialen Status bestimmt und festgelegt. 
 
Das syrische Recht kennt einen Schutzmechanismus zugunsten der Frau in Form 
einer Formvorschrift für die einmal festgelegte mahr. Nach Art. 57 PSG kann die mahr 
während einer bestehenden Ehe oder innerhalb der Warteperiode nach Ausspruch der 
Scheidung nur abgeändert oder ausgeschlossen werden, wenn der Ehevertrages vor 
einem Richter abgeändert wird. Zuständig hierfür ist aller Voraussicht nach der Richter 
                                                 
574
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61; van Eijk, S. 255. 
575
 Van Eijk, S. 255. 
576
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61 (nehmen Bezug auf Art. 54 PSG); van Eijk, S. 255 (nimmt Bezug auf Art. 
41 PSG). 
577
 Vgl. van Eijk, S. 255. Van Eijk spricht von „peers“ also „Gleichgestellten oder Ebenbürtigen“. 
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des Bezirksgerichts. Ein Verstoß gegen dieses Formerfordernis führt zur 
Unwirksamkeit der abgeänderten mahr.578 
 
Das syrische Recht trifft auch noch Regelungen zur mahr für die Situation, in denen 
der Ehevertrag geschlossen, die Ehe aber vor Vollzug579 (Abgeschiedenheit, die auf 
Geschlechtsverkehr zwischen den Ehepartnern schließen lässt)580 wiederum 
unwiderruflich geschieden wurde. In einem solchen Fall ist der Ehefrau nach Art. 61 
Abs. 2 PSG eine Entschädigung (mut´a) zu zahlen. Die mut´a orientiert sich am 
sozialen Status der Braut und umfasst die Hälfte der mahr.581 Sie sollte aber nicht 
höher als die Hälfte einer angemessenen mahr582 sein,583 was nach Art. 62 PSG zum 
Zweck der Wahrung der (fiskalischen) Interessenslage des Mannes gilt. Insofern lässt 
auch diese Regelung, wenn nichts Entsprechendes im Ehevertrag vereinbart wurde, 
Raum für die Anwendung des Gewohnheitsrechtes und damit Schariarecht und der 
Auslegung und Bestimmung der Angemessenheit im Verhältnis zu den sozialen 
Vergleichsgruppen der Ehefrau. Allerdings erlischt der Anspruch der Ehefrau auf 
Leistung der anteiligen mahr gegen den Ehemann nach Art. 59 PSG vollständig, wenn 
der Ehemann nachweisen kann, dass die unwiderrufliche Scheidung auf Gründen, die 
in der Person der Frau liegen, erfolgt ist. Nicht geregelt ist jedoch, welches 
Verschulden der Frau zur Last gelegt werden soll, dass Ihr Ehemann die 
unwiderrufliche Scheidung ausgesprochen hat. Auch ist nicht geregelt, welcher 
Verschuldensmaßstab an das Verhalten der Frau zu legen ist. Dies wird wiederum Teil 
der schariarechtlichen Auslegung sein müssen. 
 
(4) Formalitäten des Ehevertrages 
Haben die Verlobten, die dem Ehevertrag vorgehenden Formalitäten der Art. 40 - 42 
PSG erfüllt und den Ehevertrag innerhalb des Zeitraumes von sechs Monaten nach 
erfolgter richterlicher Zustimmung zur Heirat ausgehandelt oder abgeschlossen, 
                                                 
578
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61. 
579
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61, sprechen von „consummation of the marriage or full privacy“; van Eijk, S. 
255, von „consummate the marriage, i.e. valid seclusion“. 
580
 Vgl. van Eijk, S 166 f. 
581
 Van Eijk, S. 255. 
582
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 61. 
583
 Eine ähnliche Regelung gibt es in im afghanischen Recht, Art. 105 CC, bei einer gerichtlichen Ehescheidung 
auf Antrag der Ehefrau vor Vollzug der Ehe („consummation or full privacy“), wonach allerdings die Ehefrau 
das Recht auf die hälftig vereinbarte oder angemessene Morgengabe (mahr) hat, da sie durch die Scheidung nach 
Art. 106 CC ihr Recht auf mahr verliert, vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 58. 
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bedarf es für die Eheschließung noch der Trauung, die durch den Richter oder den 
durch ihn bevollmächtigten Rechtspfleger, Art. 43 PSG, erfolgt. Hierbei wird nach Art. 
44 PSG der Ehevertrag vor Gericht niedergeschrieben. Dieser muss neben den 
vollständigen Namen der Eheleute, der Zeugen und der Bevollmächtigten die Angaben 
zu den jeweiligen Wohnsitzen, sowie den Ort und die Zeit des Vertragsschlusses 
beinhalten und Angaben zur Brautgabe (Betrag, fällige und gestundete oder bereits 
gezahlte Teile) enthalten. Der Ehevertrag wird durch die Beteiligten (Brautleute, 
Zeugen, Bevollmächtigte) und den zur Trauung bevollmächtigten Rechtspfleger 
unterzeichnet und abschließend durch den Richter beglaubigt. 
 
Im Anschluss an die Trauung wird die Heiratsurkunde durch den Rechtspfleger erstellt 
und der Rechtspfleger sendet diese innerhalb von zehn Tagen an das Standesamt, 
wodurch die Eheleute ihrerseits von der Pflicht zur standesamtlichen Registrierung 
befreit werden, vgl. Art. 45 Abs. 1 und 2 PSG. 
 
ff. Außergerichtliche (religiöse) Eheschließung 
Eine außergerichtlich geschlossene Ehe, die also ohne hoheitliche Mitwirkung (durch 
einen Richter oder von ihm ermächtigten Rechtspfleger) geschlossen wurde, wird nach 
Art. 40 Abs. 2 Satz 1 PSG nur dann anerkannt, wenn die in Art. 40 Abs. 1 PSG 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Es müssen also die außergerichtlich, rein 
religiös verheirateten Eheleute einen Antrag bei Gericht auf Anerkennung der nicht 
hoheitlich geschlossenen Ehe stellen584 und die im vorgenannten Kapitel585 
aufgeführten Unterlagen dem Gericht nachträglich vorgelegt werden. Von der 
Regelung auf Vorlage der Unterlagen als Anerkennungsvoraussetzung durch den 
Richter gibt es allerdings zwei Ausnahmen, nach denen trotz des Fehlens der 
Unterlagen die Ehe anerkannt wird. 1. Bei der Geburt eines Kindes oder 2. bei 
offenkundiger Schwangerschaft der Frau, Art. 40 Abs. 2 Satz 2 PSG. Die 
Offenkundigkeit ist durch den Richter festzustellen. In den beiden vorgenannten Fällen 
besteht als Sanktionierung jedoch die Möglichkeit, dass die so als verheiratet 
anerkannten Eheleute strafrechtlich verfolgt werden. Die Möglichkeit der Verhängung 
von gesetzlich vorgesehenen Strafen wird in Art. 40 Abs. 2 Satz 3 PSG ausdrücklich 
                                                 
584
 So auch Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 53. 
585
 Vgl. „Gesetzliche Eheschließung durch hoheitlichen Akt“. 
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erwähnt. Diese können nach Art. 470 - 472 des syrischen Strafgesetzbuches 
Geldstrafen sein und zwar können sich diese gegen die Ehegatten, den Priester oder 
Pfarrer (Kleriker) aber auch gegen die Zeugen richten.586 Mit dieser umfassenden 
Bestrafung soll aller Voraussicht nach erreicht werden, dass die Einhaltung der 
Formvorschriften gewahrt bleibt und es nicht zu rein religiösen Eheschließungen ohne 
hinreichende Form kommt, selbst wenn die Eheschließung selbst ein zivilrechtlicher 
Vertrag ist. Daneben wird mit der erforderlichen Anerkennung der Ehe erreicht, dass 
diese ebenfalls registriert wird. 
 
gg. Registrierungserfordernis  
Art. 45 PSG begründet das Registrierungserfordernis für alle587 in Syrien 
geschlossenen Ehen und nicht nur für solche, die vor einem Richter oder 
Rechtspfleger geschlossen wurden.588 Grundsätzlich haben die Eheleute die Pflicht, 
das Standesamt von der Eheschließung zu unterrichten, Art. 45 Abs. 2 Satz 1 PSG. 
Bei einer vor Gericht geschlossenen Ehe fertigt jedoch der Rechtspfleger eine 
Heiratsurkunde an und übersendet deren Abschrift innerhalb von 10 Tagen an das 
Standesamt. Die Eheleute werden dadurch von der standesamtlichen 
Benachrichtigungspflicht befreit, Art. 45 Abs. 2 Satz 1 PSG. 
 
b. Syrisches Scheidungsrecht 
Das syrische Scheidungsrecht ist in den Artikeln 85 - 127 PSG geregelt. Es 
unterscheidet im Wesentlichen die außergerichtlichen und gerichtlichen Scheidungen 
und im Weiteren die widerruflichen und unwiderruflichen Scheidungen, die sowohl für 
außergerichtliche als auch gerichtliche Scheidungen in Betracht kommen. 
Nachfolgend werden die einzelnen Arten dargestellt und es wird erläutert, welchem 
Ehepartner das syrische PSG welche Rechte einräumt. 
 
                                                 
586
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 53 f. 
587
 So auch van Eijk, S. 253; Hochwald, StAZ 2009, 210, 211. 
588
 So BVerwG StAZ 2006, 18, das von der Notwendigkeit einer staatlichen Anerkennung durch ein syrisches 
Gericht ausgeht, Art. 43 PSG; OVG Lüneburg, StAZ 2006, 111, 112; Hochwald, StAZ 2009, 210. 
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aa. Allgemeine Scheidungsvoraussetzungen und Verfahren 
Für alle Arten der Scheidung sind gewisse Scheidungsvoraussetzungen erforderlich. 
Das PSG schreibt ein allgemeines Verfahren vor, das auf alle Arten der einseitigen 
oder einvernehmlichen Scheidungen anzuwenden ist, wenn diese vor Gericht gebracht 
werden, Art. 88 Abs. 1 PSG. Den gerichtlichen Scheidungen liegt ein besonderes 
Verfahren zugrunde, das in den jeweils dort beschriebenen Abschnitten dargestellt 
wird. 
 
Die allgemeinen Scheidungsvoraussetzungen richten sich nach den Bestimmungen 
der Verstoßung (talāq) durch den Ehemann und müssen, wenn die Scheidung durch 
die Frau erfolgt, entsprechend angewendet werden. Zu den allgemeinen 
Scheidungsvoraussetzungen zählt zunächst das Vorliegen einer gültigen Ehe. Art. 86 
PSG sieht vor, dass nur eine Frau, die in einer gültigen Ehe lebt oder die sich im 
Anschluss an eine widerrufliche Scheidung in der Wartezeit befindet, Adressatin der 
Scheidungserklärung sein kann. Die Scheidung kann in der Regel nur durch den 
volljährigen Ehemann ausgesprochen werden, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
Art. 85 Abs. 1 PSG. Ist der Ehemann noch nicht volljährig aber bereits geschlechtsreif, 
also mindestens 15 Jahre alt, vgl. Art. 18 PSG, kann auf Antrag ein Richter in die 
Scheidung einwilligen (einvernehmliche Scheidung) oder einen talāq genehmigen, Art. 
85 Abs. 2 PSG. Sowohl die Eheschließung als auch der talāq eines Jugendlichen 
zwischen 15 und 17 Jahren oder dessen einvernehmliche Scheidung entfaltet also nur 
dann ihre Wirkung, wenn das Gericht eingebunden wird. Anders als bei der 
Eheschließung, bei der durch Vollziehung der Beiwohnung mit der Folge der 
Schwangerschaft oder Geburt des Kindes eine Ehe auch ohne Einbindung des 
Gerichts anerkannt wird, gilt dies für die Scheidung eines Jugendlichen nicht. 
 
Die einseitige und die einvernehmliche Scheidung sind bedingungsfeindlich, Art. 86 
Satz 2 PSG. Erfolgt die Scheidung dennoch unter einer Bedingung, ist sie unzulässig. 
Ein Schriftformerfordernis für die Scheidung gibt es nicht. Sie kann mündlich, schriftlich 
oder durch allgemein verständliche Zeichen erfolgen, wenn derjenige, der die 
Scheidung erklärt, weder sprechen noch schreiben kann, Art. 87 Abs. 1 PSG. Der 
Ausspruch der Scheidung kann auch durch einen Stellvertreter erfolgen. Art. 87 Abs. 
2 PSG räumt dem Mann das Recht ein, einen Stellvertreter zu ermächtigen, der die 
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Scheidung gegenüber der Frau ausspricht oder der Ehemann kann die Ehefrau selbst 
bevollmächtigen, die Scheidung auszusprechen. 
 
Sowohl für einen talāq als auch für die einvernehmliche Scheidung ist, wenn das 
Gericht eingebunden wird, ein zweistufiger Aussöhnungsversuch vorgesehen. Nach 
Art. 88 Abs. 1 PSG hat der Richter in einem ersten Schritt die Verhandlungen für einen 
Monat ruhen zu lassen. Dies soll den Eheleuten die Möglichkeit geben, die 
Unstimmigkeiten die zum talāq oder zum einvernehmlichen Scheidungsbegehren 
geführt haben, selbstständig außerhalb des Gerichts zu bereinigen. Bemüht sich 
danach keine Partei um den Fortgang der Scheidung, stellt der Richter spätestens drei 
Monate nach Antragstellung das Verfahren ein, Art. 88 Abs. 4 PSG. Die Ehe hat dann 
weiterhin Bestand. Besteht der Ehemann nach Ablauf des Monats weiterhin auf die 
Verstoßung seiner Ehefrau, hat er dies dem Gericht anzuzeigen. Aufgrund dieses 
zweiten Erscheinens vor Gericht erfolgt dann die Ladung der Ehefrau durch das 
Gericht. Die so geladene und durch talāq des Ehemannes verstoßene Ehefrau hat 
zwei Möglichkeiten auf die gerichtliche Ladung zu reagieren. Erscheint sie nicht vor 
Gericht, wird dies als Akzeptanz der Verstoßung durch die Frau gewertet. Der Richter 
wird daraufhin der Ehefrau die rechtsverbindliche Verstoßung bekanntgeben und die 
Registrierung veranlassen. Erscheint sie jedoch vor Gericht und widerspricht der 
Verstoßung, wird der Richter ein Versöhnungsverfahren zwischen den Eheleuten 
anstreben.589 Damit erfolgt der nächste Schritt im Scheidungsverfahren. Die Eheleute 
werden durch den Richter zu einem Anhörungstermin geladen und der Richter soll sich 
in dem Termin um die Beilegung der Streitigkeiten zwischen den Eheleuten bemühen. 
Für diesen Aussöhnungstermin kann der Richter ihm geeignete Verwandte der 
Ehegatten oder auch Dritte laden, die bei der Aussöhnung unterstützend mitwirken 
können, Art. 88 Abs. 2 PSG. Erst nach Scheitern dieses Aussöhnungsversuches wird 
der talāq registriert und somit rechtswirksam und zwar rückwirkend ab dem Zeitpunkt 
der Scheidungsvornahme, Art. 88 Abs. 3 PSG. Nach rechtswirksam erfolgtem talāq 
beginnt die Wartezeit oder Warteperiode (´idda).  
 
Dasselbe Verfahren gilt für Eheleute, die nach der einmonatigen Ruhephase des 
Verfahrens an ihrem Begehren der einvernehmlichen Scheidung festhalten. Auch sie 
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 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 87. 
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müssen dies nach Ablauf des Monats dem Gericht anzeigen, damit als nächstes das 
Versöhnungsverfahren stattfinden kann. Scheitert die Versöhnung, dann ist die 
Registrierung der Scheidung durch den Richter zu veranlassen. Mit der Registrierung 
wird die Scheidung rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Verstoßung wirksam. 
 
Da das PSG dieses Verfahren für jeden talāq, der durch den Ehemann erfolgt verlangt, 
hat dies auch für talāq zu gelten, die durch die Vertreter des Ehemannes 
vorgenommen werden. Es hat also auch für eine Selbstverstoßung durch eine Ehefrau 
zu gelten, der dieses Recht auf talāq – Ausspruch durch den Mann zugebilligt wurde. 
Demzufolge hat auch die Ehefrau im Rahmen der Selbstverstoßung den 
ausgesprochenen talāq beim Gericht anzuzeigen. Es folgt die anschließende 
Aussöhnungsfrist, das erneute Erscheinen nach Ablauf eines Monats und die 
Bestätigung der ausgesprochenen Verstoßung. Erscheint die Ehefrau nach Ablauf des 
Monats nicht, wird das Verfahren nicht weiter betrieben, Art. 88 Abs. 4 PSG. Erscheint 
die Ehefrau und bestätigt die Verstoßung, erfolgt die Ladungsaufforderung des 
Ehemannes. Erscheint dieser trotz Ladung durch das Gericht nicht, wird die 
Verstoßung registriert. Erfolgt allerdings sein Widerspruch gegen die Verstoßung, 
erfolgt auch hier ein Versöhnungsverfahren. 
 
Jede in Syrien wirksam vollzogene Scheidung ist zu registrieren. Für die Scheidungen, 
die durch das Gericht oder unter Einbeziehung des Gerichts erfolgt sind, folgt dies aus 
Art. 88 Abs. 3 PSG und Art. 45 Abs. 3 PSG. Der Rechtspfleger hat also im Falle der 
Ehescheidung unter Einbindung des Gerichts das Standesamt zu benachrichtigen. In 
Fällen, in denen das Gericht nicht eingebunden wurde, obliegt die 
Benachrichtigungspflicht den Eheleuten, Art. 45 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 PSG. 
 
Nachfolgend wird auf die einzelnen Arten der Scheidung im syrischen PSG näher 
eingegangen. 
 
bb. Die Scheidung durch Verstoßung (talāq) 
Nach syrischem Recht kann eine rechtsverbindlich geschlossene Ehe durch die 
Verstoßung (talāq) der Frau durch den Mann nach den Art. 85 und 86 PSG geschieden 
werden. Das Recht auf Verstoßung steht als einseitiges Recht nur dem Ehemann 
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zu.590 An die Verstoßung sind keine umfangreichen Voraussetzungen geknüpft. Es 
bedarf keines spezifischen Grundes591 oder der Feststellung, dass die Ehe gescheitert 
ist. Auch ist es dem Mann möglich, sich willkürlich von seiner Frau scheiden zu lassen, 
was nach Art. 117 PSG bedeutet, dass die Scheidung ohne einleuchtenden Grund 
erfolgte. Gerät die Ehefrau jedoch durch die willkürliche Scheidung in wirtschaftliche 
Not und wird die Willkür durch das Gericht festgestellt, macht sich der Ehemann der 
Frau gegenüber schadensersatzpflichtig, Art. 117 PSG. Es bleibt dem Mann selbst 
überlassen, zu welchem Zeitpunkt und aus welchem Grund er die Verstoßung 
gegenüber der Ehefrau ausspricht. Die Ehefrau selbst hat kein Recht, den Ehemann 
zu verstoßen. Sie hat aber die Möglichkeit, sich selbst zu verstoßen, sofern sie sich 
das Recht auf Verstoßung im Ehevertrag gesichert hat.592 Die Einzelheiten zur 
Verstoßung der Ehefrau und deren Selbstverstoßung werden in den nächsten 
Abschnitten näher betrachtet. 
 
(1) Die Verstoßung der Ehefrau 
Jeder Ehemann, der 18 Jahre oder älter ist, hat nach Art. 85 Abs. 1 PSG das Recht, 
seine Ehefrau zu verstoßen. Die Verstoßung kann ausgesprochen oder auch schriftlich 
übergeben werden, Art. 87 Abs. 1 Satz 1 PSG. Die Scheidungserklärung erfolgt in 
eindeutigen und üblicherweise für diesen Zweck verwendete Formulierungen, wie zum 
Beispiel durch Ausspruch oder schriftliche Mitteilung der Scheidungsformel: „Ich 
verstoße dich“.593 Wer nicht sprechen und schreiben kann, drückt die Verstoßung 
durch ein allgemein verständliches Zeichen aus, Art. 87 Abs. 1 Satz 2 PSG. 
Erstaunlicherweise ist für eine solche Verstoßung keine (Verstoßungs-) Absicht 
erforderlich, Art. 93 Satz 1 PSG. Eine Verstoßungsabsicht setzt Art. 93 Satz 2 PSG 
lediglich für die Verstoßung der Frau durch konkludente Zeichen voraus. Auch hat der 
Ehemann das Recht, einen Vertreter nach Art 87 Abs. 2 PSG mit der Verstoßung zu 
bevollmächtigen, so dass er die Verstoßung nicht selbst gegenüber der Frau 
auszusprechen hat. Daneben erlaubt Art. 87 Abs. 2 PSG aber auch, dass als Vertreter 
des Ehemannes die eigene Ehefrau in Betracht kommt, sofern er sie dazu 
bevollmächtigt hat.  
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 Vgl. van Eijk, S. 139. 
591
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 77. 
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 Van Eijk, S. 257. 
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 Van Eijk, S. 258. 
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Für den Ausspruch der Verstoßung gegenüber der Ehefrau (mündlich, schriftlich oder 
durch einen Vertreter) ist es erforderlich, dass die Erklärung der Scheidungsformel 
dreimal erfolgt, Art. 91 PSG. Dabei ist es notwendig, dass zwischen den einzelnen 
Kundgaben der Verstoßung ein gewisser Zeitraum vergangen ist. Ein dreimaliges 
hintereinander ausgesprochenen “ich verstoße dich” ist nicht ausreichend594 und wird 
lediglich als einmaliges Verstoßen angesehen. Gleiches gilt für den Ausspruch der 
Scheidung in Verbindung mit der Nennung von Zahlenangaben, Art. 92 PSG. Ein 
Mann kann also auch nicht: „ich verstoße dich dreimal“ äußern und damit einen 
dreimaligen talāq erzeugen. Diese Regelung ermöglicht es den Eheleuten, wieder 
zueinander zu finden.595 Insbesondere wird dem Ehemann dadurch die Möglichkeit 
eingeräumt, seine Entscheidung noch einmal zu überdenken, ohne dass die 
Scheidung gleich unwiderruflich wird. 
 
Neben der Tatsache, dass für die wirksame Verstoßung die Verstoßungsformel 
dreimal ausgesprochen werden muss, gibt es noch einige Schutzmechanismen, die 
sowohl für den Mann als auch die Frau greifen. Nach Art. 89 und Art. 90 PSG kommt 
nicht jeder ausgesprochenen Verstoßung rechtliche Bedeutung zu. Verstoßungen, die 
im Rausch oder aus Zorn und Wut oder zu Zwecken der Nötigung gegenüber der Frau 
ausgesprochen werden, haben keine rechtlichen Auswirkungen.596 Nach der Ratio des 
PSG soll die Verstoßung durch den Mann also nicht als Machtinstrument genutzt 
werden, um die Frau zu einem bestimmten Verhalten zu zwingen oder gefügig zu 
machen. Ein Missbrauch der Verstoßung misst dieser also keine rechtliche Bedeutung 
bei. Außerdem ist die Verstoßung, die in einer emotional aufgeladenen Situation 
erfolgt, nichtig. Grund dafür ist, dass an die Verstoßung Rechtsfolgen geknüpft sind. 
Die Bedeutung der Verstoßung und deren Folgen sollen bei klarem Verstand und 
emotionaler Ruhe erkannt werden. Eine Beeinträchtigung durch Rauschmittel oder 
emotionaler Erregung widerspricht der Ratio des PSG. Der Ehemann soll wissen, was 
er mit der Verstoßung bewirkt, was sein Handeln bedeutet und was die Folgen seines 
Handelns sein können.  
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 Van Eijk, S. 257. 
595
 Van Eijk, S. 258; Khalil, Rechtskulturelle Grundlagen, S. 97 f.; vgl. hierzu auch das Kapitel zum syrischen 
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Daneben ist für die Wirksamkeit eines jeden talāq ein gerichtliches Verfahren nach Art. 
88 PSG597 und die standesamtliche Registrierung des talāq, Art. 45 Abs. 3 PSG 
erforderlich. 
 
(2) Die Selbstverstoßung durch die Ehefrau 
Wie bereits ausgeführt, besagt Art. 87 Abs. 2 PSG, dass die Verstoßung der Ehefrau 
nicht nur durch den Mann erfolgen muss, sondern auch durch einen von ihm 
benannten Vertreter erfolgen kann. Als Vertreter kommt danach auch die Ehefrau in 
Betracht, wenn ihr das Recht auf Verstoßung durch den Ehemann eingeräumt wurde. 
Das heißt, der Ehemann räumt der Ehefrau das Recht ein, sich selbst in seinem 
Namen zu verstoßen. Die Anforderungen, die an die Verstoßung der Frau durch den 
Mann genannt worden sind, gelten dann auch für die Frau in seiner Vertreterfunktion. 
Die Frau darf sich bei ihrer Selbstverstoßung nicht in einem Zustand des Rausches 
oder der emotionalen Erregung befinden. Was die Beweggründe angeht, so gilt das 
oben für den Mann Aufgeführte. Auch bei der Selbstverstoßung der Ehefrau bedarf es 
keiner gewichtigen Gründe. Van Eijk nennt als Beispiel der Selbstverstoßung durch 
die Frau,598 dass diese im Fall der Heirat einer weiteren Frau durch den Mann die 
Selbstverstoßung vornehmen kann. 
 
Für die Frau gelten im Rahmen der Selbstverstoßung als Vertreterin des Mannes 
dieselben Voraussetzungen für die Form (mündlich oder schriftlich) und den 
dreimaligen Ausspruch der Verstoßungsformel zu drei unterschiedlichen Zeitpunkten. 
Zum Beweis des Ausspruchs der Selbstverstoßung ist es ratsam, die Verstoßung 
schriftlich oder in Anwesenheit des Mannes vorzunehmen, damit dieser von der 
Selbstverstoßung erfährt. 
 
Das PSG gibt nicht an, welches Alter die Frau haben muss, wenn sie sich als Vertreter 
selbst verstößt. Für Männer wird das Alter mit 18 Jahren festgelegt. Nimmt man an, 
dass der Vertreter dasselbe Alter wie der Vertretene haben soll, muss auch die Frau 
18 Jahre alt sein, vgl. Art. 85 Abs. 1 PSG. Andererseits ist die Ehefrau nach Art. 16 
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PSG bereits mit 17 Jahren und damit ein Jahr früher ehefähig, Art. 46 Abs 2 des 
syrischen Bürgerlichen Gesetzbuches (SBGB). Art. 85 PSG verknüpft das Recht auf 
Ausübung der Scheidung nicht ausdrücklich an die gesetzliche Volljährigkeit. 
Verbindet man das Recht auf Scheidung mit dem Ehefähigkeitsalter, kann sich die 
Frau bereits mit 17 Jahren selbst verstoßen, Art. 16 PSG. 
 
Eine weitere Frage, die sich im Rahmen der Selbstverstoßung stellt ist, inwieweit sich 
die Verstoßungen durch den Mann und die Selbstverstoßung durch die Frau 
aufaddieren. Das Gesetz verlangt ein dreimaliges Verstoßen der Ehefrau durch den 
Ehemann. Hat der Ehemann der Ehefrau im Ehevertrag das Recht auf Verstoßung als 
Vertreterin seines Willens eingeräumt, hat er sich auch jede Selbstverstoßung der 
Ehefrau zuzurechnen. Dafür spricht auch, dass ein talāq ausgesprochen durch den 
Mann oder die Frau dieselben Rechtsfolgen auslöst. Der Mann hat sich im Falle des 
Vertretungsrechtes durch die Frau für talāq jeden talāq zuzurechnen. Ein talāq des 
Ehemannes und zwei darauffolgende talāq durch die Frau selbst können die 
unwiderrufliche Scheidung begründen. 
 
Auch für diese Form des talāq ist das gerichtliche Verfahren nach Art. 88 PSG Abs. 1 
erforderlich.599 Notwendig für ein Tätigwerden des Gerichts im Rahmen eines durch 
die Frau ausgesprochenen talāq ist, dass die Ehefrau den Nachweis der 
Vertretungsbefugnis erbringt. Der Nachweis kann durch Vorlage des Ehevertrags 
erfolgen. Auch der durch die Frau vollzogene talāq ist standesamtlich zu registrieren, 
Art. 45 Abs. 3 PSG. 
 
(3) Registrierungserfordernis eines talāq-Ausspruchs 
Das syrische PSG trifft einige Voraussetzungen für die Wirksamkeit eines jeden talāq 
unabhängig davon, ob er außerhalb600 oder vor einem Gericht ausgesprochenen wird. 
Nach Art. 85 Abs. 2 PSG ist der außergerichtliche talāq eines Minderjährigen beim 
Gericht anzuzeigen und durch einen Richter zu entschieden. Art. 88 PSG regelt die 
Voraussetzungen der Verstoßung vor Gericht, die für alle Formen der Verstoßung 
                                                 
599
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gelten601 und damit auch für einen außerhalb des Gerichts erfolgten talāq, um 
rechtmäßig zu sein.602 Daneben gilt das Registrierungserfordernis für jede Art von 
talāq, um Rechtswirksamkeit herbeizuführen,603 Art. 45 Abs. 3 PSG. Die Eheleute (in 
dem Fall der den talāq aussprechenden Partner) haben die Pflicht, die Registrierung 
innerhalb der 10-tägigen Frist nach Art. 45 Abs. 2 PSG vorzunehmen. Bei der 
gerichtlich angezeigten Verstoßung erfolgt die Registrierung durch den Rechtspfleger 
und entbindet den Ehepartner von der gesetzlichen Meldepflicht.  
 
(4) Die Unterscheidung in widerrufliche und unwiderrufliche 
Scheidung 
Das syrische Recht kennt zwei Arten der Scheidung, nämlich widerrufliche und 
unwiderrufliche. Voraussetzung für beide ist zunächst, dass eine rechtsverbindliche 
Scheidung nach dem oben beschriebenen Verfahren registriert worden ist.  
 
Kennzeichen für die widerrufliche Scheidung ist, dass den Eheleuten die (weitere) 
Chance zur Aussöhnung und Wiederaufnahme der Ehe gegeben wird, bevor die 
Verstoßung mit all ihren Konsequenzen rechtsverbindlich wird. Der widerrufliche talāq 
liegt nach Art. 118 PSG vor, wenn der Ehemann innerhalb der Wartefrist seine 
verstoßene Ehefrau zurücknimmt. Die Rücknahme kann mündlich oder durch 
faktisches Handeln (Rückkehr zur Ehefrau oder Wiederaufnahme ins Haus) vollzogen 
werden. Gleiches gilt im umgekehrten Fall für die selbstverstoßene Ehefrau. Kehren 
die Eheleute zu einem Eheleben innerhalb der Wartefrist zurück, gilt zwar der 
ausgesprochene und registrierte talāq als rechtsverbindlich, er entfaltet jedoch nicht 
seine Ehe auflösende Wirkung.604 Gleiches gilt für jede Form der widerruflichen 
Scheidung, Art. 118 PSG. 
 
Das PSG limitiert die Anzahl der widerruflichen talāq auf zwei, Art. 94 PSG. Es besteht 
also die zweimalige Möglichkeit, die Verstoßung auszusprechen, das gerichtliche 
Registrierungsverfahren zu durchlaufen, um dann innerhalb der Wartezeit zueinander 
zurückzukehren. Wichtig ist hierbei, dass das Gesetz die Anzahl limitiert und talāq als 
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einseitiges Recht des Mannes angesehen wird. Räumt der Ehemann seiner Frau das 
Recht auf Verstoßung im Ehevertrag ein, hat er sich einen talāq der Ehefrau 
zuzurechnen. Die Erteilung einer Vollmacht zum talāq erhöht also nicht dessen Anzahl 
nach dem Gesetz. Es verbleibt bei einem zweimaligen Recht auf widerruflichen talāq. 
 
Kehrt der Ehemann während der Wartefrist des ersten oder bei dessen Widerruf 
während der Wartezeit des zweiten talāq nicht zu seiner Ehefrau zurück, gilt die Ehe 
als geschieden, Art. 118 Abs. 2 PSG.  
 
Kehrt der Ehemann nach dem zweiten widerrufenen talāq zu seiner Ehefrau zurück 
und verstößt er sie danach erneut, wird die Ehe mit diesem unwiderruflichen und 
registrierten talāq nach Art. 94 PSG als rechtsverbindlich geschieden angesehen.605 
 
Der dritte Scheidungsausspruch ist nach Art. 120 PSG unwiderruflich und beendet die 
Ehe sofort, allerdings gilt auch hier die Wartezeit, ohne dass sie eine Bedeutung für 
eine Rücknahme hat. Die Wartezeit dient in dem Fall nur der Klärung der Abstammung 
und der Unterhaltsleistung.606  
 
Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen dem widerruflichen und 
unwiderruflichen talāq ist dessen Wirkung auf eine potentielle erneute Ehe zwischen 
den geschiedenen Ehegatten. Ehegatten, die durch den ersten oder zweiten 
widerruflichen talāq geschieden worden sind, haben das Recht erneut zu heiraten. 
Voraussetzung hierfür sind die allgemeinen oben beschriebenen Ehekriterien inklusive 
der Vereinbarung einer neuen mahr, Art. 119 PSG.  
 
Die Scheidung nach einem unwiderruflichen talāq führt zu einem zeitweiligen 
Ehehindernis. Eine erneute Heirat kann erst erfolgen, wenn die Ehefrau zuvor einen 
anderen Mann geheiratet hat, dieser dann verstorben ist oder die Ehefrau 
rechtswirksam verstoßen hat,607 Art. 36 PSG i.V.m. Art. 120 PSG. 
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(5) Prüfungspunkte bei talāq 
Zusammengefasst sind folgende Punkte für eine Verstoßung, talāq, erforderlich: 
 
Für den ersten talāq gilt: 
1. Wirksam geschlossene Ehe. 
2. a) Notwendiges Alter des Ehemannes (ansonsten richterliche Genehmigung des 
talāq oder talāq – Ausspruch durch Richter). 
2. b) Notwendiges Alter der Ehefrau, wenn ihr die Verstoßung im Ehevertrag 
eingeräumt wurde. 
3. Kundgabe der 1. Verstoßung (mündlich, schriftlich oder durch allgemein 
verständliche Zeichen, sofern man nicht sprechen oder schreiben kann oder durch 
Vertreter) gegenüber der Frau, ohne geistige oder emotionale Beeinträchtigung, 
kein Missbrauch des Verstoßungsrechts. 
4. Antrag auf Registrierung vor Gericht, wenn nicht der talāq vor Gericht erklärt wurde. 
5. Ruhen des Verfahrens für einen Monat. 
6. Antragsbestätigung durch den Ehemann nach Ablauf des Monats. 
7. Ladung der Ehefrau durch das Gericht. Bei Nichterscheinen erfolgt die 
Registrierung des ersten talāq. Bei Widerspruch der Ehefrau erfolgt ein 
Schlichtungsverfahren. Erst nach Scheitern erfolgt die talāq - Registrierung. Mit 
erfolgter Registrierung wird der talāq rechtswirksam. 
8. Beginn der (dreimonatigen) Wartefrist. 
9. Wirksame und damit unwiderrufliche Scheidung nach Ablauf der Wartefrist ohne 
Rückkehr des Ehemannes zur Ehefrau oder Wiederaufnahme der Ehefrau durch 
den Ehemann. Aber kein Ehehindernis der Wiederheirat. 
 
Für den zweiten talāq gilt, sofern die Eheleute in der Wartefrist wieder zueinander 
gefunden haben: 
 
1. Kundgabe der 2. Verstoßung (mündlich, schriftlich oder durch allgemein 
verständliche Zeichen, sofern man nicht sprechen oder schreiben kann oder durch 
Vertreter) gegenüber der Frau, ohne geistige oder emotionale Beeinträchtigung, 
kein Missbrauch. 
2. Antrag auf Registrierung vor Gericht, wenn nicht der talāq vor Gericht erklärt wurde. 
3. Ruhen des Verfahrens für einen Monat. 
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4. Antragsbestätigung durch den Ehemann nach Ablauf des Monats. 
5. Ladung der Ehefrau durchs Gericht. Bei Nichterscheinen erfolgt Registrierung des 
zweiten talāq. Bei Widerspruch der Ehefrau erfolgt das Schlichtungsverfahren. Erst 
nach Scheitern erfolgt talāq - Registrierung. Mit erfolgter Registrierung wird der 
zweite talāq rechtswirksam. 
6. Beginn der (dreimonatigen) Wartefrist. 
7. Wirksame und damit unwiderrufliche Scheidung nach Ablauf der Wartefrist ohne 
Rückkehr des Ehemannes zur Ehefrau oder Wiederaufnahme der Ehefrau durch 
den Ehemann. Aber kein Ehehindernis der Wiederheirat. 
 
Für den dritten und damit unwiderruflichen talāq gilt, sofern die Eheleute in der 
Wartefrist wieder zueinander gefunden haben: 
 
1. Kundgabe der 3. Verstoßung (mündlich, schriftlich oder durch allgemein 
verständliche Zeichen, sofern man nicht sprechen oder schreiben kann oder durch 
Vertreter) gegenüber der Frau, ohne geistige oder emotionale Beeinträchtigung, 
kein Missbrauch. 
2. Antrag auf Registrierung vor Gericht, wenn nicht der talāq vor Gericht erklärt wurde. 
3. Mit erfolgter Registrierung wird der dritte talāq rechtswirksam. 
4. Beginn der Wartefrist zwecks Feststellung der Schwangerschaft der Frau für 
Fragen der Abstammung und des Unterhalts. Es entsteht das Ehehindernis der 
Wiederheirat. 
 
cc. Die einvernehmliche Scheidung (mukhāla‘a) durch 
Scheidungsvereinbarung  
Neben der Verstoßung der Ehefrau durch den Ehemann kennt das syrische PSG auch 
die einvernehmliche Scheidung (mukhāla‘a) einer wirksam geschlossenen Ehe durch 
eine Scheidungsvereinbarung, Art. 95 - 104 PSG. Wie der Ehevertrag auch, handelt 
es sich bei der Scheidungsvereinbarung um einen zivilrechtlichen 
Eheauflösungsvertrag, der durch Angebot und Annahme zustande kommt, Art. 96 
PSG, und zwar kann sowohl die Frau als auch der Mann dieses Angebot unterbreiten. 
Kennzeichen für diese Form der Ehescheidung ist neben dem Einvernehmen der 
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Eheleute im Hinblick auf die Scheidung, dass die Frau dem Mann für die Scheidung 
eine Kompensationszahlung zu leisten hat, Art. 95 Abs. 2 i.V.m. 97 PSG.  
 
Voraussetzungen für eine mukhāla‘a ist neben der gültigen Ehe, dass beide Ehegatten 
das für die Scheidung notwendige Alter erreicht haben. Der Mann muss mindestens 
18 Jahre alt sein, denn Art. 95 Abs. 1 PSG besagt, dass der Mann zur Vornahme der 
Scheidung berechtigt sein muss. Nach Art. 85 Abs. 1 PSG ist er dies mit der 
Vollendung des 18. Lebensjahres. Anderenfalls bedarf es der richterlichen 
Genehmigung zur einvernehmlichen Scheidung des Mannes, Art. 85 Abs. 2 PSG. Die 
Ehefrau sollte das Ehefähigkeitsalter von 17 Jahren erreicht haben, wobei 
Minderjährigkeit nicht zur Unwirksamkeit einer eingegangenen mukhāla‘a führt. Art. 95 
Abs. 2 PSG besagt lediglich, dass die mit der Scheidung einzugehende 
Zahlungsverpflichtung der minderjährigen Ehefrau nur dann wirksam wird, wenn ihr 
Vermögensvormund zustimmt. Art. 95 Abs. 2 PSG besagt aber nicht, dass die 
Scheidungsvereinbarung selbst unwirksam ist. Vielmehr muss in einem solchen Fall 
Art. 99 PSG greifen, wonach bei einer fehlenden Einigung über das für die Scheidung 
zu zahlende Entgelt der Frau, die gegenseitigen Ansprüche auf Rückzahlung der 
Morgengabe und Unterhalt entfallen.  
 
Wesentlicher und notwendiger Inhalt der mukhāla‘a Scheidung ist, dass einer der 
Eheleute der Gegenseite das Scheidungsangebot macht und die Frau entweder bei 
ihrem Angebot oder beim Angebot des Mannes im Gegenzug nach Art. 95 Abs. 2 PSG 
ein finanzielles Angebot einer Entschädigungsleistung unterbreitet.608 Den Eheleuten 
steht es nach Art. 97 PSG frei, darüber zu entscheiden, woraus die 
Entschädigungsleistung besteht oder welchen Wert oder welchen Betrag die 
Kompensationsleistung hat. Die Ehegatten können ebenso die Gegenleistung 
ausschließen, Art. 100 PSG. Bei der Gegenleitung muss es sich um einen 
Leistungsgegenstand handeln, zu dem man sich rechtmäßig verpflichten kann. Dieser 
kann aus Geld- oder Dienstleistungen bestehen. Zu den Geldleistungen zählt 
regelmäßig eine Vereinbarung über die Rückerstattung einer bereits an die Frau 
gezahlten Morgengabe. Hat die Ehefrau die Morgengabe bereits erhalten und wird die 
Rückerstattung nicht vereinbart, muss die Ehefrau eine andere Gegenleistung 
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erbringen. Die Gegenleistung für das Einbehalten der Morgengabe liegt im Verlust des 
Anspruchs der Ehefrau auf ehelichen Unterhalt gegen den Ehemann, Art. 98 PSG. 
Einigen sich die Ehegatten nicht auf ein Entgelt, dass die Ehefrau dem Mann zu leisten 
hat und hat die Ehefrau bereits die Morgengabe erhalten, verliert der Ehemann seinen 
Anspruch auf Rückerstattung der Morgengabe. Im Gegenzug muss der Ehemann der 
Ehefrau aber auch keinen ehelichen Unterhalt leisten, Art. 99 PSG. Art. 99 PSG zeigt, 
dass eine einverständliche Scheidung also auch dann möglich ist, wenn die Ehegatten 
sich nicht über ein Entgelt einigen können, sofern die Ehefrau bereits die Morgengabe 
erhalten hat. Der Anspruch der Ehefrau auf Unterhalt während der Wartezeit bleibt 
jedoch bestehen. Es sei denn, die Ehegatten treffen in der Scheidungsvereinbarung 
eine andere Regelung, Art. 101 PSG.  
 
Die Entschädigungsleistung kann aber auch in Form einer Dienstleistung durch die 
Ehefrau erbracht werden. Zu den Dienstleistungen zählen das Stillen eines 
gemeinsamen Kindes oder die Kinderbetreuung, für die der Mann dann nicht 
aufzukommen hat. Dies ergibt sich aus Art. 102 und 103 PSG, wonach der Ehemann 
von der Ehefrau das notwendige Geld für Ersatzleistungen verlangen kann, wenn die 
Frau die Leistungen nicht selbst erbringt. 
 
Nach Art. 100 PSG wird eine mukhāla‘a Scheidung, in der die Ehepartner die durch 
die Frau zu leistende Kompensationsleistung ausschließen in eine widerrufliche 
Verstoßung (talāq) umgewandelt. Der Ehemann kann die Frau also innerhalb der 
Wartezeit wieder zurücknehmen und die Ehe hat weiterhin Bestand. Wichtig ist hierbei, 
dass nicht zuvor bereits zwei widerrufliche talāq durchgeführt wurden, so dass die 
Umwandlung dann nur in einen unwiderruflichen talāq erfolgen kann und die Ehe 
aufgelöst wird. 
 
Für die mukhāla‘a Scheidung ist letztlich erforderlich, dass sie vor Gericht zur 
Anhörung gebracht und registriert wird, Art. 88 PSG. Bei dem gerichtlichen Antrag auf 
mukhāla‘a Scheidung passiert dasselbe wie bei einem Antrag auf talāq. Der 
angerufene Richter lässt das Verfahren zunächst für einen Monat ruhen, Art. 88 Abs. 
1 PSG, um dem Ehepaar die Möglichkeit des Überdenkens der Entscheidung zu 
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geben.609 Es greift auch hier ein Schutzmechanismus, der den Eheleuten eine Frist 
zum Überdenken des eigenen Handelns gibt, um gegebenenfalls die Ehe fortzuführen. 
Erscheinen die Ehegatten danach nicht mehr und auch nicht während der weiteren 
folgenden zwei Monate, lässt der Richter nach Verstreichen einer Frist von drei 
Monaten nach Antragstellung das Verfahren fallen, Art. 88 Abs. 4 PSG. Bestehen die 
Ehegatten allerdings nach Ablauf der Monatsfrist nach Antragsstellung weiterhin auf 
die mukhāla‘a Scheidung, werden sie vom Richter geladen und angehört. Ziel der 
richterlichen Anhörung ist es, dass die Ehegatten ihre Differenzen ausräumen, Art. 88 
Abs. 2 PSG, wozu auch die Hilfe von Schlichtern610 oder Familienangehörigen genutzt 
werden kann.611 Wenn sich herausstellt, dass sich die Ehegatten nicht versöhnen 
lassen, erteilt der Richter die Registrierungsgenehmigung des Scheidungsvertrages, 
Art. 88 Abs. 3 PSG, wodurch dieser rechtsverbindlich wird. 
 
Zusammengefasst sind folgende Punkte für eine mukhāla‘a Scheidung erforderlich: 
 
1. Wirksam geschlossene Ehe. 
2. Notwendiges Alter der Eheleute. 
3. a. Eheaufhebungsangebot des Mannes an die Ehefrau. 
3. b. Eheaufhebungsangebot der Frau an den Ehemann. 
4. Finanzielles Verzichtsangebot oder Angebot von Kompensationszahlungen oder 
Dienstleistungen der Ehefrau an den Ehemann. 
5. Beiderseitige Annahme der gegenseitig gemachten Angebote. 
6. Antragstellung bei Gericht. 
7. Ruhen des Verfahrens für einen Monat. 
8. Antragsbestätigungen durch die Eheleute. 
9. Gerichtliche Anhörung inkl. Schlichtungsversuch. 
10. Bei Scheitern der Schlichtung: Registrierung der mukhāla‘a Scheidung. 
 
Im Gegensatz zum zuvor beschriebenen talāq, bei dem es sich im Wesentlichen nur 
um ein, dem Mann allein zustehendes Recht auf Ehescheidung handelt, bietet die 
mukhāla‘a Scheidung der Ehefrau ein gewisses Gestaltungsrecht bei der 
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Ehescheidung. Die Ehefrau hat die Möglichkeit, dem Ehemann die Scheidung 
anzubieten, allerdings um den Preis, hierfür eine Gegenleistung erbringen zu müssen. 
Eine Ausnahme hiervon ist nur dann gegeben, wenn sich die Eheleute einvernehmlich 
zur Ehescheidung entschließen, sich aber nicht auf das zu leistende Entgelt einigen 
können, Art. 99 PSG, oder im Scheidungsvertrag ausdrücklich eine Gegenleistung 
ausschließen, Art. 100 PSG. Eine wirkliche Gleichwertigkeit der Rechtsstellungen der 
Frau zum Mann kann in einer mukhāla‘a Scheidung also nicht gesehen werden, da 
der Ehemann als Empfänger der Gegenleistung grundsätzlich bessergestellt wird als 
die Ehefrau, die sich in der Regel nur durch die Erbringung der Gegenleistung vom 
Ehemann lösen kann.  
 
dd. Die gerichtliche Scheidung (tafrīq) 
Tafrīq bezeichnet im syrischen PSG das Recht der Ehefrau, beim Vorliegen 
bestimmter Gründe, die Ehescheidung beim Gericht zu beantragen, Art. 105 - 115 
PSG. Voraussetzung ist jedoch, dass die Ehefrau das Vorliegen der Gründe zu 
beweisen612 hat. Insgesamt kennt das PSG vier Gründe613 in der Person des 
Ehemannes, die neben dem fehlenden sozialen Status die gerichtliche Scheidung 
herbeiführen können. 1. Eine geistige Störung oder unheilbare Krankheit, Art. 105 ff. 
PSG, 2. Abwesenheit, Art. 109 PSG, 3. Fehlende Unterhaltsleistung, Art. 110 - 111 
PSG oder 4. Zugefügtes Leid, Art. 112 -115 PSG. 
 
(1) Scheidung wegen Krankheit 
Für eine Scheidung aufgrund einer geistigen Störung oder unheilbaren Krankheit setzt 
Art. 105 Buchstabe a) PSG voraus, dass diese den Ehemann von der Vollziehung der 
Ehe abhalten muss, so dass auch Impotenz des Mannes nach Art. 106 PSG einen 
Scheidungsgrund darstellt. Möglich ist auch, dass die Geisteskrankheit des Mannes 
nach Eheschließung eingetreten ist, Art. 105 Buchstabe b) PSG, und somit ein Recht 
auf Scheidung begründet. Voraussetzung ist jedoch immer, mit Ausnahme der 
Impotenz, Art. 106 Abs. 2 PSG, da diese sich nach der Rechtsauffassung erst bei 
Vollziehung der Ehe herausstellt, dass die Gründe der Frau zum Zeitpunkt der Heirat 
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nicht bekannt waren oder sie sich mit der Krankheit abgefunden hat, Art. 106 Abs. 1 
PSG. Verlangt die Frau aus einem der genannten Gründe die Scheidung, hat sie dies 
beim Gericht zu beantragen. Der hiermit befasste Richter hat sich davon zu 
überzeugen, ob die Krankheit heilbar oder unheilbar ist. Wird die Krankheit als 
unheilbar angesehen, spricht der Richter die Scheidung sogleich aus, Art. 107 S. 1 
PSG. Liegt jedoch die Möglichkeit der Heilung vor, kann der Richter nach Art. 107 Satz 
2 PSG das Verfahren für bis zu einem Jahr aussetzen, um feststellen zu können, ob 
die Krankheit tatsächlich heilbar ist. Erst nach Ablauf dieser Frist und anschließender 
Feststellung der Unheilbarkeit erfolgt die Scheidung, Art. 107 Satz 3 PSG. Die nach 
Art. 107 PSG vorgenommene Ehescheidung ist unwiderruflich und es greifen die 
normalen Regelungen für die Wartezeit.614 
 
(2) Scheidung wegen Abwesenheit des Ehemannes 
Für die Scheidung aufgrund von Abwesenheit des Ehemannes kennt das PSG nach 
Art. 109 Abs. 1 zwei unterschiedliche Gründe. Neben einer Verurteilung zu einer 
Gefängnisstrafe von mehr als drei Jahren kommt auch die grundlose Abwesenheit des 
Ehemannes in Betracht. In beiden Fällen muss der Ehemann länger als ein Jahr 
abwesend sein. Diese Form der Scheidung stellt allein auf die Abwesenheit des 
Mannes ab. Selbst wenn der Ehemann Vermögen besitzt, aus dem die Frau während 
der Abwesenheit den Unterhalt bestreiten kann, beseitigt das den Scheidungsgrund 
nicht. Der Scheidung liegen keine ökonomischen Erwägungen zugrunde, sondern nur 
die gewollte oder verschuldete Abwesenheit des Ehemannes.615 Die Ehefrau kann in 
beiden Fällen die Scheidung von ihrem Ehemann bei Gericht beantragen und die Ehe 
wird unwiderruflich geschieden, Art. 109 Abs. 2, Satz 1 PSG. Es bedarf also keines 
allgemeinen Gerichtsverfahrens mit Aussöhnungsversuch, da der Ehemann physisch 
nicht zur Verfügung steht. Die Unwiderruflichkeit der Ehescheidung gilt aber nicht für 
beide Eheleute gleichermaßen. Nach Art. 109 Abs. 2, Satz 2 PSG hat der Ehemann, 
wenn er innerhalb der Wartezeit der Ehefrau aus dem Gefängnis entlassen wird und 
zu ihr zurückkehrt oder allgemein zur Ehefrau zurückkommt, das Recht zur 
Fortführung der Ehe. Diese Ehescheidung ist demnach für den Mann widerruflich, für 
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die Frau jedoch unwiderruflich und sie muss in der Wartezeit abwarten, ob ihr 
Ehemann zu ihr zurückkehrt.  
 
(3) Scheidung wegen Nichtzahlung des Unterhalts 
Kommt der Ehemann seinen Unterhaltsleistungen gegenüber der Frau nicht nach, 
obwohl er anwesend und hierzu im Stande ist oder er nicht beweisen kann, dass er 
hierzu nicht im Stande ist, hat die Ehefrau nach Art. 110 Abs. 1 PSG das Recht, die 
gerichtliche Scheidung von ihrem Mann zu verlangen. Allerdings führt der Nachweis 
des Ehemannes, dass er seiner Unterhaltspflicht nicht nachkommen kann, nicht 
automatisch zu einer Scheidung. Vielmehr setzt der Richter das Verfahren zunächst 
aus, um dem Ehemann innerhalb einer Frist von maximal drei Monaten die Möglichkeit 
zu gewähren, den Unterhaltsleistungen wieder nachzukommen, Art. 110 Abs. 2 PSG. 
Die dreimonatige Frist ist als Anlehnung an die Wartefrist zu sehen. Erst nach 
Verstreichen dieser Frist und fehlender Unterhaltsleistung des Ehemannes spricht der 
Richter die Scheidung aus, Art. 110 Abs. 2, Satz 2 PSG. Eine Scheidung, die aufgrund 
fehlender Unterhaltsleistung erfolgt, ist widerruflich, Art. 111 Satz 1 PSG. Sie ist also 
vergleichbar mit einem widerruflichen talāq, mit der Folge, dass der Ehemann 
innerhalb der Warteperiode nach Ausspruch der Scheidung zu seiner Ehefrau 
zurückkehren oder die Ehefrau wiederaufnehmen kann. Voraussetzung hierfür ist 
allerdings, dass er gegenüber dem Gericht seine Zahlungsfähigkeit nachweist und 
diese auch tatsächlich gegenüber der Frau erfüllt, Art. 111 Satz 2 PSG. Anderenfalls 
führt das Zurückkehren der Ehefrau innerhalb der Wartefrist nicht zur Fortsetzung der 
Ehe und die widerrufliche Scheidung wandelt sich in eine unwiderrufliche Scheidung. 
Das Ehehindernis der Wiederheirat tritt aber erst nach der dritten Verstoßung ein. 
 
Der Grund für die Widerruflichkeit dieser Form der Scheidung ist aller Voraussicht nach 
der, dass wirtschaftliche Krisen in der Ehe nicht zu einer sofortigen Scheidung führen 
sollen, sondern dem Ehemann maximal sieben Monate Zeit (Ruhephase des Gerichts, 
dreimonatige Fristsetzung und Mindestzeit der Warteperiode) gegeben werden kann, 
um die finanzielle Not zu überwinden. 
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(4) Scheidung wegen ehelichen Zerwürfnisses aufgrund von 
Gewaltzufügung 
Für den Scheidungsgrund des ehelichen Zerwürfnisses ist erforderlich, dass ein 
Ehegatte den anderen Ehegatten derart schädigt, dass die Fortsetzung der Ehe für 
den anderen Ehegatten unmöglich ist, Art. 112 Abs. 1 PSG. Das Gesetz unterscheidet 
nicht nach physischer oder psychischer Gewalt und auch nicht, dass dieses 
Scheidungsrecht nur dem Mann oder der Frau zusteht. Die Schädigung kann also von 
beiden Eheleuten ausgehen und beide Eheleute können die Scheidung gestützt auf 
diesen Scheidungsgrund bei Gericht beantragen.  
 
Art. 112 PSG hat die Besonderheit, dass für diese Scheidung zwei unterschiedliche 
Versöhnungsverfahren vorgesehen sind, je nachdem, ob die Schädigung 
nachgewiesen wurde. Ist die Schädigung nachgewiesen, und dem Scheidungswilligen 
obliegt hierfür die Beweislast, setzt der Richter einen Versöhnungsversuch zwischen 
den Eheleuten an. Erst nach Scheitern des Versöhnungsversuches wird die Ehe 
unwiderruflich aufgelöst, Art. 112 Abs. 2 PSG. Die Ehefrau kann in der Wartezeit also 
nicht zurückgenommen werden.  
 
Ist die Schädigung nicht bewiesen, setzt der Richter das Verfahren für mindestens 
einen Monat aus, Art. 112 Abs. 3 PSG. Die Eheleute haben in dieser Zeit die 
Möglichkeit, wieder zueinander zu finden. Erst nach Ablauf der Frist beginnt das 
gesonderte Schiedsverfahren, wenn der Kläger oder die Klägerin am 
Scheidungsantrag wegen Schädigung festhält. Für dieses Schiedsverfahren ernennt 
der Richter jeweils einen Schlichter aus der jeweiligen Familie der Ehegatten, die er 
für fähig hält, die Schlichtung herbeizuführen. Ist er der Ansicht, dass es in den 
Familien keine geeigneten Personen gibt, kann er auch andere Schlichter wählen, die 
aber alle unparteiisch und gewissenhaft zu agieren haben und diesbezüglich vom 
Richter vereidigt werden, Art. 112 Abs. 3 Satz 3 PSG. Aufgabe der Schiedsmänner ist 
es, sich um die Versöhnung der Eheleute, Art. 114 Abs. 1 PSG, und damit um den 
Fortbestand der Ehe und die Aufklärung der Ursachen für das Zerwürfnis zwischen 
den Eheleuten zu kümmern. Ziel ist auch festzustellen, ob und welcher der Ehegatten 
für das eheliche Zerwürfnis die Verantwortung tragt, Art. 114 Abs. 2 und 3 PSG. Dies 
alles erfolgt im Rahmen eines durch den Richter initiierten und beaufsichtigten 
Schlichtungsverfahrens. Hierzu werden neben den Eheleuten und den 
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Schiedsmännern auch weitere Personen geladen, die nach Ansicht der 
Schiedsmänner, der Schlichtung dienen, Art. 113 Abs. 1 PSG. Interessant ist, dass 
das Nichterscheinen eines oder beider Ehegatten, keinen Einfluss auf das 
Schiedsverfahren hat, Art. 113 Abs. 2 PSG. Die Teilnahme ist also nicht erforderlich. 
 
Die Schlichter führen die Schlichtung zwischen den Eheleuten durch und die 
Schlichtung kann zu folgenden Ergebnissen führen. 1. Die Schlichtung war erfolgreich 
und die Eheleute versöhnen sich. In diesem Fall hat die Ehe weiterhin Bestand. 2. Das 
Schlichtungsergebnis ist negativ. Zwischen den Eheleuten wurde die Schädigung 
festgestellt und die Scheidung ist aus Sicht der Schlichter durchzuführen. Ist die 
Schlichtung nach ihrer Ansicht gescheitert und die Ehe aufzulösen, stellt das syrische 
Recht aber noch die Schuldfrage, Art. 114 Abs. 2 und 3 PSG und definiert Folgen der 
Schuld. Bei alleiniger oder überwiegender Schuld des Ehemannes wird die 
unwiderrufliche Scheidung beschlossen, Art. 114 Abs. 1 PSG. Lässt sich lediglich das 
tiefgreifende Zerwürfnis zwischen den Eheleuten feststellen, nicht aber ob oder 
welcher Seite Schädigungen zuzurechnen sind, beschließen die Schiedsmänner die 
Scheidung, Art. 114 Abs. 3 PSG. Außerdem kann in einem solchen Fall und unter der 
Voraussetzung, dass die Ehefrau dem zustimmt, beschlossen werden, dass die 
Ehefrau einen Teil ihrer Ansprüche gegen den Ehemann verliert, so dass diese Form 
der Scheidung dann auch als mukhāla‘a Scheidung anzusehen ist.616 Hierbei wird es 
im Wesentlichen um Teile der Morgengabe oder unterhaltsrechtliche Ansprüche 
gehen.  
 
Das PSG trifft keine Regelung dahingehend, was die Folge ist, wenn allein der Frau 
die Schuld für das Zerwürfnis der Ehe angelastet wird. Das mag darin begründet sein, 
dass der Mann in einem solchen Fall auch das Recht hat, seine Frau zu verstoßen. 
Allerdings kann aus wirtschaftlichen Erwägungen die Scheidung wegen des ehelichen 
Zerwürfnisses für den Ehemann attraktiver sein. Es ist zu vermuten, dass bei einer 
Schuldfeststellung der Frau der Anspruchsverlust gegen den Mann deutlich höher ist, 
wenn man bedenkt, dass selbst bei Nichtfeststellung der Schuld bereits der 
(einverständliche) Verlust von Ansprüchen der Frau erfolgt. 
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Wenn in der Schlichtung der Fall eintritt, dass die Schlichter zu keinem einheitlichen 
Ergebnis für die Scheidung und Schuldfrage kommen, kann der Richter die 
Schiedsmänner austauschen oder aber auch einen dritten Schiedsmann ernennen, 
Art. 114 Abs. 4 PSG, dessen Stimme dann den Ausschlag für den Beschluss der 
Schiedsmänner gibt. 
 
Die oben genannten Ergebnisse und Beschlüsse haben die Schlichter dem Richter 
mitzuteilen, wobei sie diese nicht zu begründen brauchen, Art. 115 PSG. Fertigen sie 
eine Begründung an, ist diese dem Richter zu übergeben.617 Der Richter hat die 
Möglichkeit, die Entscheidung zu akzeptieren oder das Ergebnis abzulehnen, Art. 115 
Satz 1 PSG. Lehnt der Richter die Entscheidung der Schiedsmänner ab, ist er dennoch 
nicht befugt, das Scheidungsurteil auszusprechen. Vielmehr ist ein letzter und weiterer 
(also der dritte) Schlichtungsversuch durchzuführen, für den der Richter zwei andere 
Schiedsmänner zu ernennen hat, Art. 115 Satz 2 PSG. Erst nach diesem letzten 
Versuch kann der Richter die Scheidung aussprechen. 
 
Zu dem Scheidungsrecht aufgrund des ehelichen Zerwürfnisses ist Folgendes 
anzumerken: Wenn der Mann die Zufügung von Leid vor Gericht nicht beweisen kann, 
bleibt ihm immer noch die Möglichkeit, die Frau zu verstoßen.618 Die Frau hat per se 
dieses Recht nicht. Kann sie das ihr zugefügte Leid nicht beweisen und hat sie sich 
nicht das Recht auf Verstoßung durch den Ehegatten im Ehevertrag einräumen lassen, 
steht sie rechtlich gesehen bei gleicher Beweislast schlechter da, als ihr Ehemann. Ihr 
bleibt nur die Fortführung des Schlichtungsverfahrens, verbunden mit dem etwaigen 
finanziellen Anspruchsverlust, um eine Scheidung zu erreichen. 
 
ee. Das Recht der Ehefrau oder ihres Vormundes auf 
Auflösung der Ehe wegen fehlender Ebenbürtigkeit des 
Ehemannes  
Neben den gerichtlichen Scheidungen kennt das PSG noch das Recht der Frau oder 
ihres Vormundes, die Auflösung der Ehe zu verlangen, wenn der Ehemann nicht dem 
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gleichen sozialen Status der Frau entspricht, es ihm also an der Ebenbürtigkeit fehlt, 
vgl. Art. 27 und 32 PSG. 
 
Nach syrischem Recht ist eine Ehevoraussetzung, Art. 26 PSG, dass der Ehemann 
von gleichem sozialen Status ist wie die Ehefrau. Umgekehrt ist dies für die 
Wirksamkeit der Ehe nicht von Relevanz. Ein Ehemann kann also auch eine Frau 
unterhalb seines sozialen Status´ heiraten.619 Der mangelnde soziale Status des 
Ehemannes stellt also ein Ehehindernis dar. Auch wenn es nicht ausdrücklich in den 
Art. 40 ff. PSG genannt wird, ist dies bei einer Eheschließung durch hoheitlichen Akt 
bereits durch den Richter zu prüfen. Lässt es sich feststellen oder hat der Ehemann 
über seinen sozialen Status die Unwahrheit gesagt, gibt dieses den Sozialstatus 
schützende Recht der Ehefrau oder ihrem Vormund nach Art. 29 PSG, die Möglichkeit, 
eine sozial ungleiche Ehe durch Antrag vor Gericht durch das Gericht aufheben zu 
lassen. Was den gleichen sozialen Status ausmacht, sagt das PSG selbst nicht aus, 
sondern verweist in Art. 28 PSG auf das Gewohnheitsrecht. Eine Aufhebung der Ehe 
aufgrund ungleichen Status ist jedoch ausgeschlossen, wenn die Ehefrau schwanger 
ist, Art. 30 PSG, oder sich der soziale Status erst nach der Eheschließung 
verschlechtert hat, Art. 31 PSG. Gründe für den Ausschluss sind dann auch hier der 
Schutz der legitimen Abstammung des Kindes und dass eine Verschlechterung der 
sozialen und wirtschaftlichen Situation während der Ehe nicht zu deren Auflösung 
führt. Es sei denn, die wirtschaftliche Verschlechterung des Ehemannes ist von Dauer 
und führt zur Verletzung der Unterhaltspflicht, was dann einen Scheidungsgrund nach 
Art. 110 Abs. 1 PSG begründen kann.  
 
ff. Wirkungen der Eheauflösung, Art. 118 – Art. 120 PSG 
Mit der Scheidung, unabhängig davon, ob diese einseitig oder durch Gericht erklärt 
wurde, ist die Ehe nicht immer automatisch beendet. Vielmehr ist zu unterscheiden, 
ob es sich bei der Ehescheidung um eine widerrufliche oder unwiderrufliche Scheidung 
handelt. Liegt eine widerrufliche Scheidung vor, kann der Ehemann beispielsweise die 
durch widerruflichen talāq verstoßene Ehefrau innerhalb der Wartefrist 
wiederaufnehmen, Art. 118 Abs. 1 PSG. Erfolgt während der Wartezeit die Rücknahme 
der Frau durch den Mann, gilt zwar der rechtswirksam ausgesprochene widerrufliche 
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talāq, er führt aber nicht zur Beendigung der Ehe. Die Scheidung wird durch die 
Rücknahme der Frau hinfällig und die Ehe besteht fort. Handelt es sich hierbei um den 
ersten talāq, kann der Ehemann seine Frau noch zwei weitere Male verstoßen und ein 
weiteres Mal zurücknehmen. Erfolgt während der Wartezeit allerdings keine 
Rücknahme der Frau durch den Mann, gelten die Eheleute rechtlich als geschieden, 
Art. 118 Abs. 2 PSG.  
 
Für die geschiedenen Eheleute sind die Art. 119 und 120 PSG für eine mögliche 
Wiederheirat von Relevanz. Einer Wiederheirat steht eine Scheidung immer dann 
entgegen, wenn sie dreimal erklärt und hierdurch unwiderruflich wurde. Die 
Unwiderruflichkeit begründet in dem Fall das Ehehindernis nach Art. 120 PSG i.V.m. 
Art. 36 PSG. Eine Wiederheirat ist nur möglich, wenn die dreimalig verstoßene Ehefrau 
erneut heiratet, vom neuen Ehemann geschieden wird und die anschließende 
Wartezeit verstrichen ist.   
 
Das Ehehindernis der Wiederheirat besteht allerdings nicht, Art. 119 PSG, wenn eine 
widerrufliche Scheidung durch Ablauf der Wartezeit unwiderruflich wurde, sofern die 
Verstoßung weniger als dreimal ausgesprochen worden ist. Der erste und zweite talāq 
begründen kein Ehehindernis. 
 
gg. Wartezeit (´idda) 
Der Scheidung nach syrischem Recht folgt die Wartezeit (´idda) oder Wartefrist. Die 
Wartezeit ist in den Art. 121 - 127 PSG geregelt und dient im Wesentlichen drei 
Zwecken: 1. Der Feststellung, ob eine Schwangerschaft der Ehefrau besteht,620 um 
hieran die entsprechenden Regelungen der legitimen Abstammung knüpfen zu 
können, Art. 131 PSG. 2. Der Bemessung der Dauer von Unterhaltsansprüchen, Art. 
83 PSG. 3. Der Möglichkeit, eine widerrufliche Scheidung zurückzunehmen, Art. 118 
PSG. 
 
Der Beginn der Wartezeit wird nach Art. 125 PSG für den Todesfall des Ehemanns mit 
dem Datum des Todes festgelegt. Für Scheidungen durch talāq (Verstoßung), 
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mukhāla‘a (einvernehmliche Scheidung), tafrīq (gerichtliche Scheidung) oder 
Trennung einer fehlerhaften Ehe beginnt die Wartezeit mit dem Datum der jeweiligen 
Erklärung. Art. 125 PSG trifft keine Aussage über den Beginn der Wartezeit für eine 
nichtig erklärte Ehe. Da auch hierfür die Wartezeit gilt, vgl. Art. 83 PSG, ist analog Art. 
125 PSG der Beginn der Wartezeit mit der Nichtigerklärung durch das Gericht 
festzusetzen.  
 
Die Wartezeit knüpft für die Feststellung der Dauer an unterschiedliche 
Lebenssituationen an und unterscheidet nichtschwangere Frauen, schwangere 
Frauen und Witwen. Für die nichtschwangeren Frauen ist die Basis der Berechnung 
die Monatsblutung. Das PSG enthält unterschiedliche Regelungen für die jeweiligen 
Fruchtbarkeitszeiträume einer Frau. Für eine nichtschwangere Frau beträgt die 
Wartezeit drei volle Menstruationsperioden, Art. 121 Buchstabe a) PSG. Ziehen sich 
bei einer Frau die Menstruationen hin, hatte sie keine oder hören die Regelblutungen 
vor Erreichen der Menopause auf, verlängert sich die Wartezeit auf ein volles Jahr, 
Art. 121 Buchstabe b) PSG. Für Frauen in der Menopause wird die Wartezeit auf drei 
Monate festgelegt, Art. 121 Buchstabe c) PSG.  
 
Bei der schwangeren Frau dauert die Wartezeit bis zur Niederkunft des lebendig 
geborenen Kindes. Kommt es zu einer Fehlgeburt, endet die Wartezeit mit dem Tag 
des Aborts, sofern der Fötus bereits teilweise ausgebildet ist, Art. 124 PSG. Für die 
Schwangerschaft gilt die zeitliche Begrenzung des Art. 128 PSG. Die Mindestdauer 
der Schwangerschaft ist mit 180 und maximal 364 Tagen festgelegt, so dass die 
Wartezeit einer Schwangeren spätestens nach 364 Tagen endet.621 
 
Für die einzelnen Feststellungen nach Art. 121 und Art. 124 PSG sind im Zweifel 
ärztliche Atteste durch die Frau beizubringen, um die Wartezeit und den damit ggf. 
bestehenden Unterhaltsanspruch gegenüber ihrem Ehemann durchzusetzen. 
 
Die Wartezeit einer Witwe beträgt nach Art. 123 PSG vier Monate und zehn Tage.  
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Eine Sonderregelung trifft Art. 127 PSG für den Fall, dass der Ehemann während der 
Wartezeit verstirbt, was zu einer Verlängerung der jeweils zuvor geltenden Wartezeit 
führt. Unterschieden wird in Wartezeiten nach widerruflicher und unwiderruflicher 
Scheidung. Für die widerrufliche Scheidung gilt, dass die Frau die Wartezeit der Witwe 
einzuhalten hat, ohne dass zuvor verstrichene Zeiträume der zuvor geltenden 
Wartezeit hierauf angerechnet werden, Art. 127 Abs. 1 PSG. Stirbt beispielsweise der 
Ehemann einer schwangeren Frau eine Woche vor der Niederkunft, beginnt die Frist 
von vier Monaten und zehn Tagen unabhängig davon, dass die Wartezeit 
beispielsweise bereits neun Monate gedauert hat. Somit kann sie sogar über der 
Grenze nach Art. 128 PSG, 364 Tage, liegen. Stirbt der Mann allerdings bei einer 
unwiderruflich erklärten Scheidung (dreimalig erklärter talāq), gilt die längere der 
beiden Wartezeiten, die der Witwe oder die nach Art. 121 PSG geltende Wartezeit. 
 
Für die nichtvollzogene Ehe (Beiwohnung) kommt eine Wartezeit nur in Betracht, wenn 
der Ehemann vor Vollziehung der Ehe stirbt, Art. 126 PSG. Wird die Ehe also vor 
Vollziehung einseitig oder einvernehmlich getrennt, ist keine Wartezeit einzuhalten, 
weil ein etwaiges Kind nicht aus der Ehe entstammen kann. 
 
Ist die Ehe allerdings vollzogen aber fehlerhaft und wird dann geschieden, gelten die 
allgemeinen Voraussetzungen für die Wartezeit, die in Art. 121 PSG aufgeführt sind, 
Art. 122 PSG. Auch wenn das Gesetz dies nicht explizit nennt, müssten auch die 
anderen Regelungen über die Schwangerschaft und den Witwenstatus Anwendung 
finden, da mit Vollziehung der Ehe auch die Schwangerschaft begründet werden kann. 
 
Erfolgt während der Wartezeit die Rücknahme der Frau durch den Mann, gilt zwar der 
rechtswirksam ausgesprochene widerrufliche talāq, er führt aber nicht zur Scheidung 
der Ehe, Art. 118 Abs. 1 PSG. Handelt es sich hierbei um den ersten talāq, kann der 
Ehemann seine Frau noch zwei weitere Male verstoßen und ein weiteres Mal 
zurücknehmen. Erfolgt während der Wartezeit keine Rücknahme der Frau durch den 
Mann, gelten die Eheleute rechtlich als geschieden, Art. 118 Abs. 2 PSG.  
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c. Die politische Situation in Syrien und deren Auswirkungen auf 
das anzuwendende Recht  
Das oben beschriebene syrische PSG und die daraus abgeleiteten Regelungen zur 
Eheschließung und Ehescheidung und die hierfür erforderlichen Voraussetzungen 
basieren wie jedes kodifizierte Recht auf der Annahme politischer Stabilität. Gerade 
diese gibt es zum Zeitpunkt der Verfassung dieser Arbeit in Syrien allerdings nicht. 
Vielmehr ist das Land seit Ausbruch des arabischen Frühlings in 2011 und dem danach 
folgenden Bürgerkrieg politisch zersplittert. Weite Teile des Landes unterliegen nicht 
der Kontrolle des in Syrien regierenden Assad Regimes, sondern unterschiedlichen 
Bürgerkriegsparteien wie dem „Islamischen Staat“, syrischen Rebellenmilizen oder 
kurdischen Rebellen. Die Grenzen zwischen den jeweils kontrollierten und besetzten 
Gebieten verändern sich je nach Kampferfolg der jeweiligen Seite. Inwieweit das 
kodifizierte Recht überhaupt in den besetzten Gebieten zur Anwendung kommt, ist 
fraglich. Geht man aber davon aus, dass auch in Zeiten des Bürgerkrieges Menschen 
heiraten oder sich scheiden lassen oder Frauen durch talāq verstoßen werden, stellt 
sich die Frage, welches Recht hierauf überhaupt zur Anwendung kommt. 
Insbesondere in den Gebieten, die vom „Islamischen Staat“ besetzt sind, kann davon 
ausgegangen werden, dass die Rechtsauslegung (Scharia) allein aufgrund des Koran 
in der Auslegung durch den „Islamischen Staat“ und damit in einer sehr strikten Art 
und Weise erfolgt. Da das Schariarecht, anders als das kodifizierte und Scharia 
geprägte PSG, für die Ehescheidung keine Formerfordernisse kennt und auch für talāq 
oder die Ehescheidung insgesamt keine Registrierungserfordernisse bestehen, wird 
es schwierig sein, das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe nachzuweisen, da es 
hierüber keine offiziellen Dokumente geben wird. Diese Schwierigkeiten werden nicht 
nur innerhalb Syriens, je nach Ausgang des Bürgerkrieges und der danach folgenden 
politischen Situation, von Bedeutung sein. Auch im Rahmen der Flüchtlingsthematik, 
wenn Flüchtlinge aus diesen Regionen beispielsweise nach Deutschland kommen, 
stellt sich die Frage der Nachweisbarkeit. Beantragen beispielsweise syrische 
Flüchtlinge in Deutschland die Ehescheidung einer rein nach Schariarecht 
geschlossenen Ehe, ohne weitere Nachweise des Bestehens erbringen zu können, 
wird dies Fragen bei der Prüfung der wirksam geschlossenen Ehe als 
Scheidungsvoraussetzung mit sich bringen. Ebenso wird sich die Frage nach dem der 
Ehe zugrunde zu legenden Recht und dessen Anwendbarkeit und Vereinbarkeit mit 
europäischem oder deutschem Recht stellen.  
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Unabhängig von der derzeitigen politischen Situation in Syrien muss aber festgestellt 
werden, dass das syrische PSG nicht mit dem in Art. 33 der syrischen Verfassung 
postulierten Grundsatz, dass alle Bürger dieselben Rechte haben, einhergeht. Im 
Ehescheidungsrecht haben Frauen auch nach der Verabschiedung der Verfassung in 
Syrien nicht dieselben Rechte wie deren Ehemänner, so dass hier weiterhin eine 
Ungleichheit, wie sie das PSG festschreibt, weiterbesteht. 
 
d. Das syrische Scheidungsrecht und seine Anwendung nach der 
Rom III-VO 
Nachfolgend wird dargestellt, inwieweit das syrische Scheidungsrecht mit der Rom III-
VO kompatibel ist. Dies ist deshalb von Bedeutung, um die Frage zu klären, welches 
Sachrecht ein deutsches Gericht anzuwenden hat, wenn sich zwei syrische Eheleute 
scheiden lassen wollen oder wenn ein syrischer Ehepartner sich von einem 
nichtsyrischen Ehepartner scheiden lassen will. Das anzuwendende Sachrecht 
bestimmt sich auch in einem solchen Fall nach den Vorschriften der Art. 5 - 8 Rom III-
VO. Art. 5 Rom III-VO bietet die Möglichkeit der Rechtswahlvereinbarung. Aufgrund 
der Flüchtlingssituation sind auch theoretische Fallkonstellationen nach Art. 8 Rom III-
VO denkbar, die syrisches Recht zur Anwendung kommen lassen können. Fälle, bei 
denen nach Art. 8 Rom III-VO syrisches Recht im Rahmen einer Flucht zur Anwendung 
kommen kann, sind die nach Art. 8 Buchstaben b) und c) der Rom III-VO. Nach Art. 8 
Buchstabe b) Rom III-VO sind Fallkonstellationen denkbar, in denen beide Ehegatten 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Syrien hatten und einer der Ehegatten beispielsweise 
als Flüchtling oder aus anderen Gründen nach Deutschland kommt und innerhalb 
eines Jahres nach Ankunft den Scheidungsantrag bei einem deutschen Gericht 
einreicht, während der andere Ehegatte weiterhin in Syrien seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Eine Anwendung syrischen Rechts auf die Scheidung nach Art. 8 
Buchstabe c) Rom III-VO kommt in Betracht, wenn beide Ehegatten syrische 
Staatsangehörige sind, nach Deutschland kommen aber noch kein gewöhnlicher 
Aufenthalt in Deutschland begründet wurde (Art. 8 Buchstabe a) Rom III-VO) und einer 
der Ehegatten in Deutschland die Scheidung beantragt. Im Rahmen der Flucht ist 
hierbei allerdings entscheidend, ob eine Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer 
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Konvention oder nach dem Asylgesetz vorliegt, die zu einem Personalstatutwechsel 
geführt hat, der dann die Staatsangehörigkeit überlagert. 
 
Auch wird geklärt, ob ein Ehevertrag eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom 
III-VO darstellt und hierdurch syrisches Recht zur Anwendung kommt. Schließlich 
handelt es sich bei der islamischen Ehe um einen zivilrechtlichen Vertrag, so dass 
Regelungen für das auf die Scheidung anzuwendende Recht zumindest nicht 
ausgeschlossen werden können. 
 
aa. Ehevertrag und Rechtswahlvereinbarung 
Das syrische PSG sieht in den Regelungen zur Eheschließung, Art. 1 – 4 PSG, zum 
Ehevertrag, Art. 5 – 52 PSG oder zu den Regelungen der Auflösung der Ehe, Art. 85 
– 127 PSG, keine spezifischen Regeln zum Abschluss einer Rechtswahlvereinbarung 
vor. Das Fehlen einer solchen Regelung bedeutet aber nicht zwangsläufig, dass nach 
syrischem Recht keine Rechtswahl für die Ehescheidung getroffen werden kann. Bei 
der Rechtswahlvereinbarung handelt es sich um eine vertragliche Regelung zwischen 
den Eheleuten, so wie der Ehevertrag nach syrischem Recht selbst eine 
privatrechtliche Vereinbarung darstellt. Eine Regelung zur Rechtswahl könnte also aus 
zivilrechtlicher Sicht in einen Ehevertrag mit aufgenommen werden.622 Hiergegen 
spricht aber Art. 14 Abs. 2, 2. Halbsatz SBGB. Danach bestimmt sich das auf die 
Ehescheidung anzuwendende Recht nach dem Heimatrecht des Ehemannes zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung. Art. 15 SBGB besagt, dass allein das syrische Recht 
maßgeblich ist, wenn einer der beiden Ehegatten zum Zeitpunkt der Eheschließung 
syrischer Staatsangehöriger war. Es kommt durch diese Privilegierung also immer 
syrisches Recht zur Anwendung, sofern nur einer der Ehegatten Syrer ist, selbst wenn 
es dann nicht das Heimatrecht des Ehemannes im Zeitpunkt der Klageeinreichung ist. 
Als einzige Ausnahme gilt eine anderslautende in Kraft gesetzte internationale 
Vereinbarung, Art. 25 SBGB. Sofern keine internationale Vereinbarung vorliegt, bleibt 
es bei der Anwendung syrischen Rechts auf die Ehescheidung, sofern ein Ehegatte 
zum Zeitpunkt der Eheschließung Syrer war. Der Rahmen für eine 
Rechtswahlvereinbarung nach syrischem Recht ist also sehr eng begrenzt und ist 
                                                 
622
 Vgl. hierzu OLG Hamm IPRax 2014, 349, 353; OLG Hamm NZFam 2016, 1035, 1036; Althammer, NZFam 
2016, 1022, 1023; BayObLG 1998, 103, 108. 
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abhängig von internationalen Vereinbarungen, die es einem syrischen Ehepaar oder 
einem binationalen Ehepaar, bei dem einer der Ehegatten Syrer zum Zeitpunkt der 
Eheschließung ist, erlauben, Rechtswahlvereinbarungen zu treffen. 
 
Für den Fall, dass es eine internationale Vereinbarung gibt, die den Ehegatten eine 
Rechtswahl erlaubt, ist die in Syrien geschlossene Rechtswahlvereinbarung anhand 
der in der Vereinbarung festgelegten Kriterien abzuschließen. Kommt es dann darüber 
hinaus zu dem Fall, dass ein syrisches Ehepaar in einem teilnehmenden Mitgliedstaat 
der Rom III-VO die Scheidung begehrt und die Rechtswahlvereinbarung vorlegt, muss 
das Gericht im Rahmen der Prüfung feststellen, ob die Rechtswahlvereinbarungen den 
Voraussetzungen der Art. 5 – 7 Rom III-VO entspricht. Ist dies nicht der Fall, bestimmt 
sich das auf die Ehescheidung anzuwendende Recht nach Art. 8 Rom III-VO. 
Begehren die Ehegatten allerdings in Deutschland die Ehescheidung, können sie nach 
Art. 5 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 Rom III-VO bis zum Abschluss der mündlichen Verhandlung 
die getroffene Rechtswahl ändern oder eine neue anhand den Kriterien der Rom III-
VO treffen. Dabei kann es allerdings dazu kommen, dass die nun getroffene 
Rechtswahl aufgrund der begrenzten Rechtswahlmöglichkeiten der Rom III-VO nicht 
mehr mit der zuvor festgelegten Rechtswahl übereinstimmt. 
 
Liegt der Fall einer binationalen Ehe vor, in der einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der 
Eheschließung syrischer Staatsangehöriger war und der andere Ehegatte aus einem 
an der Rom III-VO teilnehmenden Mitgliedstaat stammt, ergibt sich das Recht zum 
Abschluss einer Rechtswahlvereinbarung aus Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO. 
Die Schwierigkeit ergibt sich dann aber daraus, dass die Rom III-VO keine bindende 
internationale Vereinbarung für Syrien darstellt. Nach syrischem Recht ist die 
Rechtswahlvereinbarung nicht bindend, da Art. 15 SBGB immer noch syrisches Recht 
als maßgeblich ansieht, selbst wenn ein anderes Recht gewählt wird. In einem solchen 
Konflikt sind dann nach Art. 26 SBGB die IPR Grundsätze anzuwenden und das 
Ergebnis am syrischen ordre public zu messen, Art. 30 SBGB. Einzige kodifizierte 
Ausnahme ist bei einer möglichen Rechtswahlvereinbarung dann gegeben, wenn das 
nach Art. 5 Rom III-VO gewählte Recht dasselbe der lex fori ist. Denn nach Art. 23 
SBGB bestimmt sich das materielle Recht im Falle eines gerichtlichen Verfahrens nach 
dem Ort, an dem die Klage eingereicht wird. 
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Eine weitere Frage, die sich im Zusammenhang mit der Rechtswahlvereinbarung stellt 
ist, ob beispielsweise eine Regelung im Ehevertrag, die der Ehefrau das Recht auf 
Selbstverstoßung einräumt, als Rechtswahlvereinbarung zu qualifizieren ist. Denn die 
Ehegatten vereinbaren nach den Formvorschriften für den Ehevertrag eine 
Bestimmung, wonach die Frau aufgrund syrischen Rechts und unter dessen 
Anwendung die Verstoßung und damit die Scheidung vom Ehemann vornehmen kann, 
so dass diese Vereinbarung den Kriterien des Art. 6 und 7 Rom III-VO entsprechen 
könnte. Der Unterschied wird hier aber darin zu sehen sein, dass den Ehegatten das 
Wahlrecht fehlt. Sie haben nicht die Möglichkeit zwischen zwei oder mehr 
Rechtsordnungen zu wählen, was den Kern einer Rechtswahl ausmacht, sondern sie 
fixieren lediglich das Recht der Frau, selbst die Verstoßung gegen sich 
vorzunehmen.623 
 
Dem Argument, dass Art. 5 Rom III-VO vom Normzweck eine Wahlmöglichkeit nicht 
zwingend voraussetzt,624 kann in diesem Fall nicht gefolgt werden. Ein wesentlicher 
Erwäggrund der Rom III-VO ist, dass der erhöhten Mobilität der Bürger mit Flexibilität 
und Rechtssicherheit für das wählbare Recht begegnet wird und den Bürgern eine 
eingeschränkte Rechtswahl an die Hand gegeben wird.625 Die Rom III-VO geht also 
gerade von einer Wahlmöglichkeit aus, sofern eine Verbindung zum Recht 
verschiedener Staaten besteht. Aufgrund der erforderlichen Verschiedenheit des 
Staatsbezugs, sei es durch den gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Land als 
dem Heimatland, durch unterschiedliche Staatsangehörigkeiten der Ehegatten oder 
der Kombination aus beidem, wird die Wahlmöglichkeit erst begründet. Zudem 
widerspricht die gesetzlich begründete Privilegierung einer Staatsangehörigkeit, wie 
sie das syrische Recht vorsieht, dem europäischen Grundsatz der Nichtprivilegierung 
einer Staatsangehörigkeit innerhalb der Europäischen Union.626 Nun kann dieser 
europäische Grundsatz nicht auf das IPR anderer Staaten außerhalb der 
Europäischen Union übertragen werden. Wenn aber ein nationales Recht die 
zwingende Anwendung desselben Rechts aufgrund der Staatsangehörigkeit 
voraussetzt, begründet dies eben keine Wahlmöglichkeit für die jeweiligen 
Staatsangehörigen. Vielmehr wird das anzuwendende Recht durch den Staat diktiert. 
                                                 
623
 So auch Helms, IPRax 2014, 334, 335. 
624
 Vgl. OLG Hamm IPRax 2014, 349, 353. 
625
 Vgl. Erwäggrund 15 Rom III-VO. 
626
 Gruber, IPRax 2012, 381, 386; Helms, FamRZ 2011, 1765, 1770 f. 
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bb. Die Vereinbarkeit eines talāq nach syrischem Recht mit 
der Rom III-VO 
Zur Vereinbarkeit von talāq mit der Rom III-VO wurde bereits ausführlich in den 
Kapiteln „Talāq“ und „Vorläufige Schlussfolgerung zur Privatscheidung“ geschrieben. 
Vergleicht man die Ausführungen zum talāq nach syrischem Recht mit den zuvor 
genannten Kapiteln, kann man feststellen, dass es sich beim talāq nach syrischem 
Recht um eine Verstoßung aufgrund von Schariarecht der hanafitischen Lehre handelt. 
Nach dieser Lehre ist ein talāq eine Privatscheidung aufgrund rechtsgeschäftlichen 
Handelns und das Recht auf talāq steht einseitig nur dem Ehemann zu. Zwar sieht Art. 
88 Abs. 1 PSG für die Ehescheidung durch talāq ein gerichtliches Verfahren vor, aber 
nicht jede in Syrien ausgesprochene Verstoßung erfolgt vor Gericht und durchläuft 
dieses Verfahren.627 Da auch solche Verstoßungen registriert werden, die nicht vor 
Gericht ausgesprochen werden, ist diesem Verfahren nur begrenzte Bedeutung 
beizumessen und die Verstoßung nach syrischem Recht als Privatscheidung zu 
qualifizieren. 
 
Nachdem der Europäische Gerichtshof die Privatscheidung vom sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO ausgeschlossen hat,628 kann es zu keiner 
Anwendung eines talāq im Rahmen des nach der Rom III-VO berufenen anzuwenden 
Sachrechts auf eine Ehescheidung kommen. 
 
Hätte der Europäische Gerichtshof die Einbeziehung der Privatscheidung in den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO bejaht, so wäre im Rahmen der 
Vereinbarkeitsprüfung des talāq mit der Rom III-VO festzustellen, ob die Ehefrau durch 
das syrische Recht einer Ungleichbehandlung gegenüber ihrem Ehemann im Hinblick 
auf den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung ausgesetzt wird. Wenn dies 
abstrakt zu bejahen ist, verstößt der talāq, aufgrund seiner Eigenart als einseitiges 
Scheidungsrecht des Mannes, gegen Art. 10 Rom III-VO. Wie zuvor beschrieben,629 
                                                 
627
 Vgl. van Eijk, S. 183 f. 
628
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=DE&mode=r
eq&dir=&occ=first&part=1 (aufgerufen April 2019). 
629
 Vgl. hierzu die Ausführungen im Kapitel „Talāq“. 
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leitet sich Art. 10 Rom III-VO aus dem Grundverständnis der Anerkennung der 
Grundrechte aus den Europäischen Verträgen und der Grundrechtcharta ab630 und 
schließt ausländischen Recht aus, wenn das Recht entweder keine Ehescheidung 
gewährt oder einem Ehegatten aufgrund des Geschlechts keinen gleichberechtigten 
Zugang zur Ehescheidung gewährt. Eine Ungleichbehandlung zwischen Männern und 
Frauen widerspricht dem Verbot der geschlechtlichen Diskriminierung nach Art. 21 
Abs. 1 Grundrechtcharta und wesentlichen Bestimmungen der Verträge wie Art. 2 EUV 
und Art. 67 AEUV. Aus Art. 10 AEUV ergibt sich zudem das Ziel der Union, bei der 
Durchführung ihrer Politik und damit auch im Rahmen der Gesetzgebung durch den 
Rat, Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts zu bekämpfen. Im Rahmen des 
legislativen Handelns ergibt sich daraus die Notwendigkeit, eine Klausel wie Art. 10 
Rom III-VO in Rechtsakte aufzunehmen, die einen universellen Anwendungsbereich 
nach Art. 4 Rom III-VO begründen. Die Achtung der Grundrechte im Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts und die Notwendigkeit, diesen Raum vor 
grundrechtsschädigender Rechtsanwendung ausländischen Rechts zu schützen, 
begründen die Verpflichtung zur Abwehr von grundrechtsverletzendem ausländischem 
Recht. Eine Toleranz in der Anwendung ausländischen Rechts, das zur 
Grundrechtsverletzung führt, kann aufgrund des Stellenwertes des 
Grundrechtsschutzes nicht bestehen.  
 
Die Anwendung ausländischen Rechts findet ihre Grenze in Art. 10 Rom III-VO dort, 
wo die Anwendung ausländischen Rechts geschlechtsdiskriminierend den 
gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes verhindert. Die Abwehr geschlechtsdiskriminierenden Rechts dient 
innerhalb des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts dazu, seinen Bürgern 
einen Raum zu sichern und zu schützen, indem ein Vertrauen auf den Schutz des 
erreichten Besitzstandes der Europäischen Union, seiner Werte und Grundrechte 
gewährleistet wird.  Ein talāq als einseitiges, allein dem Ehemann zustehendes 
Scheidungsrecht nach syrischem Recht kann aufgrund des fehlenden 
gleichberechtigten Ehescheidungszugangs der Frau deshalb nicht zur Anwendung 
kommen.  
 
                                                 
630
 Vgl. Erwäggrund 16 Rom III-VO. 
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Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn man bei Art. 10 Rom III-VO die konkrete, 
anstelle der abstrakten Ungleichbehandlung voraussetzt631 und der Fall vorliegt, in 
dem der Ehefrau aufgrund der Vertreterposition nach Art. 87 Abs. 2 PSG das Recht 
auf Selbstverstoßung durch den Ehemann eingeräumt wurde. In diesem Fall hat die 
Ehefrau dieselben Rechte zur Verstoßung wie der Ehemann. Eine konkrete 
Ungleichberechtigung des Zugangs auf Ehescheidung der Frau aufgrund ihres 
Geschlechts im Vergleich zum Ehemann liegt dann nicht vor.632 Der talāq nach 
syrischem Recht hätte aber weiterhin der Prüfung nach Art. 12 Rom III-VO standhalten 
müssen. Da es sich hierbei um die Vereinbarkeitsprüfung mit dem jeweils nationalen 
Recht im Rahmen des ordre public Vorbehalts handelt, sind die im Kapitel „Talāq“ 
aufgezeigten Grundsätze der Rechtsprechung anzuwenden. Mit der Selbstverstoßung 
stimmt die Ehefrau der Verstoßung explizit zu. Demzufolge kann die Ehe in 
Deutschland geschieden werden. Zwar stellt die Privatscheidung einen Verstoß gegen 
den deutschen ordre public dar, der Verstoß wird aber durch die Zustimmung der 
Ehefrau und bei Vorliegen der nach deutschem Recht erforderlichen Voraussetzungen 
nach §§ 1564 ff. BGB geheilt. Allerdings wird die Ehe in Deutschland dann nicht durch 
privates Handeln, sondern durch das Gericht nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F.633 i.V.m. 
§ 1564 Satz 2 BGB geschieden.634  
 
Hieran ändert auch die Tatsache nichts, dass ein Ausländer versuchen kann, die 
Ehescheidung unter Anwendung des Heimatrechts in der Botschaft seines 
Heimatlandes in Deutschland durchzuführen. Bei dem Botschaftsgelände handelt es 
sich um deutsches Territorium, so dass es sich auch bei einer solchen Scheidung um 
eine Inlandsscheidung handelt.635 Gleiches gilt für die Fälle, in denen in einer Moschee 
in Deutschland eine Verstoßung erfolgt. Auch diese Verstoßung wird auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland ausgeführt und kann nach Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. 
i.V.m. § 1564 Satz 2 BGB nicht zu einer Scheidung der Ehe führen.636 
                                                 
631
 Vgl. Helms, IPRax 2014, 334, 335. 
632
 Anderer Ansicht: Helms, IPRax 2014, 334, 335, der bei einem talāq (nach iranischem Recht), auch bei einer 
Vertretungsbefugnis der Ehefrau immer schon einen Verstoß gegen Art. 10 Rom III-VO sieht, da das 
Scheidungsrecht der Ehefrau deutlich hinter dem Scheidungsrecht des Mannes zurückbleibt. 
633
 Gesetz zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr. 
1259/2010 und zur Änderung anderer Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 23.01.2013 (BGBl. I S. 
101). 
634
 So auch Gärtner, StAZ 2012, 357, 362; Winkler von Mohrenfels, FS Martiny, 595, 601. 
635
 Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 302; Münchener Kommentar, Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB, 
Rn. 13, Erman, Hohloch, Art. 17 EGBGB, Rn. 21; Beitzke, FamRZ 1959, 507. 
636
 Ebenso OVG Lüneburg StAZ 2006, 111, 112. 
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Daraus ergibt sich, dass eine Scheidung durch talāq nach syrischem Recht auch unter 
der Einbeziehung der Privatscheidung unter den sachlichen Anwendungsbereich der 
Rom III-VO an Art. 10 Rom III-VO gescheitert wäre. Selbst wenn man bei Art. 10 Rom 
III-VO von einer konkreten Ungleichberechtigung des Zugangs auf Ehescheidung 
ausgeht und der Ehefrau zudem das Recht auf Selbstverstoßung zusteht, käme eine 
Privatscheidung aufgrund von Art. 12 Rom III-VO in Deutschland nicht zum Tragen. 
Denn letztlich kann nach deutschem Recht eine Ehescheidung nur durch Gericht und 
nicht durch privatgeschäftliches Handeln erfolgen. Ein talāq nach syrischem Recht 
wäre auch in dem Fall der Anwendbarkeit der Privatscheidung unter der Rom III-VO 
mit der Rom III-VO vor einem deutschen Gericht nicht vereinbar gewesen. Die 
universelle Anwendung des berufenen Rechts nach Art. 4 Rom III-VO findet hier ihre 
Grenze. 
 
Auch die neue Fassung des Art. 17 EGBGB637 ändert an dieser Situation nichts. Zwar 
finden nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. die Art. 10 und 12 Rom III-VO keine 
Anwendung. An ihre Stelle tritt jedoch der deutsche ordre public Vorbehalt nach Art. 6 
EGBGB. Da in Deutschland eine Ehe nur durch ein Gericht geschieden werden kann, 
Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F., bleibt es in Deutschland bei der Situation, dass auch unter 
der Anwendung syrischen Ehescheidungsrechts ein talāq in Deutschland nicht möglich 
ist. Ein talāq kann lediglich in eine Ehescheidung umgewandelt und nach Art. 17 Abs. 
3 EGBGB n.F. in Verbindung mit § 1564 Satz 2 BGB unter den dort genannten 
Voraussetzungen geschieden werden. 
 
cc. Die Vereinbarkeit der einvernehmlichen Scheidung 
(mukhāla‘a) durch Scheidungsvereinbarung mit der Rom 
III-VO 
Wie im Kapitel „Die einvernehmliche Scheidung (mukhāla’a) durch 
Scheidungsvereinbarung“ beschrieben, ist Kennzeichen der mukhāla’a, neben dem 
Einvernehmen der Ehegatten über die Aufhebung der Ehe, die Kompensationsleistung 
der Ehefrau und der privatrechtliche Charakter des Scheidungsvertrags. Aufgrund 
                                                 
637
 Gesetz zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften des Internationalen Privatrechts 
vom 17. Dezember 2018. Bundesgesetzblatt Jahrgang 2018 Teil I Nr. 47, S. 2573, 2580. 
  
195
einer zivilrechtlichen Vereinbarung zwischen den Eheleuten wird die Ehe, die als 
zivilrechtlicher Vertrag geschlossen wurde, durch einen solchen wieder beendet. Auch 
bei der mukhāla’a ist ein gerichtliches Verfahren nach Art. 88 PSG für die Fälle 
vorgesehen, die vor Gericht gebracht werden. Anders als bei dem zuvor 
beschriebenen talāq kommen diese Fälle häufig vor Gericht, da diese Form der 
Scheidung den Frauen die Möglichkeit einräumt, sich von ihren Männern scheiden zu 
lassen.638 Das gerichtliche Verfahren dient der Anhörung und Schlichtung der 
Ehegatten auch unter Einbeziehung von Familienangehörigen. Erst wenn diese 
Schlichtung erfolglos geblieben ist, erteilt der Richter die Registrierungsgenehmigung 
der Scheidungsvereinbarung. Die Scheidung selbst oder auch ein 
Scheidungsausspruch wird nicht durch den Richter vorgenommen. Die mukhāla’a wird 
im PSG auch nicht unter den gerichtlichen Scheidungen nach Art. 105 ff. PSG geführt, 
weshalb es sich bei der mukhāla’a um eine Privatscheidung mit gerichtlichem 
Schlichtungsverfahren handelt. Für die Anwendung der Rom III-VO auf 
Privatscheidungen gilt das zuvor in den Kapiteln „Talāq“ und „Vorläufige 
Schlussfolgerung zur Privatscheidung“ Dargestellte.  
 
Der Europäische Gerichtshof hat die Privatscheidung vom sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO ausgeschlossen.639 In der Entscheidung wird 
explizit auf den talāq nach syrischem Recht Bezug genommen. Es wird darauf 
verwiesen, dass eine Ehescheidung, die durch „einseitige Erklärung eines Ehegatten 
vor einem geistlichen Gericht“ bewirkt wird, nicht unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO fällt.640 Bei einer mukhāla’a handelt es sich aber 
nicht um eine einseitige Ehescheidung und es findet ein Scheidungsverfahren vor 
einem geistlichen Gericht statt. Dieses Verfahren führt jedoch nicht zum Ausspruch 
der Ehescheidung durch das Gericht, sondern das geistliche Gericht erteilt lediglich 
die Genehmigung der privatrechtlich vereinbarten mukhāla’a. Da nach der 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs unter dem Begriff der „Ehescheidung“ 
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 Vgl. van Eijk, S. 182 f. 
639
 Vgl. EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst
&dir=&occ=first&part=1&cid=3431986 (aufgerufen April 2019). 
640
 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst
&dir=&occ=first&part=1&cid=3431986 (aufgerufen April 2019). 
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nur solche Ehescheidungen zu verstehen sind, die „entweder von einem staatlichen 
Gericht oder von einer öffentlichen Behörde bzw. unter deren Kontrolle ausgesprochen 
werden“,641 wird gerade auch die mukhāla’a nicht vom sachlichen Anwendungsbereich 
der Rom III-VO erfasst. 
 
Die Einbeziehung der privatrechtlichen mukhāla’a unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO hätte zu keinem anderen Ergebnis geführt. 
Zunächst wäre zu klären gewesen, ob eine mukhāla’a mit Art. 10 Rom III-VO vereinbar 
gewesen wäre. Die Frage der fehlenden Vereinbarkeit mit Art. 10 Rom III-VO kann 
sich daraus ergeben, dass die Frau sich für eine mukhāla’a von ihrem Mann loskaufen 
muss. Denn im Wesentlichen setzt die mukhāla’a das Unterbreiten eines finanziellen 
Angebotes der Ehefrau an ihrem Ehemann für die Zustimmung der Eheauflösung 
voraus, Art. 97 und 98 PSG. Etwas Vergleichbares gibt es für den Ehemann nicht. Im 
Gegensatz zur Ehefrau hat er neben einer mukhāla’a die Möglichkeit, die Frau zu 
verstoßen, wenn er sich von ihr trennen will. Eine finanzielle Kompensation ist dafür 
nicht erforderlich. Es kann in dem Erfordernis der Kompensationszahlung also ein 
fehlender gleichberechtigter Zugang zur Ehescheidung aufgrund des Geschlechts der 
Frau gesehen werden, Art. 10 Rom III-VO.  
 
Die Folge ist dann, dass eine mukhāla’a nach syrischem Recht nicht zur Anwendung 
kommt. Hiergegen spricht aber, dass sowohl die Frau als auch der Mann nach 
syrischem Recht die Möglichkeit zur einvernehmlichen Scheidung nach Art. 95 ff. PSG 
haben. Anders als beim talāq handelt es sich bei der einvernehmlichen Scheidung 
nicht um ein einseitiges Scheidungsrecht, das nur einem Ehegatten zusteht. Der 
Unterschied zwischen den Ehegatten besteht nicht in der Diskriminierung des Zugangs 
zur Ehescheidung, den Art. 10 Rom III-VO voraussetzt, sondern in der grundsätzlichen 
Leistung einer Kompensationszahlung. Die Kompensationszahlung ist aber vom 
Zugang zur Ehescheidung zu trennen, denn Art und Umfang werden ja zum Teil erst 
im gerichtlichen Schlichtungsverfahren ermittelt. Zudem ist zu bedenken, dass die 
Kompensationszahlung meist in der Leistung der Morgengabe erfolgt, Art. 98 PSG. 
Finanziell gesehen werden die Ehegatten dadurch so gestellt, wie sie mit Blick auf die 
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 EuGH, Urteil vom 20.12.2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst
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Morgengabe vor der Ehe gestanden haben, so dass sich hieraus kein finanzieller 
Nachteil für die Frau ergeben muss. Eine Unvereinbarkeit mit Art. 10 Rom III läge bei 
einer mukhāla’a also nicht vor. 
 
Es stellt sich allerdings die Frage, ob Art. 12 Rom III-VO und damit der ordre public 
Vorbehalt der Anwendung der mukhāla’a vor einem deutschen Gericht 
entgegengestanden hätte. Das Ergebnis der mukhāla’a ist die einvernehmlich 
zwischen den Ehegatten geschlossene zivilrechtliche Scheidungsvereinbarung. Die 
mukhāla’a ist eine Privatscheidung. An ihrem Ende steht nicht die gerichtliche 
Entscheidung, sondern die Scheidungsvereinbarung der Ehegatten. Eine solche 
zivilrechtliche Vereinbarung der Ehegatten, die die Ehe scheidet, kennt das deutsche 
Recht nicht und es widerspricht dem Ehescheidungsmonopol des Staates nach § 1564 
BGB. Diesem Scheidungsmonopol haben sich auch Ausländer in Deutschland nach 
Art. 17 Abs. 2 EGBGB zu unterwerfen,642 so dass eine mukhāla’a in Deutschland als 
reine Privatscheidung nicht in Betracht kommt und an Art. 12 Rom III-VO scheitert. 
Dies bezieht sich allerdings nur auf die Ehescheidung, die durch das Gericht zu 
erfolgen hat, nicht jedoch auf die Anwendung der Kompensationsregelungen, die das 
PSG vorsieht. Ein etwaiger Verzicht auf die Morgengabe verstößt nicht gegen Art. 12 
Rom III-VO.  
 
Möglich ist also, dass Ehegatten, die die Scheidung begehren und bereits ein Jahr 
getrennt leben, vor einem deutschen Gericht beide die Scheidung beantragen, § 1566 
Abs. 1 BGB, und sich für die kompensatorischen Zahlungen nach den Kriterien des 
PSG einigen, sofern nicht eine solche Vereinbarung am ordre public scheitert. Gründe, 
wonach ein Verzicht der Ehefrau auf die Morgengabe oder die Rückerstattung der 
Morgengabe gegen den deutschen ordre public verstößt, sind nicht ersichtlich, da 
hierdurch keine Schlechterstellung der Frau gegenüber der Situation vor der Ehe 
erfolgt. Denn auch das syrische PSG gewährt der Ehefrau in einem solchen Fall 
Unterhaltsansprüche, vgl. Art. 98 PSG, so dass hierdurch keine Mittellosigkeit eintritt. 
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 BGH NJW 1982, 517, 519; BGH, Urteil vom 06.10.2004 - Aktenzeichen XII ZR 225/01, DRsp Nr. 
2004/17437; BGH IPRax 2009, 347, 350; Pauli, S. 34; Erman, Hohloch, Art. 17 EGBGB, Rn. 16 ff.; Staudinger, 
Rauscher (2010), § 1564, Rn. 18 ff; Soergel, Heintzmann (2012), § 1564, Rn. 5; Weller/ Hauber/ Schulz, IPRax 
2016, 123, 126. 
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Eine mukhāla’a als einvernehmliche Privatscheidung zwischen den Ehegatten nach 
syrischem Recht wäre unter der Einbeziehung als Privatscheidung in den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO durch das Scheidungsmonopol des deutschen 
Staates aus § 1564 BGB und damit aufgrund des ordre public Vorbehalts nach Art. 12 
Rom III-VO ausgeschlossen. Die universelle Anwendung des berufenen Rechts nach 
Art. 4 Rom III-VO gilt deshalb nicht für die für die einvernehmliche Privatscheidung 
nach syrischem Recht. 
 
Zu demselben Ergebnis kommt auch die Neuregelung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB. 
Nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. kommt zwar statt Art. 12 Rom III-VO Art. 6 
EGBGB zur Anwendung. Unter dem deutschen ordre public in Zusammenhang mit Art. 
17 Abs. 3 EGBGB n.F. in Verbindung mit § 1564 BGB scheitert die mukhāla’a am 
Scheidungsmonopol des Staates. 
 
Davon unabhängig zu behandeln sind Vereinbarungen zwischen den Ehegatten, wie 
der Verzicht auf die Morgengabe oder deren Rückerstattung, die die Ehegatten, 
gestützt auf das PSG im Rahmen einer Scheidung vor einem deutschen Gericht 
vereinbaren. Diese Vereinbarung oder Regelungen der Scheidungsfolgen, auf die 
weiterhin syrisches Recht anzuwenden ist, sind dann jeweils an Art. 12 Rom III-VO zu 
messen. 
 
dd. Die Vereinbarkeit der gerichtlichen Scheidung (tafrīq) mit 
der Rom III-VO 
Bei den möglichen gerichtlichen Scheidungen, tafrīq, die das syrische Recht vorsieht, 
stellt sich die Frage der grundsätzlichen Vereinbarkeit mit der Rom III-VO, anders als 
bei der Privatscheidung nicht, da es sich in diesen Fällen ausschließlich um 
Ehescheidungen handelt, die in den Zuständigkeitsbereich von Gerichten im Sinne 
von Art. 3 Ziffer 2 Rom III-VO fallen. Kommt syrisches Recht nach Art. 5 oder 8 Rom 
III-VO zur Anwendung, ist die Vereinbarkeit der gerichtlichen Scheidungsgründe nach 
syrischem Recht mit Art. 10 und 12 Rom III-VO zu klären. Bei den gerichtlichen 
Scheidungsgründen, mit Ausnahme der gerichtlichen Scheidung wegen ehelichen 
Zerwürfnisses, Art. 112 ff. PSG, handelt es sich um Scheidungsrechte, die allein der 
Ehefrau zustehen. Zwar hat dies zum einen spezifische Gründe im körperlichen 
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(Unfruchtbarkeit) oder geistigen Gesundheitszustand des Mannes, Art. 105 PSG, oder 
in seiner Fähigkeit, für die Frau finanziell aufzukommen, Art. 110 PSG, andererseits 
kann man argumentieren, dass auch dem Mann in gleich gelagerten Fällen ein Recht 
auf gerichtliche Scheidung zustehen muss. Betrachtet man die Gründe allein für sich, 
kann in der Tatsache, dass das Recht auf gerichtliche Scheidung nach Art. 105 ff. PSG 
nicht dem Mann ebenso zusteht, eine Benachteiligung des gleichberechtigten 
Zugangs zur Ehescheidung aufgrund des Geschlechts gesehen werden. Dies wäre 
richtig, wenn man den Kontext des syrischen Scheidungsrechts außer Acht lässt. Nach 
syrischem Recht hat der Mann das Recht, seine Frau jederzeit ohne Nennung von 
Gründen zu verstoßen, ohne dass es hierfür, mit Ausnahme der Registrierung, 
besonderer Voraussetzungen bedarf. Liegen also Gründe in der Person der Ehefrau 
vor, die mit den Scheidungsgründen der gerichtlichen Scheidung der Ehefrau 
gleichzusetzen sind, kann der Ehemann seine Frau einfach verstoßen und er benötigt 
dafür keine gerichtliche Unterstützung. Insofern stellen die Art. 105 ff. PSG in ihrer 
Anwendung keine Benachteiligung des Ehemannes für die Möglichkeit, sich scheiden 
zu lassen dar, sondern spezifizieren Scheidungsmöglichkeiten der Ehefrau nach dem 
syrischen PSG. Aus diesem Grund verstoßen die gerichtlichen Scheidungsgründe 
nach Art. 105 ff. PSG nicht gegen Art. 10 Rom III-VO.  
 
Die Frage, die sich weiterhin stellt ist, ob die gerichtlichen Scheidungsgründe nach Art. 
105 ff. PSG mit der öffentlichen Ordnung des Rechts des Staates des angerufenen 
Gerichts offensichtlich unvereinbar sind, Art. 12 Rom III-VO. Bei einer Anwendung 
syrischen Scheidungsrechts in Deutschland hat das deutsche Gericht in der 
Anwendung der Vorschriften zu beachten, dass eine Unvereinbarkeit mit dem 
deutschen ordre public nicht schon deshalb gegeben ist, wenn das ausländische Recht 
von deutschen Rechtsvorschriften abweicht.643 Vielmehr muss im konkreten Fall das 
Ergebnis der Anwendung des ausländischen Rechts nach den Grundgedanken und 
Gerechtigkeitsvorstellungen des deutschen Rechts „zu missbilligen sein“.644 Bei der 
Prüfung darf sich der deutsche Richter „nicht zum Sittenrichter“645 über das fremde 
Recht erheben. Die Kernfrage, die sich im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von 
                                                 
643
 Bereits zu Art. 30 EGBGB a.F. BGHZ 39, 173, 176 f.; BGH FamRZ 2004, 1952, 1955. 
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 Bereits zu Art. 30 EGBGB a.F. BGHZ 39, 173, 176 f.; BGHZ 56, 180, 191 f.; Scholz, StAZ, 2002, 321, 325 
f.; BGHZ 118, 312, 331; BGH FamRZ 2004, 1952, 1955. 
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 BayObLG 1969, 70, 73; Palandt, Thorn, Art. 6 EGBGB, Rn. 6; Erman, Hohloch, Art. 6 EGBGB, Rn. 16. 
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ausländischem Recht und deutschem ordre public stellt ist zunächst, ob eine solche 
Prüfung überhaupt in Betracht kommt. Denn nach deutschem Recht bedarf es für die 
Ehescheidung keiner Scheidungsgründe. Im deutschen Ehescheidungsrecht gilt 
vielmehr das Zerrüttungsprinzip.646 Hiernach kann eine Ehe geschieden werden, wenn 
sie als gescheitert gilt, § 1565 Abs. 1 Satz 1 BGB, was dann der Fall ist, wenn die 
Lebensgemeinschaft zwischen den Ehegatten nicht mehr besteht und deren 
Wiederherstellung nicht vermutet werden kann, § 1565 Abs. 1 Satz 1 BGB. In 
besonderen Härtefällen kann auch eine Scheidung erfolgen, wenn die Ehegatten 
weniger als ein Jahr lang getrennt voneinander leben, § 1565 Abs. 2 BGB. 
Voraussetzung hierfür ist, dass in dem Fortbestand der Ehe eine unzumutbare Härte 
für einen Ehegatten begründet ist. Hieran werden strenge Anforderungen gestellt, die 
über die Gründe, die auf ein Scheitern der Ehe schließen lassen, hinausgehen.647     § 
1566 Abs. 1 BGB begründet die Vermutung des Scheiterns einer Ehe, wenn die 
Ehegatten seit mehr als einem Jahr getrennt leben und beide Ehegatten die Scheidung 
bei Gericht beantragen oder einer der Ehegatten den Scheidungsantrag stellt und der 
andere Ehegatte dem Antrag zustimmt. Ist dies nicht der Fall, wird das Scheitern der 
Ehe gesetzlich als unwiderlegbar vermutet, wenn die Ehegatten seit mehr als drei 
Jahren getrennt leben, § 1566 Abs. 2 BGB. Das Getrenntleben der Ehegatten wird in 
§ 1567 BGB als das Fehlen einer häuslichen Gemeinschaft definiert, die ein Ehegatte 
erkennbar nicht herstellt, weil er diese ablehnt. 
 
Das syrische gerichtliche Ehescheidungsrecht unterscheidet sich vom deutschen 
Recht dahingehend, dass es spezifischer Gründe für die Ehescheidung bedarf. Das 
deutsche Recht geht hingegen vom Prinzip des Scheiterns der Ehe aus, dass durch 
Zeitablauf und Getrenntleben gekennzeichnet ist. Wie ausgeführt, reicht aber das reine 
Abweichen von Vorschriften648 und damit muss auch der Grundgedanke des Rechts 
einhergehen, der diese Vorschriften begründet, nicht aus, um ausländische 
Rechtsvorschriften am ordre public scheitern zu lassen. Es erfolgt deshalb eine 
Prüfung der einzelnen Gründe der gerichtlichen Scheidung nach syrischem Recht. 
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 Soergel, Heintzmann, vor §§ 1564 - 1568, Rn. 5; Staudinger, Rauscher (2010), Vorbem zu §§ 1564 ff., Rn. 
25; Palandt, Brudermüller, Einführung vor § 1564, Rn. 2. 
647
 OLG Köln FamRZ 1992, 319. 
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 BGH FamRZ 2004, 1952, 1955. 
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(1) Scheidung wegen Krankheit 
Die Scheidung aufgrund von Krankheit, die die Vollziehung der Ehe durch den Mann 
unmöglich macht oder Impotenz, nach Art. 105 Buchstabe a) PSG, hat ihren Ursprung 
vermutlich in der Vorstellung der Ehe, die nach Art. 1 PSG der Begründung der 
Lebensgemeinschaft zwischen Mann und Frau und der Fortpflanzung dient. Ist der 
Mann aufgrund von Krankheit nicht in der Lage, die Ehe zu vollziehen, wird der Frau 
im Umkehrschluss die Möglichkeit genommen, wenn sie nicht ebenfalls dieselbe 
Krankheit hat, dem Wesen der syrischen Ehevorstellung (und ihrer eigenen) gerecht 
zu werden und selbst Kinder zu bekommen. Um die Möglichkeit zu haben, dies mit 
einem anderen Ehemann zu erreichen, bietet ihr Art. 105 Buchstabe a) PSG ein 
Scheidungsrecht. Zwar kennt das deutsche Recht eine vergleichbare Regelung nicht, 
lässt aber eine Scheidung aufgrund einer unzumutbaren Härte, § 1565 Abs. 2 BGB, 
aufgrund fehlender Fähigkeit den Geschlechtsverkehr zu vollziehen zu.649 Eine 
Krankheit des Mannes, die die Vollziehung der Ehe oder den Geschlechtsverkehr 
unmöglich macht, kann also auch nach deutschem Recht zu einer Scheidung vor 
Ablauf des Trennungsjahres führen. Zudem verbietet es der ordre public als 
„Sittenrichter“650 zu fungieren und ausländische Vorschriften diesbezüglich 
abzulehnen. Da zudem der Ehefrau auch nach deutschem Recht das Grundrecht auf 
Eheschließungsfreiheit, Art. 6 Abs. 1 GG, gewährt wird, kann eine Scheidung aufgrund 
von Krankheit nach Art. 105 Buchstabe a) PSG auch vor einem deutschen Gericht 
erfolgen. Nach Art. 107 PSG ist dabei aber zu beachten und zu differenzieren, ob die 
Krankheit unheilbar ist, dann ist die Scheidung sofort möglich oder ob Chancen auf 
Heilung bestehen. In diesem Fall ist durch das Gericht eine Frist von maximal einem 
Jahr zur Prüfung anzusetzen. Ist danach keine Heilung eingetreten, kann die 
Ehescheidung erfolgen, Art. 107 Satz 2 PSG. Die Frage, die sich hierbei stellt ist, 
inwieweit die verfahrensrechtlichen Vorgaben des syrischen Rechts von einem 
deutschen Gericht zu beachten sind, da nach der Rom III-VO nur materielles Recht 
zur Anwendung kommt. Im deutschen Recht können auch bei der Anwendung eines 
ausländischen Scheidungsstatuts verfahrensrechtliche Vorschriften im Rahmen der 
Anhörung vor Gericht berücksichtigt werden.651 Im Rahmen dieser Anhörung kann ein 
Gericht dann, beispielsweise gestützt auf ein ärztliches Gutachten, eine 
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 OLG Hamm FamRZ 1979, 37, 38. 
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 Vgl. BayObLG 1969, 70, 73; Palandt, Thorn, Art. 6 EGBGB, Rn. 6; Erman, Hohloch, Art. 6 EGBGB, Rn. 16. 
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202
Prognoseentscheidung für die Heilung treffen und im Anschluss die Scheidung 
vollziehen oder das Verfahren aussetzen.  
 
Nach Art. 105 Buchstabe b) PSG steht der Ehefrau das Recht auf gerichtliche 
Scheidung zu, wenn der Ehemann nach der Eheschließung geisteskrank wird. Für die 
Feststellung der Heilbarkeit oder Unheilbarkeit der Krankheit gelten die Ausführungen 
zu Krankheit und Impotenz. Bei der ordre public Prüfung der Scheidung wegen 
Geisteskrankheit nach Art. 105 Buchstabe b) PSG stellt sich die Frage, ob die 
Härtefallklausel nach § 1568 BGB einer Scheidung entgegensteht. Danach soll eine 
Ehe nicht geschieden werden, wenn sie trotz Scheiterns für den Ehegatten, der die 
Scheidung ablehnt, eine schwere Härte darstellt. Die Härte muss auf 
außergewöhnlichen Umständen basieren, weshalb die Ehe aufrechterhalten bleiben 
soll. Zweck dieser Ehegattenschutzklausel ist es, dem anderen Ehegatten Zeit zu 
geben, um sich auf die Ehescheidung einzustellen.652 Zu den Härtefällen zählen auch 
die schwere Krankheit oder Pflegebedürftigkeit eines Ehegatten,653 die bei einer 
ärztlich festgestellten Geisteskrankheit aller Voraussicht nach vorliegt. Kommt 
syrisches Recht zur Anwendung und beantragt die Ehefrau eine Scheidung aufgrund 
von Geisteskrankheit des Ehegatten, während der Ehemann die Scheidung aufgrund 
eines Härtefalls nach § 1568 BGB ablehnt, ist zu prüfen, ob die Härtefallklausel einer 
Scheidung nach syrischem Recht entgegensteht. Da es sich bei der 
Ehegattenschutzklausel allerdings nur um einen zeitlich befristeten und nicht 
dauerhaften Schutz der Fortsetzung der Ehe handelt, ist der Ehefrau bei einer 
unheilbaren Geisteskrankheit des Ehemannes die Möglichkeit der Ehescheidung 
einzuräumen. Dies gilt insbesondere auch unter dem Aspekt der 
Eheschließungsfreiheit nach Art. 6 Abs. 1 GG. Es kann der Ehefrau gegen ihren Willen 
nicht dauerhaft zugemutet werden, mit ihrem geisteskranken Ehemann verheiratet zu 
sein, was auch dem zeitlich begrenzten Bestandsschutz des § 1568 BGB entspricht. 
Eine Anwendung des Art. 105 Buchstabe b) PSG im Rahmen eines 
Scheidungsverfahrens in Deutschland unter Anwendung syrischen Rechts ist also 
möglich. 
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 Vgl. Palandt, Brudermüller, § 1568, Rn. 3; Staudinger, Rauscher (2010), § 1568, Rn. 8. 
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(2) Scheidung wegen Abwesenheit des Ehemannes 
Bei dem Scheidungsgrund wegen Abwesenheit des Ehemannes ohne triftigen Grund 
oder aufgrund eines Gefängnisaufenthalts nach Art. 109 Abs. 1 PSG, stellt sich 
ebenfalls die Frage der Vereinbarkeit mit Art. 12 Rom III-VO und damit dem deutschen 
ordre public. Die in Art. 109 Abs. 1 PSG genannten Gründe sind solche, in denen die 
Abwesenheit des Ehemannes zu einem Getrenntleben der Ehegatten führt. Die 
Abwesenheit kann entweder willentlich erfolgen, in dem der Ehemann ohne triftigen 
Grund seine Ehefrau allein lässt oder faktisch durch einen Gefängnisaufenthalt. In 
beiden Fällen wird die Abwesenheit durch ein Verhalten des Ehemannes 
herbeigeführt. Nach deutschem Recht gibt es ebenfalls den Sachverhalt des 
Getrenntlebens nach § 1567 Abs. 1 BGB. Danach leben die Ehegatten getrennt, wenn 
zwischen ihnen keine häusliche Gemeinschaft besteht und ein Ehegatte die häusliche 
Gemeinschaft auch nicht mehr herstellen will, weil er diese ablehnt. Auch eine Straftat 
kann zu einem Getrenntleben führen, wenn sich aus der Situation ein Trennungswille 
ergibt.654 Dem deutschen Recht sind vergleichbare Lebenssituationen also bekannt 
und bieten die Grundlage für die Anerkennung des Getrenntlebens, was zur 
Vermutung des Scheiterns der Ehe nach § 1566 BGB führt. Aus diesem Grund kann 
aus den Scheidungsgründen nach Art. 109 Abs. 1 PSG kein Verstoß gegen den 
deutschen ordre public hergeleitet werden. Eine Scheidung nach Art. 109 Abs. 1 PSG 
kann in Deutschland durchgeführt werden. 
 
(3) Scheidung wegen Nichtzahlung des Unterhalts 
Für den Scheidungsgrund der Nichtzahlung des Unterhalts nach Art. 110 Abs. 1 PSG 
ist erforderlich, dass der anwesende Ehemann der Ehefrau den Unterhalt verweigert, 
kein Vermögen besitzt oder die Unfähigkeit der Zahlung des Unterhalts nicht 
nachgewiesen hat. Nach syrischem Recht gehört zu einer intakten Ehe die Leistung 
des ehelichen Unterhalts nach Art. 71 PSG und den Mann trifft die Pflicht nach Art. 72 
Abs. 1 Satz 1 PSG, für den Unterhalt der Frau zu sorgen. Zum Unterhalt nach Art. 71 
Abs. 1 PSG gehören Nahrung, Kleidung, Wohnung und ärztliche Versorgung sowie 
die Stellung von Personal, wenn dies dem Status der Ehefrau entspricht. Diese Art des 
Unterhalts ist mit dem Unterhalt nach §§ 1360, 1360a BGB vergleichbar. Kommt der 
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Ehemann dieser Pflicht nicht nach oder kann er sie nicht erbringen, sieht das PSG als 
Konsequenz in Art. 110 Abs. 1 PSG das Recht der Frau auf Scheidung vor. Die Frage 
ist, ob ein solcher Scheidungsgrund gegen Art. 12 Rom III-VO und damit gegen den 
ordre public des Staates des angerufenen Gerichts verstößt. Im deutschen Recht sind 
die Ehegatten einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet, § 1353 Satz 
2, 1. Halbsatz BGB, und die Verpflichtung zum Familienunterhalt trifft beide Ehegatten 
gleichermaßen, sofern nicht einem Ehegatten die Haushaltsführung obliegt. Ist einem 
Ehegatten die Haushaltsführung überlassen, erfüllt er damit seine 
Unterhaltsverpflichtung, § 1360 BGB. Im syrischen Recht gibt es eine vergleichbare 
Regelung nicht. Hier obliegt die Besorgung des Familienunterhalts dem Mann. Die 
Frau darf nach Art. 73 PSG nur mit Zustimmung des Mannes einer Beschäftigung 
außerhalb des Hauses nachgehen, denn ansonsten erlischt ihr Anspruch auf 
Unterhalt. Gleiches gilt, wenn die Ehefrau ohne rechtlichen Grund die gemeinsame 
Wohnung verlässt, Art. 75 PSG. Das Rollenbild der Ehegatten nach syrischem Recht 
setzt die Ehefrau in starke ökonomische Abhängigkeit von ihrem Mann, weshalb ihr 
das Scheidungsrecht eingeräumt wird, wenn der Mann nicht in der Lage ist, die von 
ihm abhängige Ehefrau zu unterhalten. Aufgrund dieser Abhängigkeit ist das 
Scheidungsrecht nach Art. 110 Abs. 1 PSG die einzige Möglichkeit der Frau, eine 
solche Ehe zu beenden. Die Nichtzahlung von Unterhalt wird in Deutschland nicht als 
unzumutbare Härte nach § 1565 Abs. 2 BGB anerkannt, die die Scheidung auch dann 
erlaubt, wenn das Trennungsjahr noch nicht vollzogen ist.655 Die Frage, die sich dabei 
stellt ist jedoch, ob in der Abweichung des syrischen Rechts vom deutschen Recht ein 
eklatanter Verstoß gegen den deutschen ordre public gesehen werden kann.656 Die 
Folge ist, dass der Ehefrau die Scheidung nach Art. 110 Abs. 1 PSG aufgrund 
fehlender Unterhaltszahlung vor einem deutschen Gericht nicht erlaubt wird und man 
ihr gleichzeitig die Möglichkeit nimmt, nach syrischem Recht selbständig für den 
Unterhalt aufzukommen, den ihr das syrische PSG im Rahmen einer hier 
beschriebenen Ehe gewährt. Letztlich beruht der Unterschied zwischen dem syrischen 
und deutschen Recht in dem unterschiedlichen und traditionell geprägten Rollenbild 
der Frau in Syrien und ihrer Abhängigkeit vom Ehemann. Während eine Frau in 
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Deutschland nach § 1356 Abs. 2 Satz 1 BGB ein Recht auf Erwerbstätigkeit hat und 
auch im Fall von fehlender Unterhaltsleistung des Mannes im Zweifel selbst versuchen 
kann, für ihren Unterhalt aufzukommen, steht dieses Recht der Frau nach syrischem 
Recht ohne Erlaubnis des Ehemannes nicht zu, woraus ihr Ehescheidungsrecht 
resultiert. Ein eklatanter Verstoß gegen den ordre public kann in dem Recht der Frau, 
sich aus dieser Situation mittels Scheidung zu lösen, nicht gesehen werden, so dass 
der Ehefrau das Recht auf Scheidung nach Art. 110 Abs. 1 PSG in Deutschland 
zusteht.  
 
In einem solchen Fall stellt sich aber noch die Frage, ob ein deutsches Gericht bei 
einem zahlungsunfähigen oder abwesenden Ehemann diesem noch eine Frist von 
höchstens drei Monaten zur Zahlung des Unterhalts setzen muss. Hierbei handelt es 
sich zum einen um eine verfahrensrechtliche Vorgabe und zum anderen um eine 
Kann-Vorschrift nach Art. 110 Abs. 2 PSG. Im deutschen Recht können auch bei der 
Anwendung eines ausländischen Scheidungsstatuts verfahrensrechtliche Vorschriften 
im Rahmen der Anhörung vor Gericht berücksichtigt werden.657 Da es sich hierbei aber 
um eine Kann-Vorschrift handelt, wäre deren Berücksichtigung nicht notwendig. Stellt 
das Gericht bei der Anhörung fest, dass der Ehemann die Unterhaltszahlung 
verweigert, diese nicht leisten kann oder aufgrund von Abwesenheit nicht erscheint, 
kann das Gericht auch unter Berücksichtigung der Regelung die Scheidung 
aussprechen, Art. 110 Abs. 2 PSG.  
 
Die Widerruflichkeit dieser Scheidung nach Art. 111 PSG ist unbeachtlich, da das 
deutsche Recht eine widerrufliche Scheidung nicht kennt. 
 
(4) Scheidung wegen ehelichen Zerwürfnisses aufgrund von 
Gewaltzufügung 
Eine weitere Möglichkeit der gerichtlichen Scheidung nach syrischem Recht ist die 
Scheidung wegen eines ehelichen Zerwürfnisses aufgrund der Zufügung von Gewalt 
gegen einen Ehegatten, Art. 112 PSG. Anders als bei den zuvor genannten 
Scheidungsgründen, haben beide Ehegatten das Recht, die Ehescheidung bei Gericht 
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zu beantragen. Das Zerwürfnis der Ehe kann mit dem Rechtsgedanken des Scheiterns 
der Ehe nach § 1565 Abs. 2 BGB gleichgesetzt werden. Mehrmalige658 
Misshandlungen und damit körperliche oder seelische Schädigungen oder 
beeinträchtigende Gefährdungen stellen nach deutschem Recht eine unzumutbare 
Härte dar.659 In diesen Fällen geht es um eine Schädigung im Sinne von Gewalt, die 
so schwerwiegend ist, dass sie bei objektiver Betrachtung die Fortsetzung der 
ehelichen Gemeinschaft unmöglich macht.660 Die deutsche Regelung stimmt demnach 
in ihrer Ratio mit der syrischen Regelung überein. Aus diesem Grund steht Art. 12 Rom 
III-VO der Anwendung des Art. 112 PSG nicht entgegen. Ein deutsches Gericht kann 
gestützt auf Art. 112 PSG die Scheidung aussprechen, wenn am konkreten Fall 
festgestellt wird, dass die zugefügte Gewalt es dem geschädigten Ehegatten 
unmöglich macht, an der ehelichen Gemeinschaft festzuhalten. 
 
2. Ergebnis zur Vereinbarkeit des syrischen Rechts mit 
europäischem und deutschem Recht 
Die Ausführungen zum syrischen Ehescheidungsrecht und der Prüfung der 
Vereinbarkeit mit dem europäischen Recht nach der Rom III-VO haben Folgendes 
gezeigt:  
 
Im syrischen Ehescheidungsrecht nimmt der Ehemann eine dominierende 
Rechtsposition gegenüber der Frau ein und die Ehefrau steht in einem 
Abhängigkeitsverhältnis zu ihrem Mann. Dem Ehemann wird mit dem Mittel der 
Verstoßung, talāq, ein umfassendes Scheidungsrecht an die Hand gegeben, was der 
Ehefrau im Gegenzug nur mit Befugnis des Ehemannes oder gar nicht zusteht. Die 
Ehefrau kann sich nur von ihrem Ehemann einvernehmlich scheiden lassen, 
mukhāla’a, oder eine Scheidung auf vordefinierte gerichtliche Scheidungsgründe 
stützen, tafrīq. Die Ungleichbehandlung der Ehegatten im syrischen 
Ehescheidungsrecht widerspricht Art. 33 der syrischen Verfassung von 2012, wonach 
alle Bürger dieselben Rechte haben, ohne dass in dieser Vorschrift eine 
geschlechtsbezogene Diskriminierung stattfindet. 
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Die Vereinbarkeitsprüfung der einzelnen Scheidungsrechte nach syrischem Recht 
ergab, dass wann immer die Scheidung einen privatrechtlichen Charakter hat, wie bei 
der Scheidung durch Verstoßung, talāq, oder bei der einvernehmlichen Scheidung, 
mukhāla’a, sind diese mit der Rom III-VO unvereinbar. Dies ergibt sich aus dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs, dass Privatscheidungen wie talāq oder mukhāla’a 
nicht unter den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen. Selbst wenn der 
Europäische Gerichtshof entschieden hätte, dass auch Privatscheidungen unter den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, wären diese Formen der 
Privatscheidung aufgrund des Art. 10 Rom III-VO auf europäischer Ebene und 
aufgrund des Art. 12 Rom III-VO zumindest auf nationaler Ebene ausgeschlossen 
gewesen. 
 
Auch nach der Neufassung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB können Privatscheidungen wie 
talāq oder mukhāla’a in Deutschland nicht zur Anwendung gelangen. Beide 
privatrechtlichen Scheidungsformen scheitern am Scheidungsmonopol des Staates, 
Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. in Verbindung mit § 1564 Satz 1 BGB. 
 
Die Prüfung der gerichtlichen Scheidungsgründe nach Art. 105 - 115 PSG hat ergeben, 
dass diese im Anwendungsbereich der Rom III-VO in Deutschland zur Anwendung 
gelangen können. 
 
III. Afghanistan 
1. Afghanisches Recht 
Im afghanischen Recht gibt es das kodifizierte Recht und das Schariarecht, wobei die 
Gerichte an das kodifizierte Recht gebunden sind. Lediglich in Fällen der rechtlichen 
Unklarheit oder bei fehlender gesetzlicher Regelung ist auf das Schariarecht nach der 
hanafitischen Lehre zurückzugreifen, Art. 1 Abs. 2 AZGB (Afghanisches 
Zivilgesetzbuch (Madani Qanun) vom 5. Januar 1977)661 und Artikel 130 und 131 AC 
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(Afghanische Verfassung von 2004, die am 26 Januar 2004 ratifiziert wurde).662 In der 
Praxis soll häufig in familienrechtlichen Angelegenheiten Schariarecht zur Anwendung 
kommen,663 da das Eheschließungs- und Scheidungsrecht selbst auf Schariarecht 
basiert664 und auch zur Auslegung herangezogen wird. Die Auslegung und 
Rechtsauffassung im afghanischen Ehe- und Scheidungsrecht folgt der hanafitischen 
Lehre,665 so dass große Ähnlichkeiten zum zuvor dargestellten syrischen Recht 
gegeben sind. Anders als in Syrien werden religiöse Minderheiten im AZGB nicht 
berücksichtigt666 und es gilt, trotz islamischer Prägung für alle Afghanen.  
 
a. Eheschließung nach afghanischem Recht 
Die Regelungen des AZGB zur Ehe und deren Voraussetzungen und Wirkungen 
finden sich in den Art. 60 - 130 AZGB. Die Einzelheiten werden nachfolgend näher 
dargestellt. 
 
Bei der Ehe nach afghanischem Recht handelt es sich um einen zivilrechtlichen 
Vertrag, der nach Art. 60 AZGB zwischen Mann und Frau mit dem Zweck der 
Familiengründung geschlossen wird. Eine gleichgeschlechtliche Ehe ist nicht 
vorgesehen. Für den Abschluss des Ehevertrages ist es nicht erforderlich, dass dieser 
vor einer öffentlichen Stelle abgeschlossen wird. Art. 61 Abs. 1 Satz 1 AZGB besagt 
lediglich, dass der Ehevertrag in einer öffentlichen Heiratsurkunde von der zuständigen 
Behörde ausgefertigt und registriert wird. Die Ehe kann also auch außerhalb einer 
Behörde und damit rein religiös oder nach Brauch und Sitte geschlossen werden. 
Außerbehördlich geschlossene Ehen werden anerkannt, wenn eine andere öffentliche 
                                                 
(AROLP) / USAID aus 2006, die aber nicht ganz vollständig ist, ist zu finden unter: 
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Urkunde die Eheschließung ausweist667 und die Registrierung erfolgt ist, Art. 61 Abs. 
2 AZGB. 
 
Für beide Arten der Eheschließung ist es erforderlich, dass das Angebot und die 
Annahme ordnungsgemäß durch die Verlobten oder ihre Vertreter oder Vormünder 
erklärt wurden, zwei geschäftsfähige Zeugen bei der Eheschließung anwesend waren 
und der Ehe keine zeitweiligen oder dauerhaften Ehehindernisse entgegenstehen, Art. 
77 Ziffer 1 - 3 AZGB.  
 
aa. Ehefähigkeit 
Das Ehefähigkeitsalter legt Art. 70 AZGB für Männer mit Vollendung des 18. 
Lebensjahres668 fest und es ist dadurch an die Volljährigkeit nach Art. 39 AZGB 
gekoppelt. Frauen können bereits als Minderjährige mit 16 Jahren heiraten. Eine Heirat 
von Frauen zwischen 15 und 16 Jahren ist aber dennoch möglich, wenn die Ehe durch 
den „gewalthabenden Vater“ (den nächsten männlichen Verwandten, der die 
Vormundschaft über die Minderjährige innehat)669 oder bei Fehlen des Vormundes, 
Art. 78 AZGB, durch den zuständigen Richter geschlossen wird, Art. 71 Abs. 1 AZGB. 
Wenn der Wortlaut des Gesetzes genau genommen wird, verheiratet also der Vater 
oder Richter die Braut und die Hochzeit fände dann entweder vor Gericht oder rein 
religiös oder nach Brauch und Sitte statt. Die allgemeinen 
Eheschließungsvoraussetzungen nach Art. 77 AZGB sind aber auch hierbei 
einzuhalten. Liegt keine Einwilligung vor, ist die Ehe schwebend unwirksam 
(provisionally invalid),670 so dass es zu ihrer Gültigkeit entweder der nachträglichen 
Genehmigung des Vormundes bedarf oder bei Eintritt der Volljährigkeit der Braut, die 
Bestätigung durch die Braut selbst. Dies lässt sich aus Art. 80 AZGB ableiten. Danach 
kann die volljährige Frau, die ohne Einwilligung ihres Vormundes heiratet, die Ehe 
selbst wirksam eingehen.  
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Kinderehen gelten in Afghanistan als verboten, weshalb Art. 71 Abs. 2 AZGB die Ehe 
von minderjährigen Frauen, die jünger als 15 Jahre alt sind, verbietet. Für eine 
wirksame Umsetzung dieses Verbots ist allerdings die Führung von entsprechenden 
Geburtsregistern und das Vorhandensein von Geburtsurkunden notwendig,671 um das 
tatsächliche Alter der Mädchen feststellen zu können. Dies ist jedoch nicht immer der 
Fall. 
 
bb. Zwangsehe und Polygamie 
Ein Problem in der afghanischen Gesellschaft sind sogenannte Zwangsehen oder die 
Verheiratung Minderjähriger/ Kinder. In Afghanistan spricht man von einer Zwangsehe, 
wenn die Ehe nicht aufgrund des freien Willens eines oder beider Ehepartner 
geschlossen wurde.672 Nach Angaben der Afghan Independent Human Rights 
Commission sollen 60 - 80% der afghanischen Ehen ohne Einwilligung eines der 
Eheleute eingegangen worden sein.673 Neben der Zwangsehe kommt auch die 
arrangierte Ehe vor, die sowohl als Zwangsehe als auch als einvernehmliche Ehe 
zustande kommen kann. Art. 69 AZGB trifft eine Regelung für wechselseitige 
Eheschließungen zwischen zwei Familien und stellt ausdrücklich in Bezug auf die 
Morgengabe dar, dass es sich nicht um einen Tausch von Frauen handelt. Auf den 
Wunsch oder Willen der Eheleute kommt es hierbei nicht an. Eine Minderjährigen- oder 
Kinderehe liegt vor, wenn die Brautleute noch nicht das Heiratsalter erreicht haben, 
also insbesondere bei Mädchen, die jünger als 15 Jahre alt sind. Eine solche Ehe kann 
auf Antrag vom Gericht annulliert werden.674 Basis hierfür ist Art. 133 Ziffer 1 AZGB, 
der die Annullierung der Ehe bei fehlender Wirksamkeitsvoraussetzung zur Folge hat. 
Die fehlende Wirksamkeitsvoraussetzung liegt bei der Minderjährigen- oder Kinderehe 
im Verstoß gegen das Heiratsverbot nach Art. 71 Abs. 2 AZGB. Es fragt sich nur, wer 
in dem Fall den Antrag stellt oder ob die minderjährige Braut überhaupt weiß, dass 
eine Annullierung in Frage kommt.  
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Auch die Thematiken der Zwangs- oder Minderjährigenehe können bei der Frage der 
wirksam geschlossenen Ehe als Vorfrage im Rahmen einer Ehescheidung in 
Deutschland von Bedeutung sein. Denn wenn diese mit dem Ortsrecht nicht vereinbar 
sind, gilt eine Ehe in Deutschland als unwirksam geschlossen. Art. 517 Abs. 1 
afghanisches Strafgesetzbuch675 verbietet die Verheiratung von Frauen, die 
mindestens 18 Jahre oder älter sind und von Witwen gegen deren Willen. Es wird also 
dadurch eine Zwangsehe verboten.676 Eine spezifische Regelung zu Minderjährigen 
gibt es im Strafgesetzbuch nicht, so dass daraus geschlossen werden kann, dass 
Minderjährige zwangsverheiratet werden können. Da es sich bei der Ehe um einen 
zivilrechtlichen Vertrag handelt, unterliegt die Ehe zudem dem bürgerlichen Recht 
Afghanistans und den genannten Vorschriften zum Ehefähigkeitsalter. Nach Art. 505 
AZGB677 gilt für jeden zivilrechtlichen Vertrag, dass dieser ohne Zwang oder Nötigung 
zustande gekommen sein muss. Da die Grundvoraussetzung der Zwangsehe gerade 
die Ausübung von Zwangsmitteln zur Durchsetzung der Eheschließung beinhaltet und 
deshalb kein freier Wille wenigstens einer der Vertragsparteien vorliegt, muss die Ehe 
nach afghanischem Recht unwirksam sein und als nicht zustande gekommen gelten. 
Dies gilt zumindest für Mädchen ab 16 Jahren, die bereits als ehefähig gelten. 
Mädchen, die jünger als 16 Jahre sind, unterstehen ihrem Vormund, der dann die 
Verheiratung vornimmt. Da also auch nach dem afghanischen Ortsrecht, das für die 
Beurteilung der Eheschließung anzuwenden ist, Art. 11 Abs. 1 i.V.m. Art. 13 Abs. 1 
EGBGB, keine wirksame Ehe geschlossen wurde, ist die Ehe auch in Deutschland 
unwirksam. Ein generelles Problem der Kinder- oder Minderjährigenehe ist, dass es in 
Afghanistan in vielen Regionen keine Geburts- und Heiratsregister gibt, die die 
tatsächlichen Lebensdaten dokumentieren und auch nicht jeder Afghane und jede 
Afghanin sein oder ihr tatsächliches Alter und Geburtsdatum kennt.678 So bestehen 
teilweise Schwierigkeiten die Ehe als rechtlich geschlossen anzusehen oder das 
tatsächliche Alter der Eheleute bei der Hochzeit zu erkennen. Daneben gibt es in Art. 
                                                 
675
 Penal Code of Afghanistan, Official Publication of the Government of the Republic of Afghanistan, 7 
October 1979 zu finden unter http://publicofficialsfinancialdisclosure.worldbank.org/sites/fdl/files/asset/law-
library-files/Afghanistan_Penal%Code_1976_en.pdf (aufgerufen Mai 2016). 
676
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 30. 
677
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 31. 
678
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 36. 
 
  
212
108 der Afghanischen Zivilprozessordnung679 die Genehmigungsfiktion680 der 
Eheeinwilligung durch die Frau, wenn diese nach der Hochzeit 17 Jahre alt geworden 
ist und bis zu diesem Zeitpunkt der Hochzeit nicht durch einen Antrag bei Gericht 
widersprochen hat. Inwieweit eine Frau, die ihr tatsächliches Alter nicht kennt und 
minderjährig verheiratet wird, überhaupt Kenntnis von dieser Fiktion oder ihrem Recht 
auf Widerspruch hat, ist fraglich. Da die Fiktion aber mit der Vollendung des 17. 
Lebensjahres eingreift und somit im afghanischen Ortsrecht als wirksam anzusehen 
ist, können solche Ehen als wirksam geschlossen angesehen werden. Notwendig ist 
aber eine Einzelfallbetrachtung, wenn die Ehewirksamkeit als Vorfrage einer 
Ehescheidung in Deutschland auftaucht.  
 
Zur Polygamie enthält das AZGB einige Regelungen in den Art. 86 - 89 und 93 AZGB, 
die sowohl die Voraussetzungen der Polygamie regeln als auch die Scheidungsrechte 
der Ehefrau, die die Ehe im Rahmen der Polygamie mit einer oder weiteren 
Nebenfrauen nicht fortsetzen will. Voraussetzung für das Eingehen einer weiteren Ehe 
neben der bestehenden Ehe sind, dass der Ehemann sämtliche Ehefrauen gerecht 
behandelt, für ihren Unterhalt und ärztliche Versorgung ausreichend sorgen und 
aufkommen kann und ein Fall der rechtlichen Angemessenheit vorliegt, Art. 86 Ziffer 1 
- 3 AZGB. Der rechtliche Grund ist immer dann gegeben, wenn die erste Ehefrau 
zeugungsunfähig ist oder an einer schwer zu behandelnden Krankheit leidet. Der 
Ehemann hat das Recht, bis zu vier Frauen gleichzeitig zu haben,681 ohne dass das 
Gesetz die Zahl ausdrücklich limitiert. Eine Ehe mit einer weiteren Frau, die die 
Voraussetzungen nach Art. 86 AZGB nicht erfüllt, bleibt dennoch wirksam. Der (Erst-) 
Ehefrau steht in einem solchen Fall aber ein gesondertes Scheidungsrecht nach Art. 
87 i.V.m. Art. 183 AZGB zu, wonach sie bei Gericht die Scheidung aufgrund der 
Schädigung der Ehegemeinschaft beantragen kann. Außerdem kann eine Ehefrau 
bereits im Ehevertrag festlegen und in der Heiratsurkunde dokumentieren lassen, dass 
ihr das Recht auf Scheidung eingeräumt wird, wenn ihr Ehemann entgegen der 
Voraussetzungen nach Art. 86 AZG eine weitere Frau heiratet, Art. 87 AZGB. Heiratet 
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der Ehemann jedoch entsprechend den Voraussetzungen des Art. 86 AZGB, kann die 
Ehefrau nichts dagegen tun und hat kein separates Scheidungsrecht.  
 
Der „neu geheirateten“ Ehefrau steht ebenfalls kein selbständiges Scheidungsrecht 
zu, es sei denn, der Ehemann hat eine bereits bestehende Ehe verschwiegen. Stimmt 
die neue Ehefrau der Mehrehe nicht ausdrücklich zu, kann sie die Scheidung 
beantragen, Art. 89 AZGB.  
 
Die Vielehe, die nur dem Mann zusteht, ist also grundsätzlich immer wirksam, auch 
wenn sie nicht Art. 86 AZGB entspricht und begründet nur bedingt das 
Scheidungsrecht für die Erst- oder Zweitfrau. 
 
Als Erst- oder Nebenfrau kann der Mann eine Muslimin oder eine Frau heiraten, die 
einer Buchreligion angehört, Art. 93 AZGB. Eine andere Religionszugehörigkeit stellt 
ein Ehehindernis dar. Das Ehehindernis der nach afghanischem Recht unstatthaften 
Religion wird nachfolgend näher ausgeführt. 
 
cc. Ehehindernisse 
Ebenso wie das syrische PSG unterscheidet das AZGB zwischen dauernden und 
zeitweiligen Ehehindernissen, die aufgrund der Tatsache der islamischen 
Rechtsprägung der hanafitischen Lehre einander ähnlich sind. Die Ehehindernisse 
nach dem AZGB sind in den Artikeln 81 - 85 geregelt.  
 
(1) Dauernde Ehehindernisse 
Dauernde Ehehindernissen werden durch tatsächliche Verwandtschaftsverhältnisse 
und durch Milchverwandtschaft begründet. Die tatsächlichen 
Verwandtschaftsverhältnisse sind aus einer Ehe oder aus dem außerehelichen 
Beischlaf heraus entstanden. Grundsätzlich ist die Ehe mit Verwandten in auf- und 
absteigender Linie, mit Abkömmlingen der Eltern oder Abkömmlingen der Großeltern 
ersten Grades dauerhaft verboten, Art. 81 AZGB. Daneben ist dem Mann die Ehe mit 
der Ehefrau eines der Vorfahren oder Abkömmlingen der Ehefrau verboten, Art. 82, 1. 
Halbsatz AZGB, wobei das dauerhafte Eheverbot, das sich gegen Abkömmlinge der 
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Ehefrau richtet nur dann gilt, wenn die Ehe mit der Ehefrau vollzogen wurde, Art. 82, 
2. Halbsatz AZGB. Bringt die Ehefrau also Töchter aus einer vorangegangenen Ehe 
mit in die neue Ehe, greift das dauerhafte Eheverbot des Mannes im Verhältnis zu 
diesen Töchtern der Ehefrau nur dann, wenn die Ehe vollzogen wurde.682  
 
Art. 83 AZGB behandelt das dauerhafte Eheverbot für den Zani (außerehelicher 
Beischläfer) und die Mazina (außereheliche Beischläferin) der jeweiligen Vorfahren 
und Abkömmlinge, die dann aus dem außerehelichen Geschlechtsverkehr entstanden 
sind. 
 
Für die Milchverwandtschaft gelten dieselben dauerhaften Ehehindernisse wie für eine 
Blutsverwandtschaft durch väterliche Abstammung, wobei Art. 84 AZGB für die 
Milchverwandtschaft vier Ausnahmen des dauerhaften Eheverbotes zulässt. Diese 
sind die Schwester des Milchsohnes, Ziffer 1, die Mutter der Milchschwester oder des 
Milchbruders, Ziffer 2, die Großmutter des Milchsohnes oder der Milchtochter, Ziffer 3 
und die Schwester des Milchbruders, Ziffer 4. 
 
Um dies ein wenig deutlicher zu machen, denkt man sich zwei Familien A und B. 
Familie A hat einen Sohn (A2), der von einer Amme (B1) gestillt wird. Für B1 stellt A2 
einen Milchsohn dar, während die stillende Amme B1 für A2 die Milchmutter ist. Für 
die leiblichen Kinder (B2) der Amme B1 stellt A2 einen Milchbruder dar. Die Kinder 
unterhalb der Amme, also A2 und B2 sind sogenannte Milchgeschwister. 
 
Hat A2 eine Schwester, kann diese aus der Familie von B1 geheiratet werden, 
Ausnahme nach Art. 84 Ziffer 1 AZGB.  
 
Die Amme B1 wiederum darf aus der Familie des Milchsohnes A2 geheiratet werden, 
denn für sie gilt die Ausnahme nach Art. 84 Ziffer 2 AZGB. Gleiches gilt für die Mutter 
(A1) von A2, die wiederum als Mutter des Milchbruders aus der Familie B geheiratet 
werden darf. Der Milchsohn A2 darf die Amme nicht heiraten, denn für ihn wird die 
Amme aufgrund des Stillens mit der Mutter gleichgesetzt, so dass das dauerhafte 
Eheverbot nach Art. 81 AZGB greift. 
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 So auch Soleimankehl-Hanke, S. 47. 
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Die Großmutter (A0) des Milchsohnes A2 oder der Milchtochter darf aus der Familie B 
der Amme geheiratet werden, Art. 84 Ziffer 3 AZGB. Nicht ausgenommen wird aber 
die Großmutter B0 der Milchgeschwister, so dass diese dann nicht aus der Familie A 
geheiratet werden dürfte. 
 
Die Schwester von A2 wiederum darf aus der Familie B geheiratet werden, Art. 84 
Ziffer 4 AZGB. 
 
Daraus ergibt sich, dass das Eheverbot der Milchverwandtschaft nach afghanischem 
Recht lediglich die Abkömmlinge der Ebene der Milchgeschwister umfasst, nicht 
jedoch die Ebene der Milchgeschwister oder der weiblichen Vorfahren selbst, mit 
Ausnahme der „Milchgeschwistergroßmutter“. Das Eheverbot der Milchverwandtschaft 
umfasst also im Wesentlichen nur die Abkömmlinge der jeweiligen Milchgeschwister. 
 
Milchmutterschaft und damit die Milchverwandtschaft wird nach Art. 235, 1. Halbsatz 
AZGB durch das Stillen dann begründet, wenn das Kind vom Zeitpunkt seiner Geburt 
an bis zu zwei Jahre lang gestillt wurde. Als Milchvater gilt der biologische Vater, Art. 
235, 2 Halbsatz AZGB, dessen Geschlechtsverkehr mit der Amme dazu geführt hat, 
dass die Amme stillen kann. Die Milchverwandtschaft wird auch nur durch Bruststillen 
begründet, denn Art. 235 AZGB setzt voraus, dass bei der Milchmutter durch 
Geschlechtsverkehr die Milchproduktion entstanden ist. Anders als im syrischen Recht 
kommt also lediglich das natürliche Stillen in Betracht. 
 
Die Religionszugehörigkeit des Mannes oder der Frau kann ebenfalls ein zeitweiliges 
als auch ein dauerndes Eheverbot begründen. Das dauerhafte Eheverbot683 für die 
muslimische Frau ist in Art. 92 Abs. 1 Satz 1 AZGB und damit bei den allgemeinen 
Ehebestimmungen geregelt. Hiernach ist die Ehe einer Muslimin mit einem 
Nichtmuslim absolut nichtig. Anders als beim Mann, der auch Frauen der Buchreligion 
heiraten darf, Art. 85 Ziffer 5 AZGB, gilt das für die Frau nicht. Lediglich ein 
Konvertieren des Bräutigams zum Islam kann die Ehe ermöglichen. Umgekehrt, ist 
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auch die Ehe des Nichtmuslims in Afghanistan mit einer Muslimin verboten.684 Eine 
atheistische Ehe sieht das afghanische Recht nicht vor, sondern kennt lediglich die 
Ehe zwischen Religionsangehörigen des Islam, des Judentums oder des 
Christentums, die sogenannten Buchreligionen, vgl. Art. 85 Ziffer 5 AZGB, so dass 
auch die atheistische Ehe nicht wirksam geschlossen werden kann. Ob dies dann ein 
dauerndes oder zeitweiliges Eheverbot ist, ist unklar. 
 
(2) Zeitweilige Ehehindernisse 
Grundsätzlich sollen nach Schariarecht Muslims untereinander heiraten, was sich aus 
den Ehehindernisvorschriften ableiten lässt,685 wobei die jeweiligen Rechtsordnungen 
Ausnahmen zulassen. Der afghanische Mann hat das Recht auch eine Nichtmuslimin 
zu heiraten, sofern sie der Buchreligion angehört und sie somit Jüdin oder Christin ist. 
Der Mann kann sogar durch den Vormund der Frau mit dieser verheiratet werden, 
sofern zwei Zeugen, die ebenfalls der Buchreligion der Frau und des Vormundes 
angehören, anwesend sind, Art. 92 Abs. 2 Satz 1 AZGB. Die aus dieser Ehe 
entstammenden Kinder werden kraft Gesetzes als Muslims betrachtet, Art. 92 Abs. 2 
Satz 2 AZGB. Gehört die Braut keiner Buchreligion an, besteht das zeitweilige 
Ehehindernis der nichtzulässigen Religionszugehörigkeit nach Art. 85 Ziffer 5 AZGB. 
Das Ehehindernis kann allerdings beseitigt werden, wenn die Verlobte vor der 
Hochzeit zum Islam oder einer der Buchreligionen konvertiert. Ansonsten gilt die Ehe 
nicht als wirksam geschlossen.686 Für afghanische Frauen sind die Vorschriften 
deutlich strikter. Die Braut darf nur einen Muslim heiraten. Eine Hochzeit mit einem 
Bräutigam einer anderen Religionszugehörigkeit als dem Islam ist ausgeschlossen.687 
Selbst wenn es sich bei dem Bräutigam um einen Christen oder Juden handelt, stellt 
die Religion ein Ehehindernis nach afghanischem Recht dar. Die Ehe einer Muslimin 
mit einem Christen, Juden oder anders religiös ausgerichteten Ehemann ist in 
Afghanistan nicht vorgesehen. Ein Nichtmuslim darf in Afghanistan keine Muslimin 
heiraten688 und eine solche Ehe gilt als absolut nichtig, Art. 92 Abs. 1 Satz 1 AZGB. 
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 Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika in Kabul, http://www.kabul.usembassy.gov/marriage.html 
(aufgerufen Mai 2016); vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 45. 
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 Vgl. hierzu in Syrien Art. 48 Abs. 2 PSG und für Afghanistan Art. 85 Ziffer 5 und 92 AZGB. 
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 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 45. 
687
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 45. 
688
 Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika in Kabul, http://www.kabul.usembassy.gov/mariage.html 
(aufgerufen Mai 2016). 
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Es ist also zwingend erforderlich, dass beide Verlobten Muslims sind oder wenigstens 
der Bräutigam Muslim ist und die Verlobte einer Buchreligion angehört, damit kein 
religiöses Ehehindernis vorliegt.  
 
Als weiteres zeitweiliges Ehehindernissen zählt, dass die Polygamie mit einer weiteren 
Frau ausgeschlossen ist, wenn die zu ehelichen beabsichtigte Frau mit einer Frau des 
Ehemannes so nah verwandt ist, dass die Verwandtschaft ein dauerndes Ehehindernis 
darstellt. Um dies zu klären, wird fiktiv angenommen, dass eine der beiden Frauen ein 
Mann ist und zwischen beiden aufgrund ihres Verwandtschaftsverhältnisses ein 
Ehehindernis besteht, Art. 85 Ziffer 1 AZGB. 
 
Die Wiederheirat der dreimal verstoßenen Ehefrau darf erst dann erfolgen, wenn die 
Frau erneut geheiratet hat und diese Ehe beendet wurde, Art. 85 Ziffer 2 AZGB. 
Frauen, die bereits verheiratet sind oder sich noch in der Wartezeit im Anschluss an 
eine Ehe mit einem anderen Mann befinden, dürfen ebenfalls nicht geheiratet werden, 
Art. 85 Ziffer 3 AZGB. 
 
Das Ehehindernis der Verwünschung liegt vor, wenn der Mann gegenüber der Ehefrau 
den Verwünschungseid (lian) ausgesprochen hat und die Eheleute daraufhin 
geschieden wurden. Erst nach Rücknahme des durch ihn ausgesprochenen 
Verwünschungseides689 darf der Mann die Frau erneut heiraten, Art. 85 Ziffer 4 AZGB.  
 
dd. Eheschließungsvertrag 
Ein Eheschließungsvertrag kommt wie ein zivilrechtlicher Vertrag nach deutschem 
Recht durch Angebot und Annahme zustande. Der Vertrag wird auf Dauer 
geschlossen, Art. 66 AZGB. Eine zeitliche Begrenzung der Ehe ist unzulässig, wobei 
sich die Frage stellt, ob dies nur für sunnitische oder auch schiitische Afghanen gilt. 
Nach Art. 131 der afghanischen Verfassung gilt für die persönlichen Angelegenheiten 
der Schiiten der Schia- Rechtskodex. Eine zeitliche Befristung der Ehe kann deshalb 
zumindest für schiitische Afghanen nicht ausgeschlossen werden. Für die Mehrheit 
der Afghanen gilt die Unzulässigkeit der Befristung der Ehe, Art. 66 AZGB. Außerdem 
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 Vgl. hierzu Bergmann/ Ferid/ Henrich, Wähler und Hecker: Länderteil Afghanistan, 106. Lieferung – 
abgeschlossen am 31.10.1990, S. 26, Fußnote 4. 
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ist der Ehevertrag bedingungsfeindlich, sofern der Eintritt der Bedingung ungewiss ist 
oder die Ehe für einen späteren Zeitpunkt vereinbart wird, Art. 67 AZGB. Enthält der 
Vertrag eine Bedingung, die gegen das Gesetz verstößt oder gegen Ziele der Ehe, 
wird die Bedingung als unwirksam betrachtet, der Ehevertrag selbst hat aber Bestand, 
Art. 68 AZGB. Die Eheschließungsabsicht kann nach afghanischem Recht entweder 
durch die Eheleute selbst, bei ehefähigen Minderjährigen durch ihre Vormünder oder 
durch Bevollmächtigte, Art. 72 Abs. 1 AZGB (Handschuhehe), erklärt werden, Art. 77 
Ziffer 1 AZGB. Die Erklärung muss zeitgleich und bei gleichzeitiger Anwesenheit (der 
Eheleute oder deren Bevollmächtigten oder Vormündern) in einer einzigen 
Zusammenkunft und ausdrücklich erklärt werden, Art. 66 AZGB. Für die Vertreter gilt, 
dass sie sich sogar selbst mit der Braut oder dem Bräutigam verheiraten können oder 
einen Unterbevollmächtigten bestellen können, sofern die Vollmacht dies erlaubt, Art. 
72 Abs. 2 AZGB und Art. 73 AZGB. Eine weitere Besonderheit ist, dass es 
Fallkonstellationen aufgrund Gesetzes oder der Vormundschaft gibt, in denen es einen 
gemeinsamen Vertreter für Braut und Bräutigam geben kann. Art. 76 AZGB räumt in 
einem solchen Fall dem Vertreter das Recht ein, die Vertretenen miteinander 
verheiraten zu können, sofern die gesetzlichen Eheschließungsvoraussetzungen 
dabei beachtet werden. 
 
Für die Eheschließung nach afghanischem Recht ist weiterhin erforderlich, dass zwei 
geschäftsfähige Zeugen die Eheschließung bezeugen müssen, Art. 77 Ziffer 2 AZGB 
und keine Ehehindernisse der Ehe entgegenstehen, Art. 77 Ziffer 3 AZGB. 
 
Wenn keine Ehehindernisse auf Seiten der Brautleute gegeben sind und auch keine 
Fehler oder Beschränkungen der Vormünder oder Vertreter vorliegen und diese 
gegebenenfalls ihre Zustimmung erteilt haben, kann der Ehevertrag und somit die Ehe 
wirksam geschlossen werden. Das afghanische Recht nennt eine wirksam 
geschlossene Ehe „sahīh“.690 
 
Der Ehevertrag wird von der zuständigen Behörde, der die Eheleute die 
Eheschließung mitteilen, in einer öffentlichen Heiratsurkunde niedergelegt. Im 
Ehevertrag sollen auch Bestimmungen zur vereinbarten Morgengabe enthalten sein. 
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 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 28. 
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Wird der Ehefrau die Vollmacht zur Selbstverstoßung erteilt, ist auch dieses Recht im 
Ehevertrag aufzunehmen. Es werden insgesamt drei Kopien dieses Vertrages 
angefertigt und die Eheschließung wird registriert und der Personenstandsbehörde 
mitgeteilt. Während das Original des Ehevertrages bei der die Eheschließung 
durchführenden Behörde verbleibt, erhalten die Eheleute jeweils eine Kopie des 
Ehevertrages, Art. 61 Abs. 1 AZGB. Für die Anerkennung außerbehördlich 
geschlossener Eheverträge gilt, dass die Eheschließung anerkannt wird, sofern sie in 
einer öffentlichen Urkunde registriert wurde, Art. 61 Abs. 2 AZGB. 
 
Für nicht-muslimische Ausländer kann in Afghanistan die Zivilehe durchgeführt 
werden,691 bei der lediglich ein acceptance agreement unterzeichnet wird und die 
Eintragung der Ehe in das Eheregister vorgenommen wird. 
 
(1) Wirkungen der Ehe 
Die Art. 90 - 97 AZGB treffen die Regelungen zu den Wirkungen der Ehe und ihrer 
Unterscheidung in eine wirksame, fehlerhafte oder nichtige Ehe und welche Wirkungen 
eine vollzogene fehlerhafte Ehe auf die Rechtsbeziehungen zwischen den Eheleuten 
hat. Das afghanische Recht unterscheidet deshalb zwischen zwei Stufen der 
Eheschließung. Als Erstes begründet der wirksam geschlossene 
Eheschließungsvertrag, die Rechte und Pflichten der Eheleute, Art. 60 AZGB, zu 
denen nach Art. 90 AZGB Unterhalts- und Erbrechtsansprüche sowie der Beweis der 
ehelichen Abstammung gehören. Als Zweites bedarf es der Vollziehung der Ehe und 
damit des Geschlechtsverkehrs zwischen den Eheleuten. Der Vollziehung wird die 
Aufnahme intimer Beziehungen (ohne Vollziehung) gleichgesetzt Art. 91 AZGB. So 
sind für die Fälligkeit des Anspruchs auf Morgengabe der Frau selbst die Aufnahme 
von intimen Beziehungen mit dem impotenten Ehemann ausreichend, Art. 91 Satz 1 
AZGB. Die Aufnahme lediglich intimer Beziehungen begründet ebenfalls die 
Ehelichkeitsvermutung der Abstammung, den Unterhaltsanspruch der Frau und das 
Ehehindernis des Mannes, die Schwester der Ehefrau zu heiraten, Art. 91 Satz 2 
AZGB. 
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 Vgl. Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika in Kabul, 
http://www.kabul.usembassy.gov/mariage.html (aufgerufen Mai 2016). 
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Die nichtige Ehe, zum Beispiel die Ehe einer Muslimin mit einem Nichtmuslim (vgl. Art. 
92 Abs. 1 Satz 1 AZGB), kann nach dem AZGB nicht geheilt werden. Selbst die 
Vollziehung (Geschlechtsakt zwischen den vermeintlichen Eheleuten) vermag diese 
nicht zu heilen, Art. 95 AZGB. Die nichtige Ehe begründet keine Rechte und Pflichten 
zwischen den Eheleuten. Es entstehen keine Ehehindernisse und es wird keine 
gesetzliche Abstammung begründet. Der nichtigen Ehe wird die fehlerhafte Ehe 
gleichgesetzt, allerdings nur bis zum Zeitpunkt der Vollziehung der Ehe, Art. 97 Abs. 1 
AZGB. Erst die Vollziehung der Ehe macht aus der zuvor fehlerhaften Ehe mit 
nichtigen Rechtswirkungen eine fehlerhafte Ehe, die Rechtswirkungen begründet. 
Hierzu zählen beispielsweise Ansprüche der Frau auf die vereinbarte Morgengabe, 
Ehehindernisse, Unterhaltsansprüche und Abstammung, Art. 97 AZGB. Vor der 
Vollziehung, kann die fehlerhafte Ehe gerichtlich geschieden werden, ohne dass das 
Ehehindernis der Verwandtschaft begründet wird, Art. 94 AZGB, da diese als nichtig 
angesehen wird.  
 
Eine Ehe, die von einer oder mehreren noch nicht erfüllten Bedingungen abhängig ist, 
stellt eine fehlerhafte Ehe dar, Art. 96 AZGB. Sie gilt vor ihrer Vollziehung zugleich als 
nichtige Ehe, Art. 97 Abs. 1 AZGB. Erst die Vollziehung der Ehe begründet 
Rechtspositionen und Ehehindernisse. Zu den Rechtspositionen, die aus der 
vollzogenen fehlerhaften Ehe entstehen, zählen der Anspruch auf die Morgengabe, 
Unterhalt, eheliche Abstammung der Kinder und die einer Scheidung folgende 
Wartezeit. Aus ihr heraus entsteht auch das Ehehindernis der Schwägerschaft, vgl. 
Art. 97 Abs. 2 AZGB.  
 
(2) Braut- oder Morgengabe (mahr) 
Die Bedeutung der Morgengabe im afghanischen Recht wird dadurch unterstrichen, 
dass ihr allein 17 Artikel im AZGB gewidmet werden, Art. 98 - 114 AZGB, die sich 
sowohl mit Begründung und Inhalt des Anspruchs als auch mit seiner Stellung vor und 
während der Scheidung befassen. 
 
Die Morgengabe wird im Ehevertrag vereinbart. Sie begründet einen 
Leistungsanspruch der Frau gegen ihren Ehemann und ist Teil des Eigentums der 
Ehefrau. Die Frau kann frei über die Morgengabe verfügen, Art. 110 AZGB. Ihr 
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Anspruch ist auch gegenüber ihrem Vater geschützt, der diese nicht ganz oder 
teilweise verschenken darf, Art. 113 AZGB. Fällig wird die Morgengabe im Ganzen, 
sofern nicht etwas anderes wie die ganze oder teilweise Stundung vereinbart wurde, 
mit dem Zeitpunkt der Aufnahme intimer Beziehungen oder der Vollziehung der 
wirksam geschlossenen Ehe, Art. 98 und Art. 101 Abs. 1 AZGB. Der Sinn der 
Brautgabe soll darin bestehen, dass sie die willkürliche Scheidung durch den Mann 
unterbinden soll.692 Da aber selbst die fehlerhafte Ehe, sofern diese vollzogen wurde, 
den Anspruch der Frau auf Leistung der Morgengabe begründet, ist darin aber auch 
der Preis für das Sich-hingeben der Frau zu sehen. Selbst der Tod eines der Ehegatten 
vor Vollziehung oder intimen Beziehungen der wirksam geschlossenen Ehe lässt den 
Anspruch unberührt, Art. 98, 2. Halbsatz AZGB. Der Anspruch der Frau auf Zahlung 
einer Morgengabe hat derart Bestand, dass selbst ein Ausschluss auf Zahlung der 
Morgengabe im Eheschließungsvertrag keine Auswirkungen hat. Der Ehemann 
schuldet in einem solchen Fall immer die übliche Morgengabe (mahr messel), Art. 99 
Satz 2 AZGB. Wie diese mahr messel bestimmt wird, besagt das Gesetz nicht. Es wird 
hier, wie bei einer fehlenden Vereinbarung des Zeitpunktes der Zahlung (vgl. Art. 101 
Abs. 2 Satz 1 AZGB) auf die Gewohnheit (urf) zurückzugreifen sein. Als Morgengabe 
kann jedes übertragbare Vermögen vereinbart werden, Art. 100 AZGB. Es kommen 
also Bargeld oder ähnliche Wertgegenstände in Betracht, Art. 112 AZGB. Wie im 
syrischen Recht auch, werden für die Morgengabe im Gesetz keine Minimal- oder 
Maximalwerte festgelegt. Selbst bei einer üblichen Morgengabe bedeutet das wohl 
nicht, dass es sich hierbei um einen zuvor bestimmten Wert handelt. Vielmehr wird der 
Wert anhand der sozialen Stellung der Eheleute zu bestimmen sein. Wer allerdings 
die nach Gewohnheit festzusetzende Morgengabe bestimmt, erklärt das Gesetz nicht. 
Es ist anzunehmen, dass es der jeweils zuständige Familienrichter sein wird. 
Zumindest bestimmt der zuständige Richter die Morgengabe, wenn die Frau den 
Ehemann zur Bestimmung der Morgengabe ermächtigt hat und der Mann die 
Bestimmung verweigert, Art. 104 Satz 3 AZGB. Möglich ist auch, dass im Falle einer 
gerichtlichen Scheidung die Höhe der nicht vertraglich fixierten oder 
ausgeschlossenen mahr analog Art. 104 Satz 3 AZGB durch das Gericht bestimmt 
wird.  
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Dem Ehemann steht das Recht zu, die vereinbarte Morgengabe in einer wirksamen 
Ehe zu erhöhen, sofern die Erhöhung genau bestimmt ist, die Ehefrau oder ihr 
Vormund der Erhöhung zustimmt und die Ehe weiterhin fortbesteht, Art. 102 AZGB. 
Ob diese Erhöhung als Annex in den Eheschließungsvertrag aufgenommen werden 
muss, führt das Gesetz nicht aus. Ehefrau und Vormund sollten jedoch auf die 
schriftliche Fixierung drängen, um für den späteren Fall der Scheidung einen Nachweis 
für den erhöhten Anspruch erbringen zu können. 
 
Da die Morgengabe Teil des Eigentums der Frau ist, Art. 110 AZGB, und sie hierüber 
frei verfügen kann, kann sie den Ehemann auch von seiner Leistungspflicht einer auf 
Bargeld gerichteten Morgengabe befreien. Voraussetzung ist allerdings, dass die 
Ehefrau volljährig und ehefähig sowie im Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte ist, Art. 103 
Abs. 1 AZGB. Außerdem darf sie die Morgengabe ihrem Mann oder einem Dritten ganz 
oder teilweise schenken. Allerdings ist auch hierfür wieder der freie Wille erforderlich 
und sie darf zu einer solchen Schenkung nicht gezwungen werden, Art. 114 Satz 1 
AZGB. Die afghanische Ehefrau sollte weder das eine noch das andere in einer Ehe 
tun. Der Grund liegt darin, dass die Morgengabe auch dem Zweck dienen kann, sich 
aus einer Ehe loszukaufen.693   
 
Das Gesetz trifft noch Regelungen zur Morgengabe für die gerichtliche Scheidung oder 
Verstoßung der Frau, die vor Vollziehung der Ehe erfolgt. Wird die Ehe vor 
Vollziehung, respektive Aufnahme intimer Beziehungen durch das Gericht 
geschieden, reduziert sich der Anspruch der Ehefrau auf die Morgengabe und sie 
erhält lediglich die Hälfte der vereinbarten oder üblichen Morgengabe, Art. 105 AZGB. 
Der Anspruch der Ehefrau auf Leistung der Morgengabe erlischt ganz, wenn sie in 
einem solchen Fall die gerichtliche Scheidung beantragt hat, Art. 106 AZGB. Der 
Ehefrau verbleibt dann noch der Anspruch auf die persönliche Ausstattung. Dieser 
Anspruch ist jedoch abhängig von den finanziellen Möglichkeiten des Mannes. Zudem 
wird er dadurch limitiert, dass er die Hälfte einer üblichen Morgengabe nicht 
übersteigen darf, Art. 107 AZGB. Wird die Ehefrau vor Vollziehung der Ehe verstoßen, 
hat sie keinen Anspruch auf Ausstattung, wenn der Ehemann zuvor stirbt, Art. 108 
Abs. 1 AZGB; der Anspruch auf Leistung der Morgengabe bleibt bestehen, Art. 108 
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Abs. 1 i.V.m. Art. 98, 2. Halbsatz AZGB. Stirbt der Mann nach Vollziehung der Ehe und 
nach Verstoßung seiner Ehefrau, hat die Ehefrau neben der Morgengabe auch 
Anspruch auf ihre Ausstattung, Art. 108 Abs. 2 AZGB. 
 
(3) Formalitäten und Registrierung des 
Eheschließungsvertrages 
Zu den Formalitäten des Eheschließungsvertrages gehört, dass er in einer öffentlichen 
Heiratsurkunde ausgefertigt wird und die Registrierung des Vertrages erfolgt. Jeder 
Ehegatte erhält eine Kopie der Heiratsurkunde. Die Originalheiratsurkunde wird bei 
der zuständigen Behörde verwahrt und die zuständige Personenstandsbehörde wird 
über die Eheschließung informiert, Art. 61 Abs. 1 i.V.m. Art. 46 AZGB. Diese 
Formalitäten gelten für jede Art der Eheschließung in Afghanistan. Ist es aber nicht 
möglich, den Eheschließungsvertrag, wie beschrieben, in einer Heiratsurkunde zu 
fixieren und zu registrieren, ist er nach Art. 61 Abs. 2 AZGB zumindest in der 
allgemeinen Form, die für öffentliche Urkunden vorgesehen ist, zu registrieren. Daraus 
ergibt sich, dass nach Art. 61 AZGB jede Ehe in Afghanistan zu registrieren ist.694 Ein 
interessanter Aspekt des afghanischen Rechts ist, dass es zwar eine rechtliche Pflicht 
zur Registrierung nach Art. 61 AZGB gibt, die Registrierung aber keine Formvorschrift 
für die Wirksamkeit der Ehe darstellt.695 Die Registrierung dient lediglich dem 
Nachweis des Bestehens der Ehe. Es ist davon auszugehen, dass die Mehrzahl der 
Ehen in Afghanistan nicht registriert ist.696 
 
Die Eheregister werden in Afghanistan beim jeweiligen Distriktsgericht (district court) 
geführt und der Wohnsitz der Eheleute entscheidet darüber, welches Distriktsgericht697 
für die Eintragung zuständig ist. Zu den Eintragungsdaten nach Art. 47 Abs. 1 AZGB 
gehören Vor- und Nachnamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Beruf, Nationalität, 
Wohnsitz, Name des Ehegatten und der Kinder sowie deren Geburtsdaten und 
Geburtsort.  
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 Yassari/ Saboory, S. 13 von 20. 
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 Yassari/ Saboory, S. 13 von 20. 
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 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 51 f.; Yassari/ Saboory, S. 13 von 20. 
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 Yassari/ Saboory, S. 13 von 20. 
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Soll vor einem deutschen Gericht eine afghanische Ehe geschieden werden, die nicht 
registriert wurde, besteht bei fehlender Heiratsurkunde die Schwierigkeit der 
Feststellung der tatsächlich geschlossenen Ehe. Um den Nachweis der Eheschließung 
zu erbringen müssen die Eheleute diese notfalls in Afghanistan selbst oder über eine 
Botschaft nachträglich beibringen. Problematisch wird die Situation in den Fällen, in 
denen der Antragsteller in Deutschland Asyl sucht und der Flüchtlingsstatus oder sein 
Asylstatus nach § 3 Abs. 1 AsylG noch nicht zuerkannt wurde. In diesen Fällen 
unterliegt er noch bis zur Anerkennung seines Flüchtlingsstatus nach § 3 Abs. 1 AsylG 
dem Personalstatut des Heimatstaates.698 Hier stellt sich die Frage, ob ihm zugemutet 
werden kann, sich an Behörden oder die Botschaft seines Heimatlandes, aus dem er 
geflohen ist, zu wenden. Diese Frage stellt sich insbesondere deshalb, da ein 
Asylberechtigter oder ein Flüchtling nach § 72 Abs. 1a) AsylG oder Art. 1 Buchstabe 
C Ziffer 1 Genfer Flüchtlingskonvention den Statusverlust durch Erlöschen fürchten 
muss, wenn er freiwillig in das Heimatland zurückkehrt. Schriftlich wird dies als 
zumutbar angesehen,699 ein physisches Erscheinen bei der Botschaft ist aber 
abzulehnen,700 selbst wenn aufgrund der Grundsätze der Exterritorialität eine 
diplomatische Vertretung nicht als Ausland anzusehen701 und damit nicht einer 
Rückkehr in die Heimat gleichzusetzen ist. 
 
b. Afghanisches Scheidungsrecht 
Soll eine Ehe zwischen zwei afghanischen Staatsangehörigen oder zwischen einem 
afghanischen und einem nichtafghanischen Staatsangehörigen geschieden werden 
und wird der Scheidungsantrag in Deutschland eingereicht, stellt sich die Frage des 
anzuwendenden Sachrechts. Die Bestimmung erfolgt nach den Vorschriften der Art. 5 
und Art. 8 Rom III-VO. Für eine Rechtswahlvereinbarung nach Art. 5 Rom III-VO, die 
in Afghanistan geschlossen wurde, ist zu klären, ob das afghanische oder Schariarecht 
eine Rechtswahlvereinbarung für die Ehescheidung zulässt. Bei der islamischen Ehe, 
auch wenn sie als auf Dauer geschlossen angesehen wird, handelt es sich um einen 
zivilrechtlichen Vertrag und das afghanische Recht räumt die Möglichkeiten der 
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 So auch Streicher, § 2, Rn. 228. 
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 Im Ergebnis OLG Köln StAZ 1989, 260, 261 f. 
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 Streicher, § 2, Rn. 228. 
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 BGH FamRZ 1982, 44, 46; Beitzke, FamRZ 1959, 507; Garbe/Ullrich, Andrae, § 13, Rn. 302; Münchener 
Kommentar, Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB, Rn. 13. 
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Auflösung der Ehe ein. Liegt eine solche Rechtswahlvereinbarung vor, ist diese nach 
den Kriterien der Art. 6 und 7 Rom III-VO am afghanischen Recht zu messen. Wird die 
Rechtswahlvereinbarung erst später, beispielsweise in Deutschland geschlossen, 
bestimmt sich die Wirksamkeit nach Art. 5 – 7 Rom III-VO. Es sind aber auch 
Fallkonstellationen nach Art. 8 Rom III-VO denkbar, die zumindest afghanisches Recht 
zur Anwendung kommen lassen können. Fälle, bei denen nach Art. 8 Rom III-VO 
afghanisches Recht zur Anwendung kommen kann, sind solche nach Art. 8 
Buchstaben b) und c) der Rom III-VO. Nach Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO sind 
Fallkonstellationen denkbar, in denen beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in Afghanistan hatten, einer oder Ehegatten beispielsweise als Flüchtling oder aus 
anderen Gründen nach Deutschland kommt, innerhalb eines Jahres nach Ankunft den 
Scheidungsantrag bei einem deutschen Gericht einreicht, während der andere 
Ehegatte weiterhin in Afghanistan seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Eine weitere 
Möglichkeit der Anwendung afghanischen Scheidungsrechts besteht nach Art. 8 
Buchstabe c) Rom III-VO, wenn beide Ehegatten afghanische Staatsangehörige sind, 
zum Beispiel im Rahmen einer Flucht aus Afghanistan nach Deutschland kommen, 
noch kein gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland begründet wurde (Art. 8 Buchstabe 
a) Rom III-VO) und einer der Ehegatten in Deutschland die Scheidung beantragt. 
 
Wie ist das afghanische Scheidungsrecht ausgestaltet? Das afghanische Recht kennt 
nach Art. 131 AZGB vier Arten der Auflösung der Ehe. Die Nichtigerklärung (faskh) 
aufgrund einer fehlerhaft geschlossenen Ehe, die Verstoßung der Ehefrau durch den 
Mann (talāq), den Selbstloskauf der Ehefrau von ihrem Mann und die gerichtliche 
Scheidung (tafrīq). 
 
aa. Die Nichtigerklärung (faskh)  
Für die Nichtigerklärung der Ehe nach Art. 132 - 134 AZGB ist es notwendig, dass die 
Ehe rechtlich fehlerhaft geschlossen wurde oder ein rechtlicher Fehler nach 
Eheschließung auftaucht und dieser die Fortführung der Ehe ausschließt, Art. 132 
AZGB. Die Ehe wird dann infolge des Fehlers aufgelöst. Welche Fehler für die 
Auflösung der Ehe in Frage kommen, ist ausdrücklich in Artikel 133 AZGB aufgeführt 
und die Nichtigerklärung ist auf diese Fehler limitiert.  
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(1) Mängel bei der Eheschließung, Art. 133 Ziffer 1 AZGB 
Mängel im Zeitpunkt der Eheschließung nach Art. 133 Ziffer 1 AZGB sind: a) Das 
Fehlen einer Wirksamkeitsvoraussetzung (zum Beispiel Mängel in der Vertretung aber 
auch eine verbotene Kinder- oder Minderjährigenehe sollte hierunter fallen), b) 
Geistesstörung oder Geistesschwäche (zavāl-e jonūn)702 oder Schwachsinn (catah)703 
eines oder beider Brautleute oder c) eine unangemessen niedrig vereinbarte 
Morgengabe (mahr) im Verhältnis zu einer üblichen Morgengabe, mahr messel. 
Während sich die Kriterien nach Ziffer 1. a) oder b) durch Dokumente oder 
medizinische Sachverständigengutachten nachweisen lassen, ist dies bei der 
angemessenen Bemessung der mahr messel schwieriger. Zunächst einmal handelt es 
sich bei der mahr um einen Vermögenswert, den der Bräutigam der Braut nach der 
Vollziehung der Eheschließung oder zu einem zwischen den Eheleuten bestimmten 
Zeitpunkt schuldet. Nach welchen Kriterien bestimmt werden soll, ob eine mahr 
angemessen oder unangemessen ist, ist nicht explizit in Art. 133 AZGB geregelt. Wie 
bereits ausgeführt, trifft das AZGB keine bestimmten Kriterien für die Höhe der 
angemessenen Morgengabe, sondern besagt lediglich, dass hierfür urf also 
Gewohnheitsrecht zur Anwendung kommt. Als Kriterium gilt der soziale Status der 
Frau und als Vergleich können die erhaltenen Morgengaben direkter weiblicher 
Verwandter herangezogen werden.704 Allerdings bleibt die Frage für die Feststellung 
dieses Mangels bei der Eheschließung offen, warum sich die Parteien nicht über die 
übliche Morgengabe im Rahmen der Eheschließungsvertragsverhandlungen geeinigt 
haben. Der direkte Vergleich hätte bei den Vertragsverhandlungen erfolgen können, 
um festzustellen, ob die Morgengabe angemessen oder unüblich ist.    
 
Die Feststellung, welche Höhe die entsprechende Morgengabe mindestens hätte 
haben sollen, um als üblich zu gelten, obliegt im Streitfalle ebenso dem Gericht, wie 
die Feststellungen der anderen Mängel zum Zeitpunkt der Eheschließung. Dies ergibt 
sich aus dem Umkehrschluss von Art. 134 Abs. 2 AZGB. Hiernach können Ehen, die 
einen Mangel nach Eheschließung aufweisen nicht nur durch das Gericht, sondern 
auch einvernehmlich zwischen den Eheleuten aufgelöst werden. Für Mängel im 
Zeitpunkt der Eheschließung nach Art. 133 Ziffer 1 AZGB gilt dies nicht,705 so dass die 
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 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 71. 
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 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 71. 
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 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 56. 
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 So auch Soleimankehl-Hanke, S. 56. 
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Nichtigerklärung nur durch Gericht festgestellt werden kann Hierfür ist der Antrag eines 
der Ehegatten erforderlich. 
 
(2) Anwendung des Art. 133 Ziffer 1 AZGB vor einem 
deutschen Gericht 
Wie hat das deutsche Gericht zu entscheiden,706 wenn der Antrag auf Nichtigerklärung 
einer Ehe nach afghanischem Recht in Deutschland gestellt wird und der afghanische 
Staatsangehörige seinen Antrag auf das Vorliegen von Mängeln bei der 
Eheschließung nach Art. 133 Ziffer 1 AZGB stützt? Zunächst ist zu prüfen, ob das 
afghanische Recht überhaupt zur Anwendung kommt. Über Art. 5 oder Art. 8 Rom III-
VO kann die Anwendung afghanischen Rechts nicht hergeleitet werden. Anders als 
die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, fällt die 
Nichtigerklärung einer Ehe nicht in den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-
VO. Art. 1 Abs. 2 Buchstabe c) Rom III-VO schließt die Ungültigerklärung einer Ehe 
ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich der Verordnung aus. Die Ungültigerklärung 
betrifft solche gerichtlichen Verfahren, nach denen die Ehe aufgrund von Mängeln zum 
Eingehungszeitpunkt beendet wird und umfasst sowohl die Nichtigerklärung, die die 
Ehe von Anfang an beseitigt (ex tunc), als auch die Aufhebung der Ehe (ex nunc).707 
Da in diesem Fall keine europarechtliche Regelung vorliegt, bestimmt sich die 
Fragestellung nach deutschem IPR, Art. 3 EGBGB, und damit nach Art. 13 EGBGB. 
Art. 13 Abs. 1 EGBGB regelt, dass die Eheschließungsvoraussetzungen und damit 
auch die Folgen ihres Fehlens708 nach dem Heimatrecht eines jeden Verlobten und 
nach dem Personalstatut zum Zeitpunkt der Heirat709 zu beurteilen sind. Wenn die 
Parteien zum Zeitpunkt der Eheschließung afghanische Staatsangehörige waren, ist 
afghanisches Recht als Heimatrecht auf die Fragestellung der Nichtigerklärung 
anzuwenden. Das deutsche Gericht hat zu prüfen, ob die Voraussetzungen des Art. 
133 Ziffer 1 AZGB zum Zeitpunkt der Eheschließung vorlagen und die Ehe aufgrund 
des Vorliegens eines Mangels nichtig ist. Ein wesentliches Kriterium bei der 
Anwendung der heimatrechtlichen Normen nach deutschem IPR ist der ordre public 
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 Die Zuständigkeit des deutschen Gerichts kann aus Art. 1 Abs. 1 Buchstabe a) 1. Variante Brüssel IIa-VO 
i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Brüssel IIa-VO hergeleitet werden. 
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 Vgl. hierzu Palandt, Thorn, Art. 1 Rom III, Rn. 2. 
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 BGH FamRZ 2001, 991, 992. 
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 Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 4; Erman, Hohloch, Art. 13 EGBGB, Rn. 12. 
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Vorbehalt nach Art. 6 EGBGB. Danach ist eine ausländische Norm nicht anzuwenden, 
wenn die Vorschrift offensichtlich mit der deutschen öffentlichen Ordnung als 
unvereinbar anzusehen ist. Hierbei ist es irrelevant, ob das ausländische Recht im 
Vergleich zum deutschen Recht auf unterschiedlichen oder widerstreitenden 
Rechtsprinzipien beruht.710 Bei der Unvereinbarkeitsprüfung kommt es darauf an, dass 
die Anwendung der ausländischen Norm im konkreten Fall711 zu einem Ergebnis führt, 
dass „zu missbilligen ist“712 und somit „in untragbarem Widerspruch zu grundlegenden 
deutschen Gerechtigkeitsvorstellungen“713 steht. Zudem muss für den Ausschluss der 
ausländischen Norm der zu beurteilende Sachverhalt einen hinreichend engen 
Inlandsbezug714 aufweisen, der durch Staatsangehörigkeit oder gewöhnlichen 
Aufenthalt begründet715 werden kann. 
 
Neben der Prüfung der Auflösungsgründe nach Art. 133 Ziffer 1 AZGB muss das 
Gericht auch die Ergebnisprüfung an Art. 6 EGBGB vornehmen.  
 
Für die Prüfung des Fehlens einer Wirksamkeitsvoraussetzung nach Art. 133 Ziffer 1 
Buchstabe a) AZGB wird dies kurz anhand der Handschuhehe, der Kindes- und 
Minderjährigenehe dargestellt. Eine Handschuhehe, die nach afghanischem Ortsrecht 
zulässig ist, kann nur dann einen Grund für die Nichtigerklärung darstellen, wenn diese 
formunwirksam geschlossen wurde. Auch wenn das deutsche Recht eine 
Handschuhehe nicht kennt, ist diese nach dem ordre public nicht ausgeschlossen, 
wenn das anzuwendende Ortsrecht diese zulässt.716 Etwas anderes kann nur gelten, 
wenn es sich dabei gleichzeitig um eine Kinderehe, die aber bereits nach 
afghanischem Recht verboten ist oder aber um eine Minderjährigenehe handelt, sofern 
die Minderjährige ein geringeres Ehealter hat als es das deutsche Recht vorsieht.717 
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 BGHZ 39, 173, 177; BGH FamRZ 2004, 1952, 1955. 
711
 Vgl. Münchener Kommentar, v. Hein, Art. 6 EGBGB, Rn. 117; BGH FamRZ 1993, 316, 317; BGH FamRZ 
2004, 1952, 1955; BGH FamRZ 2007, 109, 111. 
712
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mit 15 Jahren verheiratet wurde). 
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Wie bereits ausgeführt, ist eine Kinderehe, die das deutsche Recht nicht kennt, bereits 
nach afghanischem Recht verboten, so dass diese unzulässig ist und eine solche Ehe 
schon nach afghanischem Recht als nichtig erklärt werden kann, ohne dass es hier 
des ordre public Vorbehaltes nach Art. 6 EGBGB bedarf.  
 
Bei der Minderjährigenehe (zwischen 15 und 16 Jahren,718 vgl. Art. 70 und 71 AZGB) 
ist unter dem Gesichtspunkt des ordre public Vorbehaltes nach den Altersgruppen 15 
und 16 Jahren zu differenzieren. In Afghanistan liegt die Ehemündigkeit verbunden mit 
dem Genehmigungsvorbehalt bei 15 Jahren. In Deutschland beginnt die 
Ehemündigkeit erst mit 18 Jahren, § 1303 Abs. 1 BGB. Nur unter den 
Voraussetzungen des § 1303 Abs. 2 BGB kann das Gericht auf Antrag das 
erforderliche Alter auf 16 Jahre herabsetzten, wenn der zukünftige Ehegatte bereits 
volljährig ist. Eine Eheschließung zu einem noch früheren Zeitpunkt sieht das deutsche 
Recht ebenso wenig vor, wie die Ehe zwischen Minderjährigen. Eine Ehe zwischen 
Minderjährigen selbst oder bei denen einer der zukünftigen Ehepartner unter 16 Jahre 
alt ist, widerspricht den deutschen Rechtsvorstellungen. Danach sind Kinder nicht zu 
verheiraten und sollen auch nicht heiraten. Die Heirat Jugendlicher darf nur unter den 
engen Voraussetzungen des § 1303 Abs. 2 BGB erfolgen. Diese Rechtsvorstellungen 
finden in § 1303 BGB ihren Ausdruck und Niederschlag und eine Minderjährigenehe 
widerspricht damit auch dem deutschen ordre public. Anhand der Beurteilung des 
konkreten Einzelfalls mit hinreichendem Inlandsbezug ist eine solche Ehe demnach 
unabhängig von ihrer Zulässigkeit nach dem Ortsrecht als nichtig anzusehen und zu 
erklären. 
 
Davon zu unterscheiden ist die Ehe der Minderjährigen, die einen volljährigen Partner 
heiraten möchte. Voraussetzung hierfür ist, dass entweder der Vater als Vormund der 
Braut oder, wenn der Vormund fehlt, ein Richter die Ehe genehmigen muss, Art. 71 
und Art. 78 AZGB. Die richterliche Genehmigung ist ähnlich der Regelung des § 1303 
Abs. 2 BGB, nach der das deutsche Familiengericht einem 16jährigen Antragsteller 
die Genehmigung zur Ehe erteilen kann, wenn der zukünftige Ehepartner bereits 
volljährig ist. Dies ähnelt der Konstellation, nach der die Braut in Afghanistan mit 16 
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Jahren ehefähig ist und der Mann mit 18 Jahren volljährig und ehefähig ist. 
Voraussetzung in Deutschland ist aber, dass der gesetzliche Vertreter der 
minderjährigen Braut oder des minderjährigen Bräutigams keinen auf triftigen Gründen 
beruhenden Widerspruch gegen die gerichtliche Entscheidung vorbringt. In einer 
ähnlichen Konstellation kann auch die afghanische Minderjährigenehe unter 
Anwendung des Ortsrechts Bestand haben, wenn die genannten Voraussetzungen 
eingehalten wurden. Anderenfalls führt die Nichteinhaltung zur Auflösung der Ehe 
nach afghanischem Recht. Zwar kennt das deutsche Recht im Gegensatz zum 
afghanischen Recht nicht die Minderjährigenehe aufgrund einer Genehmigung durch 
den gesetzlichen Vertreter (Vater), sondern nur den Widerspruch des Inhabers der 
Personensorge. Diese Form der Genehmigung, die den Sitten und Gebräuchen und 
der afghanischen Tradition entspricht, muss aber keinen Verstoß gegen den 
deutschen ordre public darstellen. Nicht jedes Ortsrecht ist dem deutschen Recht 
gleich und verstößt somit sogleich gegen den deutschen ordre public. Die Anwendung 
muss nach Art. 6 EGBGB offensichtlich unvereinbar sein und ist insbesondere dann 
nicht anzuwenden, wenn sie mit den Grundrechten unvereinbar ist. Sofern die 
Minderjährigenehe ohne Zwang zustande gekommen ist, also aus freien Stücken 
durch die Minderjährige eingegangen wurde, ist die Genehmigung durch den 
gesetzlichen Vertreter nach afghanischem Ortsrecht hinnehmbar, da keine 
Benachteiligung der Braut ersichtlich ist. Liegt hingegen eine Zwangsehe vor, verstößt 
diese gegen das in Art. 6 I GG normierte Grundrecht auf Eheschließungsfreiheit, dass 
die Freiheit garantiert, die Ehe mit einem selbst gewählten Partner einzugehen.719 Eine 
Zwangsehe ist mit den deutschen Grundrechten und dem deutschen ordre public 
unvereinbar, Art. 6 Satz 2 EGBGB. Bei einem hinreichenden Inlandsbezug des 
konkreten Einzelfalls ist eine Zwangsehe nichtig. 
 
Die Annullierungsgründe Geisteskrankheit oder Schwachsinn, Art. 133 Abs. 1 AZGB, 
entsprechen in ihrer Konsequenz der Geschäftsunfähigkeit nach deutschem Recht. 
Geschäftsunfähigkeit liegt vor, wenn der Geisteszustand die freie Willensbildung 
ausschließt.720 Nach deutschem Recht ist für die Eheschließung die 
Geschäftsfähigkeit erforderlich, § 1304 i.V.m § 104 Nr. 2 BGB. Wird eine Ehe mit einer 
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geschäftsunfähigen Person geschlossen, kann die Ehe nach § 1314 Abs. 1 BGB durch 
das Gericht aufgehoben werden. Aufgrund der Vergleichbarkeit des gesetzlichen 
Regelungsgehalts, kann die Ehe unter Anwendung des Art. 133 Abs. 1 AZGB in 
Deutschland annulliert werden. 
 
Einen Eheaufhebungsgrund wegen unangemessener Morgengabe kennt das 
deutsche Recht nicht. Es sind aber auch keine Gründe, insbesondere grundrechtlicher 
Natur erkennbar, die der Anwendung afghanischen Rechts auf diese Tradition der 
Morgengabe, der Bemessung und deren Folgen entgegenstehen können.  
 
(3) Mängel nach der Eheschließung, Art. 133 Ziffer 2 AZGB 
Art. 133 Ziffer 2 AZGB nennt drei Mängel, die nach der Eheschließung auftreten und 
die Fortsetzung der Ehe hindern. Dies sind: 1. Das Ehehindernis der Schwägerschaft. 
2. Der Verfluchungseid, bei dem der Mann der Frau Ehebruch vorwirft und diesen 
Vorwurf beeiden lässt721 und 3. Die Weigerung der Ehefrau zum Islam zu konvertieren, 
wenn sie nicht Jüdin oder Christin ist und der Ehemann bereits konvertiert ist. Für die 
Auflösung der Ehe bei einem dieser vorliegenden Gründe bedarf es nicht 
notwendigerweise einer Gerichtsentscheidung. Sofern die Eheleute einvernehmlich 
die Ehe als beendet betrachten, reicht dies nach Art. 133 Abs. 2 AZGB aus. Nur bei 
fehlendem Einvernehmen wird die Nichtigkeit der Ehe durch Gerichtsentscheidung 
festgestellt. 
 
(4) Anwendung des Art. 133 Ziffer 2 AZGB vor einem 
deutschen Gericht 
Wie hat das deutsche Gericht zu entscheiden, wenn ein afghanischer 
Staatsangehöriger einen entsprechenden Antrag stellt? Die Zuständigkeit des 
deutschen Gerichts kann über Art. 1 Abs. 1 Buchstabe a) 1. Variante Brüssel IIa-VO 
i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Brüssel IIa-VO hergeleitet werden. Die Anwendung der Rom III-VO 
scheidet aber in diesem Fall aus. Die Nichtigerklärung der Ehe fällt nicht unter den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO, Art. 1 Abs. 2 Buchstabe c) Rom III-
VO. Auch hier ist afghanisches Recht über Art. 3 EGBGB anzuwenden. Fragen der 
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Nichtigkeit einer Ehe aufgrund von Schwägerschaft oder Ehebruchs als 
Nichtigkeitsgrund einer Ehe unterliegen ebenfalls Art. 13 EGBG722 und sind an dem 
ordre public Vorbehalt nach Art. 6 EGBGB zu messen.  
 
Das Ehehindernis der Verwandtschaft / Schwägerschaft umfasst nach Art. 82 AZGB 
die ehemaligen Ehefrauen der Vorfahren (Mutter, Stiefmutter, Großmutter, 
Stiefgroßmutter, etc.) und der Nachfahren (Schwiegertochter, etc.) des Bräutigams 
und die Nachfahren der Ehefrau des Bräutigams, also sowohl eigene Kinder als auch 
solche aus einer anderen Ehe der Ehefrau, sofern vorhanden. Zu beachten sind auch 
Ehehindernisse, die aufgrund der Milchverwandtschaft, Art. 84 AZGB, entstehen. Sind 
diese Verwandtschaftsverhältnisse bereits zum Zeitpunkt der Hochzeit bekannt, darf 
die Ehe aufgrund des Eheverbots nicht geschlossen werden, ansonsten besteht ein 
Grund zur Nichtigerklärung nach Art. 132 AZGB. 
 
Auch das deutsche Recht kennt das Ehehindernis der Verwandtschaft in gerader Linie, 
§ 1307 i.V.m. § 1589 BGB. Ein Ehehindernis aufgrund von Schwägerschaft, § 1590 
BGB, kennt das deutsche Recht hingegen nicht. Aus deutscher Sicht kann das 
weiterreichende afghanische Recht Verlobte, die in Schwägerschaft oder durch 
Milchverwandtschaft miteinander verwandt sind, von der Ehe ausschließen oder deren 
Ehe nichtig sein lassen. Die Weite des Ehehindernisses kann gegen die grundrechtlich 
geschützte Eheschließungsfreiheit nach Art. 6 Abs. 1 GG und damit gegen den 
deutschen ordre public, Art. 6 EGBGB, verstoßen.723 Die Ehe könnte aufgrund dieser 
Regelung dann nicht für nichtig erklärt werden. Voraussetzung für die Anwendung des 
Art. 6 EGBGB ist, dass die Unvereinbarkeit des weiterreichenden Inzestverbots nicht 
nur mit den Grundrechten unvereinbar ist, sondern die Auswirkung des 
weiterreichenden Inzestverbots bezogen auf den konkreten Fall724 erheblich sein muss 
und der zu beurteilende Sachverhalt zudem einen hinreichend engen Inlandsbezug725 
aufzuweisen hat. Ein Inlandsbezug kann durch die Kriterien Staatsangehörigkeit oder 
gewöhnlichen Aufenthalt begründet werden.726 Grundsätzlich ist bei der Anwendung 
                                                 
722
 Vgl. OLG Stuttgart FamRZ 2000, 821, 822; Palandt, Thorn, Art. 13 EGBGB, Rn. 8. 
723
 So auch Scholz, StAZ 2002, 321, 334. 
724
 Vgl. Münchener Kommentar, v. Hein, Art. 6 EGBGB, Rn. 117; BGH FamRZ 1993, 316, 317; BGH FamRZ 
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des Art. 6 EGBGB zu beachten, dass die Eigenständigkeit der fremden Rechtsordnung 
zu achten ist und bei der Ablehnung der Vorschriften der anderen Rechtsordnung 
„Zurückhaltung geboten ist.“727 Kommt ein Fall des Art. 133 Ziffer 2 Buchstabe a) 
AZGB vor ein deutsches Gericht, hat der Richter genau an diesen Kriterien die 
Vereinbarkeit mit Art. 6 EGBGB am konkreten Fall festzustellen. 
 
Nach afghanischem Recht kommt auch der beeidigte Vorwurf des Mannes auf 
Ehebruch der Frau („sworn allegation of adultery“) (licān)728 als Nichtigkeitsgrund der 
Ehe in Betracht, Art. 133 Ziffer 2 b) AZGB. Für eine Nichtigerklärung ist ausreichend, 
dass der Ehemann vor Gericht schwört, seine Frau habe einen Ehebruch begangen. 
Wendet man afghanisches Recht auf den Fall an, reicht ein solcher Eid vor Gericht 
aus, die Ehe für nichtig zu erklären. Etwas Vergleichbares kennt das deutsche Recht 
in den Eheaufhebungsgründen nach § 1314 BGB nicht. In Deutschland kann Ehebruch 
zu einer Scheidung führen, in dem er die Ursache einer Trennung der Eheleute bildet 
und dann unter den Voraussetzungen der §§ 1564 ff. BGB die Scheidung erfolgen 
kann. Gründe, die gegen eine Anwendung des Art. 133 Ziffer 2 b) AZGB aufgrund des 
deutschen ordre public nach Art. 6 EGBGB sprechen, sind zumindest dann nicht 
ersichtlich, wenn im konkreten Fall auch eine Scheidung nach deutschem Recht 
möglich ist.  
 
Die Frage ist, ob die Nichtigerklärung der Ehe aufgrund der Weigerung der Ehefrau 
zum Islam zu konvertieren, wenn sie nicht Jüdin oder Christin ist, Art. 133 Ziffer 2 c) 
AZGB, und der Ehemann bereits konvertiert ist, vor einem deutschen Gericht 
anwendbar ist. Auch hier gilt, dass das Ortsrecht nur dann nicht zur Anwendung 
kommt, wenn der deutsche ordre public diesem entgegensteht. Das deutsche Recht 
kennt keine religiösen Einschränkungen als Ehevoraussetzung oder Ehehindernis. 
Was aber im deutschen Recht verankert ist, ist das Grundrecht der Glaubensfreiheit, 
Art. 4 Abs. 1 GG. Der Bestand der Ehe, der an einen im Land vorherrschenden 
Glauben oder an dessen Notwendigkeit anknüpfende Voraussetzung für die 
Eheschließung oder Aufrechterhaltung gebunden ist, ist mit dem Recht auf Freiheit 
des Glaubens und damit auch der Freiheit einen Glauben nicht anzunehmen, 
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schlechterdings nicht vereinbar, so dass hier der deutsche ordre public Vorbehalt des 
Art. 6 EGBGB bei genügendem Inlandsbezug729 greift. Ein genügender Inlandsbezug 
soll dann gegeben sein, wenn einer der Ehegatten die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzt730 oder aber seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat,731 wobei es 
unbeachtlich ist, ob der Aufenthalt auf einer befristeten Aufenthaltserlaubnis beruht, 
sofern die Absicht besteht, in Deutschland bleiben zu wollen.732 Ist dies der Fall, dann 
steht der Anwendung afghanischen Rechts der deutsche ordre public entgegen und 
es kommt zur Anwendung deutschen Sachrechts. Demnach könnte eine 
Nichtigerklärung der Ehe nicht erfolgen und es wären die deutschen 
Scheidungsvoraussetzungen, §§ 1564 ff. BGB zu beachten. Fehlt es am oben 
beschriebenen Inlandsbezug, steht Art. 6 EGBGB der Nichtigerklärung nicht 
entgegen.733 
 
Wie bereits ausgeführt wurde, können Ehen, die nach der Eheschließung einen Fehler 
aufweisen, nach afghanischem Recht nicht nur durch das Gericht, sondern auch 
einvernehmlich zwischen den Eheleuten und damit privat geschieden werden. Die 
Zulässigkeit einer einvernehmlichen Auflösung der Ehe nach Art. 134 Abs. 2 AZGB 
i.V.m. Art. 133 Ziffer 2 AZGB ohne die Einbindung eines Gerichts scheitert in 
Deutschland allerdings am Gerichtsvorbehalt der Auflösung oder Scheidung einer 
Ehe, Art. 17 Abs. 2 EGBGB i.V.m. § 1313 BGB oder § 1564 BGB. 
 
bb. Die Scheidung durch Verstoßung (talāq) 
Nach afghanischem Recht kann eine rechtsverbindlich geschlossene Ehe durch die 
Verstoßung der Frau durch den Mann beendet werden, Art. 135 ff. AZGB. Das 
afghanische Recht gestaltet die Arten der Verstoßung und die daran anschließenden 
Rechtsfolgen sehr komplex aus. Zunächst wird zwischen widerruflicher (radji) und 
unwiderruflicher (bayin) Verstoßung unterschieden. So endet das eheliche Verhältnis 
im Fall der Verstoßung mit sofortiger Wirkung oder, wenn die Verstoßung an ein 
zukünftiges Ereignis geknüpft ist, mit dem Eintritt des Ereignisses, Art. 135 Abs. 1 
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AZGB. Wichtig ist die Unterscheidung zwischen Beendigung des ehelichen 
Verhältnisses und den Ehewirkungen. Denn nur der Ausspruch der unwiderruflichen 
Verstoßung beendet das eheliche Verhältnis, also das Zusammenleben der Eheleute 
und die Ehewirkungen, Art. 152 AZGB. Bei der widerruflichen Verstoßung enden die 
Wirkungen der Ehe erst mit Ablauf der Wartezeit (iddat), Art. 149 i.V.m. Art. 198 AZGB. 
Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Eheleute als Mann und Frau.734  
 
Das Recht auf Verstoßung steht im Prinzip nur dem Ehemann zu735 und hieran sind 
keine umfangreichen Voraussetzungen geknüpft. Die Ehefrau selbst hat kein Recht, 
den Ehemann zu verstoßen. Es sei denn, sie hat sich das Recht auf Verstoßung bei 
gesetzeswidriger Polygamie des Mannes im Ehevertrag einräumen lassen, Art. 88 
AZGB oder der Ehemann hat der Ehefrau das Recht auf Verstoßung eingeräumt und 
sie hat dieses angenommen, Art. 142. Hat die Ehefrau die Verstoßungsvollmacht 
angenommen, kann der Ehemann, die Vollmacht nicht mehr widerrufen, Art. 143 
AZGB. Anders als der Ehemann, hat die Ehefrau dann aber nicht das Recht, die 
Verstoßung im privaten Raum wirksam zu erklären, sondern es bedarf für deren 
Wirksamkeit die Erklärung der Verstoßung gegenüber dem Ehemann durch das 
Gericht, Art. 135 Abs. 2 AZGB und damit erfolgt diese Form der Verstoßung nur auf 
gerichtlichen Antrag der Frau.736 Das so auf die Frau übertragene Verstoßungsrecht 
ist also nicht identisch mit dem selbständigen Scheidungsrecht des Mannes.  
 
In der Literatur wird ausgeführt, dass es sich bei der Verstoßung um eine einseitige, 
nicht empfangsbedürftige Willenserklärung des Mannes handelt.737 Dem ist jedoch 
nicht zu folgen. Vielmehr ist von der Empfangsbedürftigkeit der Verstoßung durch die 
Frau auszugehen. Das AZGB legt in den Artikeln 135 Abs. 1 und 139 Abs. 1 AZGB 
fest, dass die Verstoßung mündlich, schriftlich oder durch Gestik klar zum Ausdruck 
gebracht werden muss. Es wird also Wert auf die ausdrückliche Abgabe gelegt. Die 
Frau muss hiervon allerdings auch Kenntnis erlangen. Eine ausgerufene Verstoßung, 
die sie nicht hört, eine schriftlich fixierte Verstoßung, die nicht zugeht oder auch die 
Geste, die nicht durch die Frau gesehen wird, lässt die eheliche Stellung der Frau 
derart ungewiss werden, dass sie nie weiß, ob ihr Mann sie gegebenenfalls verstoßen 
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hat, ohne dass sie dies erfahren hat. Die nicht empfangsbedürftige Verstoßung würde 
einen Zustand der Rechtsunsicherheit begründen. Es wäre für die Frau nie deutlich, 
ob das eheliche Verhältnis noch besteht oder ob die Ehewirkungen bereits geendet 
haben. 
 
(1) Die Verstoßung der Ehefrau 
Das afghanische Recht knüpft einige Voraussetzungen an die Verstoßung der Ehefrau 
durch den Ehemann, die allerdings nicht sehr umfangreich sind. Zu den 
Grundvoraussetzungen gehört zunächst, dass die Eheleute in einer wirksam 
geschlossenen Ehe miteinander leben oder die Frau sich nach einer bereits erfolgten 
widerruflichen Verstoßung in der Wartezeit befindet, was im Umkehrschluss wieder die 
wirksame Ehe voraussetzt, Art. 136 AZGB. Fehlerhaft geschlossene Ehen, solche die 
von einer noch nicht eingetretenen Bedingung abhängen (Art. 98 AZGB) oder nichtige 
Ehe scheiden für die Verstoßung aus. Daneben muss der Ehemann im Zeitpunkt der 
Verstoßung volljährig, geistig gesund, wach und einsichtsfähig sein und er darf die 
Verstoßung nicht im Rausch- oder Wutzustand aussprechen oder zu ihr genötigt 
worden sein, Art. 137, 138 und 141 AZGB. Die Verstoßung der Ehefrau erfolgt durch 
Worte (mündlich oder schriftlich), die die Verstoßung klar ausdrücken. Wenn der Mann 
stumm oder Analphabet ist, reichen auch Gesten aus, die den Sinn der Verstoßung 
zum Ausdruck bringen, Art. 135 Abs. 1 i.V.m. Art. 139 AZGB. Die Verstoßung erfolgt 
somit durch aussprechen, niederschreiben oder gestikulieren der Verstoßungsformel. 
Die Verstoßungsformel ist in ihrer Wortwahl zwar nicht festgelegt, muss aber klar 
erkennen lassen, dass die Verstoßung gemeint ist. Worte wie „Ich verstoße Dich!“, „Du 
sollst verstoßen sein“ oder „Du sollst nicht mehr meine Frau sein“ sind also als 
ausreichend anzusehen. Der Ehemann muss der Frau gegenüber keine Gründe für 
die Verstoßung angeben.738 Da es sich bei der Ehe insgesamt um einen 
zivilrechtlichen Vertrag handelt, kann auch ein Vertreter des Ehemannes die 
Verstoßung vornehmen, Art. 142 AZGB und, wie bereits ausgeführt, kann es sich 
dabei auch um die Frau des Ehemannes handeln. Auf die Frau sind dann dieselben 
Verstoßungskriterien anzuwenden, wobei die Frau dann noch das Verfahren durch 
das zuständige Gericht für die wirksame Vornahme der Verstoßung benötigt.  
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Für die zu verstoßende Frau kennt das afghanische Recht lediglich eine 
Einschränkung. Sie muss geschäftsfähig sein. Ansonsten ist die Verstoßung 
unzulässig und darf weder durch den Ehemann, noch durch dessen Vater erfolgen, 
Art. 140 AZGB. Das in Art. 140 AZGB eingeräumte Verstoßungsrecht des Vaters des 
Ehemannes kann sich nur auf Fälle beziehen, in denen der Ehemann minderjährig 
oder geisteskrank ist. Es sind keine Gründe ersichtlich, weshalb der Vater des 
Ehemannes neben seinem Sohn selbst das Recht haben soll, seine Schwiegertochter 
zu verstoßen. Das Verstoßungsrecht ist nach afghanischem Recht ein originäres 
Recht des Ehemannes, das nur aufgrund seiner Entscheidung auf einen Vertreter oder 
die Ehefrau übertragen werden kann. 
 
Das Recht auf Verstoßung kann der Mann gegenüber seiner Ehefrau dreimal ausüben. 
Die Verknüpfung der Verstoßung mit Zahlen, wie zum Beispiel: „Ich verstoße Dich 
dreimal“ wird lediglich als eine Verstoßung angesehen, Art. 144 und 145 AZGB. Im 
Prinzip ist jede Verstoßung widerruflich, es sei denn, sie wird nach Art. 146 Ziffern 1 - 
4 AZGB als unwiderruflich qualifiziert. Zu den unwiderruflichen Verstoßungen gehören 
demnach die dritte Verstoßung des Mannes gegenüber der Ehefrau (Ziffer 1), die 
Verstoßung der Ehefrau bevor die wirksam geschlossene Ehe vollzogen wurde739 
(Ziffer 2), die Verstoßung gegen eine Ersatzleistung (Selbstloskauf), die durch die Frau 
zu erbringen ist (Ziffer 3) und solche, die das Gesetz als unwiderruflich qualifiziert 
(Ziffer 4). Neben der in Art. 146 AZGB normierten unwiderruflichen Verstoßungen 
(bayin),740 differenziert das afghanische Recht noch in kleine unwiderrufliche 
Verstoßungen (bayin soghra), Art. 148 AZGB. Kleine unwiderrufliche Verstoßungen 
sind die erste und zweite widerrufliche Verstoßung, sofern die Ehefrau in der Wartezeit 
nicht zurückgenommen wurden und die Verstoßung dadurch unwiderruflich wurde, 
und die in Art. 146 Ziffer 2 AZGB aufgeführte Verstoßung der Ehefrau vor Vollziehung 
der Ehe.  
 
Weitere Voraussetzungen, wie die Verstoßung vor Zeugen oder aber auch die 
notwendige Registrierung der Verstoßung in einem Scheidungsregister741 sind nicht 
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explizit geregelt. Das Registrierungserfordernis der Verstoßung kann lediglich aus Art. 
48 AZGB abgeleitet werden. Nach dieser Vorschrift sind alle Arten der Scheidung zu 
registrieren. Inwieweit der Ehemann, der die Verstoßung allerdings im Privaten 
ausspricht, da er nicht an ein gerichtliches Verfahren gebunden ist, dem 
Registrierungserfordernis nachkommt, ist fraglich. Wird eine Ehe durch Verstoßung 
geschieden und wird diese nicht registriert. gilt sie zwar je nachdem, ob noch eine 
Wartezeit abzuwarten ist, unmittelbar; ihr Nachweis ist allerdings schwierig bis 
unmöglich, wenn weder Zeugen noch Registrierungen vorhanden sind. 
 
Nachfolgend sollen die unterschiedlichen Arten der Verstoßung und ihre Wirkungen 
unter Maßgabe der wirksamen Ehe und der Berechtigung des Mannes und der 
geschäftsfähigen Ehefrau übersichtlicher dargestellt werden: 
 
Die erste und zweite Verstoßung sind grundsätzlich widerrufliche Verstoßungen. Sie 
lösen die ehelichen Verhältnisse auf. Die Wirkungen der Ehe bleiben bis zum Ablauf 
der Wartezeit bestehen und enden in der Regel mit der dritten Menstruation der 
Ehefrau.  
 
Variante A: Nimmt der Ehemann die Ehefrau vor Ablauf der Wartezeit wieder auf, 
handelt es sich um eine widerrufliche Verstoßung (radji). 
 
Variante B: Verstreicht die Wartezeit ohne Rücknahme der Ehefrau, wird die 
widerrufliche Verstoßung eine kleine unwiderrufliche Verstoßung (bayin soghra). Der 
Ex-Mann kann die Ex-Frau erneut heiraten unter Abschluss eines neuen 
Ehevertrages, Art. 153 Abs. 2 AZGB. 
 
Die dritte Verstoßung ist eine unwiderrufliche Verstoßung (bayin) und löst die 
ehelichen Verhältnisse und die Wirkungen der Ehe auf. Die Eheleute gelten sofort als 
geschieden. Eine Rücknahme der Frau ist nicht möglich und es entsteht das 
Ehehindernis der Wiederheirat nach Art. 154 AZGB. Die so verstoßene Exfrau darf 
von ihrem Exmann erst dann wieder geheiratet werden, wenn sie selbst erneut 
geheiratet hat und der neue Ehemann sie selbst verstoßen hat. Die unwiderrufliche 
dreimalige Verstoßung hat demnach zur Folge, dass der Ehemann die Exfrau, sollte 
er seinen Willen ändern, faktisch nicht erneut heiraten kann. 
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Die Verstoßung der Frau vor Vollziehung der Ehe ist eine kleine unwiderrufliche 
Verstoßung (bayin soghra) und löst die ehelichen Verhältnisse und die Wirkungen der 
Ehe auf. Die Eheleute gelten sofort als geschieden, als Ausnahme bleibt die Wartezeit. 
Eine Rücknahme der Frau ist nicht möglich, wohl aber die Wiederheirat unter 
Abschluss eines neuen Ehevertrages innerhalb oder nach der Wartezeit, Art. 153 Abs. 
2. AZGB. 
 
Die Verstoßung gegen Ersatzleistung und die Verstoßungen, die das Gesetz als 
unwiderruflich (bayin) qualifiziert, beenden die ehelichen Verhältnisse und die 
Ehewirkungen sofort. Eine Rücknahme der Frau ist nicht möglich und es entsteht das 
Ehehindernis der Wiederheirat nach Art. 154 AZGB.  
 
(2) Die Selbstverstoßung durch die Ehefrau 
Das Recht der Verstoßung wird nach afghanischem Recht grundsätzlich nur dem 
Mann in der oben beschriebenen Weise zugesprochen. Die Frau selbst darf die 
Scheidung durch Verstoßung nur in zwei Fällen herbeiführen. Entweder hat sie von 
ihrem Mann nach der Eheschließung die Befugnis erhalten, sich selbst verstoßen zu 
können, Art. 142 i.V.m. Art 135 Abs. 2, 2. Alt. AZGB oder sich im Ehevertrag das 
bedingte Recht auf Verstoßung zusichern lassen, wenn ihr Ehemann die Mehrehe 
eingeht, ohne dass diese den Regelungen des Gesetzes entspricht, Art. 88 i.V.m. Art. 
86 AZGB. Das Recht der Ehefrau auf Selbstverstoßung ist im Verhältnis zum Recht 
des Mannes, der seine Frau grundlos verstoßen kann, stark limitiert und steht ihr nicht 
in gleicher Weise zu, sondern immer nur, wenn die Frau sich das bedingte Recht im 
Ehevertrag hat einräumen lassen oder ihr Mann sie bevollmächtigt hat. Fehlt es an 
beidem, hat die Ehefrau kein Recht auf Ausspruch der Verstoßung. Ein weiterer 
hervorzuhebender geschlechtsspezifischer Aspekt ist, dass die Frau bei der 
Selbstverstoßung nicht den Ehemann, sondern sich selbst verstößt. Zusätzlich muss 
die Frau in allen Fällen einen Antrag auf talāq vor dem entsprechenden Gericht 
stellen.742 Das Gericht spricht dann die Verstoßung der Frau mit 
Scheidungskonsequenz aus, Art. 135 Abs 2 AZGB. Eine ausschließliche 
Privatverstoßung steht der Frau, anders als dem Mann, also in keiner Weise zu. Für 
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die Vollmacht nach Art. 142 AZGB ist kein Formerfordernis vorgesehen, sie kann also 
mündlich oder schriftlich erfolgen. Für die Frau ist es ratsam, sich die Vollmacht 
schriftlich erteilen zu lassen, um so in einem späteren Gerichtsverfahren auch das 
Recht auf Verstoßung nachweisen zu können. Ansonsten wäre der Antrag unzulässig. 
 
Da die Frau im Rahmen der Bevollmächtigung als Vertreterin des Mannes handelt, 
stellt sich die Frage, welche Anforderungen an die Frau zu stellen sind. Die Art. 135 ff. 
AZGB nennen keine Anforderungen. Es ist aufgrund der Vertretung allerdings davon 
auszugehen, dass für die Vertreterin dieselben Anforderungen an die Verstoßung zu 
stellen sind. Demnach bedarf es einer wirksamen Ehe und die Frau muss volljährig, 
einsichts - und geschäftsfähig sein. Beweggründe bedarf es außer bei der Polygamie 
nicht. Für die Form hat zu gelten, dass der dreimalige Ausspruch der 
Verstoßungsformel zu drei unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen muss. Da die 
Selbstverstoßung auf Antrag durch das Gericht erfolgt, ist die Durchführung der 
Verstoßung durch den Urteilsspruch als erfolgt und bewiesen anzusehen. 
 
(3) Registrierungsnotwendigkeit bei Ausspruch von talāq 
Die Registrierungsnotwendigkeit ist in dem Abschnitt über die Verstoßung nicht 
ausdrücklich geregelt. Sie ergibt sich aber für alle Arten der Scheidung aus Art. 48 
AZGB. Die Scheidung muss durch die Behörde (Gericht), die die Scheidung 
durchgeführt hat, registriert und die Personenstandsbehörde informiert werden. In 
Fällen der Privatscheidung durch den Mann ist es die Pflicht des Mannes, die 
Registrierung zu veranlassen. Inwieweit dies immer erfolgt, ist fraglich, so dass sich 
hieraus eine große rechtliche Unsicherheit des ehelichen Status´ der Eheleute 
ergeben kann.743 Etwas anderes kann in den Fällen gelten, in denen die Frau das 
Recht zur Verstoßung übertragen bekommen hat, die Selbstverstoßung durch das 
Gericht vornehmen lässt und hierdurch von Amts wegen die Registrierung 
vorgenommen wird, ähnlich Art. 61 AZGB. 
 
(4) Prüfungspunkte bei talāq nach afghanischem Recht 
Zusammengefasst sind folgende Punkte für eine Verstoßung, talāq, erforderlich: 
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Für den ersten talāq gilt: 
 
1. Wirksam geschlossene Ehe. 
 
2. a). Volljährigkeit und Einsichtsfähigkeit des Ehemannes (ansonsten Verstoßung 
durch Vater des Ehemannes möglich). 
 
2. b). Ehefähiges Alter und Geschäftsfähigkeit der Ehefrau; Volljährigkeit und 
Einsichtsfähigkeit, wenn sie zur Verstoßung bevollmächtigt wurde und Aufnahme 
des Rechts im Ehevertrag bei Verstoßung wegen Polygamie. 
 
3. Kundgabe der 1. Verstoßung (mündlich, schriftlich, durch Gesten (wenn stumm 
oder Analphabet) oder durch Vertreter) gegenüber der Frau, ohne geistige oder 
emotionale Beeinträchtigung, kein Zwang. Bei Selbstverstoßung der Ehefrau, 
Antragstellung der Frau bei Gericht. Mit Ausspruch der Verstoßung enden die 
ehelichen Verhältnisse. 
 
4. Wartezeit. Bis zum Ablauf der Wartezeit bleiben die Wirkungen der Ehe bestehen 
und enden mit der dritten Menstruation der Ehefrau.  
 
5. Wirksame und damit unwiderrufliche Scheidung nach Ablauf der Wartefrist ohne 
Rückkehr des Ehemannes zur Ehefrau oder Wiederaufnahme der Ehefrau durch 
den Ehemann (bayin soghra). Aber kein Ehehindernis der Wiederheirat. 
 
Für den zweiten talāq gelten dieselben Prüfungspunkte wie beim ersten, sofern die 
Eheleute in der Wartefrist wieder zueinander gefunden haben. 
 
Für den dritten und damit unwiderruflichen talāq gilt, sofern die Eheleute in der 
Wartefrist des zweiten talāq wieder zueinander gefunden haben: 
 
1. Kundgabe der 3. Verstoßung (mündlich, schriftlich, durch Gesten (wenn stumm 
oder Analphabet) oder durch Vertreter) gegenüber der Frau, ohne geistige oder 
emotionale Beeinträchtigung, kein Zwang. 
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2. Die Verstoßung ist unwiderruflich (bayin) und löst die ehelichen Verhältnisse und 
die Wirkungen der Ehe auf. Die Eheleute gelten sofort als geschieden. Eine 
Rücknahme der Frau ist nicht möglich und es entsteht das Ehehindernis der 
Wiederheirat nach Art. 154 AZGB. 
 
cc. Der Selbstloskauf oder die sogenannte einvernehmliche 
Scheidung durch Scheidungsvereinbarung  
Das afghanische Recht kennt als eine weitere Möglichkeit privatrechtlich die Ehe 
aufzulösen, das Recht des Selbstloskaufs, Art. 156 - 175 AZGB. Dieser Selbstloskauf 
wird im Afghanischen auch kholc744 oder khul745 – Scheidung genannt, was mit 
einvernehmlicher Scheidung übersetzt werden kann. Im Folgenden wird die 
Bezeichnung kholc verwendet. Als einvernehmlich kann diese Scheidungsform 
deshalb angesehen werden, weil sie, wie der Eheschließungsvertrag auch, durch 
Angebot und Annahme, vgl. Art. 161 AZGB, zustande kommt. Diese Scheidungsform 
wird rechtlich als unwiderrufliche Verstoßung angesehen, weshalb sich aus Art. 160 
i.V.m. Art. 146 Ziffer 3 AZGB auch die Bezeichnung als Verstoßung gegen 
Ersatzleistung ableiten lässt. Ein wesentliches Kriterium aus der Qualifikation als 
unwiderrufliche Verstoßung ist, dass die einvernehmliche Scheidung rein privat 
erfolgen kann und keiner Einbeziehung oder Entscheidung eines Gerichts bedarf, Art. 
160 AZGB. Auch wenn es sich bei dem Selbstloskauf um einen zivilrechtlichen Vertrag 
handelt, mit dem die Eheleute einvernehmlich die Ehe auflösen, ist der Begriff 
Selbstloskauf treffender, da sich die Frau im Grundprinzip nach Art. 156 AZGB, sofern 
es nicht an der Festsetzung des Entgelts nach Art. 164 AZGB mangelt, vom Mann die 
Ehescheidung durch die Übertragung von Vermögenswerten erkauft. 
Grundvoraussetzung für die Frau ist also, dass sie über Vermögenswerte verfügt, mit 
denen sie sich von ihrem Mann loskaufen kann. Ansonsten bleibt ihr dieses 
Scheidungsrecht, es sei denn die Ehepartner einigen sich auf den unentgeltlichen 
Selbstloskauf, verwehrt. 
 
                                                 
744
 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 79, die „kholc“ ins Englische mit „divorce by mutual consent“ übersetzen. 
745
 Soleimankehl-Hanke, S. 59, „khul“ wird hier mit einvernehmlicher Scheidung übersetzt. 
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Zu den allgemeinen Voraussetzungen des Selbstloskaufs als Form der 
unwiderruflichen Verstoßung gehört, dass dem Ehemann das Recht auf Verstoßung 
der Ehefrau zustehen muss, Art. 157 AZGB. Auch wenn sich also die Frau vom Mann 
„loskauft“, hängen die Voraussetzungen des Selbstloskaufs von den rechtlichen 
Befugnissen des Mannes ab. Das bedeutet, dass die im Kapitel zur Verstoßung 
genannten Voraussetzungen, wie die wirksame Ehe746 oder die Voraussetzung, dass 
sich die Ehefrau in der Wartezeit nach einer bereits erfolgten widerruflichen 
Verstoßung befindet, sowie Volljährigkeit und Einsichtsfähigkeit des Mannes vorliegen 
müssen, vgl. Art. 136 und 137 AZGB. Für die Frau gilt dann gleichermaßen, dass sie 
das Ehefähigkeitsalter erreicht haben und geschäftsfähig sein muss. Ist sie dies nicht, 
kann sie zwar den Selbstloskauf rechtskräftig eingehen, Art. 159 Satz 1 AZGB, aber 
nicht wirksam über das Entgelt oder die Gegenleistung bestimmen oder zu der 
Leistung verpflichtet werden. Dies obliegt dann dem Einverständnis ihres 
Vermögensvormundes, Art. 159 Satz 2 AZGB. Wie bei der Verstoßung gilt auch hier, 
dass es für den Abschluss des Selbstloskaufs keiner Zeugen bedarf. Es ist in der Regel 
also ein reines Rechtsgeschäft zwischen den Eheleuten, ohne Einbindung weiterer 
Personen oder des Gerichts, was die Auflösung der Ehe bewirkt. 
 
Da die Ehe nach islamischem Recht ein zivilrechtlicher Vertrag ist, kann dieser auch 
durch korrespondierende Willenserklärungen wieder aufgehoben werden, Art. 160 
AZGB. Die Aufhebung erfolgt durch Annahme des tatsächlich formulierten oder 
ausgedrückten Scheidungsbegehrens der Ehefrau durch den Ehemann, ohne dass 
das Scheidungsbegehren vor der Annahme des Ehemannes widerrufen wurde.747 Art. 
156 Abs. 2 AZGB i.V.m. Art. 161 AZGB. Art. 161 AZGB beinhaltet aber auch, dass 
jeder Ehegatte sein Angebot vor Annahme der anderen Partei widerrufen kann. Es 
sind also auch Fälle denkbar, in denen der Ehemann der Frau das Angebot zur 
einvernehmlichen Scheidung macht. Das heißt, eine Seite macht der anderen das 
Eheauflösungsangebot, verbunden mit einer Geld-, Sach- oder Dienstleistung,748 
wenn nicht beidseitig ausdrücklich auf die Gegenleistung verzichtet wird. Bei den 
Geldleistungen gilt das, was bereits zur mahr beschrieben wurde. Es muss sich um 
ein handelbares, existierendes Gut von bestimmbarem Wert handeln. Alles, was als 
                                                 
746
 Eine fehlerhafte Ehe kann nicht durch Selbstloskauf aufgehoben werden, Art. 166 AZGB. 
747
 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 81. 
748
 Vgl. Yassari/ Saboory, S. 15 von 20; Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 80 ff. 
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Morgengabe übertragbar ist, ist auch als Entgelt für den Selbstloskauf annehmbar, Art. 
158 AZGB. Es kann auch die Morgengabe sein, also deren Rückerstattung durch die 
Frau im Ganzen, sofern diese bereits geleistet wurde oder deren geleisteter Teile. 
Wurde die Morgengabe gestundet, kommt auch der Verzicht der Frau auf Auszahlung 
der Morgengabe in Betracht. Für die Frau ist wichtig, dass bei der Wahl anderer 
Vermögenswerte als der Morgengabe, die Frau ihre Ansprüche auf Auszahlung der 
Morgengabe und Unterhalt für die Vergangenheit gegen den Mann verliert, Art. 162 
AZGB. Dies ist dann weniger ein Problem für die Frau, wenn sie die Morgengabe, die 
mit der Vollziehung der Ehe fällig wird, auch erhalten hat. Wurde die Morgengabe 
jedoch gestundet oder hat die Ehefrau ihrem Mann die Morgengabe nach Erhalt 
geschenkt, braucht die Frau aufgrund des Anspruchsverlustes andere 
Vermögenswerte, um sich loszukaufen. Es sei denn, dass die Unentgeltlichkeit 
ausdrücklich vorgesehen ist, Art. 165 AZGB. Wurde das Entgelt zum Zeitpunkt des 
Selbstloskaufs nicht festgesetzt, gehen die gegenseitigen Ansprüche auf Rück- oder 
Auszahlung der Morgengabe verloren. Zu den Sachleistungen, die als Entgelt für den 
Selbstloskauf vereinbart werden können, gehören nach dem AZGB das Stillen des / 
der gemeinsamen Kinder, deren Unterhalt für eine gewisse Zeit und Sorge der 
gemeinsamen Kinder durch die Frau, Art. 169 ff.749 
 
Der Anspruch auf Unterhalt der Ehefrau bleibt durch den Selbstloskauf unberührt, Art. 
168 AZGB. Der Ehemann kann sich aber durch die zuvor beschriebene Vereinbarung 
der Sachleistung von seinem Unterhaltsanspruch gegenüber den Kindern zeitweise 
entziehen. 
 
Das Gesetz stellt demzufolge im Wesentlichen auf die Morgengabe als Entgelt oder 
Gegenleistung für den Selbstloskauf ab. Der Ratio des Gesetzes liegt mit dem 
Selbstloskauf eine materielle Rückführung der finanziellen Situation der Eheleute auf 
den Zustand vor Eheschließung zugrunde. Die Eheleute werden oder können 
diesbezüglich materiell so gestellt werden, wie es vor der Ehe war. Die Frau verliert 
ihren Anspruch auf die Morgengabe oder muss diese zurückerstatten und der Mann 
schuldet nicht mehr die Morgengabe oder erhält diese erstattet. Wertzuwächse bleiben 
anscheinend unberücksichtigt. Als Alternative für die (nichtvereinbarte, verschenkte 
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 Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 80 f. 
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oder verbrauchte) Morgengabe bleibt dann der Ausgleich durch Sach- oder 
Dienstleistungen oder aber die Unentgeltlichkeit der einvernehmlichen Scheidung. 
 
Der rein privat durchgeführte Selbstloskauf als Form der unwiderruflichen Verstoßung 
birgt dieselben Schwierigkeiten der Beweiserbringung, wie die Verstoßung der Frau 
durch den Ehemann. Die private und dadurch gerichtsunabhängige Ausübung führt 
nicht von Amts wegen zu einer Registrierung des Selbstloskaufs und damit der 
erfolgten Ehescheidung. Zwar ist die Anwendung des Art. 48 AZGB und damit auch 
die Registrierung für diese Art der Scheidung durch das Gesetz vorgesehen. Aufgrund 
des privatrechtlichen Charakters kann aber davon ausgegangen werden, dass nicht 
jeder Selbstloskauf registriert wird. Die Registrierung hängt davon ab, inwieweit die 
geschiedenen Eheleute der Registrierungspflicht nachkommen. Da es für den 
Selbstloskauf auch keiner Zeugen bedarf, können aus dieser Situation Unklarheiten 
über den rechtlichen Status der Eheleute entstehen.  
 
dd. Die gerichtliche Scheidung (tafrīq) 
Tafrīq750 bezeichnet das Recht der Ehefrau beim Vorliegen bestimmter Gründe, die sie 
zu beweisen hat, die Ehescheidung nach afghanischem Recht beim Gericht zu 
beantragen. Insgesamt gibt es vier Gründe in der Person des Ehemannes, die einen 
gerichtlichen Scheidungsantrag der Frau begründen können. 1. Eine langfristige oder 
unheilbare Krankheit (das Gesetz spricht von einem Fehler), Art. 176 - 182 AZGB, 2. 
Schädigung, Art 183 - 190 AZGB, 3. Nichtleistung des Unterhalts durch den Mann, Art, 
191 - 193 AZGB oder 4. Abwesenheit, Art. 194 - 197 AZGB. 
 
Die Ehescheidung aufgrund eines Fehlers, Art. 176 AZGB, und damit aufgrund einer 
unheilbaren oder langfristigen Krankheit des Mannes, setzt neben der Krankheit des 
Mannes voraus, dass die Krankheit der Ehefrau zum Zeitpunkt der Eheschließung 
nicht bekannt war oder sie diese nicht gebilligt hat, Art. 177 AZGB. Zudem muss es 
der Ehefrau unzumutbar sein, an der Ehe mit dem kranken Ehemann festzuhalten 
ohne hierdurch selbst erhebliches Leid zu erfahren, Art. 176, letzter Halbsatz AZGB. 
Für die Feststellung von Grad und Schwere der Krankheit ist ein medizinisches 
Gutachten erforderlich, Art. 178 AZGB. Stellt das Gutachten die Unheilbarkeit der 
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 Vgl. Rastin-Tehrani/ Yassari, S. 82; Yassari/ Saboory, S. 15 von 20. 
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Krankheit fest, wird die Ehe unverzüglich durch das Gericht geschieden, Art. 179 Satz 
1 AZGB. Ist die Krankheit jedoch potentiell behandelbar, setzt der Richter die 
Scheidung für maximal ein Jahr aus, Art. 179 Satz 2 AZGB. Stellt sich innerhalb dieses 
Zeitraumes keine Besserung ein, erfolgt der Ausspruch der Scheidung. Die so 
ausgesprochene Scheidung gilt nach Art. 180 AZGB als unwiderrufliche Verstoßung 
mit den zuvor bereits geschilderten Folgen. 
 
Neben der Scheidung aufgrund einer Krankheit des Ehegatten kommt für die Ehefrau 
als Alternative die Nichtigerklärung der Ehe nach Art. 133 Ziffer 1 Buchstabe b) AZGB 
in Betracht, wenn die Krankheit in Form von Geistesstörung oder –schwäche zum 
Zeitpunkt der Eheschließung vorlag. 
 
Eine Schädigung durch den Ehemann wird dann als Scheidungsgrund akzeptiert, 
wenn es das Leid der Ehefrau unmöglich macht, an der bestehenden Ehe festzuhalten, 
Art. 183 AZGB. Allerdings muss die Ehefrau das ihr zugefügte Leid, das physischer 
und psychischer Natur sein kann, beweisen und eine Versöhnung muss aussichtslos 
sein, Art. 184 AZGB. Das so bewiesene Leid führt dann zum Ausspruch der 
Scheidung. Ist es der Frau nicht möglich, das zugefügte Leid zu beweisen, beharrt sie 
aber auf der Scheidung und darauf, dass es ihr zugeführt wurde, findet erst ein 
gerichtlich angeordneter Versöhnungsversuch zwischen den Eheleuten statt, Art. 185 
- 189 AZGB. Für den Versöhnungsversuch werden zwei Verwandte der Eheleute 
bestimmt und durch das Gericht vereidigt und zwar je einer aus der Familie der Frau 
und einer aus der Familie des Mannes. Den Verwandten müssen die Lebensumstände 
des Ehepaares bekannt sein und sie sollen die Fähigkeit haben, eine Versöhnung 
herbeizuführen, Art. 186 Abs. 1 AZGB. Erst der gescheiterte Versöhnungsversuch 
führt zum Ausspruch der Ehescheidung, Art. 188 Abs. 1 AZGB. Wird bei einem 
gescheiterten Versöhnungsversuch festgestellt, dass die Frau ursächlich für das ihr 
zugefügte Leid ist, schlägt der Vermittler die Rückgabe der ganzen oder teilweisen 
Morgengabe vor, Art. 188 Abs. 2 AZGB. Wird der Frau also die Schuld zugesprochen, 
dass ihr das Leid aus afghanischer Sicht zu Recht zugefügt wurde, hat sie neben dem 
Leid auch noch den Verlust der Morgengabe zu tragen. Aus der Konsequenz dieser 
Vorschrift kann ein Züchtigungsrecht des Ehemannes gegenüber seiner Frau 
abgeleitet werden. Die Begrenzung der Züchtigung liegt allein darin, dass das Leid 
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nicht als unzumutbar angesehen werden darf, da dies die Scheidung begründen 
könnte.   
 
Fehlende Unterhaltsleistungen aufgrund wirtschaftlichen Unvermögens751 des 
Ehemannes können dann einen Scheidungsgrund nach Art. 191 AZGB darstellen, 
wenn der Mann nicht in der Lage oder nicht willens ist, den Unterhalt zu leisten. Wenn 
der Mann beweist, dass er nicht in der Lage ist, den Unterhalt beibringen zu können, 
legt ihm das Gericht eine längstens dreimonatige Frist zur Zahlung auf, Art. 192 AZGB. 
Erst wenn er nach Fristablauf immer noch nicht den Unterhalt geleistet hat, spricht das 
Gericht die Scheidung aus. Die so vom Gericht ausgesprochene Scheidung wird als 
widerrufbare Verstoßung angesehen, Art. 193, 1. Halbsatz AZGB. Daraus ergibt sich, 
dass eine Unterhaltszahlung des Ehemannes innerhalb der Warteperiode von drei 
Monatsblutungen, Art. 151 AZGB, zum Fortbestand der Ehe führt. Die Zahlung bildet 
in dem Fall den monetären Widerruf der Verstoßung. 
 
Abwesenheit ist der vierte Grund, der es der Ehefrau nach afghanischem Recht 
erlaubt, die gerichtliche Scheidung herbeizuführen. Gründe der Abwesenheit können 
sein, dass sich der Ehemann ohne stichhaltigen Grund von der Frau abgewendet und 
diese verlassen hat, Art. 194 AZGB, aber auch ein Gefängnisaufenthalt von 
mindestens 10 Jahren, Art. 196 AZGB, kann die Frau zur Scheidung berechtigen. 
Mindestvoraussetzung für die Scheidung aufgrund von Abwesenheit ist, dass der 
Ehemann länger als drei Jahre, Art. 194 AZGB, bei Gefängnisstrafe mindestens fünf 
Jahre, Art. 196 AZGB, von der Frau getrennt lebt und die Ehefrau aufgrund der 
Trennung im Falle des Art. 194 AZGB einen Nachteil erleidet. Für beide Fälle ist es 
irrelevant, ob der Ehemann zur Leistung des Unterhalts in der Lage ist. Der 
Scheidungsgrund liegt einzig und allein im grundlosen Verlassen der Frau. Ein 
stichhaltiger Grund (beispielsweise Arbeitsaufenthalt im Ausland) führt nicht zur 
Auflösung der Ehe. Nach Art. 194 i.V.m. Art. 195 AZGB hat das Gericht, bei dem die 
Frau den Antrag auf Scheidung eingereicht hat, dem abwesenden Ehemann die 
Scheidungsklage zuzustellen und ihm eine Frist zu nennen, innerhalb derer er zu 
seiner Ehefrau zurückzukehren hat. Tut er dies ohne triftigen Grund nicht oder ist die 
Klage nicht zustellbar, wird die Scheidung vollzogen. Die so durchgeführte Scheidung 
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ist eine widerrufliche Verstoßung, so dass der Ehemann innerhalb der Wartezeit zu 
seiner Ehefrau zurückkehren kann. Gleiches gilt für den Verurteilten, der innerhalb der 
Wartezeit entlassen wird und zu seiner Frau zurückkehrt, Art. 197 AZGB. 
 
ee. Die Wartezeit (iddat) als Wirkung der Eheauflösung 
Zu den Wirkungen der Auflösung der Ehe zählt das afghanische Recht den Eintritt der 
Wartezeit (iddat) und die damit einhergehenden Regelungen zur Unterhaltspflicht des 
Ehemannes während der Wartezeit gegenüber der Frau. Die Unterhaltspflicht in der 
Wartezeit entfällt, sofern die Ehefrau eine gerichtliche Scheidung herbeigeführt hat und 
sie die Schuld am Scheitern der Ehe trifft, Art. 214 AZGB.  
 
Die Wartezeit beginnt unmittelbar mit Ausspruch der Verstoßung,752 der gerichtlichen 
Scheidung oder Nichtigerklärung. Auch die einvernehmliche Auflösung der Ehe 
aufgrund eines Mangels nach der Eheschließung in den Fällen des Art. 133 Ziffer 2 
AZGB unabhängig davon, ob die Auflösung nach Art. 134 Abs. 2 AZGB privat oder 
gerichtlich erfolgt ist, Art. 211 AZGB, begründet die Wartezeit. Der Selbstloskauf, der 
als große unwiderruflichen Verstoßung gilt und keiner gerichtlichen Entscheidung 
bedarf (Art. 160 AZGB), führt ebenso zur Wartezeit. Darüber hinaus folgt die Wartezeit 
in Fällen der Verwünschung der Ehefrau, einer zu gering vereinbarten Morgengabe, 
des Widerspruchs der volljährigen Ehefrau gegen ihre Verheiratung im 
nichtehefähigen Alter oder der Auflösung der Ehe aufgrund einer fehlerhaften 
Eheschließung, Art. 199 Abs. 2 Ziffer 2 AZGB. Auch nach dem Tod des Ehemannes, 
der während der wirksam geschlossenen Ehe eintritt, hat die Wartezeit zu erfolgen. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Ehe tatsächlich auch vollzogen wurde, Art. 200 
AZGB. Es ist also davon auszugehen, dass auch wenn das Gesetz die 
Regelungstatbestände ausdrücklich nennt, die Wartezeit grundsätzlich einzuhalten ist 
und lediglich deren Dauer unterschiedlich sein kann.  
 
Die grundsätzliche Dauer der Wartezeit für eine menstruierende, nicht schwangere 
Frau beträgt nach der Verstoßung oder Nichtigerklärung der Ehe drei vollständige 
Monatsblutungen, ohne dass die Menstruation, die möglicherweise während der 
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Scheidung oder Verstoßung gerade stattfindet, mit eingerechnet wird, Art. 201 AZGB. 
Ist die Frau minderjährig, hat sie keine regelmäßigen Monatsblutungen oder befindet 
sie sich in der Menopause, wird die Wartezeit mit drei vollständigen Monaten 
angesetzt, Art. 202 AZGB. Diese Wartezeit ist also nicht unbedingt kürzer als bei einer 
menstruierenden Frau, denn die Berechnung auf den vollständigen Monat lässt 
voraussichtlich den angebrochenen Monat, in dem die Verstoßung oder 
Nichtigerklärung der Ehe erfolgt ist, unberührt. Sonderregelungen gibt es für diejenigen 
Frauen, deren Zyklus (langfristige Reinheit) oder Blutungen ungewöhnlich lange 
dauern. So kann die Wartezeit der erstgenannten bis zu drei Jahre dauern, während 
sie bei der lang anhaltenden Blutung auf sieben Monate nach der Verstoßung 
respektive Nichtigerklärung angesetzt wird, Art. 204 und 205 AZGB. Bei Schwangeren 
endet die Wartezeit mit der Entbindung des Kindes, Art. 206 AZGB. 
 
Die Wartezeit, die durch den Tod des Ehemannes in der Ehe ausgelöst wird, beträgt 
vier Monate und zehn Tage, Art. 207, Satz 1, 1. Halbsatz AZGB. Ist die Frau jedoch 
zum Todeszeitpunkt des Ehemannes schwanger, gilt die Wartezeit bis zum Zeitpunkt 
der Entbindung, Art. 207, Satz 1, 2. Halbsatz i.V.m. Art. 206 AZGB. Tritt der Tod des 
Ehemannes nach der Verstoßung innerhalb einer bestehenden Wartezeit ein, 
begründet der Todeszeitpunkt die Wartezeit neu, allerdings nach den, für den Tod 
geltenden Wartezeiten von vier Monaten und zehn Tagen, es sei denn, dass die 
Ehefrau schwanger ist. Im Fall der Schwangerschaft dauert die Wartezeit bis zum 
Entbindungstermin, Art. 208 i.V.m. Art. 207 AZGB. Der Neubeginn der Wartezeit und 
der Ersatz der alten Wartezeit mit den Wartezeitregelungen des Todes bedeutet dann 
aber auch, dass die Wartezeiten für die Ehefrauen mit langanhaltenden Blutungen 
oder Reinheitsphasen verkürzt werden. 
 
c. Die politischen und rechtlichen Gegebenheiten in Afghanistan 
und deren Auswirkungen auf das anzuwendende Recht 
Wie auch beim syrischen Recht gehen die oben dargestellten Regelungen zur 
Eheschließung und Ehescheidung und die hierfür erforderlichen Voraussetzungen, 
wie jedes kodifizierte Recht, von der Annahme politischer Stabilität aus. Auch in 
Afghanistan herrschen zum Teil (bürger-) kriegsartige Zustände und nicht alle Teile 
des Landes unterliegen der Kontrolle der Regierung. Aber nicht nur diese Situation 
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verursacht Herausforderungen im Rahmen der Feststellung der Statusfragen. Auch 
die Möglichkeit der privaten Eheschließungen und Scheidungen führt zu 
Schwierigkeiten der Nachweisbarkeit, da diese nicht immer vollumfänglich registriert 
werden und deshalb nicht durch öffentliche Urkunden belegt sind. Die Verstoßung oder 
der Selbstloskauf müssen nicht vor Zeugen begangen werden und das Fehlen einer 
ausdrücklichen und kontrollierten Registrierungsverpflichtung für jedwede Auflösung 
der Ehe durch Privathandlung, macht die Erbringung des Nachweises überaus 
schwierig. Liegen keine schriftlichen Dokumente vor, kann beispielsweise die 
Behauptung des Mannes, die Ehefrau gar nicht verstoßen zu haben, es der Frau 
rechtlich unmöglich machen, die vollzogene Scheidung zu beweisen. Gleiches gilt für 
die Feststellung der geschlossenen Ehe oder des Nichtbestehens einer Ehe vor einem 
deutschen Gericht im Rahmen der Flüchtlingsthematik. Kommen Flüchtlinge aus 
Afghanistan nach Deutschland und beantragen die Ehescheidung einer rein nach 
Schariarecht geschlossenen Ehe, ohne weitere Nachweise des Bestehens erbringen 
zu können, wird dies Fragen der Feststellung der wirksam geschlossenen Ehe als 
Scheidungsvoraussetzung aufwerfen. Dasselbe gilt für die Fragestellungen des 
zugrunde zu legenden Rechts und dessen Anwendbarkeit und Vereinbarkeit mit 
europäischem oder deutschem Recht.  
 
d. Das afghanische Scheidungsrecht und seine Anwendung nach 
der Rom III-VO 
Die Vereinbarkeit des afghanischen Scheidungsrechts mit der Rom III-VO soll 
nachfolgend dargestellt werden, um die Frage zu klären, welches Sachrecht ein 
deutsches Gericht anzuwenden hat, wenn sich zwei afghanische Eheleute scheiden 
lassen wollen oder wenn ein afghanischer Ehepartner sich von einem 
nichtafghanischen Ehepartner scheiden lassen will. Das anzuwendende Sachrecht 
bestimmt sich auch in einem solchen Fall nach den Vorschriften der Art. 5 oder 8 Rom 
III-VO und es sind dieselben Konstellationen möglich, wie sie schon im Kapitel „Das 
syrische Scheidungsrecht und seine Anwendung nach der Rom III-VO“ dargestellt 
wurden. Um Wiederholungen zu vermeiden wird auf die Ausführungen in dem 
genannten Kapitel verwiesen. Wie sich bereits in der Darstellung zum afghanischen 
Eherecht gezeigt hat, handelt es sich auch hier um ein islamisch geprägtes Recht nach 
hanafitischer Lehre, so dass es Parallelen zum syrischen Recht gibt. Auch hier wird 
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auf Wiederholungen verzichtet, so dass einige Anwendbarkeitsprüfungen lediglich in 
Kurzform dargestellt werden.  
 
aa. Ehevertrag und Rechtswahlvereinbarung 
Wie auch im syrischen Recht gibt es im afghanischen Recht keine spezifischen 
Regelungen zum Abschluss einer Rechtswahlvereinbarung. Auch im Hinblick auf den 
Abschluss einer Rechtswahlvereinbarung im Ehevertrag als Teil einer zivilrechtlichen 
Vereinbarung lässt das Recht keinen Raum. Die Normen des internationalen 
Privatrechts, die in den Art. 16 - 35 AZGB753 enthalten sind, schreiben die Anwendung 
afghanischen Rechts auf jede Form der Scheidung vor, wenn einer der Ehegatten zum 
Zeitpunkt der Eheschließung Afghane ist, Art. 21 i.V.m. Art. 20 Abs. 2 und 3 AZGB. 
Auch in Afghanistan gibt es eine Privilegierung des eigenen Rechts. Einzige 
Ausnahme ist eine anderslautende in Afghanistan geltende internationale 
Vereinbarung, Art. 31 AZGB. Der Rahmen für eine Rechtswahlvereinbarung nach 
afghanischen Recht ist also sehr eng begrenzt und ist abhängig von internationalen 
Vereinbarungen, die es einem afghanischen Ehepaar oder einem binationalem 
Ehepaar, bei dem einer der Ehegatten Afghane zum Zeitpunkt der Eheschließung ist, 
erlauben, Rechtswahlvereinbarungen zu treffen. 
 
Fraglich ist, ob beispielsweise eine Regelung im Ehevertrag, die der Ehefrau das 
Recht auf Selbstverstoßung einräumt, als Rechtswahlvereinbarung zu qualifizieren ist. 
Denn die Ehegatten vereinbaren nach den Formvorschriften für den Ehevertrag eine 
Bestimmung, wonach die Frau aufgrund afghanischen Rechts und unter dessen 
Anwendung die Verstoßung und damit die Scheidung vom Ehemann vornehmen kann, 
so dass diese Vereinbarung den Kriterien des Art. 6 und 7 Rom III-VO entsprechen 
könnte. Der Unterschied wird hier aber darin zu sehen sein, dass den Ehegatten das 
Wahlrecht fehlt. Sie haben nicht die Möglichkeit zwischen zwei oder mehr 
Rechtsordnungen zu wählen, was den Kern einer Rechtswahl ausmacht.754 Es erfolgt 
vielmehr lediglich die Fixierung des Rechts der Frau, selbst die Verstoßung gegen sich 
vorzunehmen. 
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 Abgedruckt in: Bergmann/ Ferid/ Henrich, Wähler und Hecker: Länderteil Afghanistan, 106. Lieferung – 
abgeschlossen am 31.10.1990, S. 14 f. 
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Liegt allerdings eine internationale Vereinbarung vor, die den Ehegatten eine 
Rechtswahl erlaubt, ist die in Afghanistan abgeschlossene Rechtswahlvereinbarung 
anhand der in der internationalen Vereinbarung festgelegten Voraussetzungen 
abzuschließen. Kommt es darüber hinaus zu dem Fall, dass ein afghanisches Ehepaar 
in einem teilnehmenden Mitgliedstaat der Rom III-VO die Scheidung begehrt und die 
Rechtswahlvereinbarung vorlegt, muss das Gericht im Rahmen der Prüfung 
feststellen, ob die Rechtswahlvereinbarungen den Voraussetzungen der Art. 5 – 7 
Rom III-VO entspricht. Ist dies nicht der Fall, bestimmt sich das auf die Ehescheidung 
anzuwendende Recht nach Art. 8 Rom III-VO. Beantragen die Ehegatten allerdings in 
Deutschland die Ehescheidung, können sie nach Art. 5 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 Rom III-
VO bis zum Abschluss der mündlichen Verhandlung die getroffene Rechtswahl ändern 
oder eine neue anhand der Kriterien der Rom III-VO treffen. 
 
Liegt der Fall einer binationalen Ehe vor, in der einer der Ehegatten afghanischer 
Staatsangehöriger ist und der andere Ehegatte aus einem an der Rom III-VO 
teilnehmenden Mitgliedstaat stammt, ergibt sich das Recht zum Abschluss einer 
Rechtswahlvereinbarung aus Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO. Die Schwierigkeit 
ergibt sich daraus, dass die Rom III-VO keine bindende internationale Vereinbarung 
für Afghanistan darstellt. Nach afghanischem Recht ist die Rechtswahlvereinbarung 
nicht bindend, da Art. 21 AZGB afghanisches Recht als maßgeblich ansieht. Die 
einzige Ausnahme liegt im Fall einer gerichtlichen Scheidung vor, wenn der Ehemann 
Deutscher ist. Denn nach Art. 20 Abs. 3 AZGB bestimmt die Staatsangehörigkeit des 
Mannes das anwendbare Recht im Scheidungsverfahren. In einem solchen Fall könnte 
eine Rechtswahl nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c) Rom III-VO möglich sein. 
 
bb. Die Vereinbarkeit eines talāq nach afghanischem Recht mit 
der Rom III-VO 
Zur Vereinbarkeit von talāq mit der Rom III-VO wurde bereits ausführlich in den 
Kapiteln „Talāq“, „Vorläufige Schlussfolgerung zur Privatscheidung“ und „Die 
Vereinbarkeit eines talāq nach syrischem Recht mit der Rom III-VO“ geschrieben. 
Vergleicht man die Ausführungen zum talāq nach afghanischem Recht mit den zuvor 
genannten Kapiteln, kann man feststellen, dass es sich auch beim talāq nach 
afghanischem Recht um eine Verstoßung aufgrund von Schariarecht der hanafitischen 
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Lehre handelt. Wie bereits ausgeführt, ist ein talāq nach dieser Lehre eine 
Privatscheidung aufgrund rechtsgeschäftlichen Handelns, das in Afghanistan nur dem 
Ehemann zusteht.  
 
Es wurde bereits ausgeführt und gilt auch hier, dass talāq als Form der 
Privatscheidung aufgrund der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs755 nicht in 
den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fällt. Etwas Anderes hätte sich 
auch nicht aus der Einbeziehung des talāq unter den sachlichen Anwendungsbereich 
der Rom III-VO ergeben. Aus dem einseitigen Scheidungsrecht des Mannes resultiert 
der fehlende gleichberechtigte Zugang der Frau zur Scheidung. Hieraus hätte sich ein 
Verstoß gegen Art. 10 Rom III-VO ergeben. Ein talāq nach afghanischem Recht hätte 
aufgrund des fehlenden gleichberechtigten Zugangs zur Ehescheidung für die Ehefrau 
nicht zur Anwendung kommen können. 
 
Etwas anderes hätte auch nicht gegolten, wenn man bei Art. 10 Rom III-VO die 
konkrete anstelle der abstrakten Ungleichbehandlung voraussetzen würde und der Fall 
vorliegt, in dem der Ehefrau aufgrund der Vertreterposition nach Art. 142 AZGB das 
Recht auf Selbstverstoßung durch den Ehemann eingeräumt wurde. In einem solchen 
Fall hat die Ehefrau dieselben Rechte zur Verstoßung wie der Ehemann, so dass keine 
konkrete Ungleichberechtigung des Zugangs auf Ehescheidung der Frau aufgrund 
ihres Geschlechts im Vergleich zum Ehemann vorliegt. Eine Anwendung des 
afghanischen Rechts der Verstoßung durch talāq muss dann aber der Prüfung nach 
Art. 12 Rom III-VO standhalten. Da es sich hierbei um die Vereinbarkeitsprüfung mit 
dem jeweils nationalen Recht im Rahmen des ordre public Vorbehalts handelt, sind 
die im Kapitel „Talāq“ aufgezeigten Grundsätze der Rechtsprechung anzuwenden. Da 
die Ehefrau im Falle einer Selbstverstoßung der Verstoßung explizit zustimmt, darf die 
Ehe in Deutschland geschieden werden. Zwar stellt die Privatscheidung, wie 
dargestellt, einen Verstoß gegen den deutschen ordre public dar, der aber durch die 
Zustimmung der Ehefrau und bei Vorliegen der nach deutschem Recht erforderlichen 
Voraussetzungen nach §§ 1564 ff. BGB geheilt werden kann. Die Ehe wäre dann nach 
                                                 
755
 EuGH, Urteil vom 20.12. 2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst
&dir=&occ=first&part=1&cid=3431986 (aufgerufen April 2019). 
  
254
deutschem Recht durch ein Gericht aber nicht durch privates Handeln unter 
Anwendung afghanischen Privatrechts geschieden worden. 
 
Daraus ergibt sich, dass eine Scheidung durch talāq nach afghanischem Recht auch 
unter der Einbeziehung in den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO an Art. 
10 Rom III-VO oder aber an Art. 12 Rom III-VO gescheitert wäre. Hier gelten dieselben 
Erwägungen und Ausführungen zur Einschränkung des afghanischen Sachrechts, wie 
sie bereits allgemein zum talāq und zum talāq nach syrischem Recht ausgeführt 
wurden.756  
 
Auch die neue Fassung des Art. 17 EGBGB757 ändert am Ausschluss des talāq nach 
afghanischem Recht nichts. Zwar finden nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. die 
Art. 10 und 12 Rom III-VO keine Anwendung, an ihre Stelle tritt jedoch der deutsche 
ordre public Vorbehalt nach Art. 6 EGBGB. Da in Deutschland eine Ehe nur durch ein 
Gericht geschieden werden kann, Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F., bleibt es in Deutschland 
bei der Situation, dass auch unter der Anwendung afghanischen Ehescheidungsrechts 
ein talāq in Deutschland nicht möglich ist, sondern lediglich in eine Ehescheidung nach 
Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. in Verbindung mit § 1564 Satz 2 BGB unter den dort 
genannten Voraussetzungen geschieden werden kann. 
 
cc. Die Vereinbarkeit des Selbstloskaufs oder der sogenannten 
einvernehmlichen Scheidung durch Scheidungsverein-
barung (kholc) mit der Rom III-VO 
Kennzeichen der kholc ist, neben dem Einvernehmen der Ehegatten über die 
Aufhebung der Ehe, die Kompensationsleistung der Ehefrau und der privatrechtliche 
Charakter. Durch eine zivilrechtliche Vereinbarung zwischen den Eheleuten wird die 
Ehe, die als zivilrechtlicher Vertrag geschlossen wurde, beendet. Ein gerichtliches 
Verfahren bedarf es nicht, so dass kholc eine Privatscheidung darstellt. Für die 
Anwendung der Rom III-VO auf Privatscheidungen gilt das zuvor in den 
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entsprechenden Kapiteln zu talāq beschriebene. Der Europäische Gerichtshof hat die 
Privatscheidung vom sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO 
ausgeschlossen.758 Das umfasst auch die Scheidung durch kholc, da nach der 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs unter dem Begriff der „Ehescheidung“ 
nur solche Ehescheidungen zu verstehen sind, die „entweder von einem staatlichen 
Gericht oder von einer öffentlichen Behörde bzw. unter deren Kontrolle ausgesprochen 
werden“.759 Dies ist bei einer Scheidung durch kholc gerade nicht der Fall. Kholc wird 
als Form der reinen Privatscheidung nicht vom sachlichen Anwendungsbereich der 
Rom III-VO erfasst. 
 
Die Einbeziehung der privatrechtlichen kholc unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO hätte zu keinem anderen Ergebnis geführt. 
Zunächst wäre zu klären gewesen, ob eine kholc mit Art. 10 Rom III-VO vereinbar 
gewesen wäre. Die Frage der fehlenden Vereinbarkeit mit Art. 10 Rom III-VO stellt 
sich, weil sich die Frau von ihrem Mann „loskaufen“ muss, Art. 156 AZGB. Etwas 
Vergleichbares gibt es für den Ehemann nicht. Im Gegensatz zur Ehefrau hat er neben 
einer kholc die Möglichkeit, die Frau zu verstoßen, wenn er sich von ihr trennen will. 
Eine finanzielle Kompensation ist dafür nicht erforderlich. Es könnte in dem Erfordernis 
der Kompensationszahlung ein fehlender gleichberechtigter Zugang aufgrund des 
Geschlechts der Frau gesehen werden, Art. 10 Rom III-VO. Die Folge wäre die 
Nichtanwendung von kholc. Hiergegen spricht aber, dass nach Art. 161 AZGB beide 
Ehegatten das Recht haben, dem anderen ein Angebot zur einvernehmlichen 
Scheidung zu machen. Es handelt sich also nicht um ein einseitiges Scheidungsrecht 
der Frau. Der Unterschied zwischen den Ehegatten besteht nicht in der 
Diskriminierung des Zugangs, den Art. 10 Rom III-VO voraussetzt, sondern in der 
Leistung einer Kompensationszahlung. Die Kompensationszahlung ist aber vom 
Zugang zum Gericht zu trennen, so dass keine Unvereinbarkeit mit Art. 10 Rom III-VO 
vorliegt. 
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Als weitere Frage hätte geklärt werden müssen, ob Art. 12 Rom III-VO und damit der 
ordre public Vorbehalt der Anwendung der kholc vor einem deutschen Gericht 
entgegengestanden hätte. Das Ergebnis der kholc ist die einvernehmlich zwischen den 
Ehegatten geschlossene zivilrechtliche Scheidungsvereinbarung. An ihrem Ende steht 
nicht die gerichtliche Entscheidung, sondern die Scheidungsvereinbarung der 
Ehegatten. Eine solche zivilrechtliche Vereinbarung der Ehegatten, die die Ehe 
scheidet, kennt das deutsche Recht nicht und es widerspricht dem 
Ehescheidungsmonopol des Staates nach § 1564 BGB. Diesem Scheidungsmonopol 
haben sich auch Ausländer in Deutschland zu unterwerfen,760 das über Art. 17 Abs. 2 
EGBGB a.F. auch Teil des ordre public ist. Die Anwendung von kholc als Form der 
reinen Privatscheidung wäre in Deutschland aufgrund des Art. 12 Rom III-VO 
ausgeschlossen.  
 
Eine kholc als einvernehmliche Privatscheidung zwischen den Ehegatten nach 
afghanischem Recht wäre unter der Einbeziehung der Privatscheidung in den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO am deutschen Scheidungsmonopol 
des Staates aus § 1564 BGB und damit am ordre public Vorbehalt nach Art. 12 Rom 
III-VO gescheitert. 
 
Zu demselben Ergebnis kommt auch die Neuregelung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB.761 
Nach Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB n.F. kommt zwar statt Art. 12 Rom III-VO Art. 6 
EGBGB zur Anwendung. Unter dem deutschen ordre public in Zusammenhang mit Art. 
17 Abs. 3 EGBGB n.F. kann es nicht zur Durchführung einer kholc aufgrund des 
Scheidungsmonopols des Staates in Deutschland kommen. 
 
dd. Die Vereinbarkeit der gerichtlichen Scheidung (tafrīq) mit der 
Rom III-VO 
Anders als bei den Privatscheidungen nach afghanischem Recht stellt sich bei den 
gerichtlichen Scheidungen die grundsätzliche Vereinbarkeit mit der Rom III-VO nicht. 
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In diesen Fällen handelt es sich ausschließlich um Ehescheidungen, die in den 
Zuständigkeitsbereich von Gerichten im Sinne von Art. 3 Ziffer 2 Rom III-VO fallen. 
Kommt afghanisches Recht nach Art. 5 oder 8 Rom III-VO zur Anwendung, muss für 
gerichtliche Scheidungen die Vereinbarkeit mit Art. 10 und 12 Rom III-VO festgestellt 
werden. Sämtliche gerichtliche Scheidungsgründe stehen allein der Ehefrau zu. 
Dieses einseitige Recht der Frau könnte als fehlende Gleichberechtigung des Zugangs 
des Ehemanns zur gerichtlichen Ehescheidung aufgrund seines Geschlechts gewertet 
werden. Der Verstoß gegen Art. 10 Rom III-VO lässt dann das afghanische Recht nicht 
zur Anwendung kommen. Stattdessen ist die lex fori auf die Ehescheidung 
anzuwenden. Aber auch beim afghanischen Scheidungsrecht muss das Recht der 
Ehefrau auf gerichtliche Scheidung im Gesamtkontext des Scheidungsrechts 
betrachtet werden. Nach afghanischem Recht hat der Mann das Recht seine Frau 
jederzeit ohne Nennung von Gründen zu verstoßen, ohne dass es hierfür besonderer 
Voraussetzungen bedarf. Liegen also Gründe in der Person der Ehefrau vor, die mit 
den gerichtlichen Scheidungsgründen der Ehefrau gleichzusetzen sind, kann der 
Ehemann seine Frau einfach verstoßen. Hierfür bedarf er keiner gerichtlichen 
Unterstützung. Insofern stellen die Art. 176 ff. AZGB in ihrer Anwendung keine 
Benachteiligung des Ehemannes sich scheiden zu lassen dar, sondern spezifizieren 
die Scheidungsmöglichkeiten der Ehefrau. Aus diesem Grund verstoßen die 
gerichtlichen Scheidungsgründe des AZGB nicht gegen Art. 10 Rom III-VO.  
 
Neben der Vereinbarkeit mit Art. 10 Rom III-VO, ist die Vereinbarkeit der gerichtlichen 
Scheidungsgründe nach Art. 176 ff. AZGB mit Art. 12 Rom III-VO festzustellen. Für die 
Vereinbarkeitsprüfung mit dem deutschen ordre public hat das Gericht zu beachten, 
dass eine Unvereinbarkeit nicht schon aus dem Abweichen des ausländischen Rechts 
von deutschen Rechtsvorschriften resultiert.762 Vielmehr muss im konkreten Fall das 
Ergebnis der Anwendung in untragbarem Widerspruch zu deutschen 
Gerechtigkeitsvorstellungen stehen.763 Der deutsche Richter darf sich jedoch bei der 
Bewertung „nicht zum Sittenrichter“764 über das fremde Recht erheben. Bei der 
Vereinbarkeitsprüfung der Art. 176 ff. AZGB ist die Kernfrage, ob eine solche Prüfung 
überhaupt in Betracht kommt. Denn nach deutschem Recht bedarf es für die 
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Ehescheidung keiner Scheidungsgründe. Im deutschen Ehescheidungsrecht gilt 
vielmehr das Zerrüttungsprinzip.765 Danach kann eine Ehe geschieden werden, wenn 
sie als gescheitert gilt, § 1565 Abs. 1 Satz 1 BGB. Gescheitert ist die Ehe, wenn die 
Lebensgemeinschaft zwischen den Ehegatten nicht mehr besteht und deren 
Wiederherstellung nicht vermutet werden kann, § 1565 Abs. 1 Satz 1 BGB. § 1566 
Abs. 1 BGB begründet die Vermutung des Scheiterns einer Ehe, die dann gegeben 
ist, wenn die Ehegatten seit mehr als einem Jahr getrennt leben und beide Ehegatten 
die Scheidung bei Gericht beantragen. Ist dies nicht der Fall, wird das Scheitern der 
Ehe gesetzlich als unwiderlegbar vermutet, wenn die Ehegatten seit mehr als drei 
Jahren getrennt leben, § 1566 Abs. 2 BGB. Das Getrenntleben der Ehegatten wird in 
§ 1567 BGB als das Fehlen einer häuslichen Gemeinschaft definiert, die ein Ehegatte 
erkennbar nicht herstellen will, weil er die diese ablehnt.  
 
Für die gerichtliche Ehescheidung nach afghanischem Recht bedarf es spezifischer 
Gründe, während das deutsche Recht vom Prinzip des Scheiterns der Ehe ausgeht, 
das durch Zeitablauf und Getrenntleben gekennzeichnet ist. Wie ausgeführt, reicht 
aber das reine Abweichen von Vorschriften766 nicht aus, um ausländische 
Rechtsvorschriften am ordre public scheitern zu lassen. Dies muss auch für den 
Grundgedanken des Rechts gelten, der die Vorschriften begründet. Es erfolgt deshalb 
eine Prüfung der einzelnen Gründe der gerichtlichen Scheidung nach afghanischem 
Recht. 
 
(1) Scheidung wegen eines Fehlers im Sinne einer 
langfristigen oder unheilbaren Krankheit 
Die Scheidung nach Art. 176 AZGB wegen einer Krankheit des Ehemannes aufgrund 
derer die Ehefrau bei Aufrechterhaltung der ehelichen Lebensgemeinschaft selbst 
Schaden erleidet, hat einen Selbstschutzzweck für die Ehefrau. Im deutschen Recht 
gibt es eine ähnliche aber allgemeiner formulierte Regelung, nämlich die des § 1565 
Abs. 2 BGB. Hiernach wird die Ehe auch unterhalb der Jahresfrist als gescheitert 
angesehen, wenn Gründe in der Person des anderen Ehegatten vorliegen, die die 
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Fortsetzung der Ehe als eine unzumutbare Härte darstellen. Zu unzumutbaren 
Härtegründen zählen auch schwere Krankheiten.767 Sofern die Ehefrau substantiiert 
darlegen kann, worin die Unzumutbarkeit der Krankheit liegt und welchen Schaden sie 
infolge der Krankheit nimmt, steht Art. 12 Rom III-VO einer Anwendung nicht entgegen. 
 
Eine Anwendung des Art. 176 AZGB im Rahmen eines Scheidungsverfahrens in 
Deutschland ist möglich. 
 
(2) Scheidung wegen Schädigung (darar) im Sinne eines 
ehelichen Zerwürfnisses 
Eine weitere Möglichkeit der gerichtlichen Scheidung nach afghanischem Recht ist die 
Scheidung wegen Schädigung (darar) im Sinne eines ehelichen Zerwürfnisses, Art. 
183 AZGB, das die Fortsetzung der ehelichen Lebensgemeinschaft unmöglich macht. 
Das Zerwürfnis der Ehe kann mit dem Rechtsgedanken des Scheiterns der Ehe nach 
§ 1565 Abs. 2 BGB gleichgesetzt werden. Nach deutschem Recht können 
mehrmalige768 Misshandlungen und damit körperliche oder seelische Schädigungen 
eine unzumutbare Härte darstellen.769 Denn auch in diesen Fällen geht es um eine 
Schädigung im Sinne von Gewalt, die die Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft 
unmöglich macht. Aus diesem Grund steht Art. 12 Rom III-VO einer Anwendung des 
Art. 183 AZGB nicht entgegen. Es muss jedoch am konkreten Fall festgestellt werden, 
dass der Ehefrau Gewalt zugefügt wird und es ihr aufgrund dieser Gewalt unmöglich 
ist, an der ehelichen Lebensgemeinschaft festzuhalten. 
 
(3) Scheidung wegen Nichtleistung des Unterhalts 
Nach Art. 191 AZGB kann die Ehefrau die gerichtliche Scheidung beantragen, wenn 
der Ehemann wirtschaftlich nicht in der Lage oder nicht gewillt ist, der Frau Unterhalt 
zu leisten. Im afghanischen Recht ist die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der 
Ehefrau ein wesentliches Kriterium der wirksam geschlossenen Ehe, Art. 90 i.V.m. Art. 
117 ff. AZGB. Kann der Ehemann diese Pflicht nicht erfüllen, begründet dies den 
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Scheidungsanspruch der Ehefrau. Die Frage ist, ob ein solcher Scheidungsgrund 
gegen Art. 12 Rom III-VO verstößt. Im deutschen Recht sind die Ehegatten einander 
zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet, § 1353 Satz 2, 1. Halbsatz BGB. Die 
Verpflichtung zum Familienunterhalt trifft beide Ehegatten gleichermaßen, sofern nicht 
einem Ehegatten die Haushaltsführung obliegt. Ist einem Ehegatten die 
Haushaltsführung überlassen, erfüllt er damit seine Unterhaltsverpflichtung, § 1360 
BGB. Im afghanischen Recht gibt es eine vergleichbare Regelung nicht. Hier obliegt 
die Besorgung des Familienunterhalts dem Mann. Die Frau darf nach Art. 122 Ziffer 1 
AZGB nur mit Erlaubnis des Ehemannes das Haus verlassen, denn ansonsten erlischt 
ihr Anspruch auf Unterhalt. Gleiches gilt, wenn sie sich „den ehelichen Aufgaben nicht 
unterzieht“, Art. 122 Ziffer 2 AZGB. Das Rollenbild der Ehe nach afghanischem Recht 
setzt die Ehefrau in starke ökonomische Abhängigkeit von ihrem Mann, weshalb ihr 
das Scheidungsrecht eingeräumt wird, wenn der Mann nicht in der Lage ist, die von 
ihm abhängige Ehefrau zu unterhalten. Aufgrund dieser Abhängigkeit ist das 
Scheidungsrecht nach Art. 192 AZGB die einzige Möglichkeit der Frau, eine solche 
Ehe zu beenden. Die Nichtzahlung von Unterhalt allein wird in Deutschland nicht als 
unzumutbare Härte nach § 1565 Abs. 2 BGB anerkannt und erlaubt die Scheidung 
dann nicht, wenn das Trennungsjahr noch nicht vollzogen ist.770 Im afghanischen 
Recht beruht der Unterschied zum deutschen Recht letztlich im traditionell geprägten 
Rollenbild der Frau und ihrer Abhängigkeit vom Ehemann. Anders als die Frau in 
Deutschland, die nach § 1356 Abs. 2 Satz 1 BGB selbst ein Recht auf Erwerbstätigkeit 
hat und auch im Fall von fehlender Unterhaltsleistung des Mannes im Zweifel 
eigenständig versuchen könnte, für ihren Unterhalt aufzukommen, steht ein 
vergleichbares Recht der afghanischen Ehefrau nicht zu. Aus dieser Situation heraus 
resultiert ihr Ehescheidungsrecht nach Art. 191 AZGB. Ein eklatanter Verstoß gegen 
den ordre public kann in dem Recht der Frau, sich aus dieser Situation mittels 
Scheidung zu lösen, nicht gesehen werden, so dass der afghanischen Ehefrau das 
Recht auf Scheidung nach Art. 191 AZGB in Deutschland zusteht.  
 
In diesem Fall stellt sich auch hier die Frage, ob ein deutsches Gericht bei einem 
zahlungsunfähigen Ehemann, der sein Unvermögen zur Zahlung beweist, noch eine 
Frist von höchstens drei Monaten zur Zahlung des Unterhalts setzen muss, Art. 192 
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Satz 1 AZGB. Bei dieser Frist handelt es sich um eine verfahrensrechtliche Vorgabe 
des AZGB. Werden die Gründe des Unvermögens des Ehemannes im Rahmen der 
Anhörung vor Gericht berücksichtigt,771 so hat das Gericht zu werten, ob der Ehemann 
kurzfristig in der Lage sein wird, dauerhaft den Unterhalt der Ehefrau bestreiten zu 
können. Bei einer negativen Einschätzung ist die Ehe zu scheiden. 
 
(4) Scheidung wegen Abwesenheit des Ehemannes 
Bei dem Scheidungsgrund wegen Abwesenheit des Ehemannes ohne stichhaltige 
Entschuldigung, Art. 194 AZGB, oder aufgrund eines Gefängnisaufenthalts nach Art. 
196 AZGB, der der Frau die gerichtliche Scheidung ermöglicht, stellt sich ebenfalls die 
Frage der Vereinbarkeit mit Art. 12 Rom III-VO und damit dem deutschen ordre public. 
Die in Art. 194 und Art. 196 AZGB genannten Gründe sind solche, in denen die 
Abwesenheit des Ehemannes zu einem Getrenntleben der Ehegatten führt. Die 
Abwesenheit kann entweder willentlich erfolgen, in dem der Ehemann ohne 
stichhaltige Entschuldigung seine Ehefrau allein lässt oder faktisch durch einen 
Gefängnisaufenthalt. In beiden Fällen wird die Trennung durch ein Verhalten des 
Ehemannes herbeigeführt. Nach deutschem Recht gibt es ebenfalls den Sachverhalt 
des Getrenntlebens nach § 1567 Abs. 1 BGB. Danach leben die Ehegatten getrennt, 
wenn zwischen ihnen keine häusliche Gemeinschaft besteht und ein Ehegatte die 
häusliche Gemeinschaft auch nicht mehr herstellen will, weil er diese ablehnt. Auch 
ein Gefängnisaufenthalt kann zu einem Getrenntleben führen, wenn sich aus der 
Situation ein Trennungswille ergibt.772 Dem deutschen Recht sind vergleichbare 
Lebenssituationen also bekannt und bieten die Grundlage für die Anerkennung des 
Getrenntlebens, was zur Zerrüttungsvermutung nach § 1566 BGB führt. Aus diesem 
Grund kann in den Scheidungsgründen nach Art. 194 und Art. 196 AZGB kein Verstoß 
gegen den deutschen ordre public gesehen werden. Eine Scheidung auf Basis der Art. 
194 und Art. 196 AZGB könnte also in Deutschland durchgeführt werden. 
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2. Ergebnis zur Vereinbarkeit des afghanischen Rechts mit 
europäischem und deutschem Recht 
Die Ausführungen zum afghanischen Ehescheidungsrecht und der Prüfung der 
Vereinbarkeit mit dem europäischen Recht nach der Rom III-VO haben Folgendes 
gezeigt:  
 
Im afghanischen Ehescheidungsrecht nimmt der Ehemann eine dominierende 
Rechtsposition gegenüber der Frau ein. Er kann darüber entscheiden, ob er der 
Ehefrau das Scheidungsrecht der Verstoßung zubilligt, oder ob er das von der Frau 
genutzte private Scheidungsrecht der einvernehmlichen Scheidung akzeptiert. Selbst 
bei Gewaltakten des Ehemannes gegen die Frau, die diese zur Beantragung einer 
gerichtlichen Scheidung veranlasst, kann der Ehemann von der Ehefrau im Rahmen 
der gerichtlichen Scheidung eine Entschädigung verlangen, wenn das Gericht 
feststellt, dass die Ursache für die Gewalt des Mannes im Verhalten der Frau 
begründet ist. Zudem entspricht das afghanische Familienrecht in seiner derzeitigen 
Form nicht dem in Art. 22 der afghanischen Verfassung garantiertem 
Gleichheitsgrundsatz von Mann und Frau.773 Dem Ehemann wird mit dem Mittel der 
Verstoßung, talāq, ein umfassendes, gerichtsunabhängiges Scheidungsrecht an die 
Hand gegeben, was der Ehefrau im Gegenzug nur mit Befugnis des Ehemannes oder 
gar nicht zusteht. Die Ehefrau kann sich nur von ihrem Ehemann loskaufen, kholc, oder 
auf vordefinierte gerichtliche Scheidungsgründe stützen, tafrīq. 
 
Die Vereinbarkeitsprüfung der einzelnen afghanischen Scheidungsrechte ergab, dass, 
wann immer die Scheidung einen privatrechtlichen Charakter hat, wie bei der 
Scheidung durch Verstoßung (talāq), beim Selbstloskauf oder der sogenannten 
einvernehmlichen Scheidung durch Scheidungsvereinbarung (kholc), fallen diese 
aufgrund der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs nicht unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO. Selbst wenn der Europäische Gerichtshof 
entschieden hätte, dass auch Privatscheidungen unter den sachlichen 
Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen, wären diese Formen der Privatscheidung 
aufgrund des Art. 10 Rom III-VO auf europäischer Ebene und aufgrund des Art. 12 
Rom III-VO zumindest auf nationaler Ebene ausgeschlossen gewesen. 
                                                 
773
 Yassari/ Saboory, S. 13. 
  
263
 
Auch nach der Neufassung des Art. 17 Abs. 2 EGBGB774 können Privatscheidungen 
wie talāq oder kholc in Deutschland nicht zur Anwendung gelangen. Beide 
privatrechtlichen Scheidungsformen scheitern am Scheidungsmonopol des Staates, § 
1564 Satz 1 BGB i.V.m. Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. 
 
Die Prüfung der gerichtlichen Scheidungsgründe nach Art. 176 - 197 AZGB hat 
ergeben, dass diese im Rahmen der Rom III-VO in Deutschland zur Anwendung 
gelangen können. 
 
IV. Herkunft „ungeklärt“ 
Einen Sonderfall bildet die Gruppe der Flüchtlinge, deren Herkunft ungeklärt ist. Denn 
wenn das Herkunftsland, aus welchen Gründen auch immer, nicht feststellbar ist, wird 
auch das nationale Recht des Herkunftslandes nicht ermittelbar sein. Beantragen zwei 
Eheleute ungeklärter Herkunft die Scheidung, so ist schon die Vorfrage der wirksam 
geschlossenen Ehe als Voraussetzung einer Scheidung schwer oder unmöglich zu 
ermitteln. Dies ergibt sich aus folgenden Überlegungen: Urkunden, die die Ehe 
belegen, wird es nicht geben. Denn mithilfe solcher Urkunden ist der Status „ungeklärt“ 
aller Voraussicht nach augenblicklich obsolet, da sich die Herkunft regelmäßig durch 
den Geburtsort der Eheleute, Angaben zur Nationalität oder den Ausstellungsort der 
Heiratsurkunde oder des Ehevertrages ermitteln lässt. Ebenso verhält es sich, wenn 
die Eheleute Zeugen für die Eheschließung aufrufen. Denn dann liegt es nahe, dass 
der Herkunftsstatus der Zeugen derselbe der Eheleute ist. Eine 
Rechtswahlvereinbarung für das, auf die Scheidung anwendbare Recht wird ebenfalls 
nicht vorliegen, denn auch aus dieser ließen sich Rückschlüsse auf das Herkunftsland 
der Eheleute ableiten. Wie geht also ein deutsches Gericht mit der Frage um, eine Ehe 
zu scheiden, von der sich nicht nachweisen lässt, dass sie überhaupt existiert? 
 
Grundsätzlich ist das angerufene deutsche Gericht verpflichtet, das anwendbare 
ausländische Recht von Amts wegen zu ermitteln775 und die Parteien haben das 
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Gericht bei der Ermittlung „nach ihren Kräften“776 zu unterstützen. Inwieweit ein 
Flüchtling unbekannter Herkunft dies tun und damit ggf. seinen Flüchtlingsstatus 
gefährden wird, sei dahingestellt. Wenn also keine Anhaltspunkte für das 
Herkunftsland gegeben sind und sich das Recht oder der Inhalt des ausländischen 
Rechts nicht ermitteln lässt, muss, um einen regelungsfreien Rechtsraum zu 
vermeiden, das deutsche Recht als Ersatzrecht777 zur Anwendung kommen. 
 
Demnach ist von einer wirksam geschlossenen Ehe auszugehen, wenn die Ehe vor 
einem Standesbeamten geschlossen wurde, § 1310 Abs. 1 BGB, oder eine Heilung 
nach § 1310 Abs. 3 BGB eingetreten ist. Nach § 1310 Abs. 3 BGB gilt die Ehe unter 
drei Fallgestaltungen auch dann als wirksam geschlossen, wenn die Voraussetzungen 
nach Abs. 1 nicht vorliegen. Nach Nr. 1 ist ausreichend, dass die Ehegatten erklärt 
haben, die Ehe miteinander eingehen zu wollen und der Standesbeamte die Ehe ins 
Eheregister eingetragen hat. Nach Nr. 2, wenn der Standesbeamte im Zusammenhang 
mit der Beurkundung der Geburt eines gemeinsamen Kindes der Ehegatten einen 
Hinweis auf die Eheschließung in das Geburtsregister eingetragen hat. Nach Nr. 3, 
wenn der Standesbeamte von den Ehegatten eine familienrechtliche Erklärung 
entgegengenommen hat, die zu ihrer Wirksamkeit eine bestehende Ehe voraussetzt 
und den Ehegatten hierüber eine in Rechtsvorschriften vorgesehene Bescheinigung 
erteilt worden ist. Neben den in den Nummern 1 - 3 genannten Voraussetzungen ist 
daneben erforderlich, dass die Ehegatten seit dem Ereignis zehn Jahre oder bis zum 
Tod eines der Ehegatten mindestens fünf Jahre als Ehegatten miteinander gelebt 
haben. 
 
In der aktuellen Situation, in der ein Flüchtling ungeklärter Herkunft in einem 
Scheidungsverfahren klären lassen muss, ob die Ehe nach deutschem Recht 
geschlossen wäre, ist wohl anzunehmen, dass dies nicht zu einer als wirksam 
geschlossenen Ehe führen wird. Den Nachweis der Eheschließung vor einem 
Standesbeamten wird er gerade nicht erbringen können. Die Heilung nach § 1310 Abs. 
3 BGB wird voraussichtlich allein wegen der zeitlichen Länge nicht oder erst in mittlerer 
Zukunft eine Rolle vor deutschen Gerichten spielen. Wer sich scheiden lassen will, 
wird nicht erst Jahre mit dem Partner in ehelicher Gemeinschaft verbringen, um die 
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Ehevoraussetzung zu erfüllen. Vielmehr ist anzunehmen, dass unter der Anwendung 
deutschen Rechts davon ausgegangen wird, dass mangels Nachweisbarkeit der 
Eheschließung eine Ehe nicht als wirksam geschlossen angesehen wird und es so 
auch nicht zu einer Scheidung kommen wird.  
 
Wird dennoch eine wirksam geschlossene Ehe nachgewiesen oder angenommen und 
soll es nun zur Scheidung kommen, dann ist, solange nicht eine 
Rechtswahlvereinbarung getroffen wurde, Art. 8 Rom III-VO anzuwenden. Hierunter 
können sich noch folgende Fallgestaltungen ergeben: Nach Art. 8 Buchstabe a) Rom 
III-VO kommt das Recht des Staates zur Anwendung, in dem die Eheleute zum 
Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Leben 
beide zum Zeitpunkt der Einreichung des Scheidungsantrages in Deutschland und 
haben hier ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ist deutsches Recht anwendbar. Wenn sie 
aber ihren gewöhnlichen Aufenthalt in unterschiedlichen Staaten haben, dann kommt 
nach Art. 8 Buchstabe b) Rom III-VO das Recht des Staates zur Anwendung, in dem 
sie zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Solche Fallkonstellationen sind 
insbesondere dann denkbar, wenn sich die Eheleute bereits während der Flucht aber 
nach Ankunft in Europa getrennt haben und einer der Eheleute beispielsweise 
innerhalb Europas weitergereist ist, um in einem anderen Land einen Asylantrag zu 
stellen. Schwierig ist die Situation dann auch noch deshalb zu beurteilen, weil sich die 
Frage stellen kann, ob überhaupt ein gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt in einem 
Staat begründet wurde. Auf Art. 8 Buchstabe c) Rom III-VO kann im Fall der nicht 
geklärten Herkunft nicht zurückgegriffen werden, da die Staatsangehörigkeit bei 
ungeklärter Herkunft gerade nicht festgestellt werden kann. Die Anwendung eines 
gemeinsamen Heimatrechts auf die Ehescheidung fällt demnach aus. Was in diesen 
Fällen bleibt, ist die Anwendung deutschen Rechts nach Anrufung eines deutschen 
Gerichts nach Art. 8 Buchstabe d) Rom III-VO. 
 
Eine weitere familienrechtliche Fragestellung, die hier kurz dargelegt werden soll, 
ergibt sich bei Flüchtlingen mit „ungeklärtem“ Herkunftsstatus, wenn diese in 
Deutschland heiraten möchten. Unabhängig davon, ob der jeweilige Flüchtling einen/ 
eine Deutsche/n oder einen Verlobten aus einem anderen Land heiraten möchte, ist 
bei Ehen mit Auslandsbezug nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB für jeden Verlobten die 
Ehevoraussetzung nach dem Recht des Staates zu beurteilen, dem er/ sie angehört. 
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Gerade wegen der ungeklärten Herkunft des Flüchtlings lässt sich dieses nicht 
feststellen. Auch die unter dem Amtsermittlungsgrundsatz aufgestellten Prinzipien der 
Anwendung eines dem Herkunftsland ähnlichen Rechts bei Zweifeln der Auslegung 
können hier nicht greifen. Denn bei Unkenntnis des Herkunftslandes kann man auch 
keine Rückschlüsse auf ähnliche Rechtsordnungen oder Quellen ziehen. Es werden 
immer Zweifel bestehen, ob diese dem tatsächlichen Herkunftsland überhaupt ähnlich 
sind oder ob es überhaupt einer Auslegung bedarf. Eine ungeklärte Herkunft ist wie 
ein weißer Fleck auf der rechtlichen Landkarte, für den es nicht einmal Anhaltspunkte 
für die Lokalisierung gibt. In Fällen, in denen sich das Recht des Herkunftsstaates 
jedoch nicht feststellen lässt, eben weil sich die Staatsangehörigkeit des Flüchtlings 
nicht ermitteln lässt, sieht Art. 5 Abs. 2 EGBGB vor, dass das Recht des Staates 
anzuwenden ist, in dem die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder wenn dieser 
nicht vorliegt, ihren Aufenthalt hat. 
 
V. Eritrea 
1. Eritreisches Recht 
Eine Hauptschwierigkeit bei der Ausarbeitung des eritreischen Rechts besteht darin, 
dass sich das Land in einer Umbruchsituation befindet. Das Bürgerliche Gesetzbuch, 
Civil Code of the State of Eritrea 2015778 (nachfolgend EZGB), wurde in 2015 
verabschiedet. Von diesem Gesetzbuch liegen bisher keine elektronischen Versionen 
vor, die online verfügbar sind. Anfragen beim Ministry of Justice of Eritrea oder Ministry 
of Information of Eritrea sowie Tesfanews blieben erfolglos. Es liegt eine englische 
Version in der Deutschen Botschaft von Asmara, Eritrea vor, die der deutsche 
Botschafter, Dr. Andreas Zimmer, dem Verfasser auszugsweise als Kopie zur 
Verfügung gestellt hat. Ebenfalls befinden sich vier Exemplare in Papierform im U.S. 
Library of Congress (Washington, USA), von denen dem Verfasser ebenfalls 
Teilkopien vorliegen und als Basis dieser Arbeit dienen. Dem EZGB ging das 
Vorläufige Zivilgesetzbuch von 1991779 voran, dessen Regelungen sich zum Teil auch 
im neuen EZGB wiederfinden. Die nachfolgenden Ausführungen stellen das eritreische 
Ehe- und Scheidungsrecht dar, wie es im EZGB niedergelegt ist. Dessen Umsetzung 
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und Anwendung in Eritrea stellt diese Arbeit nicht dar. Auch wird nicht dargelegt oder 
darauf eingegangen, inwieweit das staatliche Recht durch Religionsgerichte, wie 
Schariagerichte, die Spruchkammern für Familiensachen auf allen drei 
Gerichtsebenen haben (Kommunalgerichte („community courts“), Regionalgerichte 
(„zoba courts“) und Oberster Gerichtshof („high court“)),780 angewendet oder 
gegebenenfalls umgangen wird. Die Vermutung liegt allerdings nahe, dass 
Religionsgerichte nicht in jedem Falle geneigt sind, staatliches Recht anzuwenden, 
insbesondere wenn staatliches Familienrecht religiösen Rechtsauffassungen 
entgegensteht.  
 
Daneben stellt sich die Frage, ob und wenn ja welche Übergangsvorschriften der neue 
Civil Code aufweist. Denn Eritrea errang seine Unabhängigkeit nach einem langen 
Bürgerkrieg im Jahr 1993781 von Äthiopien und bis zu diesem Zeitpunkt galt das 
äthiopische Recht auch für Eritrea. Demnach ist es gut möglich, dass bis 2015 
äthiopisches Ehe- und Scheidungsrecht in Eritrea Anwendung fand. Das äthiopische 
Zivilgesetzbuch wurde selbst im Jahr 2000 reformiert. Es ist nicht bekannt aber 
unwahrscheinlich, dass Eritrea, nach seiner Unabhängigkeit diese Fassung ebenfalls 
mit übernommen hat, vielmehr ist anzunehmen, dass die alte Fassung fortgegolten 
hat.  
 
2. Eheschließung nach eritreischem Recht 
Nach Art. 14 Abs. 1 der Verfassung von Eritrea, die am 23. Mai 1997 ratifiziert wurde782 
aber noch nicht in Kraft getreten ist,783 sind alle Menschen gleich und es erfolgt keine 
Ungleichbehandlung aufgrund des Geschlechts (Art. 14 Abs. 2 der Verfassung von 
Eritrea).784 Nach Art. 14 Abs. 3 hat die Nationalversammlung („National Assembly“) 
Gesetze zu erlassen, um die Aufhebung von Unterschieden aufgrund von Geschlecht 
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etc. zu unterstützen („The National assembly shall enact laws that can assist in 
eliminating inequalities existing in Eritrean society.“). Art. 22 der Verfassung von 
Eritrea befasst sich mit der Familie und postuliert, dass Männer und Frauen, die das 
heiratsfähige Alter haben, das Recht haben, nach ihrem übereinstimmenden Willen 
die Ehe einzugehen und frei sind, eine Familie zu gründen, ohne jedwede 
Diskriminierung und sie sollen gleiche Rechte und Pflichten in familiären 
Angelegenheiten haben.785  
 
Das EZGB erlaubt nach Art. 518 drei Arten der Eheschließung. Hierzu gehören die 
Zivilehe, die vor einem Zivilstandsbeamten („civil status officer“) geschlossen wird, Art. 
518 Abs. 1 EZGB, die religiöse Ehe und die Ehe nach örtlichem Brauchtum/ 
Gewohnheit („local custom“), Art. 518 Abs. 2 EZGB. Für jede Art der Eheschließung 
gibt es allgemeine Bedingungen und Prinzipien, die für alle Formen der Eheschließung 
gelten. Daneben stellt das EZGB ausdrücklich fest, dass die unterschiedliche Form 
der Eheschließung nicht zu unterschiedlichen rechtlichen Wirkungen führt. Die 
gesetzlichen Ehewirkungen des EZGB gelten für alle Formen der Eheschließung 
gleichermaßen, Art. 556 EZGB. Nach dem neuen eritreischen Zivilrecht werden alle 
Ehen dem staatlichen Recht unterworfen.786 Nachfolgend werden die einzelnen Arten 
und deren allgemeinen und besonderen Vorschriften und Wirkungen dargestellt: 
 
a. Zivilehe  
Die Zivilehe nach eritreischem Recht ist die Ehe zwischen Mann und Frau, Art. 519 
EZGB. Sie wird vor einem Zivilstandsbeamten geschlossen und zwar vor dem 
Standesamt, das für den Wohnort eines der Ehegatten, eines Elternteils oder 
Vorfahren zuständig ist und in dessen Bereich derjenige vor der Eheschließung zuvor 
ununterbrochen für mindestens sechs Monate gelebt hat, Art. 537 EZGB. Die 
Eheschließung muss mindestens eine Woche vor der beabsichtigten Hochzeit bei dem 
zuständigen Standesamt angemeldet werden, Art. 539 EZGB. Brautleute und der 
zuständige Zivilstandsbeamte setzen dann den Hochzeitstermin gemeinsam fest, Art. 
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542 EZGB. Sofern der Zivilstandsbeamte, dem die Prüfung obliegt, ob Ehehindernisse 
vorliegen, zu der Feststellung gelangt, dass die Ehe geschlossen werden kann, kann 
die Hochzeit erfolgen. Kommt der Zivilstandsbeamte allerdings zu der Erkenntnis, dass 
dies nicht der Fall ist und Ehehindernisse vorliegen, hat der Zivilstandsbeamte die 
Eheschließung abzulehnen, Art. 540 EZGB. Gegen die Ablehnung der Eheschließung 
nach Art. 540 EZGB kann jeder der Brautleute bei dem zuständigen Gericht 
Beschwerde einlegen und das Gericht entscheidet darüber, ob die Ablehnung 
begründet oder unbegründet ist, Art. 541 Abs. 1 EZGB. Daraus ergibt sich, dass die 
Brautleute die Gründe dafür vorzutragen haben, weshalb die Ablehnung als 
unbegründet anzusehen ist. Zudem muss beantragt werden, dass die Eheschließung 
durch den Zivilstandsbeamten zu vollziehen ist. Stimmt das Gericht mit den 
Brautleuten überein, wird der Zivilstandsbeamte zur Vollziehung der Ehe durch das 
Gericht aufgefordert und die Eheschließung darf nicht aus diesem oder weiteren 
Gründen abgelehnt werden, Art. 541 Abs. 2 EZGB. 
 
Die Eheschließung der Zivilehe ist öffentlich („shall be celebrated publicly“) und es ist 
erforderlich, dass mindestens sieben Personen anwesend sein müssen. Neben den 
Brautleuten und dem Zivilstandsbeamten ist die Anwesenheit von vier Zeugen 
erforderlich, wobei jeweils Braut und Bräutigam zwei Zeugen stellen, Art. 543 EZGB. 
Die Eheschließung erfolgt nach Art. 544 EZGB derart, dass sowohl Braut und 
Bräutigam als auch die Zeugen vor dem Zivilstandsbeamten zu schwören haben, dass 
ihnen keine Ehehindernisse bekannt sind, die gegen die Eheschließung sprechen 
(Abs. 1). Im Anschluss daran haben Braut und Bräutigam jeweils nacheinander vor 
dem Zivilstandsbeamten zu erklären, dass sie den anderen als Ehemann respektive 
Ehefrau annehmen (Abs. 2). Der Zivilstandsbeamte erklärt daraufhin die Eheleute als 
ehelich vereint und er hat das Eheschließungsprotokoll („record of marriage“) 
abzufassen, sofern er die Qualifikation für das Abfassen des Eheschließungsprotokolls 
hat (Abs. 3).  
 
Das Eheschließungsprotokoll ist keine Formvorschrift für die Begründung der Ehe. Das 
ergibt sich aus der Tatsache, dass nur der Zivilstandsbeamte, der die Qualifikation zur 
Abfassung des Protokolls hat, hierzu befugt ist. Die Ehe wird allein durch die Erklärung 
der Brautleute vor und durch den Zivilstandsbeamten geschlossen. Das 
Eheschließungsprotokoll dient dem Nachweis der Eheschließung nach Art. 588 EZGB. 
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Das Protokoll ist im Anschluss an die Eheschließung oder spätestens einen Monat 
nach Eheschließung zu erstellen, Art. 56 Buchstabe c) EZGB. Das 
Eheschließungsprotokoll wird in das Eheregister eingetragen, Art. 87 Abs. 1 EZGB und 
hat nach Art. 112 EZGB die Namen der Eheleute, deren Geburtstage und Orte ebenso 
wie die Namen und Geburtsdaten- und Orte der Trauzeugen der Eheleute und der 
Zeitpunkt der Eheschließung zum Inhalt. Das Eheregister wird vom 
Zivilstandsbeamten der städtischen Kommunalverwaltung („civil status officer“) selbst 
geführt, Art. 43 Abs. 1 i.V.m. Art. 54 Abs. 1 EZGB. Bei der ländlichen 
Kommunalverwaltung leitet der Zivilstandsbeamte, sofern er nicht selbst zur 
Registerführung verpflichtet ist, die Eheschließung an die nächst höhere 
Personenstandsbehörde („departmental office of civil status“) weiter, Art. 58 Abs. 1 
und Abs. 2 EZGB.  
 
b. Religiöse Ehe 
Die religiöse Ehe, die auch nur diejenige zwischen Mann und Frau umfasst, gilt als 
wirksam geschlossen, wenn sie den, nach der Religion wenigstens eines der 
Brautleute erforderlichen, Handlungen und Riten entsprechend vorgenommen wurde, 
Art. 520 EZGB. Welche Riten und Handlungen oder Formalien dies sind, wird nicht 
ausgeführt und das EZGB verweist auf die jeweilige Religion, Art. 545 Abs. 1 EZGB. 
Wesentlich ist, dass die allgemeinen Bestimmungen und Bedingungen, die das EZGB 
als Voraussetzung für die Eheschließung vorsieht, vorliegen müssen, damit auch die 
religiöse Ehe als wirksam geschlossen anzusehen ist, Art. 545 Abs. 2 EZGB. Lässt 
beispielsweise eine Religion die Verheiratung von Minderjährigen zu, was nach dem 
EZGB nur unter einer Bedingung möglich ist,787 so ist die so geschlossene religiöse 
Ehe unwirksam und aufzuheben. 
 
Auch für die religiös geschlossene Ehe ist ein Eheschließungsprotokoll zu erstellen, 
Art. 545 Abs. 3 EZGB. Die Heirat ist gegenüber der Register führenden Stelle 
anzuzeigen, Art. 113 EZGB, um den Nachweis der Eheschließung führen zu können, 
Art. 42 Abs. 1 EZGB. Das heißt, dass die Eheleute, derjenige, der die Ehe geschlossen 
                                                 
787
 Vgl. hierzu Art. 522 EZGB und die Ausführungen im Kapitel „Ehefähigkeitsalter“ nach eritreischem Recht. 
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hat oder aber die Trauzeugen im Anschluss an die Eheschließung diese der 
Verwaltung zur Registrierung anzuzeigen haben, Art. 114 EZGB. 
 
c. Eheschließung nach lokalem Brauchtum 
Die Brauchtumsehe ist eine Ehe zwischen Mann und Frau und gilt als wirksam 
geschlossen, wenn der Mann und die Frau Riten vollzogen haben, die nach dem 
jeweiligen Brauchtum der Gemeinschaft, der wenigstens einer der Brautleute 
angehört, als das Eingehen einer dauerhaften Verbindung zwischen Mann und Frau 
angesehen werden, Art. 521 EZGB. Auch für die Brauchtumsehe gelten die 
allgemeinen Ehehindernisse, Art. 546 Abs. 2 EZGB. Die Notwendigkeit des 
Eheschließungsprotokolls und der Registrierung folgt aus, Art. 546 Abs. 3 i.V.m. Art. 
113 EZGB, um auch diese Ehe als wirksam geschlossen nachweisen zu können, Art. 
42 Abs. 1 EZGB. Das heißt, dass auch hier die Eheleute, derjenige, der die Ehe 
geschlossen hat oder aber die Trauzeugen im Anschluss an die Eheschließung die 
Registrierung bei dem Zivilstandsbeamten der Kommunalverwaltung zu veranlassen 
haben, Art. 114 EZGB. 
 
d. Bestimmungen, die für alle Formen der Eheschließung gelten 
Obwohl das eritreische Zivilrecht unterschiedliche Eheschließungen nach 
unterschiedlichen Modi wie Zivilehe oder die religiöse oder Brauchtumsehe kennt, gibt 
es bei den allgemeinen und für alle Arten der Eheschließungen geltenden 
Bestimmungen keine Unterscheidung. Alle Arten der Eheschließung haben sich nach 
den folgenden Bestimmungen zu richten und bei Nichteinhaltung drohen Sanktionen 
oder werden Scheidungsrechte begründet.  
 
aa. Ehefähigkeitsalter  
Art. 522 Abs. 1 EZGB legt das Ehefähigkeitsalter für Mann und Frau mit der 
Volljährigkeit von 18 Jahren fest. Eheschließungen von Minderjährigen, die 
mindestens 16 Jahre alt sind, sind nur ausnahmsweise erlaubt. Minderjährige können 
unter folgenden Voraussetzungen die Ehe schon vor Erreichung des 
Ehefähigkeitsalters eingehen: Sind beide Brautleute mindestens 16 Jahre alt, können 
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sie auf Antrag die Zivilehe eingehen, wenn sie den ärztlichen Nachweis erbringen, 
dass die minderjährige Braut schwanger ist. Zudem müssen beide Brautleute selbst 
gewillt sein, die Ehe einzugehen, Art. 522 Abs. 2 i.V.m. Art. 527 Abs. 1 EZGB. Mit 
dieser Ausnahmeregel soll erreicht werden, dass das Kind ehelich geboren wird. Eine 
weitere Möglichkeit der Minderjährigenehe ist dann gegeben, wenn die minderjährige 
Braut bereits ein Kind bekommen hat und auch hier beide Minderjährigen selbst gewillt 
sind, die Ehe einzugehen. Als dritte Möglichkeit sieht das Gesetz vor, dass die 
Brautleute oder die jeweils minderjährige Person beim Justizminister oder einer von 
ihm dazu ermächtigten Person („Minister of Justice or a person specially appointed by 
him“) die Eheschließung der Minderjährigen oder mit einem/ einer Minderjährigen 
genehmigt. Das Gesetz verlangt hierfür einen guten Grund, „good cause“, um den 
Dispens zu erteilen, Art. 522 Abs. 3 EZGB. 
 
Für die Eheschließung Minderjähriger stellt das Gesetz den Eltern oder dem Vormund 
des oder der Minderjährigen jedoch ein Einspruchsverfahren zur Seite, wonach sie bis 
spätestens zum Zeitpunkt der Eheschließung derselben formlos widersprechen 
können, Art. 532 Abs. 1 i.V.m. Art. 533 EZGB. Das Einspruchsrecht geht im Falle des 
Fehlens eines Vaters oder einer Mutter auf die Groß- oder Urgroßeltern über und wenn 
auch diese nicht vorhanden sind, auf die älteren Geschwister oder Onkel oder Tanten 
väterlicher- oder mütterlicherseits, Art. 532 Abs. 1 EZGB. Neben den in Absatz 1 
genannten Personen steht das Widerspruchsrecht keiner weiteren Personen zu (Abs. 
3). Einzige Ausnahme ist der Staatsanwalt („public prosecutor“), Art. 532 Abs. 2 EZGB. 
Das Gesetz sagt aber nichts dazu aus, was geschieht, wenn der Justizminister den 
minderjährigen Eheleuten die Eheschließung genehmigt und die Eltern oder der 
Staatsanwalt derselben widersprechen. Der Einspruch stellt ein Ehehindernis dar und 
nur nach Aufhebung des Einspruchs ist den Brautleuten die Eheschließung möglich, 
Art. 534 EZGB. Aus Art. 535 Abs. 1 EZGB ergibt sich, dass die Brautleute gegen einen 
Einspruch einen Antrag bei Gericht auf Aufhebung des Einspruchs stellen können. 
Denn nach dieser Vorschrift darf kein Einspruch gegen eine Ehe erhoben werden, 
wenn bereits zuvor durch Gerichtsbeschluss ein vorheriger Einspruch widerrufen 
worden ist. 
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bb. Ehehindernis der Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft 
Nach den Artikeln 523 Abs. 1 und 524 Abs. 1 EZGB ist die Eheschließung von 
Personen, die in direkter Linie miteinander verwandt sind, ebenso verboten, wie die 
Eheschließung mit der Seitenlinie (Onkel, Tanten, Nichten und Neffen) und mit 
angeheirateten Personen („affinity“), wie Schwager oder Schwägerin. In beiden Fällen 
kann aber der Justizminister oder eine von ihm dazu ermächtigte Person, beim 
Vorliegen eines wichtigen Grundes (good cause) auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung erteilen. Das Ehehindernis der Blutsverwandtschaft greift 
auch für die Fälle, in denen die Blutsverwandtschaft zwar nicht rechtlich festgestellt 
wurde, jedoch allgemein bekannt („commonly known“) ist, Art. 525 EZGB. Hat 
beispielsweise ein Mann einen Sohn und eine nichteheliche Tochter, die er zwar 
rechtlich nicht anerkannt hat, deren Verwandtschaftsbeziehung zum Vater jedoch 
allgemein bekannt ist, dürfen Sohn und (nichteheliche) Tochter nicht die Ehe 
miteinander eingehen. Gleiches gilt auch für ein begründetes 
Schwägerschaftsverhältnis zwischen den Familien, auch wenn die Abstammung nicht 
rechtlich anerkannt wurde. Da Art. 525 EZGB auf Regelungen in den Art. 523 und 524 
EZGB verweist, greift auch in diesem Fall die Möglichkeit der Ausnahmegenehmigung 
durch den Justizminister oder einen von ihm ermächtigten Vertreter nach Abs. 2 
derselben Artikel.  
 
cc. Ausschluss der Bi- oder Polygamie 
Die Bi- oder Polygamie ist in Eritrea ausdrücklich untersagt und solange eine Ehe 
besteht, darf der Ehemann keine weitere Person heiraten („as long as he is bound by 
the bonds of a preceding marriage“), Art. 526 EZGB. Beide Brautleute haben also zum 
Zeitpunkt der Eheschließung unverheiratet zu sein. Das Gesetz sieht auch keine 
Ausnahmeregelungen oder Genehmigungstatbestände für die Bi- oder Polygamie vor, 
wie es in anderen Regelungen der allgemeinen Ehebestimmungen vorkommt. Dieser 
Aspekt ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da nach Schätzungen 50% der 
eritreischen Bevölkerung sunnitische Muslime sind.788 Wie in den Abschnitten zum 
syrischen und afghanischen Recht ausführlich beschrieben, lassen Rechtssysteme, 
                                                 
788
 Vgl. Auswärtiges Amt: http//www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/01-
Nodes_Uebersichtsseiten/Eritrea_node.html (aufgerufen Mai 2016). 
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die auf Schariarecht bestehen, polygame Eheschließungen zu.789 Obwohl also die 
Hälfte der Bevölkerung von Eritrea nach Angaben des Auswärtigen Amtes sunnitische 
Muslime sind, hat sich der Gesetzgeber dazu entschlossen, die religiöse 
Eheschließung als wirksame Eheschließung zuzulassen, andere religiös zulässige 
Formen, wie die Vielehe aber nicht. 
 
Die Bigamie wird nach Art. 322 des eritreischen Strafgesetzbuches (EStGB)790 mit 
Geld- oder Haftstrafe bestraft, sofern es keine zivilrechtlichen Gründe, die auf Tradition 
oder Religion basieren, als Rechtfertigungen für die Bigamie gibt. Diese Ausnahmen 
gibt es nach dem aktuellen EZGB nicht. Das eritreische Strafgesetzbuch eröffnet 
jedoch die straffreie Möglichkeit der Bigamie, wenn sich die zivilrechtlichen 
Regelungen ändern. 
 
dd. Ausschluss der Handschuhehe 
Etwas Ähnliches wie zuvor gilt auch für die Eheschließung, für die Art. 527 Abs. 1 
EZGB die persönliche Willensbekundung des Eheversprechens der Eheleute zum 
Zeitpunkt der Eheschließung vorsieht. Es müssen bei der Eheschließung also Braut 
und Bräutigam anwesend sein und sich das „Ja-Wort“ bei der Zivilehe geben, Art. 544 
Abs. 2 EZGB, oder die entsprechenden Handlungen und Worte nach religiöser oder 
Brauchtumsehe vollzogen oder gesprochen werden. Eine Stellvertretung bei der 
Eheschließung in Form der Handschuhehe ist also ausdrücklich verboten und darf nur 
vorgenommen werden, wenn der Generalstaatsanwalt („Attorney General“791) hierzu 
die Erlaubnis erteilt. Wollen beispielsweise sunnitische Muslims eine religiöse 
Eheschließung mittels eines oder zweier Vertreter der Brautleute vollziehen, ist eine 
solche Form der Eheschließung in Eritrea nur dann wirksam möglich, wenn die 
Vertretung beim Generalstaatsanwalt oder seinem Vertreter beantragt und von diesem 
genehmigt wurde. 
 
                                                 
789
 Siehe zum syrischen und afghanischen Recht jeweils das Kapitel „Zwangsehe und Polygamie“. 
790
 Penal Code of the State of Eritrea. 2015. http://www.refworld.org/pdfid/55a51ccc4.pdf (aufgerufen März 
2016). 
791
 Art. 527 EZGB nennt den Attorney General. Zwar kann dieser auch mit Justizminister übersetzt werden, da 
das Gesetz allerdings die Unterscheidung in Minister of Justice (Art. 522 Abs. 3, 523 Abs. 2, 524 Abs. 2 EZGB) 
und Attorney General (Art. 527 Abs. 2 EZGB) trifft, ist hier vom Generalstaatsanwalt auszugehen. 
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ee. Ehehindernis der Drohung  
Die Einwilligung der Ehegatten zur Eheschließung hat freiwillig zu erfolgen. Eine 
Willensbekundung zur Eheschließung, die von einem oder beiden Ehegatten aufgrund 
einer Drohung oder Erpressung („extortet by threat“) abgegeben wurde, ist nicht gültig, 
Art. 530 Abs. 1 EZGB. Das Gesetz definiert threat als Abgabe der Zustimmung zur 
Ehe, durch einen der Brautleute, wenn diese unter Drohung eines erheblichen und 
unmittelbar bevorstehenden Übels („a menace of a grave and imminent evil“) für die 
jeweilige Person oder eines Ihrer Vor- oder Nachfahren erfolgt, Art. 530 Abs. 2 EZGB. 
Eine einfache Drohung reicht also nicht aus, sondern sie muss zugleich die 
Qualifikation der Erheblichkeit und Unmittelbarkeit haben und sich gegen die Person 
oder ein Familienmitglied richten. Nicht zur Form des threats gehört die Furcht vor 
einer anderen Person oder eines Vorfahrens, die zur Abgabe der Zustimmung zur Ehe 
geführt haben, Art. 530 Abs. 3 EZGB. Kommt die Ehe also nur deshalb zustande, weil 
vielleicht die Braut Angst vor der Reaktion des Vaters hat, wenn sie die (arrangierte792) 
Ehe nicht eingeht, ist die Ehe wirksam geschlossen und das Ehehindernis nach Art. 
530 EZGB tritt nicht ein. Etwas anderes gilt, wenn der Vater der Braut diese bedroht 
und zum Abschluss der Ehe zwingt. Bei diesem Kriterium kommt es also nicht darauf 
an, was die betroffene Braut oder der Bräutigam denkt oder fühlt, sondern auf die 
tatsächliche und qualifizierte Bedrohung durch einen Dritten. Die Ehe, die unter threat 
geschlossen wurde, wird von dem EZGB aber dennoch als wirksam geschlossen 
angesehen. Dies ergibt sich aus Art. 551 Abs. 1 EZGB, wonach derjenige, der seinen 
Eheschließungswillen unter Drohung abgegeben hat, ein Recht auf Scheidung der Ehe 
hat. 
 
ff. Wesentliche Mängel in der Person des Ehepartners (Error of 
Substance) 
Das eritreische Recht kennt drei wesentliche Mängel, die in der Person eines 
Ehepartners begründet sein können, die den anderen Ehepartner berechtigen, die 
Eheschließung gerichtlich aufheben zu lassen. Dies sind nach Art. 531 Abs. 2 (a) 
EZGB die Identität des Ehegatten, (b) die fehlende gleichartige Religionszugehörigkeit 
                                                 
792
 Zum Thema der arrangierten Ehen in Eritrea: Yaried, Yishak: Arranged Marriages. Eritrea – Ministry of 
Information. http://www.shabait.com/about-eritrea/art-a-sport/12760-arranged-marriages- (aufgerufen: Februar. 
2016). 
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oder (c) eine Lepraerkrankung oder das Fehlen der für die Vollziehung der Ehe 
erforderlichen Geschlechtsorgane des Ehepartners oder der Ehepartnerin. 
 
gg. Einspruchsverfahren gegen die Eheschließung 
Neben dem Einspruchsverfahren, das bereits oben bei der Minderjährigenehe für die 
Eltern angesprochen wurde, gibt es auch das allgemeine Einspruchsverfahren des 
Staatsanwaltes gegen die Eheschließung. Dies ist nicht nur in dem oben dargestellten 
Fall der Minderjährigenehe vorgesehen, sondern kann auch andere Sachverhalte 
betreffen. In anderen Fällen als der Eheschließung Minderjähriger hat nur der 
Staatsanwalt das Einspruchsrecht, Art. 532 Abs. 2 und Abs. 3 EZGB und zwar ist die 
Erklärung des Einspruchs formlos und kann bis zum Zeitpunkt der Eheschließung 
vorgenommen werden, Art. 533 EZGB. Ohne den Widerruf des Einspruchs ist die Ehe 
zwischen den Brautleuten nicht möglich und stellt ein Ehehindernis dar. Wollen die 
Brautleute dennoch heiraten, ist vor einer Eheschließung der Widderruf des 
Einspruchs erforderlich, Art. 534 EZGB. Aus Art. 535 Abs. 1 EZGB ergibt sich, dass 
die Brautleute gegen den Einspruch des Staatsanwaltes einen Antrag auf Widerruf des 
Einspruchs bei Gericht beantragen können. Folgt das Gericht dem Antrag und gibt 
diesem statt, wird der Einspruch des Staatsanwaltes aufgehoben. Gegen eine Ehe, 
gegen die zuvor ein Einspruch erhoben wurde, der dann durch Gerichtsbeschluss 
widerrufen wurde, darf nicht erneut Einspruch erhoben werden, Art. 535 Abs. 1 EZGB. 
Daraus folgt, dass der Staatsanwalt in seinem ersten Einspruch sämtliche in Betracht 
kommende Gründe gegen die Eheschließung anführen muss, da ein erneuter 
Einspruch, der auf anderen als den vorgetragenen Gründen besteht, nicht mehr 
zulässig ist. 
 
Dem Staatsanwalt steht zudem das alleinige Einspruchsrecht in Fällen der erneuten 
Ehe eines bereits zuvor Verheiratetem zu, Art. 535 Abs. 2 EZGB. Es lässt sich aber 
nicht sagen, ob dies ein allgemeines Verbot der neuerlichen Eheschließung nach einer 
Scheidung oder dem Tod des Ehepartners darstellt, da das Gesetz hierzu keine 
Aussagen trifft und einer erneuten Heirat auch keine Sanktionen entgegenstehen. 
Zudem sollte es auch in solchen Fällen das Recht auf Entscheidung durch das Gericht 
nach Art. 535 Abs. 1 EZGB geben. 
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hh. Ehehindernis der Witwenschaft 
Art. 536 Abs. 1 EZGB statuiert das grundsätzliche Ehehindernis der Witwenschaft für 
eine Frau. Hiernach ist es der Frau untersagt, innerhalb von 306 Tagen nach dem Tod 
ihres Ehemannes erneut zu heiraten, es sei denn, dass eine der Ausnahmen nach Art. 
536 Abs. 2 (a) - (d) EZGB vorliegt. Die 306 - Tageregelung stellt keine Trauerphase 
der verwitweten Ehefrau dar, sondern dient der Feststellung der legitimen 
Abstammung eines Kindes im Anschluss an die Ehe. Nach Art. 651 Buchstabe (b) 
EZGB ist Vater eines Kindes auch der verstorbene Ehemann, sofern sein Tod weniger 
als 307 Tage vor der Geburt des Kindes lag. Aus diesem Grund darf nach den 
Ausnahmeregelungen eine Frau auch dann wieder heiraten, wenn sie innerhalb der 
306 Tage ein Kind auf die Welt gebracht hat, Art. 536 Abs. 2 Buchstabe (a) EZGB, da 
die legitime Abstammung damit feststeht. Ebenso besteht kein Ehehindernis für die 
Witwe, wenn sie der die Hochzeit durchführenden Stelle ein ärztliches Attest vorweisen 
kann, das besagt, dass sie nach dem Tod ihres Ehemannes nicht schwanger gewesen 
ist. Dieses Attest muss wenigstens 30 Tage nach dem Tod des Ehemannes ausgestellt 
worden sei, Buchstabe (b). Für die Frau, die bereits das 52. Lebensjahr vollendet hat, 
gilt das Ehehindernis nicht, Buchstabe (c), da hier bereits die vollzogene Menopause 
antizipiert wird. Als letzte Ausnahme gilt, dass die Frau, die ununterbrochen 306 Tage 
vor dem Tod des Ehemannes von diesem getrennt gelebt hat, ebenfalls nicht dem 
Ehehindernis der Witwenschaft unterliegt, Buchstabe (d). 
 
e. Gesetzliche Sanktionen bei Verletzung der 
Eheschließungsbestimmungen 
Die Sanktionen, die das Gesetz bei Verstößen gegen die zuvor beschriebenen 
Bestimmungen, die für alle Formen der Eheschließung gelten vorsieht, sind in den Art. 
547 - 555 EZGB geregelt, wobei die Art. 554 und 555 EZGB nur für die religiösen oder 
Brauchtumsehen gelten. Wie nachfolgend aufgezeigt wird, geht das Gesetz bei einem 
Verstoß gegen eine der Vorschriften zunächst von einer geschlossenen Ehe aus, die 
dann als Sanktion auf Antrag durch Gerichtsbeschluss aufzuheben ist, Art. 598 Absatz 
2 EZGB. 
 
Wird die Eheschließung durchgeführt, obwohl einer oder beide Ehegatten nicht das in 
Art. 522 EZGB festgelegte Ehefähigkeitsalter erreicht haben oder ohne das eine 
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entsprechende Ausnahmegenehmigung oder Regelung greift, ist die Ehe aufzulösen 
(„dissolution of the marriage shall be ordered“). Diese Auflösung erfolgt auf Antrag 
durch das Gericht und antragsberechtigt ist neben dem Staatsanwalt jede Person, die 
ein Interesse daran hat („any interested person or of the public prosecutor“), Art. 547 
Abs. 1 EZGB. Der Antrag ist unzulässig oder kann unbegründet werden, wenn die 
Eheleute in der Zwischenzeit das Ehefähigkeitsalter erreicht haben, Art. 547 Abs. 2 
EZGB. 
 
Auch die Ehe, die gegen das Ehehindernis der Blutsverwandtschaft oder 
Schwägerschaft verstößt, ist auf Antrag einer Person, die ein Interesse daran hat oder 
auf Antrag des Staatsanwaltes aufzulösen, Art. 548 EZGB. Ausnahmeregelungen gibt 
es in diesem Fall nicht, da diese Kriterien nicht aufhebbar sind.  
 
Auch eine Ehe, die trotz des Bigamieverbots aus Art. 526 EZGB geschlossen wurde, 
ist nach Art. 549 Abs. 1 EZGB durch das Gericht aufzulösen. Antragsberechtigt sind 
in einem solchen Fall sowohl die Erst- als auch die Zweitehefrau des Ehemannes („on 
the application of either of the spouses of the bigamous spouse“) oder der 
Staatsanwalt. Dass mit bigamous spouse der Ehemann gemeint ist, ergibt sich aus 
dem Sinnzusammenhang der Vorschrift und aus Art. 526 EZGB. Hierin wird bei 
Bigamie explizit auf den Ehemann („he“) Bezug genommen. Das Gericht kann dem 
Antrag auf Ehescheidung aufgrund des Bigamieverstoßes erst stattgeben, nachdem 
es festgestellt hat, dass die Erstfrau noch lebte, als der Ehemann die Zweitehe einging, 
Art. 549 Abs. 2 EZGB. War die Erstfrau bereits verstorben, bleibt die Ehe bestehen, 
da faktisch keine Vielehe vorliegt. Andernfalls wird die Ehe mit der Zweitfrau 
aufgehoben.  
 
Nicht ganz eindeutig ist die Regelung des Art. 549 Abs. 3 EZGB, wonach die Ehe mit 
der Zweitfrau an dem Tag wirksam wird, an dem die Erstehefrau verstirbt. Im Kontext 
mit Absatz 2 kann dies nicht gesehen werden, da es sich dort um die Situation handelt, 
in der die Ehefrau bereits zum Zeitpunkt der Eheschließung verstorben war und ggf. 
das Eheregister noch nicht entsprechend angepasst worden ist und den Tod der 
Erstfrau angezeigt hat, so dass eine Mehrehe anzunehmen war. In Absatz 3 geht man 
also davon aus, dass die Erstfrau noch lebt, während die Ehe mit der Zweitfrau 
geschlossen wurde. Nimmt man die Vorschrift wörtlich, ist die Wirksamkeit der Ehe mit 
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der Zweitfrau aufschiebend bedingt und zwar bis zum Zeitpunkt des Todes der 
Erstfrau. Stellt nun die Erstfrau oder der Staatsanwalt den Antrag auf Ehescheidung 
nach Art. 549 Abs. 1 EZGB, müsste die Ehe aufgehoben werden. Dann wiederum 
könnte sie nicht aufschiebend bedingt sein, sondern müsste als geschieden deklariert 
werden. 
 
Nach Art. 551 Abs. 1 EZGB kann diejenige Person, die die Ehe aufgrund einer 
Drohung oder Erpressung nach Art. 530 EZGB eingegangen ist, bei Gericht die 
Scheidung beantragen. Dieses Recht ist allerdings befristet. So hat der Antrag 
innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung der Drohung oder Erpressung zu 
erfolgen, spätestens jedoch zwei Jahre nach der Eheschließung, Art. 551 Abs. 2 
EZGB. Ansonsten bleibt die Ehe geschlossen und kann danach zumindest aus diesem 
Grund nicht mehr geschieden werden. 
 
Das gleiche Scheidungsrecht gilt auch für denjenigen Ehepartner, nach Art. 552 Abs. 
1 EZGB, der die Ehe mit dem anderen Ehepartner eingegangen ist, obwohl dieser 
einen Fehler (error of substance) wie in Art. 531 Abs. 2 Buchstaben (a) – (c) EZGB 
aufweist. Das Recht auf Scheidung ist befristet und erlischt 6 Monate nach Kenntnis 
des Fehlers oder nachdem seit der Eheschließung zwei Jahre vergangen sind. Ob das 
allerdings für alle Fehler in der Person des Ehepartners nach Art. 531 Abs. 2 EZGB 
gilt, ist zumindest für die Frage des Geschlechts fraglich. Ein vermeintlich fehlerhaftes 
Geschlecht öffnet die Hintertür für eine im eritreischen Gesetz nicht vorgesehen 
gleichgeschlechtliche Ehe, auch wenn diese dann unbewusst zumindest durch den 
Ehepartner, der sich über das Geschlecht des anderen irrt, eingegangen wird. Dies 
kann aber nicht im Sinne des Gesetzes sein. Bei allen Arten der Eheschließung nach 
Art. 519 - 521 EZGB geht das Gesetz von der Ehe als Verbindung zwischen Mann und 
Frau aus und stellt homosexuelle Handlungen nach Art. 310 EStGB unter Strafe. Es 
muss also davon ausgegangen werden, dass zumindest beim Kriterium des 
Geschlechts nach Fristablauf die Ehe nicht als dauerhaft geschlossen angesehen 
werden kann. In einem solchen Fall sollte dem Staatsanwalt, auch wenn dieser nicht 
in Art. 552 Abs. 1 EZGB als antragsberechtigt gilt, das Recht auf 
Scheidungsantragsstellung, wie bei der Bigamie oder Blutsverwandtschaft als 
gesetzlich nicht gewollte Formen der Ehe, eingeräumt werden. 
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In Art. 553 EZGB wird aufgeführt, welche Gründe für sich genommen allein nicht 
ausreichend sind, um eine Scheidung bei Gericht zu beantragen. Hierzu zählen:  
(a) Ein erhobener aber bei der Eheschließung nicht berücksichtigter Widerspruch. 
(b) Die nichtbeachtete Witwenzeit.  
(c) Die Unzuständigkeit des Zivilstandsbeamten („was incompetent“). 
(d) Die Nichtbeachtung der für die Zivilehe erforderlichen Formalien.  
Gleiches gilt für die Nichtbeachtung von Formalien bei einer religiös geschlossenen 
Ehe oder Brauchtumsehe. Auch in einem solchen Fall steht den Eheleuten kein 
Scheidungsgrund für eine gerichtliche Scheidung zur Verfügung, Art. 554 Abs. 1 
EZGB. Das Gesetz unterscheidet hier jedoch noch explizit zwischen der religiös 
geschlossenen und der Brauchtumsehe, bei deren Abschluss ein oder mehrere 
Formalitäten oder Bedingungen, die die Religion oder das Brauchtum für die 
Eheschließung vorsieht, nicht eingehalten wurden. Wird eine religiös geschlossene 
Ehe von den Religionsvertretern („religious authorities“) wegen Form- oder 
Bedingungsfehlern aufgelöst, hat dies nach eritreischem Recht keine bindende 
Wirkung.793 In einem solchen Fall kann die religiös ausgesprochene Eheauflösung 
aber zu einer Scheidung nach den gesetzlichen Bestimmungen der Art. 597 ff. EZGB 
führen, wenn einer der Eheleute oder beide dies beantragen, Art. 554 Abs. 2 EZGB. 
Etwas Vergleichbares ist für die Brauchtumsehe nicht vorgesehen, Art. 554 Abs. 3 
EZGB. Liegen bei einer Brauchtumsehe Form- oder Bedingungsfehler vor, gilt die Ehe 
auch dann als wirksam zwischen den Eheleuten geschlossen und hat Bestand, selbst 
wenn dies nach dem Brauchtum nicht der Fall ist. Wenn die Eheleute dann die 
Scheidung beantragen, bleiben ihnen hierfür nur die allgemeinen Gründe, die im 
Kapitel über das eritreische Scheidungsrecht näher erläutert werden. 
 
Art. 555 Abs. 1 EZGB führt aus, dass es sowohl bei religiösen Eheschließungen als 
auch bei der Brauchtumsehe zu Sanktionsmaßnahmen in Form von Geldbußen oder 
Entschädigungen kommen kann, wenn Formalien oder Bedingungen nicht eingehalten 
wurden. Basis für deren Bestimmung ist die Religion oder das Brauchtum selbst. Im 
Gegensatz zur Scheidung gibt das eritreische Zivilgesetzbuch hier sowohl dem 
Brauchtum als auch der Religion Raum, eigene Sanktionsmaßnahmen unter dem 
Fortbestand der Ehe zu verhängen. Allerdings ist dies nicht uneingeschränkt der Fall. 
                                                 
793
 Vgl. hierzu Art. 598 Abs. 3 i.V.m. Art. 600 Abs. 1 und 6 EZGB, wonach nur ein Gericht oder die 
Familienschlichter zur Scheidung einer Ehe berechtigt sind. 
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Zum einen unterliegen die Geldbußen und Entschädigungen der gerichtlichen 
Kontrolle und dürfen durch das Gericht reduziert werden, wenn sie als unangemessen 
hoch („appears to it to be excessive“) angesehen werden, Art. 555 Abs. 2 EZGB. Zum 
anderen gibt es in Art. 555 Abs. 3 EZGB einen ordre public Vorbehalt, wonach 
Geldbußen und Entschädigungen auch gänzlich untersagt werden können, wenn sie 
unbegründet oder im Widerspruch zu Gerechtigkeit, Billigkeit und Moral stehen („to be 
unreasonable or contrary to equity or to morality“). Mit diesem Vorbehalt wird erreicht, 
dass den gesetzlich einander gleichgestellten Zivil-, Religions- und Brauchtumsehen 
nicht nur ein gemeinsamer Bedingungskodex auferlegt wird, sondern es wird auch 
verhindert, dass Sanktionsmaßnahmen, die außerhalb des zivilgesetzlichen Rahmens 
liegen, ausufern und damit zivilrechtswidrige Zustände schaffen. 
 
f. Die Ehewirkungen und der Ehevertrag 
Die Ehewirkungen werden im EZGB in allgemeine Vorschriften (Art. 556 - 565), 
persönliche Ehewirkungen (Art. 566 - 573) und auf Geld bezogene Ehewirkungen (Art. 
574 - 586) aufgeteilt. 
 
Unter den allgemeinen Vorschriften des EZGB sind insbesondere die Art. 556 EZGB 
und Art. 557 EZGB interessant. Art. 556 EZGB stellt ausdrücklich fest, dass es für die 
Folgewirkungen der Ehe keinen Unterschied macht, ob die Eheschließung vor einem 
Zivilstandsbeamten, einem Religionsvertreter oder durch Brauchtum geschlossen 
wurde. Es wird also lediglich die unterschiedliche Art der Eheschließung toleriert, die 
Folgewirkungen in der Ehe sind aber für alle Ehen dieselben. So ist es insbesondere 
mit Blick auf religiöse Eheschließungen nach islamischem Recht wichtig, dass die 
Eheschließung mit dem Heiratsakt als abgeschlossen gilt und Folgewirkungen 
begründet, ohne dass es für die Ehewirkungen darauf ankommt, ob die Ehe auch 
tatsächlich vollzogen wurde.794 Dies ergibt sich direkt aus Art. 557 EZGB, der klarstellt, 
dass die Ehewirkungen weder vom tatsächlichen, noch vom behaupteten Vollzug der 
Ehe abhängig sind.  
 
                                                 
794
 Nach islamischem Recht bedarf es der notwendigen Vollziehung der Ehe, um Ehewirkungen zu begründen. 
Als Beispiel hierfür wird auf die entsprechenden Ausführungen im Abschnitt „Wirkungen der Ehe“ zum 
afghanischen Recht verwiesen. 
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Das eritreische Zivilrecht räumt den Eheleuten die Möglichkeit ein, einen Ehevertrag 
vor der Ehe auszuhandeln, der die Geldangelegenheiten („pecuniary effects“) und die 
ihnen obliegenden gegenseitigen Rechte und Pflichten, die aus der Ehe erwachsen, 
regeln kann, Art. 558 Abs. 1 und 2 EZGB. Als Grenze der Vertragsfreiheit gelten die 
verbindlichen Regelungen des Gesetzes („mandatory provisions of the law“), Art. 558 
Abs. 3 EZGB. Es dürfen keine Klauseln zulasten Dritter aufgenommen werden, Art. 
562 Abs. 1 EZGB, und der Vertrag darf nicht lediglich auf ortsübliche Bräuche („local 
custom“) verweisen, Art. 562 Abs. 2 EZGB. Schließen die Brautleute vor der Ehe 
keinen Ehevertrag, gelten die gesetzlichen Vorschriften der Abschnitte der 
persönlichen Ehewirkungen (Art. 566 – 573 EZGB) und der auf Geld bezogene 
Ehewirkungen (Art. 574 – 586 EZGB).  
 
Für den eritreischen Ehevertrag gibt es gesetzlich geregelte Form - und 
Hinterlegungsvorschriften. Zu den Formvorschriften gehört, dass er schriftlich 
abgefasst werden muss und neben den Eheleuten insgesamt vier Zeugen, zwei 
Zeugen pro Ehegatten, den Vertrag zu unterzeichnen haben, Art. 560 EZGB. Ist dies 
nicht der Fall, erfüllt der Ehevertrag nicht die gesetzliche Form und es finden die 
allgemeinen rechtlichen Regelungen zwischen den Eheleuten Anwendung, Art. 565 
EZGB. Der von den Eheleuten und Zeugen unterzeichnete Ehevertrag ist im 
Ehevertragsregister des Register führenden Gerichts oder bei einem Notar zu 
hinterlegen, Art. 561 Abs. 1 EZGB. Einsichtsrechte in den hinterlegten Ehevertrag gibt 
es sowohl für die Eheleute als auch für diejenigen, die die Eheleute oder das Gericht 
hierzu ermächtigt haben, Art. 561 Abs. 2 EZGB. Dies sind in der Regel diejenigen 
Personen, die im Rahmen einer Schlichtung zwischen den Eheleuten als 
Familienschlichter („family arbitrators“) fungieren oder während eines 
Gerichtsverfahrens Modifizierungen des Ehevertrages vornehmen. Bei Streitigkeiten 
zwischen den Eheleuten setzt das eritreische Zivilrecht neben dem gerichtlichen 
Verfahren einen Schwerpunkt auf das Schlichtungsverfahren mithilfe der 
Familienschlichter, um Streitigkeiten zwischen den Eheleuten auszuräumen. Ergibt 
sich hieraus die Notwendigkeit der Anpassung des Ehevertrages nach der 
Eheschließung, kann diese Anpassung auf Veranlassung von beiden Ehegatten 
vorgenommen werden, Art. 563 Abs. 1 Satz 1 EZGB. Hält nur einer der Ehegatten die 
Anpassung des Ehevertrages für erforderlich und veranlasst dieser die 
Familienschlichter, die Anpassung vorzunehmen, soll der andere Ehepartner vor der 
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Anpassung gehört werden, Art. 563 Abs. 2 Satz 2 EZGB. Findet eine Anpassung statt, 
die nicht der Auffassung des anderen Ehegatten entspricht, bleibt diesem die 
Möglichkeit, gerichtlich gegen die Anpassung vorzugehen, Art. 563 Abs. 2 Satz 3 
EZGB. Jede Form der Änderung ist wieder bei Gericht oder einem Notar (als Kopie) 
zu hinterlegen und zu registrieren, Art. 563 Abs. 3 EZGB. 
 
Für jeden Vertrag, den die Eheleute während der Ehe schließen (und der die in Art. 
566 - 586 EZGB geregelten Lebenssachverhalte betrifft)795 ist es erforderlich, dass 
dieser durch die Familienschlichter oder das Gericht genehmigt wird, Art. 564 Abs. 1 
EZGB. Die Vertragsfreiheit der Eheleute, für die im Gesetz geregelten Ehewirkungen 
und Lebenssachverhalte, ist nach der Eheschließung durch Formerfordernisse 
eingeschränkt. Verträge, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, entfalten keine 
rechtliche Wirkung. Die Ehepartner müssen sich also bei jedem Vertrag, der nach der 
Ehe geschlossen wurde, mit den Familienschlichtern abstimmen oder ihren 
Vertragsentwurf zur rechtlichen Prüfung und Genehmigung dem Gericht vorlegen. Die 
allgemeinen Form- und Verwahrungsfristen gelten hier entsprechend. 
 
Für Minderjährige und geschäftsunfähige Personen („judicially interdicted person“) trifft 
das Gesetz die Sonderregelung, dass bei Minderjährigen zusätzlich noch der 
gesetzliche Vertreter („guardian“) neben dem oder der Minderjährigen dem Vertrag 
zustimmen und diesen unterzeichnen muss, Art. 559 Abs. 1 EZGB. Für 
geschäftsunfähige Personen ist für die Wirksamkeit des Vertrages die Unterschrift des 
Geschäftsunfähigen und die Genehmigung des Gerichts erforderlich, Art. 559 Abs. 2 
EZGB.  
 
Ohne näher auf die einzelnen Bestimmungen der persönlichen Ehewirkungen (Art. 566 
– 573 EZGB) und auf Geld bezogene Ehewirkungen (Art. 574 – 586 EZGB) eingehen 
zu wollen, soll nur kurz hervorgehoben werden, dass das EZGB von einem 
gegenseitigen Respekt und der Kooperation der Eheleute innerhalb der Ehe ausgeht. 
Es wird explizit festgelegt, dass beide Ehepartner dieselben Rechte und Pflichten 
haben, so dass hier Art. 22 der eritreischen Verfassung Rechnung getragen wird und 
                                                 
795
 Das Gesetz stellt nicht ausdrücklich fest, dass es sich dabei um Regelungen der Art. 566 - 586 EZGB handelt. 
Die Stellung im Gesetz nach dem vor der Ehe zu schließenden Ehevertrag und in dem entsprechenden Abschnitt 
„Effects of Marriage“ legt dies allerdings nahe. Dass es hierbei nur um eheliche Fragestellungen und nicht um 
nacheheliche Fragestellungen geht, ergibt sich aus Art. 604 EZGB „Agreement on Conditions of Divorce“.  
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ehevertragliche Vorschriften, die diesem Gleichheitsgedanken entgegenstehen, keine 
rechtliche Wirkung entfalten, Art. 566 Abs. 2 und 567 Abs. 2 EZGB. Auch steht es 
gesetzlich beiden Ehegatten zu und frei, einen Beruf auszuüben oder im Interesse der 
Familie auf die Berufsausübung zu verzichten, Art. 573 EZGB. Bei den auf Geld 
bezogenen Ehewirkungen unterscheidet das Gesetz zwischen persönlichem und 
gemeinsamen Besitz / Eigentum („personal property“). Personal property umfasst all 
das, was die Eheleute jeweils vor der Ehe hatten und dies bleibt auch während der 
Ehe ihr persönlicher Besitz und untersteht ihrer jeweiligen persönlichen Verfügung. 
Was davon erworben wird, gehört ebenfalls zu personal property, Art. 574 - 576 EZGB. 
Zum gemeinsamen Eigentum („common property“) gehören die Gehälter und 
Einkünfte der Ehegatten und das, was davon erworben wird, Art. 577 EZGB. Das 
Gericht kennt zudem die Vermutung, dass alles Eigentum als common property 
anzusehen ist, sofern nicht ein Ehegatte beweisen kann, dass es sich um personal 
property handelt, Art. 578 Abs. 1 EZGB.  
 
g. Nachweis der Eheschließung („Proof of Marriage“) 
Der Nachweis der Eheschließung kann nach eritreischem Recht durch drei Arten 
erbracht werden: Durch das Eheschließungsprotokoll („record of marriage“) selbst, 
durch den Nachweis des Statusbesitzes („possession of status“) oder kraft Bekanntheit 
(„act of notoriety“). 
 
Wie bereits ausgeführt, wird das Eheschließungsprotokoll im Falle der Zivilehe zum 
Zeitpunkt der Eheschließung durch den Zivilstandsbeamten der Heimatbehörde796 
erstellt, Art. 544 Abs. 3 EZGB i.V.m. Art. 114 Abs. 1 und Art. 115 Abs. 1 EZGB. 
 
Auch für die anderen Arten der Eheschließungen, die das eritreische Zivilrecht zulässt, 
religiöse Ehe und Brauchtumsehe, erfordert das Gesetz die Abfassung eines 
Eheschließungsprotokolls, Art. 545 Abs. 3 und Art. 546 Abs. 3 EZGB i.V.m. Art. 113 
Abs. 1 und Art. 114 Abs. 1 EZGB. Das Eheschließungsprotokoll erbringt den Nachweis 
der geschlossen Ehe nach Art. 588 EZGB. Art. 113 EZGB stellt weiterhin klar, dass für 
alle Eheschließungen, also auch für die zuvor genannten, die Pflicht besteht, die 
                                                 
796
 Siehe OLG Dresden, Leitfaden für Eritrea (Staat Eritrea). Stand: April 2008, 
https://justiz.sachsen.de/olg/download/Eritrea.pdf; EASO, S. 55. 
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Eheschließung gegenüber der Register führenden Behörde anzuzeigen. Auch hier trifft 
die Verpflichtung zur Erklärung, dass eine Ehe geschlossen wurde, gleichzeitig 
denjenigen, der die Ehe geschlossen hat, Art. 114 Abs. 1 EZGB, die Eheleute selbst 
und deren Trauzeugen, Art. 114 Abs. 2 EZGB. Diese umfassende Verpflichtung aller 
an der Eheschließung Beteiligter hat den Zweck, sicherzustellen, dass die Erklärung 
und damit einhergehend die Registrierung tatsächlich vorgenommen wird. 
Unterstrichen wird dies strafrechtlich auch damit, dass nach Art. 156 EStGB die 
bewusste Nichtregistrierung von zu registrierenden Erklärungen, die gegenüber den 
Behörden abzugeben sind, mit Haftstrafe von bis zu einem Monat oder mit Geldstrafe 
von 500 - 5.000 Nakfa797 geahndet werden kann. Hält ein Religionsvertreter die 
Registrierung nicht für erforderlich, da nach der Religion eine solche Formalie nicht 
erforderlich ist, kann er strafrechtlich belangt werden. 
 
Religiös geschlossene Ehen werden auch bei der jeweiligen Kirche oder dem 
Schariagericht in deren Register eingetragen. Diese Register entsprechen allerdings 
nicht den Voraussetzungen, die das eritreische Recht vorsieht. Nach dem EZGB sind 
die Register in der jeweiligen staatlichen Verwaltung zu führen, Art. 71 EZGB. 
 
Eritrea ist in sechs Regionen (zobas) unterteilt, die wiederum in kleinere 
Regionaleinheiten nus zobas untergliedert sind. Die nus zobas sind in kebabi unterteilt, 
die die kleinste Verwaltungseinheit darstellen.798 Die Zivilregister werden in den 
Verwaltungen nus zobas geführt, mit der Ausnahme des Registers in der Hauptstadt 
Asmara, dass in der Region Maekel liegt, und wo es direkt bei der zoba- Verwaltung 
geführt wird.799 
 
Um selbst eine Abschrift des Eheschließungsprotokolls, das im Register verwahrt wird, 
zu erhalten, können die Eheleute auf Antrag eine Kopie des Protokolls von der 
jeweiligen Verwaltung erhalten, Art. 125 EZGB. 
 
                                                 
797
 Die eritreische Währung heißt Nakfa. Nach ISO 4217 lautet die Währungsabkürzung ERN. Ein Nakfa 
entspricht ungefähr 0,06 Euro (Stand 30.11.2016), http://de.coinmill.com/ERN_EUR.html#ERN=1 oder 
 https://de.finance.yahoo.com/g/bc?s=ERNEUR=X&t=5d&l=on&z=m&q=l&c= (aufgerufen November 2016). 
798
 EASO, S. 17. 
799
 EASO, S. 55. 
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Neben der Vorlage des Eheschließungsprotokolls oder der entsprechenden Abschrift 
aus dem Eheregister kann eine Ehe nach eritreischem Recht auch dann als bestehend 
nachgewiesen werden, wenn sie nicht im Register eingetragen worden ist. 
Voraussetzung hierfür ist der sogenannte Besitzstand („possession of status“). Nach 
der Legaldefinition des Art. 589 Abs. 1 Satz 2 EZGB haben zwei Personen den 
Besitzstand von Eheleuten (und gelten somit als verheiratet), wenn sich die Personen 
gemeinsam als Eheleute betrachten und behandeln und ebenso von ihrer Familie und 
der Gesellschaft als Eheleute betrachtet und behandelt werden. 
 
Der Nachweis des Ehegattenstatus kann erbracht werden, wenn vier Zeugen mit 
unmittelbarer oder mittelbarer Kenntnis von der Eheschließung diese bezeugen 
können, Art. 589 Abs. 2 EZGB.  
 
Im umgekehrten Fall kann der Ehegattenstatus bestritten werden, wenn der den Status 
bestreitende Ehegatte vier Zeugen aufweist, die den ledigen Status bestätigen können. 
Als Zeugen kommen sowohl Familienangehörige, als auch andere Personen in 
Betracht, Art. 589 Abs. 3 EZGB. 
 
In dem Fall, dass der Nachweis des ehelichen Besitzstands nicht geführt werden kann 
oder der Besitzstand angezweifelt oder bestritten wird („contested“), kann der 
Nachweis des ehelichen Besitzstandes durch Offenkundigkeit erbracht werden, Art. 
590 EZGB, sofern das Gericht diese Form des Nachweises auf Antrag einer Person, 
die ein solches Feststellungsinteresse hat, zulässt, Art. 591 Abs. 1 und 2 EZGB. Aus 
Art. 591 Abs. 2 i.V.m. 593 Abs. 1 EZGB geht hervor, dass der Antrag darauf gerichtet 
werden muss, dass das Gericht die Genehmigung der Anerkennung der Ehe kraft 
Offenkundigkeit erteilt und den Zivilstandsbeamten anweist, eine so festgestellte Ehe 
zu protokollieren. 
 
Der Nachweis des Besitzstands qua Offenkundigkeit ist auf die Fälle beschränkt, in 
denen das staatliche Eheregister aus unterschiedlichen Gründen keinen Nachweis der 
Eheschließung erbringt, die Eheschließung aber durch andere Dokumente oder 
Bestätigung eines Ehegatten erbracht werden kann. Nach Art. 592 EZGB kann das 
Gericht unter den dort genannten Gründen der Buchstaben (a) - (d) auf Antrag die Ehe 
als durch Offenkundigkeit erwiesen ansehen, wenn eine der genannten 
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Voraussetzungen erfüllt ist. Art. 592 (a) EZGB verweist auf die in Art. 135 EZGB 
aufgeführten Gründe, die zu einer gerichtlichen Entscheidung über die Anerkennung 
der Ehe kraft Offenkundigkeit führen. Dies sind solche Fälle, in denen das Eheregister 
nicht oder unvollständig geführt wurde, Lücken enthält, verloren gegangen ist oder 
zerrissen wurde. Außerdem in Fällen, in denen es unmöglich oder schwierig ist, eine 
Ablichtung des im Register enthaltenen Eheschließungsprotokolls zu erhalten. Kann 
der Antragsteller als Grund für die Notwendigkeit der gerichtlichen Anerkennung 
hervorbringen, dass er nicht wisse, wo das entsprechende Eheschließungsprotokoll 
erstellt wurde und das Gericht sein Unwissen als gerechtfertigt ansieht, kommt 
ebenfalls eine Genehmigung des Nachweises kraft Offenkundigkeit nach Art. 135 
EZGB in Betracht.  
 
Ein weiterer Grund für eine Anerkennung kraft Offenkundigkeit liegt dann vor, wenn 
der Antragsteller („plaintiff“) ein Eheschließungsprotokoll, das von einer religiösen 
Obrigkeit („religious authority“), also einer Kirche oder einem Schariagericht 
ausgestellt wurde, dem Gericht vorlegt, Art. 592 Buchstabe (b) EZGB. Dies ist 
dahingehend interessant, weil es zeigt, dass das Gesetz mit dieser Vorschrift die 
Stellung des zivilen Eheschließungsprotokolls oder Registers über die religiösen 
Protokolle stellt. Zunächst erbringt also nur das staatliche Eheschließungsprotokoll 
oder Register den Nachweis der Eheschließung und gilt für und gegen jedermann. Es 
liefert den Nachweis der Eheschließung und kann nicht dazu führen, dass die Ehe 
nach Art. 590 EZGB von einer anderen Person angefochten wird, wenn nicht die 
Voraussetzungen nach Art. 135 EZGB vorliegen. Liegt nur ein kirchliches Protokoll vor 
und wurde dieses nicht in ein staatliches Register übertragen, muss der Antragsteller 
das religiöse Eheschließungsprotokoll vor Gericht als Nachweis der Eheschließung 
vorlegen. Nur so kann er auf Antrag erreichen, dass die Eheschließung kraft 
Offenkundigkeit nachgewiesen und genehmigt werden kann. Warum der Antragsteller 
in einem solchen Fall, in dem offensichtlich gegen die Pflicht der 
Eheschließungserklärung gegenüber dem Standesamt nach Art. 113 und 114 EZGB 
verstoßen wurde, nicht den einfacheren Weg geht und die Erklärung gegenüber dem 
Standesamt nachholt, ist nicht ganz verständlich. Eine strafbare Handlung nach Art. 
156 EStGB läge nur bei absichtlichem Verstoß gegen die Registrierungsvorschriften 
vor. 
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Eine vergleichbare Regelung wie für religiöse Protokolle gibt es für die Brauchtumsehe 
nicht. Ob das Gericht im Falle der Vorlage eines Protokolls der nach Brauchtum 
geschlossenen Ehe, die Anerkennung der Ehe analog Art. 592 Buchstabe (b) EZGB 
zulässt, ist fraglich. Das EZGB stellt zwar an unterschiedlichen Stellen fest, dass es 
keine Unterscheidung der Eheschließungen gibt, so dass auch das 
Eheschließungsprotokoll der Brauchtumsehe als ausreichend angesehen werden 
könnte. Da aber in Art. 592 EZGB diese Art des Protokolls gerade nicht aufgeführt 
wird, spricht dies gegen eine analoge Anwendung der Vorschrift. 
 
Der Antragsteller kann ebenso einen Ehevertrag vorlegen, der den Anforderungen 
nach Art. 558 EZGB entspricht, Art. 592 Buchstabe (c) EZGB. Der Vertrag muss dann 
allerdings auch der Schriftform des Art. 560 EZGB entsprechen und die erforderlichen 
Unterschriften der Eheleute und Zeugen aufweisen, um rechtliche Wirkung zu 
entfalten.  
 
Als letzte Möglichkeit für eine Anerkennung einer Ehe kraft Offenkundigkeit durch 
gerichtliche Genehmigung nennt das Gesetz den Fall, dass der beklagte Ehegatte 
(„defendant spouse“) die Existenz der Ehe anerkennt oder aber Annahmen oder 
Beweise, die auf Tatsachen basieren vorliegen, die es dem Gericht erlauben, die 
Genehmigung der Anerkennung zu erteilen, Art. 592 Buchstabe (d) EZGB. 
 
Spricht das Gesetz die Genehmigung und Anerkennung aus, ist die Genehmigung, um 
rechtswirksam zu sein, durch den Richter und vier Zeugen zu unterzeichnen, Art. 594 
Abs. 2 EZGB. Für die dann zu protokollierende Ehe ist das Eheschließungsdatum, 
sofern möglich, mit anzugeben, Art. 594 Abs. 1 EZGB. Nach dieser Vorschrift soll auch 
das mögliche Enddatum der Ehe genannt werden, wenn diese nicht mehr besteht. 
Hieraus ergibt sich, dass nach Art. 590 EZGB nicht nur der Antrag auf Genehmigung 
und Nachweis der Ehe kraft Offenkundigkeit geführt werden kann, sondern aus 
denselben Gründen auch der Nachweis, dass die Ehe nicht mehr besteht, wenn der 
Nachweis nicht anderweitig erbracht werden kann. 
 
Bevor die Eheschließung jedoch protokolliert werden kann, muss der 
Zivilstandsbeamte für einen Zeitraum von 30 Tagen öffentlich bekanntgeben, dass 
eine Ehe kraft Offenkundigkeit protokolliert werden soll. Grund hierfür ist, 
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entsprechende Einwände berücksichtigen zu können, die gegen diese Eheschließung 
sprechen könnten, Art. 593 EZGB. Das gleiche wird für die Feststellung des 
Nichtbestehens einer vorherigen Ehe gelten. 
 
Die protokollierte Ehe gilt gegenüber jedermann als wirksam geschlossen und 
nachgewiesen. Erhebt danach jemand Einwände, dass die so erfasste Eheschließung 
nicht oder an einem anderen Datum stattgefunden hat, hat er dies zu beweisen, Art. 
595 EZGB. Ebenso hat derjenige nach Art. 596 EZGB seine Anschuldigung zu 
beweisen, die darauf gerichtet ist, dass die Ehe nichtig oder aufgelöst worden sei. 
 
3. Eritreisches Scheidungsrecht 
Anders als das eritreische Eheschließungsrecht, das unterschiedliche Formen der 
Eheschließung zulässt, gibt es im Scheidungsrecht diese Unterscheidung nicht. Eine 
Ehe kann nach den Vorschriften des Zivilgesetzbuches in Eritrea nur durch Gericht 
und aufgrund der gesetzlichen Vorschriften geschieden werden, nicht jedoch auf Basis 
von Religionsvorschriften oder Brauchtumsriten, Art. 597 EZGB. In der Anwendung 
des Scheidungsrechts werden also keine Unterscheidungen dahingehend getroffen, 
wie die Ehe eingegangen wurde. Das Scheidungsmonopol liegt beim Staat. Für Ehen 
nach Schariarecht stellt Art. 599 EZGB ausdrücklich fest, dass eine einseitige 
Verstoßung der Ehefrau durch den Mann oder des Mannes durch die Ehefrau keine 
zivilrechtliche Wirkung entfaltet. Selbst wenn also die Verstoßung von Muslimen in 
Eritrea vollzogen wird, wird die Ehe hierdurch nicht aufgelöst und hat weiterhin 
Bestand.  
 
Das eritreische Recht sieht vier Gründe vor, die eine wirksam geschlossene Ehe, 
gleich auf welche Art sie geschlossen wurde, beenden. Diese Gründe werden in Art. 
598 EZGB aufgezählt. Danach endet die Ehe durch den Tod eines Ehegatten, Art. 598 
Abs. 1 EZGB („terminate“), oder sie wird durch gerichtliche Anordnung als Sanktion 
wegen eines Verstoßes gegen die allgemeinen Bedingungen der Ehe nach den 
Artikeln 547 - 553 EZGB aufgelöst („dissolution“), Art. 598 Abs. 2 EZGB. Weitere 
Gründe sind die Ehescheidung („terminated by divorce“), Art. 598 Abs. 3 EZGB oder 
im Falle der durch Gericht erklärten Abwesenheit eines Ehegatten nach Art. 141 - 149 
EZGB. Letztgenannter Fall ist von der Scheidung durch Tod dahingehend zu 
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unterscheiden, dass die Abwesenheitsfeststellung auch mit der Toderklärung 
einhergehen kann. Bei der Beendigung der Ehe durch den Tod eines Ehegatten nach 
Art. 598 Abs. 1 EZGB liegt der Tod tatsächlich vor. 
 
a. Ehescheidung („Divorce“) 
Für die Ehescheidung nach Art. 598 Abs. 3 EZGB sieht das eritreischem Zivilrecht ein 
zweigleisiges Schlichtungsverfahren vor, das sowohl außergerichtlich nach den 
Vorschriften des EZGB unter Einbeziehung von Familienschlichtern („family 
arbitrators“) erfolgt als auch durch Anrufung des Familiengerichts. Es ist den Eheleuten 
freigestellt, welches Verfahren sie wählen. Sie können sich entweder direkt für die 
Familienschlichtung entscheiden oder einzeln oder gemeinsam sofort das Gericht 
anrufen, um dort die Ehescheidung durchführen zu lassen, Art. 628 und Art. 636 
EZGB. Es besteht also keine gesetzliche Notwendigkeit zur außergerichtlichen 
Schlichtung. Das Verfahren der Ehescheidung beginnt in beiden Fällen damit, dass 
einer der Ehegatten oder beide gemeinsam bei den Familienschlichtern oder dem 
Gericht einen Scheidungsantrag („petition for divorce“) mit der Begründung einreicht, 
dass die Ehe unwiederbringlich zerrüttet sei („has broken down irretrievably“), Art. 600 
Abs. 1 EZGB. Wird der Antrag bei Gericht eingereicht, Art. 600 Abs. 6 EZGB, gelten 
die Regelungen zum Schlichtungsverfahren mit den notwendigen Änderungen 
(„mutatis mutandis“).  
 
Das Gesetz nimmt die unwiederbringlich zerrüttete Ehe an, wenn die Eheleute 
mindestens ein Jahr lang voneinander getrennt waren, Art. 600 Abs. 2 Satz 2 EZGB. 
Ansonsten wird die unwiederbringliche Zerrüttung in den Fällen angenommen, in 
denen die eheliche Gemeinschaft zwischen den Eheleuten nicht mehr besteht und 
nicht erwartet werden kann, dass die Eheleute diese wiederherstellen, Art. 600 Abs. 2 
Satz 1 EZGB.  
 
Wird der Scheidungsantrag bei Gericht oder bei den Familienschlichtern eingereicht, 
haben diese die für den jeweiligen Fall erforderlichen einstweiligen Maßnahmen 
(„provisional measures“) zu treffen. Hierzu gehören Regelungen des Unterhalts der 
Ehegatten und der Kinder, sofern aus der Ehe Kinder hervorgegangen sind, aber auch 
die Vermögenssorge oder Wohnungszuweisung und Wohnungsverweisung für den 
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jeweiligen Ehegatten, Art. 601 EZGB. Gegen die erfolgten einstweiligen Maßnahmen 
kann jede Person, nach Art. 602 EZGB, die ein berechtigtes Interesse („any interested 
person“) an deren Beseitigung hervorbringen kann, deren Abänderung oder 
Annullierung beantragen. Eine besondere Form oder Frist ist an diesen Antrag nicht 
geknüpft.  
 
Bei den Schlichtern selbst handelt es sich um Personen, mit denen die Eheleute 
entweder bekannt oder verwandt sind. Das Gesetz schreibt für Fälle der 
Familienschlichtung für Streitigkeiten, die aus der Ehe heraus entstehen die 
Schlichtung durch die Trauzeugen der Eheleute vor, Art. 626 Abs. 1 EZGB. Art. 628 
EZGB wiederum sieht vor, dass die Familienschlichtung im Zusammenhang mit dem 
Scheidungsantrag von denselben Schlichtern vorgenommen wird, die auch die 
anderen Familienschlichtungen vorgenommen haben, so dass es auch hier wieder die 
Trauzeugen sind. Insofern kommt den Trauzeugen nach dem eritreischen 
Familienrecht eine besondere Bedeutung zu. Sie haben nicht nur die Ehe zwischen 
den Ehegatten zu bezeugen, sondern sind bereits beim Abschluss des Ehevertrages 
als Zeugen anwesend und begleiten die Eheleute durch sämtliche Konflikte bis zu 
einer möglichen Scheidung. Aus dieser engen Verbundenheit zum Ehepaar kann eine 
besondere Kenntnis der jeweiligen Lage der Eheleute erwachsen, die zum Erfolg der 
jeweiligen Schlichtung beitragen kann. Andererseits führt diese Kenntnis auch dazu, 
dass die Familienschlichter die Aussichten auf den Erfolg einer Schlichtung genau 
beurteilen können. 
 
Das Schlichtungsverfahren selbst besteht aus zwei Schritten. Zuerst erfolgt der 
Versöhnungsversuch („attempt to reconcile“), Art. 603 EZGB, den die 
Familienschlichter gegenüber den Ehegatten vornehmen sollen und indem sie den 
Ehegatten angemessene Maßnahmen unterbreiten, die nach Auffassung der 
Schlichter die Eheleute wieder zusammenführen könnten und sie zur Rücknahme des 
Scheidungsantrags bewegen könnten. Das bedeutet also, dass in dem 
Schlichtungsverfahren zunächst die Ursachen der Zerrüttung eruiert werden müssen, 
um so feststellen zu können, ob sich Lösungen im Verhalten oder Umgang der 
Eheleute miteinander oder anderer Fragestellungen finden lassen. Gelingt dies den 
Familienschlichtern nicht und halten die Eheleute oder einer von ihnen am 
Scheidungsbegehren fest, erfolgt der nächste Schlichtungsversuch für die Scheidung 
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und die damit einhergehenden Scheidungsfolgen („agreement on conditions of 
divorce“). Ziel ist es, einen entsprechenden Schiedsspruch über die Scheidung und 
Scheidungsfolgen zu erzielen.  
 
Der Schiedsspruch, den die Familienschlichter am Ende des Schlichtungsverfahrens 
aussprechen und der die Ehe scheidet, soll auch die Folgen der Ehescheidungen mit 
umfassen, Art. 606 Abs. 1 EZGB. Dies umfasst insbesondere den Kindsunterhalt und 
das Sorgerecht der ehelichen Kinder, die Beendigung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft, Art. 606 Abs. 2 EZGB, den nachehelichen Ehegattenunterhalt, 
sofern dieser beantragt wurde, Art. 607 EZGB, und Regelungen des Vermögens, Art. 
616 EZGB. Die Familienschlichter können sich das Recht einräumen, dass sie in 
einem ersten Schiedsspruch die Scheidung aussprechen und weitere aus der 
Scheidung heraus resultierende Fragestellungen in einem zweiten Schiedsspruch 
regeln, der spätestens drei Monate nach dem ersten Schiedsspruch zu erfolgen hat, 
Art. 608 EZGB. 
 
Bringen die Familienschlichter im Rahmen des Schlichtungsverfahrens innerhalb von 
sechs Monaten seit Stellung des Scheidungsantrags keinen Schiedsspruch zustande, 
haben sie die Scheidung auszusprechen, Art. 605 Abs. 1 EZGB. In einem solchen Fall 
bleibt den Familienschlichtern nur, sich das Recht für einen weiteren Schiedsspruch 
nach Art. 608 EZGB innerhalb von drei weiteren Monaten einzuräumen. Anderenfalls 
greifen die Regelungen des Ehevertrages oder anderer wirksam während der Ehezeit 
geschlossener Verträge oder aber die gesetzlichen Regelungen.  
 
Generell enthält Art. 635 EZGB die Auffangregelung, dass das Gericht über die 
Ehescheidung auf Antrag entscheidet, wenn es den Familienschlichtern nicht gelingt, 
eine Entscheidung in den vom Gesetz vorgegebenen Zeiträumen zu erzielen.  
 
Das Scheidungsverfahren nach eritreischem Recht erfolgt durch die Familienschlichter 
oder durch das Gericht. Wichtig ist, dass die gerichtliche Kontrolle des 
Scheidungsverfahrens nicht verloren geht, wenn es durch die Familienschlichter 
erfolgt. Nach Art. 630 EZGB steht allein dem Zivilgericht die Entscheidung zu, ob eine 
Scheidung, die durch Familienschlichter erfolgt ist, rechtmäßig ist. Entsteht zwischen 
den geschiedenen Ehegatten ein Streit darüber, ob die Ehe durch die 
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Familienschlichter wirksam geschieden wurde, sind für diese Fragestellung nicht die 
Familienschlichter zuständig, sondern das Gericht. Am Ende des Verfahrens wird dann 
durch das Gericht die Scheidung durch Urteil800 ausgesprochen. Dass das Urteil 
rechtskräftig geworden ist, kann als Randvermerk in der Heiratsurkunde vermerkt 
werden.801 
 
b. Beendigung der Ehe durch Tod eines Ehegatten 
Nach Art. 598 Abs. 1 EZGB wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten beendet. Tritt 
der Tod während eines gerichtlichen Scheidungsverfahrens oder einer auf Scheidung 
gerichteten Familienschlichtung ein, führt dies automatisch zur Beendigung des 
jeweiligen Verfahrens, Art. 600 Abs. 5 EZGB. Liegen in diesem Fall keine (wirksamen) 
ehevertraglichen oder testamentarischen Regelungen der Vermögensaufteilung vor, 
gelten die oben beschriebenen Regelungen802 zur Aufteilung von gemeinsamem und 
persönlichem Vermögen. 
 
c. Auflösung („Dissolution“) der Ehe als Bestrafung wegen eines 
Verstoßes gegen die allgemeinen Ehebedingungen 
Im Gegensatz zur Ehescheidung, kann die Eheauflösung nur durch das Gericht 
ausgesprochen werden. Dies geschieht nach Art. 619 Abs. 1 EZGB dann, wenn die 
Eheschließung gegen eine oder mehrere der in den Artikeln 547 - 553 EZGB 
genannten allgemeinen Bedingungen der Ehe verstößt und die Auflösung als Sanktion 
erfolgt. Die Gründe für die Eheauflösung als Bestrafung wurden bereits näher 
dargestellt, weshalb auf die Wiederholung verzichtet wird. Das Gericht hat sich bei der 
Eheauflösung an den Grundsätzen, die für die Scheidung aufgezeigt wurden, zu 
orientieren, Art. 619 Abs. 2 EZGB. Insbesondere ist zu berücksichtigen, ob die 
Eheleute die Ehe gutgläubig geschlossen haben, die Ehe vollzogen wurde und hieraus 
Kinder entstanden sind. In einem solchen Fall sind auch Fragestellungen der 
elterlichen Sorge, des Unterhalts und der Vermögensaufteilung, sowie etwaige 
                                                 
800
 OLG Dresden, Leitfaden für Eritrea (Staat Eritrea). Stand: April 2008, 
https://justiz.sachsen.de/olg/download/Eritrea.pdf. 
801
 Vgl. OLG Dresden, Leitfaden für Eritrea (Staat Eritrea). Stand: April 2008, 
https://justiz.sachsen.de/olg/download/Eritrea.pdf. 
802
 Vgl. die Ausführungen zum eritreischen Recht im Kapitel „Die Ehewirkungen und der Ehevertrag“. 
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Drittinteressen zu berücksichtigen sind, Art. 619 Abs. 3 EZGB. Daraus ergibt sich, dass 
die hauptsächliche Bestrafung darin zu sehen ist, dass die Eheschließung gegen 
Zivilrecht verstoßen hat. Aus einer solchen Auflösung lassen sich keine Eheverbote 
ableiten. Die aufgrund der Sanktion geschiedenen Eheleute haben deshalb die 
Möglichkeit, erneut zivilrechtlich, religiös oder nach Brauchtum zu heiraten.  
 
d. Die Vereinbarkeit des eritreischen Scheidungsrechts mit der 
Rom III-VO 
Bei den Regelungen zur Auflösung der Ehe nach Art. 619 EZGB handelt es sich um 
Gründe, die die Ehe unwirksam oder ungültig machen, weil gegen allgemeine 
Eheschließungsvoraussetzungen verstoßen wurde. Die Ungültigerklärung einer Ehe 
ist nach Art. 1 Abs. 2 Buchstabe c) Rom III-VO nicht Regelungsgegenstand der Rom 
III-VO. Einer Vereinbarkeitsprüfung bedarf es deshalb nicht. Gleiches gilt für die 
Beendigung der Ehe aufgrund des Todes eines Ehegatten nach Art. 598 EZGB, da 
auch die Frage des Bestehens oder Nichtbestehens einer Ehe nicht Gegenstand der 
Verordnung ist, Art. 1 Abs. 2 Buchstabe b) Rom III-VO. Eine Verstoßung und damit 
eine Privatscheidung wird nach eritreischem Recht ausdrücklich als unwirksam 
angesehen, Art. 599 EZGB, so dass es keine Fragestellungen zur Vereinbarkeit von 
Privatscheidungen nach eritreischem Recht mit der Rom III-VO gib. Dasselbe gilt für 
eine mögliche religiös begründete einvernehmliche Scheidung.803 
 
Es stellt sich lediglich die Frage nach der Vereinbarkeit der Ehescheidung (divorce) 
nach Art. 598 Abs. 3 i.V.m. Art. 600 ff. EZGB mit der Rom III-VO. Wie im Kapitel 
„Ehescheidung („Divorce“)“ dargestellt, steht beiden Ehegatten das Recht auf 
Ehescheidung zu. Die Eheleute haben nach den Regelungen des Gesetzes einen 
gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung. Ein Verstoß gegen Art. 10 Rom III-VO 
kommt somit nicht in Betracht. Fraglich ist, ob die Anwendung eritreischen 
Scheidungsrechts einen Verstoß gegen Art. 12 Rom III-VO darstellen könnte. Die 
Ehescheidung nach eritreischem Recht basiert, wie das deutsche Scheidungsrecht, 
auf dem Zerrüttungsprinzip. Ebenso sieht es eine Zerrüttungsvermutung vor, Art. 600 
                                                 
803
 U.S. Embassy of Eritrea: Procedures for Work permits in Eritrea. 
http://eritrea.usembassy.gov/uploads/images/5OrNKc7eg7Wo8ksUtBKDtA/Procedures_for_Work_and_Residen
cy.pdf , Seite 4 / 7, (aufgerufen Februar 2016). 
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Abs. 2 EZGB, wenn die Ehegatten länger als ein Jahr nicht mehr in ehelicher 
Gemeinschaft leben und auch nicht erwartet werden kann, dass diese wieder 
begründet wird. Art. 600 Abs. 2 EZGB ist mit dem deutschen § 1566 BGB nahezu 
identisch. Aus der Vergleichbarkeit der Vorschriften kann kein Verstoß gegen den 
deutschen ordre public abgeleitet werden, wenn ein deutsches Gericht eine Scheidung 
nach eritreischen Recht vornimmt, Art. 12 Rom III-VO. Andere Gründe, die gegen eine 
Anwendung einer Scheidung nach eritreischem Recht vor einem deutschen Gericht 
sprechen, sind nicht ersichtlich.  
 
e. Schariarecht und zivilrechtliches Scheidungsmonopol 
Das Scheidungsmonopol oder die letzte Kontrolle der Ehescheidung liegt in Eritrea 
beim Staat. Fraglich ist allerdings, ob dieses Scheidungsmonopol auch tatsächlich 
umgesetzt oder durchgesetzt wird. Wie bereits ausgeführt wurde, gibt es in Eritrea 
auch Schariagerichte bei den Zivilgerichten, die auch familienrechtliche Streitigkeiten 
klären. Wenn also vor einem Schariagericht die zivilrechtlich unzulässige aber 
religionsrechtlich erlaubte Verstoßung oder einvernehmliche Scheidung 
ausgesprochen wird, stellt sich die Frage, ob das Schariagericht mit Verweis auf das 
EZGB der Verstoßung widerspricht und die Ehescheidung nur nach den vom 
Zivilgesetz vorgegeben Gründen vollzieht oder aber die Verstoßung legitimiert. Die 
Frage stellt sich insbesondere deshalb, da das EZGB keine Sanktionsmechanismen 
kennt, wenn die zivilrechtlichen Ehescheidungsvorschriften nicht eingehalten werden. 
Zwar kann argumentiert werden, dass eine nach Schariarecht geschiedene Ehe gegen 
das EZGB verstößt und deshalb nicht als geschieden angesehen werden kann. Wird 
diese Scheidung aber durch Erklärung der Familienschlichter gegenüber dem 
Zivilstandsbeamten im Eheregister aufgenommen, Art. 70 EZGB, ist das Eheregister 
zwar falsch, erbringt aber immer noch den Statusnachweis nach Art. 42 EZGB und 
weist die Ehe bis zum Beweis des Gegenteils als geschieden aus. 
 
4. Nichteheliche Lebensgemeinschaft („Cohabitation Without 
Marriage“) 
Nach dem eritreischen Familienrecht können auch gegenseitige Ansprüche aus einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft („cohabitation without marriage“) nach Art 620 
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EZGB erwachsen, wenn zwei Personen (Mann und Frau),804 für mindestens fünf Jahre 
in ehelicher Art und Weise zusammengelebt haben und diese Beziehung beendet 
wurde. Das Gericht kann auf Antrag dem anderen Lebenspartner entsprechend der 
unterhaltsrechtlichen Vorschriften, die für Ehegatten gelten, einen Unterhaltsanspruch 
zugestehen. Unter denselben Voraussetzungen kann das Gericht auch einem Partner 
bis zu einem Viertel des Vermögens, das dem anderen Partner gehört, zusprechen. 
Hierbei hat das Gericht insbesondere zu berücksichtigen, ob dieses Vermögen durch 
gemeinsame Anstrengungen der Lebenspartner erwirtschaftet wurde oder ob der 
beantragende Partner aufgrund der Lebenspartnerschaft nicht in der Lage war, 
eigenes Vermögen zu erwirtschaften, Art. 621 EZGB. Diese Regelung entspricht der 
für Ehegatten geltenden Regelung der Aufteilung von personal property des Art. 618 
Abs. 1 und Abs. 3 EZGB. Danach kann dem anderen Ehegatten im Rahmen einer 
Scheidung unter denselben Voraussetzungen bis zu einem Viertel des persönlichen 
Vermögens des anderen Ehegatten zugesprochen werden. Eine vergleichbare 
Regelung für die Aufteilung von common property wird für Lebenspartnerschaften nicht 
getroffen. 
 
Auch im Falle des Todes eines Lebenspartners in einer Beziehung, die länger als fünf 
Jahre angedauert hat, kann das Gericht, wenn es dies aus den ihm dargelegten 
Gründen als angemessen ansieht, auf Antrag des überlebenden Partners diesem 
dieselben Rechte der Erbfolge („rights of succession“) zusprechen, wie sie für einen 
überlebenden Ehegatten gelten, Art 622 EZGB. 
 
5. Schwierigkeiten der Feststellung der wirksamen 
Eheschließung oder Ehescheidung vor einem deutschen 
Gericht 
Hat sich ein deutsches Gericht mit der Fragestellung zu befassen, ob eine Ehe in 
Eritrea wirksame geschlossen oder rechtskräftig geschieden wurde, sind hierfür 
entsprechende Urkunden vorzulegen. Infrage kommen die Heiratsurkunde und das 
                                                 
804
 Art. 620 EZGB besagt nicht ausdrücklich, dass es sich hierbei um Mann und Frau handelt. Dies ergibt sich 
aber aus der Tatsache, dass das eritreische Familienrecht gleichgeschlechtliche Lebensformen nicht kennt und 
auch homosexuelle Handlungen nach Art. 310 EStGB unter Strafe stellt. 
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rechtskräftige Scheidungsurteil, das mit Randvermerk auf der Heiratsurkunde 
vermerkt werden kann.805 Die Prüfung auf Richtigkeit der vorgelegten Dokumente wird 
vor Ort durch die jeweilige Auslandsvertretung, also durch die Deutsche Botschaft in 
Asmara vorgenommen.  
 
Schwierigkeiten für den Nachweis der Eheschließung oder Ehescheidung entstehen, 
wenn Dokumente fehlen. Religiöse Hochzeiten (religiöse Heiratsurkunde) sind offiziell 
zu registrieren. Da religiöse Dokumente keinen Identitätsnachweis darstellen, sollte 
die religiös geschlossene Ehe auch offiziell beurkundet werden. Offizielle 
Personenstandsurkunden (civil status documents) sind in Eritrea A4 
Computerausdrucke mit Unterschrift und Siegel.806 Fehlende Nachweise können über 
die Botschaft beantragt werden. Die Botschaft selbst stellt diese Dokumente (civil 
status documents) nicht aus, es kann ein Vertreter beauftragt werden, der diese 
Dokumente bei der Verwaltung am jeweiligen ehemaligen Wohnort beantragt.807 Bei 
einer legalen Ausreise stellt dies in der Regel kein Problem dar. Allerdings wird ein 
Flüchtling in der Regel seine Ausreise vorher nicht bei offiziellen Stellen beantragt 
haben, was in Eritrea für eine legale Ausreise erforderlich ist. Der Grund dafür sind die 
Anforderungen, die die Regierung an den Ausreiseantragenden stellt.808 Zudem gibt 
ein Flüchtling gegenüber der Botschaft des Heimatlandes offen zu erkennen, dass er 
möglicherweise illegal das Land verlassen und damit eine Straftat nach eritreischem 
Recht begangen hat, die mit Gefängnisstrafe von bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe 
geahndet809 werden kann. 
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 Vgl. OLG Dresden, Leitfaden für Eritrea (Staat Eritrea). Stand: April 2008, 
https://justiz.sachsen.de/olg/download/Eritrea.pdf. 
806
 EASO, S. 55. 
807
 EASO, S. 55. 
808
 Vgl. zu näheren Ausführungen: EASO, S. 52 ff. 
809
 Vgl. Art. 29 Abs. 2, 2. Halbsatz i.V.m. Art. 11 PROCLAMATION NO. 24 1992 ISSUED TO REGULATE 
THE ISSUING OF TRAVEL DOCUMENTS, ENTRY AND EXIT VISA FROM EIRTREA, AND TO 
CONTROL RESIDENCE PERMITS OF FOREIGNERS IN ERITREA. http://www.refworld.org/cgi-
bin/texis/vtx/rwmain/opendocpdf.pdf?reldoc=y&docid=54c0d9d44 (aufgerufen November 2016). 
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D. Schluss 
Die Rom III-VO führt unter den teilnehmenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
zur Vereinheitlichung des Ehescheidungs- und Trennungsrechts von Mann und Frau. 
Sie lässt in diesen Staaten nicht nur mitgliedstaatliches Recht, sondern auch das 
Recht der nicht an der Verordnung teilnehmenden Mitgliedstaaten und von Drittstaaten 
zur Anwendung kommen. Der Anwendung dieses zum Teil fremden Rechts kommt bei 
erster Betrachtung eine Anwendungstoleranz zu, denn nicht jedes Recht basiert auf 
denselben Prinzipien, Werten oder Traditionen. Diese Toleranz findet jedoch ihre 
Grenzen in der Möglichkeit der Rechtswahlvereinbarung und in den Art. 10 und 12 der 
Rom III-VO. Das neu eingeführte und die Parteiautonomie der Eheleute stärkende 
Recht der Rechtswahl ermöglicht eine eingeschränkte Wahl des Scheidungsrechts. 
Nicht jedes Recht ist für die Eheleute wählbar, sondern nur das Recht, zu dem ein 
Bezug in Form des aktuellen oder vormaligen gewöhnlichen Aufenthalts oder der 
Staatsangehörigkeit besteht. Die Grenzen, die Art. 10 und 12 Rom III-VO ziehen, 
werden durch Grundrechte, die zum europäischen Wertekanon gehören, gebildet. Art. 
10 Rom III-VO schließt die Anwendung des fremden Rechts vollständig aus, sofern es 
geschlechtsdiskriminierend ist und einen der Ehegatten ungleich behandelt, was den 
Zugang zur Ehescheidung oder Trennung betrifft. Eine Ungleichbehandlung zwischen 
Männern und Frauen widerspricht dem Verbot der geschlechtlichen Diskriminierung 
nach Art. 21 Abs. 1 Grundrechtcharta und wesentlichen Bestimmungen der Verträge 
wie Art. 2 EUV und Art. 67 AEUV. Um einer solchen Ungleichbehandlung 
entgegenzutreten, haben nach Art. 8 AEUV die Organe der Europäischen Union810 die 
Pflicht, die Gleichstellung zwischen Männern und Frauen zu berücksichtigen und zu 
fördern.811 Zudem zielt die Europäische Union nach Art. 10 AEUV bei der Durchführung 
ihrer Politik darauf ab, Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts zu bekämpfen. 
Auch wenn Art. 8 und 10 AEUV den Organen der Europäischen Union keine 
Kompetenztitel übertragen, werden die Organe aber aufgefordert, die Vorgaben von 
Art. 8 und 10 AEUV in ihrem Handeln zu beachten.812 Im Rahmen des legislativen 
Handelns ergibt sich daraus die Notwendigkeit, eine Klausel wie Art. 10 Rom III-VO 
aufzunehmen. Das einseitige Verstoßungsrecht stellt beispielsweise eine Verletzung 
des Verbots der Nichtdiskriminierung (Art. 21 Grundrechtcharta) und der Gleichheit 
                                                 
810
 GKK, Kotzur, Art. 8 AEUV, Rn. 3; Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 8 AEUV, Rn. 4. 
811
 Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 8 AEUV, Rn. 4. 
812
 Calliess/ Ruffert, Rossi, Art. 10 AEUV, Rn. 1 ff. 
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von Frauen und Männern (Art. 2 EUV) dar. Die Achtung der Grundrechte im Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, den die Europäische Union nach Art. 67 Abs. 
1 AEUV bildet, begründet sowohl die Notwendigkeit, diesen Raum vor 
grundrechtsschädigender Rechtsanwendung ausländischen Rechts zu schützen als 
auch die Verpflichtung zur Abwehr von grundrechtsverletzendem ausländischen 
Recht. Ließe man zu, dass grundrechtsverletzendes ausländisches Recht dennoch 
akzeptiert würde, würde dies den Grundrechtsschutz innerhalb der Europäischen 
Union aushöhlen und das Werteverständnis der Europäischen Union selbst in Frage 
stellen. Für die Abwehr von Grundrechtsbeeinträchtigungen ist es deshalb erforderlich, 
ausländisches Sachrecht auszugrenzen, selbst wenn es sich dabei um das nach der 
Rom III-VO anzuwenden Recht handelt. Es widerspricht dem Raum des Rechts, wenn 
ausländisches Recht zur Anwendung kommt, dass den Prinzipien und Werten des 
Raums widerspricht. Eine Toleranz in der Anwendung ausländischen Rechts, das zur 
Grundrechtsverletzung führt, kann nicht hingenommen werden. Der Schutz der 
Grundrechte ist höher zu bewerten als der Schutz ausländischen Rechts, das den 
Grundrechten widerspricht. Der Ausschluss des ausländischen Sachrechts 
widerspricht auch nicht dem kulturellen Förderungsprinzip der Europäischen Union in 
der Zusammenarbeit mit dritten Ländern, Art. 167 Abs. 3 AEUV. Der Kulturbegriff 
selbst ist in den Verträgen nicht definiert, er ist aber in seiner Ausprägung weit zu 
fassen.813 Die Präambel des EUV verweist in Absatz 2 auf das kulturelle Erbe Europas, 
zu dem auch das religiöse Erbe814 und das rechtskulturelle Erbe der europäischen 
Mitgliedstaaten815 gehört. Wendet man diesen weiten Kulturbegriff auch auf die Kultur 
eines Drittstaates an, so wird auch das religiöse und rechtskulturelles Erbe des 
Drittstaates mitumfasst.816 Die Nichtanwendung der daraus resultierenden 
Rechtskultur kann einen Widerspruch zum Förderungsprinzip der Kultur gegenüber 
Drittstaaten begründen. Der Widerspruch wird aber dadurch beseitigt, dass die 
Absätze 2 und 4 der Präambel zum EUV gleichzeitig die Werte der unverletzlichen und 
unveräußerlichen Rechte des Menschen, der Gleichheit und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten hervorheben, die die Basis des Werte- und 
Rechtsverständnisses der Europäischen Union bilden. Die Förderung einer 
                                                 
813
 Vgl. Vedder/Heintschel von Heinegg, Vedder, Art. 167 AEUV, Rn. 6; GKK, Kotzur, Art. 167 AEUV, Rn. 4f. 
814
 GKK, Kotzur, Art. 167 AEUV, Rn. 3; so auch Vedder/Heintschel von Heinegg, Vedder, Art. 167 AEUV, Rn. 
4. 
815
 Häberle, S. 108. 
816
 So auch Häberle, S. 108 und 489ff. 
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Rechtskultur oder Tradition eines dritten Landes, die diesen Grundsätzen widerspricht, 
führt dazu, dass die Union selbst ihren Grundsätzen und Werten zuwiderhandelt. Aus 
diesem Grund kann eine Förderung ausländischer Rechtskultur und Tradition nicht 
erfolgen, solange sie den Werten und dem Rechtsverständnis der Europäischen Union 
widerspricht. Europäische Kulturpolitik hat auch die Aufgabe, die eigenen Werte und 
die ihrer Mitgliedstaaten zu schützen.817 Die Förderung einer ausländischen 
Rechtskultur und Tradition kann immer nur soweit erfolgen, soweit sie nicht den 
Werten und dem Rechtsverständnis der Europäischen Union widerspricht. Art. 10 Rom 
III-VO stellt eine Ausprägung dieses Gedankens dar, der ausländisches Recht, das 
nicht in Einklang mit den europäischen Werten und dem europäischen 
Kulturverständnis zu bringen ist, von seiner Anwendung auszuschließt. Die Toleranz 
gegenüber der Anwendung ausländischen Rechts endet unter der Maßgabe des Art. 
4 Rom III-VO dort, wo die Anwendung ausländischen Rechts 
geschlechtsdiskriminierend den gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes verhindert, Art. 10 Rom III-VO. Der 
Anwendungsausschluss des nach der Rom III-VO berufenen ausländischen 
Sachrechts basiert auf dem Schutz des Grundrechts der Gleichbehandlung von Mann 
und Frau und ist ein wesentlicher Bestandteil der Europäischen Verträge und Teil der 
Ratio der Rom III-VO. Die Abwehr geschlechtsdiskriminierenden Rechts dient 
innerhalb des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts dazu, seinen Bürgern 
einen Raum zu sichern und zu schützen, indem ein Vertrauen auf den Schutz des 
erreichten Besitzstandes der Europäischen Union, seiner Werte und Grundrechte 
gewährleistet wird.   
 
Im Gegensatz zu Art. 10 Rom III-VO, belässt es Art. 12 Rom III-VO bei der Anwendung 
ausländischen Sachrechts und schließt jeweils nur diejenigen Normen von der 
Anwendung aus, die gegen den ordre public des Staates des angerufenen Gerichts 
verstoßen.  
 
Die Einschränkungen, die sich aus Art. 10 Rom III-VO ergeben, führen bei der 
Anwendung ausländischen Rechts im Wesentlichen dazu, dass Rechtsordnungen, die 
nur einem Ehegatten ein Scheidungsrecht zusprechen zwar von der Verordnung 
                                                 
817
 So auch Nettesheim, JZ 2002, 157, 161; Calliess/ Ruffert, Blanke, Art. 167 AEUV, Rn. 5. 
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umfasst werden, in der Anwendung jedoch ausgeschlossen sind. Art. 12 Rom III-VO 
schließt hingegen die berufene ausländische Sachnorm aus, wenn ihre Anwendung 
mit dem ordre public des Staates des angerufenen Gerichts offensichtlich unvereinbar 
ist. Dies ist in Deutschland insbesondere bei Privatscheidungen der Fall. 
 
Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem Urteil vom 20.12.2017818 
Privatscheidungen aus dem sachlichen Geltungsbereich der Rom III-VO 
ausgenommen. Dies trifft nicht nur Scheidungen aus Rechtsordnungen mit islamischer 
Rechtstradition, sondern auch mosaische Scheidungen. Zudem führt diese 
Entscheidung zu einer erneuten Zergliederung des europäischen Scheidungsrechts, 
da ein Ausschluss von Privatscheidungen ebenso über eine Einbeziehung dieser 
Scheidungsform unter den sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung durch die 
Art. 10 und 12 Rom III-VO hätte erzielt werden können. 
 
Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs führte zu einer Regelungslücke im 
deutschen Kollisionsrecht. Der deutsche Gesetzgeber ging bis zu dem Urteil von der 
Einbeziehung der Privatscheidung unter die Rom III-VO aus.819 Die aufgrund des 
Urteils des Europäischen Gerichtshofs entstandene Regelungslücke hat der deutsche 
Gesetzgeber mit der Neuregelung des Art. 17 EGBGB820 geschlossen. Zwar besteht 
nach dem neugeschaffenen Kollisionsrecht die Möglichkeit, dass auch 
Privatscheidungen, die auf europäischer Ebene seit dem Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs ausgeschlossen sind, vor ein deutsches Gericht kommen können. Aber 
die Neufassung des Art. 17 Abs. 2 Ziffer 5 EGBGB lässt statt der Art. 10 und 12 Rom 
III-VO den deutschen ordre public Vorbehalt nach Art. 6 EGBGB zur Anwendung 
kommen. Da auch nach deutschem Recht Privatscheidungen ausgeschlossen sind 
und auch Art. 17 Abs. 3 EGBGB eine Scheidung in Deutschland nur durch ein Gericht 
zulässt, kommt auch nach der Neufassung des Art. 17 EGBGB in Deutschland nur die 
Scheidung durch ein Gericht in Betracht.  
 
                                                 
818
 EuGH, Urteil vom 20.12. 2017 – C – 372/16 (Sahyouni/Mamisch), Rn. 48, 49, unter: 
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198045&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst
&dir=&occ=first&part=1&cid=3431986 (aufgerufen April 2019). 
819
 Vgl. BT-Drs. Nr. 17/11049 v. 17.10.2012, S. 8, unter: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711049.pdf (aufgerufen April 2019). 
820
 Art. 17 EGBGB in der Fassung aufgrund des Gesetzes zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts vom 17.12.2018 (BGBl. I S. 2573), in Kraft getreten am 
29.01.2019. 
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Im Zusammenhang mit der Flüchtlingssituation in Deutschland wurde dieses Ergebnis 
anhand des Eherechts der Länder Syrien, Afghanistan und Eritrea unter der 
Anwendung der Rom III-VO ermittelt. Bei diesen drei Ländern handelt es sich um 
Staaten, aus denen in den Jahren 2015 - 2018 ein Großteil der Flüchtlinge nach 
Deutschland kam. In der Arbeit wurden Möglichkeiten aufgezeigt, wie es im Rahmen 
der Rom III-VO zur Anwendung des jeweiligen Sachrechts der Länder auf die 
Ehescheidung kommen kann. Das jeweils nationale Eheschließungs- und 
Ehescheidungsrecht wurde detailliert dargestellt und dessen Vereinbarkeit mit dem 
Anwendungsbereich der Rom III-VO geprüft. Die Vereinbarkeitsprüfung hat zu 
folgenden Ergebnissen geführt: 
 
1. Arabische Republik Syrien 
Das syrische Eheschließungs- und Ehescheidungsrecht basiert auf kodifiziertem 
Recht schariarechtlicher Prägung. Dem Ehemann wird eine dominierende Position 
gegenüber der Ehefrau eingeräumt. Kennzeichen hierfür ist unter anderem das 
einseitige Scheidungsrecht der Verstoßung der Ehefrau, talāq, für die es keiner 
Gründe bedarf. Ein talāq nach syrischem Recht ist eine Form der Privatscheidung. 
Eine behördliche oder gerichtliche Einbindung ist für die Wirksamkeit dieser 
Scheidungsform nicht notwendig. Ein vergleichbares Scheidungsrecht steht der 
Ehefrau nicht zur Verfügung. Das Scheidungsrecht der Frau ist limitiert. So kann sie 
ihren Ehemann nur verstoßen, wenn ihr der Ehemann das Recht hierzu eingeräumt 
hat. Ansonsten bleibt der Ehefrau nur die Möglichkeit sich mittels einvernehmlicher 
Scheidung, mukhāla’a, oder mittels einer gerichtlichen Scheidung, die auf vordefinierte 
Scheidungsgründe gestützt werden muss, tafrīq, scheiden zu lassen. Das einseitige 
Verstoßungsrecht des Mannes stellt eine geschlechtsbezogene Diskriminierung der 
Ehefrau dar und steht im Widerspruch zu Art. 33 der syrischen Verfassung von 2012. 
Art. 33 verbietet die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Eine Reform des PSG 
ist dennoch bisher nicht erfolgt.  
 
Die Prüfung des syrischen Scheidungsrechts ergibt, dass Privatscheidungen, wie talāq 
oder mukhāla’a, aufgrund der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs nicht in 
den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO fallen. Selbst wenn die 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs anders ausgefallen wäre und die 
Privatscheidung unter den sachlichen Anwendungsbereich gefallen wäre, hätte dies 
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zu keinem anderen Ergebnis geführt. Bei talāq hätte sich die Unvereinbarkeit aus Art. 
10 Rom III-VO ergeben, wenn man von einer abstrakten Ungleichbehandlung des 
Zugangs zur Ehescheidung ausgeht. Selbst wenn Art. 10 Rom III-VO die konkrete 
Ungleichbehandlung als Voraussetzung für die Anwendungssperre des nach der Rom 
III-VO berufenen Rechts vorsehen würde, wäre ein talāq aufgrund des 
Scheidungsmonopols des Staates, § 1564 Satz 1 BGB i.V.m. Art. 17 Abs. 2 EGBGB 
a.F., und damit am ordre public nach Art. 12 Rom III-VO ausgeschlossen gewesen. 
Dasselbe gilt für die Anwendung der privatrechtlichen einvernehmlichen Scheidung, 
mukhāla’a. 
 
Auch die Neuregelung des Art. 17 EGBGB verändert dieses Ergebnis nicht. 
Privatscheidungen sind aufgrund des Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. in Verbindung mit 
Art. 6 EGBGB und § 1564 Satz 1 BGB unzulässig. Ehen können in Deutschland nur 
durch Gericht geschieden werden. 
 
Die Prüfung der gerichtlichen Scheidungsgründe hat ergeben, dass diese im 
Anwendungsbereich der Rom III-VO in Deutschland zur Anwendung gelangen können. 
 
2. Afghanistan 
Das afghanische Scheidungsrecht hat seine Wurzeln im Schariarecht und wird nach 
der hanafitischen Lehre ausgelegt. Es ähnelt dem syrischen Scheidungsrecht und 
seine Vereinbarkeit mit der Rom III-VO kommt zu vergleichbaren Ergebnissen. 
 
Auch im afghanischen Ehescheidungsrecht nimmt der Ehemann eine dominierende 
Position gegenüber der Frau ein. Dem Ehemann wird mit dem Mittel der Verstoßung, 
talāq, ein umfassendes, außergerichtliches Scheidungsrecht an die Hand gegeben, 
das der Ehefrau im Gegenzug nur mit Befugnis des Ehemannes oder gar nicht zusteht. 
Die Ehefrau kann sich nur von ihrem Ehemann loskaufen, kholc, oder sich auf 
vordefinierte gerichtliche Scheidungsgründe stützen, tafrīq. Diese 
Ungleichbehandlung von Mann und Frau ist nicht mit dem in Art. 22 der afghanischen 
Verfassung garantierten Gleichheitsgrundsatz von Mann und Frau821 vereinbar. 
Dennoch wird diese, im Widerspruch zur Verfassung stehende, Scheidungsform 
                                                 
821
 Yassari/ Saboory, S. 13. 
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angewendet, ohne dass es zu einer Reform des Ehescheidungsrechts in Afghanistan 
gekommen ist. 
 
Die Vereinbarkeitsprüfung der einzelnen Scheidungsrechte nach afghanischem Recht 
ergibt, dass eine Privatscheidung, talāq oder kholc, aufgrund der Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs nicht in den sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-
VO fallen. Auch hier gilt, wie im syrischen Recht, dass auch eine anders ausgefallene 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs, die die Privatscheidungen unter den 
sachlichen Anwendungsbereich der Rom III-VO subsumiert hätte, zu keinem anderen 
Ergebnis geführt hätte. Bei talāq hätte sich die Unvereinbarkeit aus Art. 10 Rom III-VO 
ergeben, wenn man von einer abstrakten Prüfung des anzuwendenden Rechts für die 
Gewährung des gleichberechtigten Zugangs zur Ehescheidung ausgeht. Selbst wenn 
Art. 10 Rom III-VO die konkrete Ungleichbehandlung als Voraussetzung für die 
Anwendungssperre des berufenen Rechts vorsehen würde, wäre ein talāq bei einer 
Anwendung in Deutschland aufgrund des Scheidungsmonopols des Staates, § 1564 
Satz 1 BGB i.V.m. Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F., und damit am ordre public nach Art. 12 
Rom III-VO ausgeschlossen gewesen. Gleiches gilt für die einvernehmliche 
Privatscheidung durch Scheidungsvereinbarung, kholc, in Deutschland, § 1564 Satz 1 
BGB i.V.m. Art. 17 Abs. 2 EGBGB a.F. und Art. 12 Rom III-VO. 
 
Die Neufassung des Art. 17 EGBGB führt zu keiner Veränderung dieses Ergebnisses. 
Privatscheidungen sind aufgrund des Art. 17 Abs. 3 EGBGB n.F. in Verbindung mit 
Art. 6 EGBGB und § 1564 Satz 1 BGB unzulässig. Ehen können in Deutschland nur 
durch Gericht geschieden werden. 
 
Gerichtliche Scheidungsgründe können dagegen im Geltungsbereich der Rom III-VO 
grundsätzlich angewandt werden. 
 
3. Eritrea 
Die Prüfung des eritreischen Rechts ergibt, dass die Ehe als Zivilehe, religiöse- oder 
Brauchtumsehe geschlossen werden kann. Die Ehescheidung unterliegt für alle 
Formen der Eheschließung einem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren. Das 
eritreische Scheidungsrecht steht beiden Ehegatten zu. Ein Verstoß gegen den 
gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung nach Art. 10 Rom III-VO scheidet daher 
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aus. Basis einer Scheidung bildet das Prinzip der Zerrüttung der Ehe. Die 
Ausgestaltung ist dem deutschen Recht sehr ähnlich. Die Vergleichbarkeit beider 
Rechtssysteme bietet keinen Raum für einen Verstoß nach Art. 12 Rom III-VO.  
Eritreisches Scheidungsrecht kann unter der Rom III-VO zur Anwendung kommen.  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Rom III-VO unterschiedliche 
Rechtsordnungen, die auf verschiedenen Traditionen und Werten gründen, zur 
Anwendung kommen lässt. Lediglich diejenigen Scheidungsarten, die einen Ehegatten 
aufgrund seines Geschlechts am gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung 
hindern oder die rein privater Natur sind und nicht durch den Staat vorgenommen 
werden, scheitern an Art. 10 und 12 Rom III-VO. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die 
Anwendungstoleranz des ausländischen Rechts unter Art. 4 Rom III-VO immer dann, 
aber auch nur dann gegeben ist, wenn es sich um wesensähnliches oder gleiches 
Scheidungsrecht handelt. 
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